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n.'.der Spilise dieses Buch^ stehen die Naiiiea zweier 
Männer, deren erster Anregung dasselbe seine Entstehung 
verdankt, unter- deren Augen und thätiger Beihilfe 6S ge- 
wachsen ist und deren objectives, scharfes Urtheil es über- 
aJl begleitete, da zur Vorsicht gemahnend/ wo der Eifer des 
Eorsiehens zu . weit auf die Bahn der Vermuthüngen führen 
wollte. Möge: das Werk gelungen sein zu ihrer Ehre und 
denen idoht ohne Nutzen, die dem vaterländischen Rechte 
ihre Theilnahme widmeaul/ 

» Bei medncr Arbeit habe ich d)äs ganze Gewicht einer 
umiasaenden, gesehichtliehen Aufgabe fühlen gelernt. Bie 
Gerichtsverfassung greift in so verschiedene Verhältnisse des 
Lehens ein und wird von ihnen wiederum bestimmt y dasB 
kein erheblicheres: Moment der socialen,! oder politischen 
Entwickelung ausser. Acht gelassen werden d«rfte. Die in 
meinem Plaiid licgendö Barstellung . des gerichtlichen Ver- 
fahrens ! nöthigte mich auf die Entwiokeluiig des« Privatrechr 
tes ebenso aufmerksam zu< sein, wi<e die Gerichtsverfassung 
an sich itieioen Blick auf das Ständereeht und das Staate 
recht lenkte. An so weitreichender Aufgabe lernt man 
seine Geduld ..und seine Kräfte* ei^proben und wenn ich be- 
denke^ wie i oft es Zufälligkeiten waren, die midh zu einer 
einzelnen Combination, zur sPührung dieses oder jenes ^ Be- 
weises in. den • Stand, setzten, • so überkommt midi ein tiefes 
Gefühl, von Bescheidenheit und der Gedanke verläsöt mich 
nicht) idass auch bei meinen selbst gewissenhaft begründeteli 
R^söltaOen, "^o'sieneu sind, neuere Forschung manches 
Bedenken zu Tilge .fördern und die Dinge iü andeirem Lichte 
zeigen wird, Als« i in. 'Welchem ich sie Örbliokt habe. iNur die 
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aufrichtige üeberzeugung, dass aller Forscliuiig Zweck ist 
zu lernen und richtig zu erkennen, hebt über diese Furcht 
hinweg und wenn ich nur einen Funken jenes leider so 
häufigen Ehrgeizes in mir wüsste, dass ich schriebe, um 
Recht zu haben und mit- pßMWiL yardiensten zu prahlen, 
ich würde sicherlich nicnt dxis Gearange derer vermehren, 
die täglich dem literarischen Markte zuströmen. Was ich 
also vor allen Dingen erwarte ist Berichtigung, wo meme 
Meinung irvte^, Vervollfitändigimg^ - wo ' meine Sidudien Lüolfen 
lies^n. 

Dennodh ßtehe ieh nicht an für mich selbst die gegen- 
wärtige Arbeit ) als eine resnltatvolle zu beaeidinein. Der 
hauptsächliche* Werth einer Forschung besteht in ihrer 
Frucht &ai die eigene Erkenntliiss. Diese meina > Brkennt- 
niss habe ieh gefördert in wichtigen ' Punkten;. ' Stetft be- 
schäftigte' inich der ^Gedanke, worin ei¥ deinen Qrnnd haben 
möchte, dass gerade die beiden Majrken des .deutsoheii Räi- 
ches», nämlidi die in Bk^amdenbürg und in Oesiterreieh , die 
Oi^undkgO' der grossesten- uhd niäehtigsten; deutseben Staa- 
ten gewotd6n sind. Ich fühlte dunkel , aJi^er erkaimtcl iiiebt 
bestimmt) dassi in der markgrälflioben Gewalt, eine grösäerb 
:TTtebkiraft zut'politischcF Selbi^äiidigkeü und scbHesslich izur 
violleti Sou^^räinität, liegen muäste «als' in den übrigbn Reiohs- 
ämtem. Jetzt glaube ich^' obwol^ ich in der Gerlihtsgewalt 
mir einen. Th^il'drt^ Landeshoheit,, aber, ein^t'i^r wichti- 
gen, keinnen gelörnt habe^ darüber kioo-dr zti- sein als ehe- 
dem;., Möge> der Leser nttheüen, ob er 'inetnicir Auffassung 
.beistiikunein kton. . . i : >> 

Schon in diesem a\lgemeineii, stiaatsreohtlieben Fniula- 
mente liegt' ■ die Rechtfertigung daüur, dass ich die Geriofats- 
verfassimg. i^erade der Mank Brandenburg izüm Gegenstand 
meinler Arbeiten. machte. Hinzu kommt noch, dass in den 
Verhältnissen der. Mark Brandenburg auf deiir einen y nnd 
Westfalens- auf ider anderen Seite- die. practisoke Grundlage 
fün die Nachriohtea des wichtig8ten«Bechtsbu(ihes,'dßs Saeh- 
seiisp(egel)S,-'erbliiickt werden muss. Eine tief eindringende 
BrkenAtniss in das iRecht und. die Geschichte der Mark 



Braudenborg ist ^as ' wei^entliche Complement für di^ fiin- 
aidit in die Bedeutimg des Sachsenspiegels, fär die Über- 
zeugung davon, was darin auf practischer Anschauung, was 
auf blosser Abstraction, oder älterer üeberlieferung beruhte. 

Endlich will ich einen individuellen Grund nicht ver- 
schweigen. Ich selbst gehöre durch Oeburt und Brziehuüg 
der Mark Brandenburg an, ich kenne das Volk ääAti und 
habe seine derbe, aber charactervolle Weilse lieb.. Es ist 
stets nützlich selbst gelehrte Studien auf eineri Gegen Jrtand 
zu riehten, mit dem man durch die Länge des Lebens ver- 
traut geworden ist. 

Der Zusammenklang aller dieser G^ründe Hess mich 
daher mit Begierde einen Antrag annehmen , ' welchen' Die- 
jenigen, denen das Buch gewidmet ist, an mich richteten- 
Der nächste Zweck war dabei , dass ich fiir eine queÜen- 
mässige Geschichte des Kammergerichis die ältere , mäk*ki- 
sche Gerichtsverfassung in einer Einleitung darstellen sollte. 
Mit Eifer drai^ ich in das umfangreiche Quellenmaterial 
eiti und der Stoff wuchs unter meinen Händen so, dass ich 
in diesem besonderen Werke eine ausführlichere Darstellung 
des ganzen, -gerichtliehen Baues unternehnien durfte.' Meine 
Anftraggebier haben ^tig die Eribaubniss ertheilt auf diesfe 
Weiee fiir mich äu verwenden-, was ihrem Unternehmen 
dienen sollte. Daraus erwuchst indesöen ein^ ■Binschräiikung 
meiner gegenwärtigen Darstellung. ' i w 

Für die Oesehichte des berliner Katnmergeriöhtes ikt 
es meine Aufgabe die Entstehung desselben und seine äller- 
älteste Einrichtung während des 15. Jahrhunderts zu' enü- 
wickeln. Waö sich also hierauf bezieht, wird in der bald 
erscheinenden Geschichte deis Kammergerichts von mir'dai^- 
gestellt und' musst^ deshalb in diesem Werkö, weüh aucfe 
nicht ausgesöhlossen , so doch mit dner' gewissen BegreÄ- 
55ung behandelt werden. . . 

Welches: Material meiner Arbeit ''zu Grunde 'liegt', ik 
ttberflttssig zu sagen. Es sind die bekannten Ürkunden- 
sammlungen' in den verschiedenen Werken von Öerckeii, 
von Ludewig, Von Raumer, Riedel, ' Kiödeuj Fidicin und 
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von Ledebur (neues und altes Archiv für preuss. Gesohiohte) 
u. A. Da ich. überall genau anführe, worauf ich mich stütze, 
so brauche ich. hier eine weitläufige Aufzählung nicht zu 
geben. 

Die genannten Editionen erfüllen freilich nicht immer 
die Anfprdeirungen , welche man an eine kritische Ausgabe 
vop Quellente?ten stellen muss, und ich war deshalb genö- 
.thigt mehrfach Zwfifel zu hegen, oder Berichtigungen vorzu- 
nehmen. . -Dies gilt auch von Riedels Codex diplomaticus 
Br^ndenburgensis, der sonst durch die Reichhaltigkeit seine« 
Werkes und die Energie, mit der er dasselbe durchgeführt, 
einen gerechten Anspruch auf ^en Dank aller Forscher auf 
märkischem. Gebiete erworben hat. . 

Im Verlaufe meiner Arbeit habe ich von Riedels An- 
sichten, die er in seiner Beschreibung der Marie , Branden- 
burg um das Jahr 1250 angestellt hat, abweichen müssen. 
Um so mehr halte ich mich für verpflichtet meine Bewun- 
derung füll ^en Fleiss und die Gelehrsamkeit sowie für den 
im Allgemeinen gebunden Blick nicht zu., verhehlen, die Rie- 
del i^ jenem Buche bewiesen hat, . 

Von ungedruckten. Quellen, die ich sämtlich . der «gütigen 
Verwendung 4ea Herra Präsidenten von. Str^mpff verdankfe, 
}i^be ich namentlich benutzt das perleberger Rothe Bueh 
v.o,nJL480, welcjj^es 386 PoKorSpiteii umfassend, die vor dem 
Rathe der Stadt geschlossenen Verträge, Vergleiche und 
jdergl. enthält. Die im Ganzien nichiisiehr in'« Gewicht fal- 
lende Ausbeute für die G^richtsverfaspuög wird erst im zwei- 
ten Bande gegenwärtigen Buchen zii Tage, treten. Ferner 
hjabe ich den ersten Band der brandenbui^er SchöflFensprüche 
(683 Folien, Urkunden von 1430 bis 1533. enthaltend) ein- 
gesehen. Aus dem, 15. Jahrhundert hat. derselbe zwar nur 
3 unwesentliche Schriftstücke , schätzbares . Material aber, 
wie ebenfalls der zweite Band des Buches zeigen wird, für 
die Geschichte des Verfahrens un4 die Rezeption des rö- 
mischen Re^htSp . Deshalb habe icl^, obwol die meisten jener 
Urkunden .über das 15. Jahrhundert, die Grenze, die ich 
ffpj: gestecht habe,; hinauslagen, sie deiinoch einer genaueren 
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Prüfling unterzogen. Wie ich h&ce; ist Professor Dr« Hellter in 
Brandenbui^ mit BegistFierimg sämtlicher Acten des bran- 
denbnrger äehöffenstuhlesy die> eine ansehnliche Beihe von 
fV>liobänden repräsentieren ^ beschäftigt und wird dadurch 
eine reichliche Qudle deutschen. Rechtes um YielSes zugäng- 
licher machen. 

Von ungedruckten Manftöciipten habe ich manche der 
Yergleichung halber vor Augen gehabt, 4ie m Riedels* Co- 
dex diplomaticus schon gedruckt sind.* 

Zur Literatur gehörig kam mir zu Hand eine unge- 
druckte Geschichte 4er Sitadt Neu-Ruppig von Campe? • Dem 
mir befreundeten Historienmaler Herrn Wilhelm Gentz vei'- 
danke ich die Einsicht in jene fleissige, umsichtige, kleine 
Arbeit, die ihren Werth nur dadurch schmälert, dass sie die 
Bew^ifinnÜtel^er .einzelnen B(^auptungen nicht vollständig 
genug angibt. Ferner bin ich wiederum durch die Güte des 
Herrn Präsidenten von StrampflF mit einer ungedruckten Ge- 
schichte der Gerichtsverfassung in der Mark Brandenburg und 
der höchsten Gerichtshöfe von Köhler bekannt geworden. Trotz 
der planlosen Anordnung und der oflFenbar nicht so ausge- 
dehnten Benutzung der Quellen, die auf Grund der neueren 
Editionen viel bekannter geworden sind, verdanke ich 
dem Buche, das in einzelnen Punkten einen klaren Blick 
bekundet, manche nützliche Anregung. 

Zum Schluss will ich mich noch nach einer Richtung 
hin rechtfertigen, in der mich vielleicht ein Tadel treflfen 
könnte. Ich habe es gescheut die Verhältnisse der an die 
Mark Brandenburg angrenzenden Länder Pommerns, Meklen- 
burgs, Sachsens, der Lausitz und des deutschen Ordenslan- 
des zur Parallele heranzuziehen. Meist ist es mir für die 
märkischen Verhältnisse nach meinem Dafärhalten gelungen 
den Beweis der wichtigeren Thatsachen zu erbringen. In 
solchem Falle waren Beweismomente aus anderen Territo- 
rien überflüssig. Wenn dagegen die märkischen Quellen ganz 
versagten, oder erhebliche Lücken Hessen, schien das Argu- 
ment, welches aus anderen Ländern, mit anderen allgemei- 
nen, politischen Verhältnissen entnommen werden konnte, 
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von höehst ^weifelbafleir Nalmt y so dass für die Sicherheit 
der Thatsache nicht viel gewonnen war. Später, wenn äie 
juristiscke Elrkenntniss Meklenburgs und Pommerns weiter 
voi^edrungen sein wird, mag im Detail vielleicht mit Hilfe 
der Yergleichung das eine oder andere Resultat noch zu 
erreichen sein. 

Der zweite Band dieses Werkes wird, da die Untersu- 
chung so gut wie geschlossen ist, etwa zu Ostern 1865 
erfolgen. 

Geachrieben Beriih den 23. Juli 1864. 



vaiKMUßE JULIUS Kümrs. 



I 



. t 



• ' ■ ' • . » * i ■ ' t 



t 



INHALT. 



/ . . : ' 



•• • . — ^ — '-'— • .' '■ i I 

•>: ,,ii . • .. ' SEITE. 

Einleitung l~22 

§. 1. Die Bedeatang'dei- .Ob^chtST^eKassung überhaupt und 

insbesondeije fUr Deutschland ,.,,...,, i 

§. 2. Von den allgeineinen geechichtlichen Yorausietzungen 

für die Bildung der märkischen Öerichtsverfassung . 8 



I ' 



( 



ERSTES BUCH. 

Allgemeiner Entwickelungsgang der Gerichtsverfassung 
in der Mark Brandenburg i . , . . . . . . . 23— S02 



•j 



1. CAPITEL. ' 

Das Amt und die landesherrliche Gewalt des Mark- 
grafen v.:,:-..- )•.•/• • • • • • 23-75 

§. 3. Die ersten Anfänge und der al]|[em^p Charakter des, 

markgräiSichen Amtes . . . . . . . . . . . . 23 

§.4. Die weitere Entwickelung des markgräfiichen Amtes, 
" intrbesondere das B^<ihten' b«! der ihatltgräfiichen Huld 36 

§. ö. Verschiedene AusichttBn' über ^6 Ghrtaiäik^en- deu Bidi- 

tens bei der markgräflichen Huld 54 

§. 6. Entwickelung des* markgrä^ic^en Amtes zur Landes- 
. /loneit « .'h • • I • •. • • • «... ■•'.ttf>«. i.x 

IL C^ITflfi, 

Yerhältniss der nittrkgriflieh^ Jurisdiction, zu Kaiser 

und Reich . . . . . . . . . * i. . , \ ^5—92 

§.7. Gerichtsoberherrlichkeit des Kai8«rs< . ..''. « . . 76 

§. 8. Territoriale Abschliessung der märkischen Jurisdiction 79 

§. 9. Verhältniss dc^ 'märkischen Justiz zu den westfölischen 

Femgerichten . • <u. ♦ . ♦ » . - . *■ ^\ ♦ /♦ ,. L *. 86 



INHALT. 



m. CAPITEL. 

* 8BITB. 

Die Anfänge einer Gerichtsorganisation in der Mark 92—156 

§. 10. Burggrafen und Vögte 92 

§.11. Die Yogteien i|^|i|i^^^^ ifrs^denburg lOl 

§. 12. Das Amt des Vogtes im Allgemeinen 134 

§. 13. Der Vogt in seiner Beziehung zur Justiz 143 

§. 14. Die ControUe der Vögte 152 



I . « 



1 * 



IV. CAPITEL. 

Terhältniss des Vogtgerichts zu den Dörfgerichten und 
zur ländliöTiCn Pdtfihioiiial-Juriädiötion . .' . . 156-175 
§. 15. Die Competenz der Dorfgerichte in der Vogtei . . .156 
§. 16. Die Patrimonialgerichtsbarkeit in den Dörfern . . .168 






• ■ I ■ ■ , i ■ 1 / . . ' ■ ; j . ■ . . ■ »..•■'* 



Verhältniss des Stadtgerichts zu dein Vogtgerichte . 1.75—197 

§. 17. -Die Städte als Theile der Vogtei und ihre allmählige 

Exemtion von dpr^ ^iir^dic^ion des Vogtes . . . .175 

§. 18. Andere Jurisdictionsprivilegien der Städte 19^3 



< 1 



VI. €APITEL. 

Verhältniss des 'Hbfgei-ichts zu dem' Yogtgerichte 197—224 
%. 19. Der Gerichtsstand der ,Ritterburtigen ....... 197 

§.,,20., Die {I^|;;«ricke,^VPgtd)9a.Hoft[erichl^ im 15 Jafirhundert 217 
§. ,pi , Exem^i^P) voa^ dj?p Hofgericbten .,,r . ..■ • .! - • 220 

: .'. L • t.vA ■'. YH- .CAPITEL.. ..,..,, i •, 

Persönliche Jurisdiction des Markgrafen . • j' i, . 225—246 

§. 22« Verhältniss des Markgrafen zu den Landesgerichten, 

besonders zum^Ööifeeri(At^ •.. 225 

•§..2^1 Die Entstehung des iKairaiergericlits . . i. . i< v. /. 299 

-. §. 24. Der Markgraf als Schiedsrichter . . . ..\ l\ . . 237 

§. 25. Der Mar]^raf..a0s PaBtei*; «..)....••.... 241 



) . I 



Von den Arten der Jurisdiction . . / : -. '. . 246—284 



INHALT. 

SEITE. 

§. 26. Die Civil- und Criminal-Jurisdiction 246 

§. 27. Von der Gerichtsbarkeit über Alode und Lehen . . 263 

§. 28. Weltliche und kirchliche Jurisdiction 272 

§. 29. Zusammenfassende Erklärung der Stelle im Landbuche 

von 1375 über die märkischen Gerichte 280 

IX. CAPITEL. 

Administration der Justiz in der Mark 283—302 

§. 30. Veräusserlichkeit und Vererblichkeit des Richteramtes 284 

§. 31. Anweisung des Richters auf die Amtsgefälle .... 292 

§. 32. Beginnende Scheidung des richterlichen Amtes von der 

Administration 300 



I I, . 



) . . 



Druckfehler, 

die der Leser vor der Leetüre des Baches berichtigeii wolle. 



S. 17 Z. 2 V. u. (Note 8) statt: an deren lies: anderen. 

S. 42 Z. 19 V. 0. statt: di lies: bL 

S. 48 Z. 11 V. 0. füge ein im Beginn der Zeile: 1. 

S« 62 Z. 20 V. o. (Note 50b.) statt: 44 lies: 446. 

S. 78 Z. 5 V. u. (Note 73) statt: Ssp. lies: Sp. 

S. 129 Z. 1 V. o. fällt weg: der. 

S. 144 Z. 17 V. u. statt: dass lies: das. 

S. 192 Z. 7 V. u. (Note 335) füge ein hinter C. D. Br.: L IV. 
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S. 243 letzte Zeile des Textes fallt weg: zu. 

S. 249 vorletzte Zeile (Note 411) statt: 242 lies: 342. 



.,f 



<ll 



.l'^*. I' .' 



I r • 






/ } } . I " ) 



•( > 



... M 



.;v^J 



. / 


:• .-7 :!■ 


f. 


j 


i 


I »:• • 


. > * 


• i / 


• 1 ! 

i 


t ' » 



1^ 






GESCHICHTE 



INBB 



GERICHTSYERFASSÜNG 



UND DES PBOZESSES 



IN DER MARK BRANDENBURG. 



». ' 



' ^ 



EINLEITUNG. 



Die Bedeutung der Gerichteverfassung überhaupt, insbeeondere 

fftr Deutschland. 

• ■ 

JL/as Reeht soll tiber die Glieder des Volkes herrschen und 
die Organe, durch welche jene Herrschaft sich vollzieht, 
sind die Gerichte. Sie erfüllen gewissermassen das Mittler- 
amt zwischen der abstracten Vorschrift des Gesetzes und 
den Bedürfhissen des Volkes. An der Schnelligkeit der 
Entscheidung^ an der Gunst, oder Ungunst derselben fiir ein 
bestimmtes Bedürfniss erkennt der Mann im Volk, ob das 
(besetz selbst seine Interessen befriedigt. 

Die Aufgabe der Gerichtsverfassung ist es die Gerichte 
selbst durch gehörige Einrichtung und durch ein gutes Ver- 
hiltnise unter eiBander in den Stand zu setzen, schnell^ 

■IhDIl, «BBICBTS -TBtFAIlim«. X 
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getren, mit möglic];i9t ^icb^r^i; yenljeidimg von Irrthümera 
die Befehle des GeleizasI aii ki& pt^Aü^dhe Leben des Vol- 
kes zu übertragen. 

Die Gerichtsverfassung .gibt dem einzelnen Gerichte 
seine Physiognomie , sie bestimmt die Besetzung desselben, 
die Weise und Ordnung s^er Thäti^|it^ |ie verthcdl^diurdi 
Cfni^'ete42^$0ehAft^ 4i* ^e/^d^\I(Jt^ 1 
weitien groÜeii. ^ • - ' ' '^ ■ ' I I I i > , »w 1 . , 

An diese Physiognomie des Gerichtes hält sich die Mei^e 
des Yolke»} fiR ^^^^f^ffi^^^yin^fB Bt<^fl^ f nnisst sie 
(wie an elliem^^Bäfoiilöte^), was nn Kechte selbst Gutes 
und Schlechtes ist, was eine Aenderung wtinschbar macht 
und wa^erl^dten E^.weijdeiijer^ept^ Pe^il «(bgeftra^n Vor- 
schriften des Gesetzes zu folgen, ist das Volk im Ganzen 
meist ausser Stande, aber es versteht leicht die im einzelnen 
Falle ergehenden Entscheidungen des Gerichts. 

So ist das Gericht in seiner besonderen Gestalt, oder ali- 
gemein ausgedrückt, die Gerichtsverfassung mit dem Verfah- 
ren vom gesamten ftji^&lsiebi^^dbk» Volkes der populärste 
Theil. Wenn irgend etwas in der rechtlichen Ordnung geändert 
wird, diejenigen Aenderungen, welche die Gerichtsverfassung 
betreffen, greifen am Tiefsten, eiD, werden von der Nation am 
Nachhaltigsten empfunden. Als in Deutschland, s\ch jenj 
feÖflMHü^ge tTm^älzapI^' ip de^ B.Qchtsanschiiüungen volf- 
zog, die wir die Reception des röriiischen Rechtes nennen, 
war es die Verfassung der unteren Land- und Stadtgerichte, 
di^. de^ e^hcdmisohen, deutselfteiii Obaracter din Läis^ieaM- 
wahrte und das grosseste Widerstreben sei^e gegen ftesidläai«' 
di0o)i0is Becht. Nur ganz allmählig inxd meitrti eriat spät im 
16« Jahrhundert; als längst im privaten und dffeaiflichea 
Rechte die Her^chaft rclmischer PriHoipien befestigt, war» 
schwiuadeaoi, die Schöffengerichte und ihre eigeoilhünüiehäi 
Gebräuche. Ein Volk erträgt das Einsehkiehen v&a tfeai- 
den Rechtsgrundsätzen, oder von Gesetzbüchern in fremdem 
Sporaehe, aber schwer lässt es sich räti)eiitt an Aet altge- 
wohnten GeBtalt seiner Q«iriidKlek. Vernimmt €«> hiev eiM 
)ilid^re Spr«ehe und erbKckt andere Fcormen, i«ft unwesitttf 



l/**,"feD i^gt yiclrdclt 'Öetet 'des'tViderspnicheö,; 'der böi^eft 
4»'dft6 Altö, LlebgeTJ^ordene äk'üliitiredihgt fiessöres zu vöf- 
thMdi^n; HeutÄtitage siAÖ die OöricMfe läiigst ih Zittilti^t 
BttÄ ifflöö gedi'äTigt i^örüeti; äbfer 'das Volk hat äo ganz attdi 
tr^i^ ÄötiÄ ifidht Vet^esöeii, daös eö einstmals unter freiöiii 
HllfliiieP tägt^, xiM keftint dfe " Plätze noch t^ol, xiro es 
■ges(^l«fli. " "'^ ' > ■" 

Die (krfcMe in ihrei^ EinricKtung und Wirksämfceit siüd 
«k Äandhalrö, mit; döi^ flas Volk sein geltende» ^eöht el*- 
•^iift, dkf kÖti)0i'Tiche Gestalt, in dör'es dasselbe attsctäilt. 
DeoauMib wird man nicht leugnen können, däSä' die 
1Ö*8öhidW;e 'i4*r Ocirichteverfassnng eines Volkes ein gutes 
9läik ^m ^Sämtlebön desseÄ^ enthälit;' und ifiancier, 
«teft BHe*: ttm^ hilit^ auir In dcts Öetail Vergatigeliet' Zustände 
f^ah wefdeÄ kann. 'Wer eiii Ürtheil Man^ön ^Hltü^er 
d*tt Gdsf liiia'CWaräcfer einer liation, wii-d ai döh Bigen- 
«WtoMchketttti 'A^i^ Ge^öhtsVerfasSung ' nicht' vortibergehön 
TfttPfen. ietok Mef Jseigt sich, iii welcher Weise di^ Wchtliöhö 
lÄfdi^i-h^ äeiti Volke zu Theü ^e^n^örden ist , wdche tör- 
M^h ttöd Hllrichftiiig^i ' sein Geist Erfand, söhneil und grtod^ 
»*'*ii RechtftlUlfeefttü-etfett zu lassen. '' '" 

"^ Alles VöAer^eöigte ist mehr od:er weniger richtig tot 
jöaer" WAtiön, die überhjlußt' eiAe 'Kechtiördnuiig' geniesst: 
l%;*Äiie ibötrtsch^ti ftbcir ist die Gerichtsverfassung noch vöi 
gätii beiiollderetA Gewicht'. StUs haben ' dieselben In d6t 
GkWcMsbäAeSt- das eigentfichöte, wfeseiitfichste Staatshoheit^- 
iMXit erbBc&t; Den eirkänntetf sie* ' als ihrön Soüt^^e)-ain, 'da* 
Ihre 'feicMer einsetzte 'und abs^zte, der' Rechenschaft Vöri 
ihnM fördern dnrfte,-der'niit;söineiri schtlt/enden AMe .die 
Attt«6ri«ät ^ äei^iyelbWi Änfretht erhielt:' • So läige blieb Aü 
Ikftrirsöeöein <Jef ' EuSämmeüg^hörigkeii iit " eiöätii ' l^äat'^ 
Mend}^; sO' Mhge ääi Richtöraint überall v^hmltet ^rd'e 
Mt Namen eines rihrügen, höcbirten Herren. Der Itöhlg wai^ 
^hetmt B^rftifer^ip, ' Gesetzgeber — ' ^bei^, Vis e/rör 'Üteü * 

mi^ '#äl'l bbef'*1;^l' Richtei».*> Wo dähfei' 'ih der Ge- 

* 1 "'''i ...» '■• ) 

I) äsp. in. 5^. §. ä; Dep Eonig küset man to rich^ere over egen 
linde lett iitf dyer>^lfce^ iiainerf llf. ■ ' '"' •«>=.■ -l 
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ßchichte uns entgegentritt^ dasa deutsche Beiche zerfielen 
und neue Machthaber auftraten, so zeigte eqt sich am Um- 
sturz, oder der Neubildung der Gerichtsverfasaunng. Als die 
;&änkische Monarchie reif war zum Falle und die rechtlichen 
Bande, welche den ungeheuren Körper zusajnoienhielteix, 
3ich lockerten, da erblicken wir eine Auflösung der Qerichtl9- 
Organisation. Die Gaue, die alten, festen Gerichtsbezirke 
mussten sich lösen und so die richterliche Auctorit^t des 
fränkischen Königs untergraben werden. Erst als dios ge- 
schehen war , war es mit dem fränkischen Reiche wirklicji 
zu Ende. 

An seine Stelle trat das deutsche Beich und der deut- 
sche König an die Spitze der Gerichtsverfassung. Weit 
weniger fest war der politische Zusammenhang de£(. deuV 
sehen !|^Qiches mit seinen Theilen, als in den besten Zeiten 
der fränkischen Herrschaft. Keine feste Districtseintheilung 
erleichterte die üebersicht^ und die Controlle über die einr 
zelnen Gerichte, mehr oder weniger leichtsinnige Yeräuss^ 
rungen des richterlichen Amtes verwirrten die Justizverwat 
tung und trugen Vieles bei zur Verdunkelung der thatsäch- 
liehen Verhältnisse. Schon frühe haben daher die Inhab€ar 
yon Biohterämtem keine geringe Neigung gezeigt die Be- 
jfugnisse ihres Amtes im eigenen Interesse auszubeuten und 
picht in dem des obersten Gerichtsherren, durch Erweri^ 
anderweitiger, öffentlicher Befugnisse, a. B. von Regaliei^ 
und dergleichen sich in den Besitz aller, oder der mieisten 
Bechte zu setzen, die die Fülle der Staatsgeivalt ausp^? 
chen. Aber so schwankend auch die oberherrUche Macht 
des deutschen Königs zu allen Zeiten gewesen sein mag, so 
yiele Hoheitsrechte auch in die Hände grosser HerJtschalta- 
j)esitzer mögen übergegangen sein, ,in wirkliche,, politiscb^ 
Machthaber, in eigentliche Landesherren, verwandelten sich 
diese erst dann, als sie die Gerichtsbarkeit anfiengen im 
eigenen Namen auszuüben und namentlich die B^gniss zu 
freier Ernennung der richterlichen Beamten erlaiigt battfoii 
Geschehen ist dies seit etwa 1232 durch die Constitution 
Friedrichs IL für die meisten, weltlichen Temtofien, . j.. 



ETNLBrruNa. §. 1. S 

Wiederum also sehen -wir an der veränderten Physiog- 
nomie der Gerichtsverfassung die wesentKchen Revolutionen 
im alten Beichsstaatsrechte hervortreten. Ein ursprüngliches, 
sottveraines, einheitliches Reich geht über in ein Aggregat 
kleinerer Territorien, d. h. auf die Justizpflege angewandt, 
die Jurisdiction im Namen eines einzigen Herrn wird ge- 
spalten in eine im Namen vieler, besonderer. 

Andrerseits zeigt aber gerade die Gerichtsbarkeit, selbst 
nach voller Entwickelung der Territorien, sehr deutlich, dass 
das Reich trotz aller Entfremdung des Kaisers von der lo- 
calen Jurisdiction dennoch als eine politische Giesamtheit 
förtexistieren konnte. Wäre nämlich fiir jeden Landesherm 
die Jurisdiction so ausschliessliches Staatshoheitsrecht ge- 
worden, daes in keinem Rechtsfalle, in keiner Instanz des 
Kaisers oberste Entscheidung hätte angerufen werden dürfen, 
so wäre jeder Territorialherr Souverain geworden, die kai- 
serliche Centralgewalt hätte verschwinden, überhaupt der 
Untergang des deutschen Reiches viel früher als thatsäch- 
lieh geschehen, eintreten müssen. Woran erkannte man 
denn noeh, dass der Kaiser staatsrechtlich, wenn auch nicht 
der einzige, so doch der oberste Herr der einzelnen Pur* 
ßten, Herzöge, Grafen u. s. w. war? Die in späterer Zeit 
ihm noch zustehenden Ehrenrechte der Privilegienerthei- 
lung, der Standeserhöhung und dem Aehnliches waren prak- 
tisch wol kaum einfluösreich genug, um, wenn die wichtig^ 
steil, öffentlichen Rechte, wie Heerbann und Gerichtsbann 
|in die Landesherren gelangt waren, den drohenden Zusam- 
mensturz des Reiches aufzuhalten. Jurisdictionmussteer 
noch üben dürfen, gerade für die Territorialein- 
s^^s aen. Zu keiner Zeit hat- die königliche, resp. kaiserliche 
Jurisdiction neben der der landesherrlichen Richter ganz ge- 
schwiegen; hätte, sie das, man würde bald an keinen Kaiser 
mehr gedacht haben. Als die landesherrliche Gewalt sich 
bereits* erhob und längst nicht mehr überall im Namen des 
Kaisers Recht gesprochen wurde, gab es doch noch verein- 
zelte, kaiserliche Hofgerichte in Schwaben, die bis zum 
14. Jahrhundert nicht blosa für die reichsunmittelbaren Un- 



tertbw» d^ß K^i3er8, goudera. auph auf ^rg^hcijde ' Anru- 
ftiftg/^i^^r JParte^ 'Jemtoriatoinsassen gegenijbej? ,tt*tig WW' 
den. Sbe^sp gab es im 14. Ja}^'JblUIulert ein ^^imri^oim 
5o%erieht zu Rotw^il, das ala Oberg^richt Sti-eiti^ite» 
SkJXß d^ft benacibbarti^ji Temtorien entscbied. Vor ajlfta ^h^f 
hftben die westfälischen FemgpriQht!? ija Nameu dts KftisorB 
über Jedermann im I^qicbe 2u. Becbt gesreaßen va^d fa^ ;!9w^ 
^^bi'hunderte htadurcb die Auctorität des Kaiser^s fj,?/ ober- 
sten Hic^eys jojachdfücklich in Eripnermig ./gi^hr^^Wp 'Ate 
dip Femgerichte mit Ablaojf d^«^ |ö. JiJ^rKundpr^s' w^^s^^ 
yfirkmg .tratfip, da entstand ^as E^ic}i^kam«fifBrg^wi.t, ^^- 
ßhe^.auf den Qrundlage des jet^t gel^ßnden, römisch w Be^cjlM» 
des ?faisers .pberetrichterUcbe Stellung aufrollt erhielt und 
d^n land^ßhprrlichen Gpricbten.i gegenüber, al^ hftQheitiE^ip 
iE^e^cbsgericht., anerkannt wwdie, . . -i 

. pyeiliph .g^b ^ auph- dj^sspa Reipb^ks^mmprg^ipbAe 
g^e])tübß».p3rivilegierte. Territorißlherren;, nftmlich»di^ l^^r- 
fSpxsteii,^*>w.el(}b0,. durch priyilegiii de.'nofti^vocando ^tde-ppii 
fvpppllandx) ihr>e l^ndßfiberrlichQ, Jurißdiption dernfteiobe gegwt 
^b^ar. yöWg.. fib;?us^5l^^iesse?i:.wussteö../iKein Lwda^^^e 4w 

B^}pfiifÄl|wthftm€;r.,ßoJ}tq,wedßr in erster, noch in.l^gter J»t 
^i4^z diß i^^serjich^]^ Gte^ichte^. anrufen dwfpii. M^i^ a^Vte f^it 
ipfii^ßp, d^fis: dfe sq atrppg vQn der I{Äii$hftjmtisdl<^pu gi^t 
s?hiedßne»,Te;rntpoe9 r.^htliftb vQm^S^iohavorbftndi^ abg^* 
ti:^t ^eiepiii. , A^ßr gelbst. hjLer noch^^bei :so.siliwrk0r«,..paUtiT 
^oh^p . (Je^x?Wog^ßplij^it . :4er \ {Kuj^'^iirsii^nthifttnßr , j()ia t^ie . Ift9t 
ei9\iv^Kjtinw Sij^tßö. gJei(?bftt9lltej ibJ^ibt' diß Obßfthofceit d#a 

JlaJ Pj^i Kju^fOilstep; erhiifil^eD. di«si& FriYi]^)6]i4urQli>M gdl4<nfl 
Bi^ILq von 1306. c. IL . ,Oest^]Teich erhalt; sU gleichseitig durch c- 9* 
*d. U* B. Andere Territorien', "die ih' Sdieiset Welse atiÄgeJeichiiöf ^ir- 

d^i, wrön; ; • •:' .. i. •? . .;.■! ...•!.,! . ■..'■!•.;. ■:. ■••i-;, 

Würtemberg seit |49i5 und resp. 1555. t 1 

B&iei'n Seit 1620. • ' - '' ' *' . - ' ,. 1 : " : * '.• 

Den Eu^fürstenthüm^rn . ^ie auf die nrivil^gia de |ioq ^PP^aj(t<jL<) 
Her gfoldenen Bttlle verzitÄt A ' hittteri, ' Viirdln dieselhek erneuert, " ' 

Köln 1653. , . . , ,, 

»• Mainz' 1655. •.!..■ ' ' * 

.,. tEfür ^nf^bnvg Md.euMQ Em^ueriMla l)5&Si ft«tt. > .i .' 4 : 



KfiisÖTSi .auch auf dem Gebiete der G^richtsba^rkeit steheli 
mad' zeigt. eioh d«rm, daes der Kaiser der Biehter d^rKui^ 
forsten sowie aller übrigen reichsständischen Personen wat» 
und bUeb. 

In finanziellen, militärischen, in allen Staatshobeits- 
rechten war derselbe durch die Kurfürsten auf das Peinlich- 
ste eingeschränkt, als oberster Lehnsherr wai' er der jfreien 
SibpMilioi^ >üb^r iidi^gefritlene ftetebslehen- tätigst feefaiibt, 
die Jurisdiottoti'' «IfWer -'dfe »Höichagtäftde np^r dHt kärgliche 
Rest von der früheren, unendlichen Fülle der Souverainität. 
Hätte Ihm ' diese ndd&t bestehen lassen, die Kurf&nsteii wä^ 
irto in i ihretn Gebieien vollständige Sonreraine ger^rordefn, die 
dem 'fitfich^ gegenüber/ nur- iReohte, aber kaum Pflichten ge- 
habt hätten/ > i .1 

. W^ zeigt uiils die^e nur flüchtige Ski22e? Einheit; 
€tegohkiisseiihdN; :der>G$richti3V0rfasdung, -«^wenn staatliche 
Biiihdt^ im Raiche herrscht; Störung der Letzteren alteriert 
<ki4ü Ge]riöhtiiTeriiu^9iiDg,<lELn dia' Steife eines G^richtsheirren 
tDe4cai' meUi^^Qi Der^Kai^ser ist nicht ^ einfesiger, nur noch 
hdhepftr Biebter. - Aber selbst die aUerprivilegierteaten 
'ißeirriftomUieiT^n' kdnioen sieb, so lange- sie lüm B,ei<3h 
geh(Vfietiy der ricbterliehen "tirdwalt des Kaisers nicht volMg 
ctejlBieHen.-' '■..•..•/ i- •' ■ 

' i'sBo liesecf 'sich diie deutsche Beöhlsgesehichte cu einem 
gttten 'Tkede uiti > die Gericfhtsverfassung grup))iereü, kein 
Xiifftftn^^irt' inniger danlit verwachsen. 

• W4iib^ ticm* ider Geridhtsverfesisung de&Relch<^s wahr ist, 
gilt in :gledeh< hoheiA 'Grade von dier eines einzelnen Tefri- 
twriitmrii. Die 2 l^gendei DarsteUtttig wird zu zeigen haben, 
wi«' auch dievMaxk Brandenbui^,' die früher und entschiede* 
ner >als die meisten, ^and^pen, deiitalchen Länder die Richtung' 
auf inncaie, poditisdie Abgesehloäsenheit elnscUtig, gerade 
diielt'&i äi]ier<G>etti<Ät9TieGrfasi^ung denselben Ohairacter zeigte. 
Auch hier ist der Theil, welchen die Let2te!*e ftn dieser 
ÜHlwickekiig' hat^ keiu geringer, während umgekehrt die 
att^eiMlnen Bedingungetir, welche die Selb9<(ändigkeit der- 
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Mark förderten, oder ihre Buhe beeinträclitigten, auch Bxd 
die Entwickelung der Jurisdiction bedeutenden Sinfluss 
übten. 



l 2- 

Von den allgemeinen, gescblohtliohen Voraueeetxunoen fttr dM 
Bildung der MSrkischen Gerichts-Verfessung. 

Was ein Yolk in sich birgt, bestimint die Oestalt fiiei« 
ner Staatseinrichtungen. Auch die Gerichtsverfassung als- 
ein Theil des Hechtes muss deutlich wiederspiegeln, welcher 
Rechtssinn, welche Willens -Energie in der Nation ruht* 
Sehen wir nur mühsam Formen für die Thätigkeit der Gerichte 
entstehen, die Auctorität derselben gemissachtet, das rich- 
tige Ineinandergreifen derselben gestört, so dürfen wir den 
Schluss machen, dass Neigungen, Leidenschaften im Volke 
lebendig sind, die einem geordneten Zusammenleben widei> 
streben, dass es gebricht an dem Sinne für das Ganze, der 
den Einzelnen lehrt, sich der höheren Staatsgewalt unt^t 
zuordnen. Denn von allen Einrichtungen des Staates ist. 
die Gerichtsverfassung am meisten verflochten in den Kampf 
der Leidenschaften im Innern des Volkes. Der böswillige 
Schuldner und der Verbrecher leisten den Geboten des Ge- 
richtes nur ungern Folge. Ist ihr Widerstand hartnäckige 
findet er Unterstützung unter den übrigen Mitgliedern des 
Volkes, so ist die Auctorität des Gerichtes schwer aufrecht 
zu erhalten, die Entwickelung und namentlich der Nutaen* 
der Gerichtsverfassung wesentlich in Frage, gestellt. Der 
Gerechtigkeitssinn eines Volkes hat dem Gerichte gegenüber 
die härteste Probe zu bestehen, weil das eig^ie Interesse 
den Einzelnen häufig auffordert dem richterlichen Befehl 
Widerstand entgegenzusetzen. 

Wie stehen in dieser Beziehung nun die Deutschen uad 
besonders die Mark Brandenburg? Waren sie stets darauf be« 
dacht die Thätigkeit der Gerichte aufrecht zu erhalten und 
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die Verfasfiimg derselben no aasaabildea, dass die Mittel 
der Yoll8trecktt]ig schnell bereit und wiiksam waren? 

Nicht solcher Ruhm lässt sich vom deutschen Gharacter 
aussagen. Die Bildung der Gerichtsverfassung in der Marl^ 
wie in Deutschland überhaupt zeigt sich auch hier enge ver-! 
bunden mit dem allgemeinen, politischen Leben der Nation. 
Was hier die Eintracht zerstörte und die Grösse unseres 
herrlichen Volkes nach aussen wie nach innen hiiuierte, es 
ist dasselbe, welches auch in der Gerichtsverfassung das 
Ansehen des Gerichtes untergrub, die Stetigkeit seines Ver^ 
fahrens unterbrach und den wüsten Lärm leidenschaftlichen 
Kampfes heraufbeschwor. Gerichte haben von Alters her 
bei den Deutschen und auch in der Mark bestanden, aber 
lange, lange Jahrhunderte hindurch war ihre Auetorität sa 
gesunl^en, dass in der Mehrzahl der Bechtsfälle Gewalt vor 
K.echt gieng, nicht Beefat vor Gewalt. 

' Und was sind die Gründe so schwankender Justizpflege? 
Was lag im Gemüthe des Yolkes, die Segnungen eines ge** 
sicherten Bechtszustandes (denn das ist die letzte Becteuiy 
t^pg . einer guten Gerichtsverfassung) von demselben fem 
zu halten? 

Nichts sei davon geredet, dass in alten Ländern na^ 
mentlich auch in der Mark in den ältesten wie in den spä« 
teren Zeiten vielfache Beunruhigungen der öffentiichen 8i^ 
cherheit vorfielen. Wenn Strassenräubereien der mannig-* 
faltigsten Art Städte und Landesherren beschäftigen, so ist 
das eine für das Mittelalter kaum erstaunenswerthe That-» 
Sfche, .Nicht die Zjihl grober Verbrechen, wekhe verübt 
wird, so|]|dern,, dass der Verbrecher nicht ergriffen und be- 
s^aft wird, i^it ein Zeichen mangelhafter Justiz. Aber auck 
in jenen Zeiten war es wol um Vieles leichter dem Ärmel 
<^er. Gerechtigkeit zu. entgehen , wo schlechte Verkehrswege 
4en Ueberblick über dias Land esschwerten und wo bei 
n^angelnder polizeilicher Controlle die Entdeckung des Thä;:) 
ters selbst meist unüberwindliche Hindernisse fand. 

Ein anderer Zuff aber wohnt dem deutschen Character 
inne und zeigt sich auch namentlich in der Mark Brandeib 
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bürg rege, von dem die HanpthemMtnsse einer guten Justii^ 
yerfasaung ibren Urapi*ung nahmen* Stets arfiillte ^d^ Detvt- 
schen ein tiefer FreilMitsdrang; Alber ni<;ht Öa& Ideal -^einer 
groflfien, politiBehen Ereiheit si^hwebte ihin vot<^ ni<$ht:^«r 
mächtigen; sich sdbst regiereä^coftNatüdn (an{3ügehOt*bii> WäH" 
sein Stolz/ sondern das eigne IndtTidnnm wttMcbt« ei» üa^h 
allen Richtungen frei und ungebnndeii j persönliche WiHktt/ 
war ihm der wesentliche Inhalt der Freiheit. ÜAterordÄting 
unter die Obrigkeit des Staates, als einer durch die Noth- 
wendigheit gebotenen Audtorität^ ist dem Ohai'acler' tte4 
freien Deutschen z« allen Zeiten schwer gewoo^den. in d^ 
ältesten Zeiten griff er, wenn er verletzt wai^, KUr Biüttrtt^ 
und sehr lange haben die • strengsten Yerardiim]^e!(!i'd<$r&ätt-' 
laschen Könige statt der Bache mit einem Btii^gelde' 2tifi4e^' 
den 2u sein , vergieb<^tis < dagegen ■ aoigekämpft. ^> • A^lioftMig 
verschwand die Blutrache, aber: der' freii, wafffenIMiige Mattfl 
Hess denmocdi nicht los von dem Ansprrudbe in der f^ehde 
Bail seinem guten Schwerte seSn Recht 2u beweisei^ väoA 
GeiMigthiiuiig zu suchen. i > 

Um es mit einem Worte zu sagen, da/s Fehdere^fat 
und die darin liegende Selbsthilfe, welche der mit detö vol- 
len, normaletn Masse poKtisch^r und privater Recblö* stusge- 
stattete, deutsche Staatsbürger für sich 'geltend n^achte,''Wffr 
dier gefiüirliohe Gegaer , der dö« « ^ungestörte! WWtto * def 
deutocben Gerichte hinderte, ^s^ hat allerdings ztkä<ihl^t 
etwas menschlich durchaus Richtiges^; es deutet' sog^atti? 
ein achöties, männUehes Yertrauen, das« der Eili-zelne; wo 
er beschädigt w<orden, sieh selbst «ioKktzen WiU^und d€ta 
zn&IlAgen Ausgang des Kampfes iü Gottes ällmiSkiMige Hatld 
kgt, der den Behuldlosen Dud' seine gil^e Satehe ^täc^ht v^t- 
lasset iwerde. ' Abör wo liegt beisolehem Redhte (Iie'Gr04iz<6 
des Missbrau^hes? Der leidenschafüiche' nbch viel mehf d^ 
Tearstoekte Menseh glaubt stet» im Rechte^ zvt sieiti,* Isft 'sttdtn 
bereit in der Fehde, vertrauend ahif die • Stärkte iddin^s-'A^'' 



I i • 



2f) Cf. ed. Eotharis c. 45. 74. 1. Alam Chlotar. XLV. i. 2. beson- 
der» aber Caj^it; v. 779. Fttnti t. fö;'A^i9gr. v. B03. 6 8t. ' *' 
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mes; mit die Zahl und Treffliebkeit Beiner Krieger, «af A%b 
eigene Feldherrngesohick, seine Behauptungen zu rechlfel^ 
tigen d* b« seine oft »ehr unrechtmässigen Zwecke an er- 
naiehtn. Jf oobte immarhin die Uebung des Felidereelita aa 
gemüm Reditflvorsehidften gebunden sein, mochte die Füh* 
rang d^ra^Iben den Tagen wie dem Orte nach eingeengt 
w^ivi^, oder das Mass der Genugthuung, die der Sieger in 
dctr F^hde. nehmen (sollte, bestimmt sein, Excesse über alle 
diese Anordnungen konnten im Drange der Leidenschaften 
nkbt ausbleiben und wo war der Richter, der darüber zu 
0<^obt aaäd, 7umal wenn beide Theile in gleicher .'Scbold 
vei^letsten Febderächtes waren? Bin Kind begreift, däss bei 
bestellende Fehde wahre Reditsgleichheit und. "Recfatscordt 
aung Siök in keinem Staa/te bilden kam. . Denn der Mäch- 
tige' wkd ' Ziagen in gerechftetr wie in nngeseehter • Sadie; aber 
deSä Sohwcfchen wird > die EEille ausbleibeo. *> . j 

iDetanoob aber war beilden Deutadben die ib. der Fehde 
Uiegende BelbßthilflB ein belruBstes.Re^tsprjnzip, <laf8 seibat 
da: noch seine Oönsiequenseit' hervorbrachte, wo eb sich 3^iebt 
metU" !^m unrnSttelbare i Sielbsthilfe handelte, nämlioh TK^r 
Qerit)btr iDaft psycholbgisiobe Motiv der Fehde ist^. däsadev 
fireiC' Mantt* sieh keinen menschliehen Auotorität nnterwirÜI^ 
Aondi^tn im Falle von Retiitsverletzumgen steh unmittelbar 
unfter den Schutit und' Willen < Gottes stellt. Wenn also 'dei* 
SSnaeliete »to* . wirklich vor Gericht als Pariei eirschien und 
ea sidhi hier um den Erwei» einainder entgegetogeise teter, oder 
WeiUg9t^$ vom Oegner*fo^stirittene(riBehanptüngen'hand^it^, 
9Q. it'j^igerte 9lcfa sein Stola wiederum objedtiv.die Walniieit 
deriedgeoitii Aufetellnngen • dati^uthun, oder das Gleiche vom 
Q>egMl^ zu'^trwarleni' '>GQtt «oflte unmiAtelbar entseheid^n, 
lior'lGeirioht;i0bUtdn die* Parteien kämpfen und dbr Sieget* 
im IbBcibte sein, iti. heisscis Waaaer »eilte disr JMigeMagt^ 
greifen,. 0dciri'glüliendefi> Eisen fiagem «inS, wenn «ft* unrer« 
leUlt <desFQn klime,> als^ unschuldig ängesebto werdeuv 'Ja 
nücb weiter. gieng dieäcbEni deh fr^ien^ deutschen Mann mit 
seinen Behauptungen einem zwingenden Beweise > den- man 
iltfn auferle^y' zn>nnteitwerfisn. £r bewies keine Behaup- 
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tttng, er schwor, er habe Recht, er sei nichts schuldig, diö 
Sache sei seine eigene u. s. w. Nichts warf einen solchen 
Bid nm, der von einem unbescholtenen, freien Manne, ge* 
schworen wurde, sein Gewissen vertrat die objoctive Wahiv 
heit Man erkennt darin, dass das Fehderecht nicht blosn 
ein firzeugniss einer persönlichen Willkür ist, die etwa im 
deutschen Character gelegen, sondern der Ausfluss tieferer 
Bechtsanschauungen, die sogar fär die Formen des geriobt* 
liehen Prozesses massgebend wurden. 

Aber die geschichtlichen Resultate jenes Fehderechtes 
sind im Ganzen keine glücklichen. Die Mark Brandenburg 
legt davon ebenso Zeugniss ab wie die übrigen, deutschen 
Länder. Es bedarf an diesem Orte einer detailierten Be- 
sehreibung der Verwüstungen nicht, die durch den Gebrauch 
und Missbrauch der Fehde in der Mark herbeigefiihrt wurden» 
Jeder fiel Jeden an nach seinem Gutdünken und parteiischen 
Bechtsurtheile, die märkischen Ritter zogen gegen einander, 
oder, was in späteren Zeiten die Regel ward, gegen die 
Städte zu Felde. Privatkriege fiihrte man besonders an den 
Grenzen der Mark mit den ritterlichen Familien von Meklen« 
bürg, Pommern, im deutschen Ordenslande, oder in Sachsen: 
Dazu kamen noch viele politische Kriege^ die die Landes* 
herren der Mark mit den umwohnenden Fürsten zu führen 
hatten, so dass wol seit dem 12. bis zum Ablauf des 15. 
Jaiürhunderts auch nicht ein Jahr geftmden werden kann, in 
dem nicht öffentliche, oder Privatstreiügkeiten, die mit den 
Waffen entschieden wurden, die Ruhe störten und den Wol- 
Btand an dem einen, oder anderen Orte zerrütteten. Heer* 
den wurden weggetrieben, Dörfer und Städte geplündert, 
oder angezündet, stehende Saaten niedergetreten, Männer; 
Weiber, Kinder geraubt, getödtet und selbst Kirchen, deren 
Zerstörung, abgesehen vom Kirchengeräth, niemanden berei* 
cherte, heruntergebrannt. Unter solchen umständen verwili 
d^ das menschliche Gemütii und die Gesetze verschaffen 
sich nur wenig Geltung. Der Richter, der Gehorsam siif 
fordern hat, findet kein Gehör. 

Nur ein einziges Beispiel mag hier für viele i^tehen, BU 
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^eldier Verwirnmg der Rechts^griffe , zu wölchcr ÖleicS 
giltigkeit gegen das Becht selbst die ewigen Raufereien von 
Bittem und Städten führten. Einer der tüchtigsten und 
merkwtkrdigfiten Chiaractere des 15. Jahrhunderts ist Wedegd, 
fidler^ Gans, Freiherr zu Putlitz, seit 1460 Bischof von 
Havdberg. Er wird gerühmt als ein ausgezeichnete Ver- 
walte seines Bisthums, wenigstens, was die weltlichen An- 
gelegenheiten betraf, als ein strenger, unerbittlicher VerfoF- 
ger aller Friedensstörung, oder Qewaltthat, ein ritterlicher 
fitt(di0£ gegen idie. auswärtigen Feinde des Bisthums, beson* 
äsars die in Meklenburg. Er muss in der That herrorra- 
•gtfed^^. persönliche lEigenschaften besessen haben, denn er 
4w iBatb. des Kurfürsten und des Markgrafen Johana^^ und 
hftnd^lte mehrfftch in Gremeinschaft; mit den kurfürstEchen 
j^ftitde£diattptleüten der Altmark, z. B. im Jahre 1482. IHc^ 
99t Mann, der es im Allgemeinen mit dem Frieden und der 
fihrdnuag des Landes auf seine Weise Tortrefflidi meinte, 
scheute sich aber nicht für seine Zwecke die schBmmateii 
fifiwaltäiaten. zu begehen. Eins sdner hintersässiachen Dör- 
fd^ Papenhrok^ war gegen die Anordnungen des iKschofs 
«idersetzlioh geword^i und erregte den Eom des Letxloran 
ao iiehr, dass er gegen die Bauern mit bewafiheter Maeii^ 
m^ Felde jsog.* Von persönlicher G-ewaltthat hielt der. B€* 
B^of fflch dabei so wenig entfernt, dass er, vermutUioh. im 
^edrlbige, eine schwangere Frau niederritt und so zu Tddd 
l^isi^te» Seit der Zeit wurde er nach canonischem Rechte 
veigen verlorener Herzensmilde (defectus perfectae lenitati») 
itrregular und durfte die sacra nicht mehr administrierenl 
Dies mochte dem «Herrn v. Putlitz mehr aus Zufall denn aus 
böser Absicht begegnet sein. Aber auch da, wo er för seine 
fiai^ungen^ oder Beschliessungen vollkommen verantwort- 
lich gemacht werden kann, hielt er sich nicht frei von ge- 
wattthätigem Reohtsübertretungen. In den mancherlei Kiie* 
gen gegen meklenburjgische Nachbaren war er es vollkom- 
meii gewohnt Böses mit Bösem zu vergelten. Hatten seine« 

3) Cf. Gercken, C. D. Br. I. IL S. 374. 
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FeiBdo gttaübl uad gfiplüadert » Ao entbsaoh er ^ioib niokt 
ftuf fraudem nOrvaä und Briden gadt dias Nämlick^., ^ 
möglieh, in böheram MaAse^ zu ikoiL Di^ä ist b«i damattgAt 
Krieger^giel auawärtigeni Pdndeai gege&übet kaum anffsUeftA 
▲ber'if^eBilier, ftls Prieater^ bdi seinen Eriej^szilgeD' Eir^ei 
und' Kapellen so wenig scbcoitfi wie £aindlicbea Out uiii 
aidi dabei) wie öine Wittstockier Chronik ettählt, mit de« 
W^hlapniohe tröstete: 

Jk kant^ ac toedder cnomecrtrm, wenn se violerei »n^\ 
90 ist hm: daaleiohtfertigcrte üeb^s^nJngiM ^er $ciivtaltt 
vom Beoht uiid Unrecht aiigeilifichekiliöh. ' Sb dieiclite lad 
tift^um^ ein Mann noch in d«r zweiten Hälfte des fdufM»- 
ten' JahrhnBdertB, einer der Besten and Angeseheiifttdh Mif- 
ner Zeit/ alü bereits die HobenzoUeni etfwia >50 Jahre ittk 
Ladde wären und geiwiss mandhes unrecht' niedergelsgi 
litüten. Viel aöhlinuner waren die ZlLstüide tot derhöheih 
xollJBrachen Regierung , besonders unter der liectarHdbM^ 
Wirihsoikaiit des baiiistiben Hauaes. 

M Ans kMBiinn anderen Grunde wiir das Fehdereclki ^ool 
(Be daibit per faa rel nefiis zusaiiHMnhiIngendon Wegdlage*^ 
i«ngeD ab nnavsrdttbak: , weil immer date wiikUobe Boohi^ 
ttba fiidä damit verband nnd wenigstei^s in abstracte einen 
Itackmantel der. gcäuHohsten MjaslMräuphe ebgsJbu Derjeidige^ 
welcher dfta gröeseete Interesse hatte, die SelbsttxQfe atkd 
Fbhde . • abgeschafFt zu -. sehen ^ war> der Landesherr >^' 4be^ 
Bleibst ' dieser hat^ freilich in Zeiten älet Noth ^ in unv^rsat^ 
wectHober Weise Freiheiten ertheüt, die eineri • absokUtM 
Löeuhg 'von jeghoher B,echtsachraidce gleichz«setzen adndl 
Vom. Mark^afen Ludwig dem Bömidit wird> Folgend«^ 
bezeugt;. 

Der HaiiptmaniL und Ritter Friedrich rön Lochen, eisM 
der angesehentteoL Mtonw in der. Mark, hatte wälirend del* 
Her Amisfuhrung so viede Yorsobüsse gethan, 'ocler sonsttge 
Kost^h getragen, deren. El*satz er vom Markgrafen liodwig 
dem Bi^nier; fordeilD .durfte, dase-.der Letztere^ da* er um 

4) Cf. Biedel, C D. Br. L L'S.29Ö. : : . / . ) 



iai^ J>edcti09^ geben kioimtey. ihm 1355 ndt dnAr vüUig^it 
IiHMz von diOF Justiz so kiig«; U» ZaUung erfolgt aei^ 
4iiM^ jäaxMti^ >erl)€3laillu^> Wedex der Markgraf ^Ibsty 
Mtta 3ei«..Hofrtehttf acillto über Person und Yermdgeb des 
Herrn von Lochen zu Gericht sitzen dürfen. Mit muiereii 
IVioKen^ was derselbe aueb -IJhat^ was er verbrach, wem von 
96i]).f»i .Gltobigern er auch die geschuldete Summe vorenl- 
tüMt — er aoUte kdlne Beohtsveorfolgung in der Mark zu 
ftvchten .baben^ so lange der Markgraf mn Schuldner war. 
Welahe Reeht&KQsdiauuttgen müssen herrschen) daaa sblohe 
Pripvüegieni gisfotdert und gar bewilligt werden. Nichts €1»- 
riogiNrea Ttfird eigentlich in die Hand des. Herrn von IroelM^ 
gelegt« ^ ÜB den Mairkgrafen f&r Befriedigung seineor Schuld 
iM Jjtind usKd Leuten zu. vertreiben. 

! : MltH. erkidnnt an solchen. Zügen deutlich^ dass man in 
jftnen Zfiiteti dius Walten von Beehl. und Oerecbtigkeit ini 
Lande nicht als eine wesentliche Pflicht des Landeahecni 
atjsakj er dudrfle^ wie in diesem EaKe' geschehen, die Ge- 
üfiitsfv^fsßi&^mg ■ sadpendiereo» und somit .^u Ounsteft einer. 
Person Land und Leute fiir vogelfrei erklären. Bin 
fineiesee: Aaeht als. Jbier dem Heer»; v^en Lochen gegeben ist, 
Jtimii ' nlißht g^edißbcht Verden und d^r Öericbtsherr selbst ^är 
«i^jder e« bewilUgt hatte» 

Nach solchen Thatsachen kann es nicht wunderbar er- 
seh^js^n aijiQh bei anderen Gelegenheiten landesherrliche 

5)i Wiir LsDiwk; der Bqia^ Bekemiea dar lunb, daz der erbet Bittsr 
FfideridiiiNisa.LocEeiL, stte die «tte imd fr unser hobttnsn Ist gewest 
Im-d vtom JünAf^r siob also> gsx v^Mrlan und vorc^ert kfU as koatmidaii 
schaden, die wir im schiUdifp mn zcnrichtm w/^d Jtm gelUn wtdwiTBfk* 
§ßP <m4m0^ atfS daz wir m» nickti ge$t$Uin fliegen , sa sol wir, noch 
wollen ttbir in, noch iibir sin gut nicht richten, noch gettutUm imande 
MHt^Hcükn, her H «mMr hßv^üiMer, ^der wer ar si, alle di wilfe witf 
il» )9ge«aiit^ .f^n Lc^lu^n nicht v^rguUen haben die schnld, die wir 
IM ittfWGtd sobuldig w"t 

Cf. Gercken. C. D, ßif. VI., 8. 508. No, 96. Miedel C. D. Br. I. XHI. 
St 3a(X{ Ho« .36. Interessant isib in der Urkunde das narve Bek^nntniss, 
daiB. der Madkgraf gai;( ^tcnisetgi^'' aei den von Lochen nkht beaaklen 
M können. So Kederlich waiT atoo die Wirthschaft, idass der Maritgmf 
mßtmtA. nicbl« ei(n]na]^ das nur BB^edigua« seine» ancMhensten Haupt- 
manne erforderliche baare Geld in Cassa zu finden, vgl. übrigen» Ji%phr 
den, Waldemar IV. a 25? fl« 
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Ptivflegien tn finden, nach denen einzelne Städte iib S^ifii 
aines Streites mit dem Maii^grafen schliesslich das ReclJt 
jder Selbsthilfe erhalten. Die imglückliche Zeit des Streitest 
•mit dem falschen Waldemar ist besonders reich an solchen 
Thatsachen. - . 

Im Jahre 1351 ertheilte Markgraf Lndwig an die Staat 
Bathenow das Recht, ^> wenn irgend» Jemand sie verletzte in 
ihren Privilegien und Freiheiten, so sollten sie klagen, köbM 
der Landesherr mit Hilfe seiner Beamten ihn€f& keine G^ 
tmgthunng, oder Abstellung des Missstaudes scbafifen, m 
seilten sie das markgiUfliche Schloss bei Rathenow bis zu 
l^ehürig^ Rechtshilfe in Besitz nehmen« Der Landesherr 
selbst also geht gewiss^massen von der Praesmntion ati% 
dass er, oder die Gerichte des Landes eine gehi^rige Bec^s- 
liilfe xa gewähren nicht würden im Stande sein und bestellt 
filr diesen Fall eine Sicherheit mit seinem eigene Y^&> 
mögen. 

Ein noch deutlicheres Bild von den Rechtszuständen 
jener Zeit gewährt eine Urkunde vom 21. Juni 1362, ^> nach 

* • . 

. ' 6).Wölde sy (die Stadt BaCbenow) ok yemand yonmrechtetif itA 
j^olen^sy ers clagen: möcht wy en deime qbx xmmß nicht ein w^^nd^ 
geschepen, oder gehelpen nach des Landes reht, so schölden sy sich mel 
uses, user vorgenanten lieven broder und unser Erren htdpe und Ea^ 
u4dein 3chkite weren up use beste, also lange, wante wy en ires rehtes 
möhten helpen. 

' Cf. Miedel C. D. Br. 1. YH. S. 417. No. 17. Das ScMoss, von ieA 
in der Urkunde die Rede ist, ist schon 1295 am 22. April an die Stadt 
Rathenow verschenkt worden. Die Schenkung scheint aber nicht aus- 
geffthrt zu sein, denn wie wäre es möglich, dass die Bathenowei^ sich 
im das Schloss halten, dasselbe pfandweise in Besitz nehmen durften, wenn 
es ihnen schon ohnehin gehörte. Dass dies nicht geschah, kam yrol 
daher, weil die Schenkung von 1295 lautete: 

locum dicti castri cum ejus lapidibus eisdem Burge«isibus 

dedimus. 
Der Platz mit den Ruinen des alten Schlosses kam also an die Stadt. 
Sie sollte dasselbe niederreissen dürfen und mit den Steinen ihre eigene 
Befestigung bauen. Wahrscheinlich haben die Bürger von Rathenorw 
das nicht gethan, darum stand das Schloss noch. 

Eiedel C. D. Br. !• VII. S. 395. scheint aus der abgedruckten Stelle 
zu schliessen, dass die Rathenower noch im Jahre 1351 im Besitze des 
Schlosses sind, ich sehe nur, dass sie das Beckt haben soU&n es mü 
Hilfe des Markgrafen, semer Brüder und Erben m Besi^ im 
nehtnen, 

7) Cf. Eiedel C. D. Br. I- XX. S. 149. No. 36. 



BINLEITUNQ. §. 2. 17 

welcher die Stiadt Müncheberg, die an ihren Bürgern Mord, 
Todtschlag und Baub erlitten hatte und deshalb klagbar 
geworden war, das Versprechen erhält, der Markgraf wolle, 
w^m sie an den Räubern und Mördern das Gleiche thäte, 
ihr ein Beschirmer sein. Er also, der den Frieden hand- 
haben soll, drückt ein Auge zu, wenn Gewalt, nicht mit 
Gewalt vertrieben, sipndem gerächt werden soll. 

Solche Zustände tragen schleehte Früchte, die schlimm- 
ste ist, dass die Rechtlosigkeit das Bewusstsein der Zuge- 
hörigkeit zu einem Staate zerstört, dass jeder nur für sich 
selbst steht und jeden Augenblick bereit ist den Landes- 
herm zu wechseln. Diese tiefste, innere Zersetzung des 
Yolksbewusstseins zeigt sich in denselben Zeiten an augen- 
schdnlichen Beispielen. Man begehrt vom Markgrafen Be- 
stätigung städtischer Privilegien mit der Glausel, dass, wenn 
sie nicht aujfrecht erhalten würden, der Stadt zustehen solle 
sich an einen anderen Herren zu halten. Solches Privileg 
besass Prenzlau durch eine Urkunde vom Jahre 1350, 
ebenso Brandenburg und die übrigen Städte der Mittel- 
mark. ®^ 

Man würde gegen die vergangenen Zeiten ungerecht 
sein, wollte man leugnen, dass sie die Verheerungen, welche 
der Gebrauch der Selbsthilfe im Rechte wie im Besitzstande 
anrichtete, nicht eingesehen und keinen Versuch gemacht 
hätten dieselben zu beseitigen. Die Landesherren pubUzierteiL 
häufig Land£riedensordnungen , die Städte schlössen ausge- 
dehnte Bündnisse zur Aufrechthaltung derselben, e^ber der 
Adel konnte meist von der alten Gewohnheit des Wegela- 
gems nicht lassen und stets aufs Neue unternahm er es den 



8) Cfc Gercken, C. D- Br. VII. S. 50. No. 15. und für Brandenburg. 
Biedel C. D. Br. t IX. S. 45. No. 72. In der Urkunde, die zunächst 
nur für Brandenburg ausffestellt ist, beisst es: dat wy — wyllen laten 
nnse aide stat tzu Brandenburcb unde alle unse man unde stede pp. 
by aller vrybeyt. 

Dede wy des nicht (hielten das Privilegium nicht), so muchte dy stat, 
oder dy stede oder ay man — sich halten an einen an deren heren myt 
eren, byt an dy tyt, dat en dat unrech wederdan werde. 

X^BKB, OBBIGBTS'TSKFASSUMG. 9 
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Laadfirieden zu brechen. Eine rühmliche Aasnahme ach«i- 
oen in dieser Beziehung nur die ritterfichen Mannen d^r 
Altmark in der Vogtei Salzwedel zu machen, die sich zu 
einer Landfriedenseinigung mit den altmärkischen Städten 
feat verbanden. Lange freilich seheint das Zusammenhalten 
des altmärkischen Adels mit den Städten auch hier nicht 
gedauert zu haben. Denn nachdenv das Bündniss 1821 ge- 
aohlossen und 1331 erneuert worden war, schliessen schon 
1353 die altmärkischen Städte eine LandMedenseinigung 
allein^ ohne Zuziehung der Ritter und ebenso im Jahre 
1436,®*^ woraus hervorzugehen scheint, dass der Adel sei- 
nen Verpflichtungen wenig genügte und wol häufig bereit 
war den beschworenen Frieden zu brechen. 

Dass nicht bloss die schlechtesten Mitglieder des Adels, 
sondern oft dem Landesherm sehr nahe stehende Personen 
solcher Land&iedensbrüche sich schuldig machten, kann man 
an folgendem Beispiele sehen. Im Anfange des 14. Jahr- 
hunderts scheint ein Zustand der Unordnung und eine Vn- 
mcherheit öffentlicher Wege eingerissen zu sein, dass der 
Markgraf den Städten mehrfach das Recht gab über jeden ge- 
igen aie,^ oder ihre Mitbürger begangenen Raub, odvrMord selbst 
zu . Gericht zu sitzen und sogar Mannen des Markgrafen 
:riohten zu dürfen. So erlangten diese Erlaubniss Beriin 
und Cöhi im Jahre 1317. »> Im Jahre 1350 richten die Ber- 
.liner allerdings einen markgräfiichen Vasallen Henrieus 
- fi em e r e r hin, einen Mann, der mit dein Markgrafen Ludwig in 
:engerem, persönlichem Verhältnisse gestanden zu haben 
scheint. Denn Dieser gibt, zu seinem Seelenheil eine Schea- 
kung an das Kloster in Spandau« ^^^ Man darf vermutiieii, 

8 a) Gf. die betreffenden Urkunden vom 21. December 1321, Bieäel 
C. D. Br. L XVI. S. 6. No. 6. und XV. S. 73, No. 99. — Urkunde vom 
10. December 1331 bei Biedel L XVH. S.481.No.36.— StädteHndnüa 
vom 10. August 1353 bei Biedel C. D. Br. I.VI. S. 101. Ko. 128. 
BesgL vom 1. September 1436 bei Biedel C. B. Br.ibid. S. 120, No. 168. 

9) Cf. Büdel, C. D. Br. L XU, S. 350. No. 1. 

10) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XI. S. 41. No. 69. verba: 

.... pro Salute seu emendatione quondam fideüi^ nostri heorici dicti 
Hemerer anime pie memorie , qui per Consules Civitatis nostri Berlyn 
morti tradUus fuerat, appropriavimua. 
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^ Äisft auch hier eine bei den Rittern so gewöhnliche Gteiralt- 
täat der Omnd der Hinrichtang gewesen ist; denn nicht mit 
einem Worte migaMlligt der Markgraf die That des berliaw 
Rathes. Noch in der zweiten Httlfte des 15. Jahrhunderts 
wurde manche Beschwerde über Räubereien der markgräfli- 
chen Mannen gefbhrt und der Kurfärst spricht sich darüber 
mü aller Strenge folgendermassen aus. 

Item der Rauberei und plockerey halben, die will 
sein gnad Stewem und wehren und wie das nach irem 
rath geseheen sol, das ist sein gnad zu thun geneigt. 
Seine gnad wiü auch die straf vber die mannen nach an- 
tmgaug des artickel belieben und also gescheen lassen 
und ist seiner gnaden sonderliche meynung, das solich 
s^^assenreuber von niemanden gehauset, oder gehegt, oder 
furgeschöben werden, denn welche des erfunden wurden, 
will sein gnad die straf lassen gescheen.'^"^ 
Versenkt man sich in die Betrachtung aller der Zä- 
stände, welche durch die Fehde herbeigefiihrt worden sind, 
80 findet man es viel staunenswürdiger, dass überhaupt zu 
irgend einer Zeit die Gerichte zu fester Herrschaft und in- 
nerer, v^asstmgsmässiger Ausbildung gelangt sind, als dass 
man die Langsamkeit der j^twickelung, ihren schwanken- 
den Gang, das häufige Zurücksinken in alte Ünordnungeti 
tu tadeln vermag. Sin Dualismus zweier Bechtsprineipien 
durchdringt die Bildung der deutschen und insbesondere der 
märkischen Gerichtsverfassung. Das eine ist darauf ge- 
richtet die Auctorität der Gerichte zu stärken, ihren Zusam- 
menhang au festigen und ihr Verhältniss zu einand«»* zu 
ordnen. Das andere strebt zur aussergerichflichcn Selbst- 
hilfe, es repräsentiert gewissermassen die Centrifligalkraft 
der deutschen Nation von geordneten Zuständen rechtlicher 
Gleichheit und Sicherheit hinweg, während in dem ersteren 
die Oentripetalkraft zu erblicken sein würde. Schwer hat 
die Nation im Widerstreite dieser zwei Gegensätze gerun- 
gen und es ist nicht minder ein Zeichen ihres Sinnes für 

10a) Of. MMel, C. D. Br. m. Ü. 6. 247. No. 196. 

2» 
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Recht und Ordnung, ihres consequenten, nach fe^enZiel^ 
gerichteten Strebens, wenn sie endlich zur Durchbilduiig 
einer Gerichtsverfassung und eines Verfahrens gelangt ist, 
als w6nn sie, durch innere Anlage und äussere Umstände 
begünstigt, dieselbe um Vieles reicher, klarer, trefflicher 
entwickelt hätte. Der Weg zu einer fbst oi-g&nisierten 
Justiz war för die Deutschen gewunden und schwierig, aber 
sie sind den rauhen Weg gegangen und schliesslich zum 
Ziele gelangt. 

Schwer ist es, die allgemeineA Gründe anzugeben för 
die Wendung des Gerichtswesens zum Besseren« Sie sind 
nicht so deutlich erkennbar in ihrem unmittelbaren Einfluss 
auf die Justiz. In d^ That war es auch wol mehr das 
Znsammenwirken verschiedener, begünstigender Umstände 
als das entscheidende Gewicht eines einzigen, welches den 
Sieg über Selbsthilfe, über irre oder stumpf gewordenes Reohts- 
gefuhl davon trug. Im Laufe des 15. Jahrhunderts fiengen 
dieselben allmählig an aufzutreten und mehr und mehr vor- 
zuherrschen. Mit dem Hause HohenzoUem, welches seit 
1415 im dauei^nden Besitze der Mark war, begann eine Reihe 
von Regenten, denen neben per^iönlicher Energie eine nicht 
unbeträchtliche Hausmacht , namentlich Geld zu Gebote 
stand den Widerstand Derer zu brechen, die der Selbsthilfe 
am Hartnäckigsten anhiengen und die altgewohnten, heimi- 
schen Unordnungen mit dem Eifer des auftichtigsteti Patrio- 
tismus vertheidigten. Namentlich aber entwickelte sich mit 
fortschreitendem Handel in den Städten eine Gesinnung, die in 
allem Ernste in der festen A uctorität der Gerichte, in ihrer 
bequemen und guten Organisierung die wahre Garantie ge- 
deihlicher Entwickelung erblickte. Schon in den letzten 
Zeiten des 14. Jahrhunderts war es den Städten, die sich 
durch mannigfache Bündnisse unter einander zu stärken 
suchten, gelungen den Rittern gegenüber mit Hilfe der 
Selbstvertheidigung sich vor sehr erheblichen Beschädigun- 
gen sicher zu stellen. Nur einzelne Störungen des Friedens 
auf der Landstrasse kamen vor — die sie zwar schnell zu 
rächen pflegten, deren erlitten^ Schaden, nameatUch Ver- 
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lust an Mensohen sie jedoch nicht ersetzen konnten. In 
den Städten sah man es ein, dass selbst der siegreichste 
Kampf gegen verbrecherische Schädiger der eigenen Rechte 
doch immer nur ein Kampf war und keine Sicherheit, dass 
nichts die Auctorität der Gerichte ersetzen könne, die ihre 
Herrschaft weniger durch materielle Zwangsmittel als durch 
den moralischen Nachdruck üben, der jedem obrigkeitlichen 
Befehle zur Seite steht. Gewiss haben die Stadtgerichte, zu- 
mal wenn sie in die Hände des Käthes übergegangen waren, 
am ehesten willigen Gehorsam gefunden und wenigstens in- 
, nerhalb der Stadtmauern in Wahrheit einen Frieden aufge» 
richtet. Es kann nicht geleugnet werden, dass noch im 
16. Jahrhundert schwere Contraventionen gegen die gericht- 
liche Ordnung vorfielen — aber gerade an solchen Excessen 
erkennt man deutlich, dass schon eine festere Hand die 
Uebung der Gerechtigkeit schützt, jede rechtswidrige Rache 
straft. 

Besonders characteristisch in dieser Beziehung ist ein 
Fall vom Jahre 1504, den uns Leuthinger berichtet. Ein 
Zug frankfurter Kaufleute reiste nach Beeskow zum Markte. 
Ein vornehmer Ritter und Wegelagerer überfällt denselben, 
plündert die Waaren und begeht mancherlei Grausamkeiten. 
Der frankfurter Rath, der die Mis sethat erfährt, sinnt auf 
Rache, zieht mit einem bewafiheten Haufen gegen den wol 
bekannten Räuber aus, fängt ihn ein und bringt ihn zur ' 
Stadt. Ohne sich um die Fürsprache des dem gefangenen 
Ritter befreundeten Bischofs zu kümmern, richtet er ohne 
Urtheil und Recht den Gefangenen hin, noch dazu an einem 
Sonntage. In seiner Beschwerde über diesen Fall an den 
Kurfürsten hebt der Bischof von Lebus hervor, dass er na- 
mentlich zwei Punkte zum Gegenstande seiner Klage mache, 
erstens die Hinrichtung an einem Sonntage, zweitens dass 
sie geschehen sei ohne rechtliche Untersuchung und Einholung 
eines Rechtsspruches vom brandenburger Schöffenstuhl. *^^ 

ll) Cf. leuthinger j de Marchia et rebus Brandenburgicis §. 13. ad 
a. 1504 bei Krause, Scriptores de rebus Marchiae Brandenburgensis 
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Der Mark^af fand die Klage des Bischofs gerecht und- 
atrafte die Stadt Frankfurt wegen ihrer sohledftten Justiz 
mit Verlust der Stra^urisdiction, die sie bis dabin beaeflsea 
hatte. Nach dem Masse früherer Zeiten gemessen, ist der 
Ezcesfi^ der Stadt Frankfurt so gross nicht, im Grunde hatte 
man sich wol nur über den formellen Gang des gerichtUchen 
Prozesses hinwe^esetzt ; denn dass der Hingerichtete wirk- 
lich der Thäter des Landfriedensbruches wai*, wird von Kei- 
nem der Betheiligten in Zweifel gezogen. Dennoch hat der 
Kurfürst Macht und Willen den strengen Qmg der Justiz 
in jeg^chem Falle zu verlangen und derartige üebertretun- 
gen nachdrücklich zu ahnden. Hier also sehen wir wirk- 
liche Staatsgewalt als Wächter des Gerichtsverfahrens — 
früher landesherrliche Befehle straflos gemissachtet. 

Mit dem Ablauf des 15. Jahrhunderts kann man dahes*. 
im Wesentlichen den Kampf mit dem Fehderecht für been- 
digt halten und den Eintritt in die neuere Zeit der gesi- 
cherten Herrschaft der Gerichte annehmen. 

S, 13. 14. bes. die Worte: absque legitima causae tantae Cognitionen 
scahinorumque Brandenburgenstum, quibus in ejusmodi casibns consulthr 
solenniter pronuncian^m faisset, cmensu atc. 
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ALLGEMEINER ENTWICKELÜNÖSGANÖ DER GERICHTS- 
VERFASSUNG IN DER MARK BRANDENBÜRG. 



I. C^PITEL. 

DAS AMT UND DIE LANDESHERRLICHE GEWALT 

DES MARKGRAFEN. 



g. 3. 

Die ersten Anfiinge und der allgemeine Charakter des mark- 
gräflichen Amtes. 

Aus rauhen waA kriegerischen Anfängen hat sich der Theil 
des deutschen Reiches gebildet, welchen man seit dem 13. 
tfelirhundert als die Mark Brandenburg zu bezeichnen pflegte. 
Carl der Grosse gieng, wie uns berichtet wird, im Jahre 
789 über die Elbe und machte das jenseit derselben woh- 
nende Volk der Polaben tributpflichtig. Zur Sicherung die- 
ses Resultates errichtete er längs der Elbe unterhalb der 
S^e drei Marken zum Siohutze gegen die zwischen Elbe 
und Oder wohnenden Wilzen. Die Hauptorte der Marken 
waren Magdeburg, Zelle an der Aller und Bardewyk in der 
Gegend ran Lüneburg. 

Bald aber gieng nach Carls des Grossen Tode Alles 
zu Grunde, was zur Vertheidigung der Reichsgrenze und 
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der Oberhoheit über die Wenden angelegt worden war. 
Die Wenden warfen das Joch, das ihnen auferlegt war, ab 
und neuer Eüegsunternehmungen bedurfte es das schon 
Erreichte wiederaufzurichten. Heinrich I. gieng 927 über 
die Elbe und eroberte mit vieler Mühe Brennaborch, das 
heutige Brandenburg. Sein Werk setzte Heinrichs grosser 
Sohn Otto L fort, indem er den Markgrafen Gero über diese 
Gegenden zum Verwalter und Heerführer bestimmte. Sehr 
umfassend ist das Gebiet, dessen Obhut Gero oblag, denn 
es begreift nicht weniger als 26 Gai^e und erstreckt sich im 
Allgemeinen von der Peene und Eide bis an die Grenzen 
von Böhmen und von der Elbe bis an die Oder und den 
Bober. Drei besondere Gruppen ' lassen sich unterscheiden. 

1. Der nördlichste Strich von Gauen, vom Einfall der 
Stremme in die Havel bis zur Ostsee umfasst: 

zwischen Stremme und Elbe den Gau Zemzizi, 

zwischen Havel und Elbe tiiezizi, 

um Havelberg — Nieletizi, 

an der Dosse — Dosseri, 

um die Herrschaft Putlitz — Linagga, 

am Müritzsee — Murizzi, 

in der Gegend des Sees und des Flusses Tollense — T h o- 

lenz und Plot (Chorizi), beide zusammen auch den 

Namen Rederi führend, 
südlich der Peene — Misereth und Groswin, 
auf Usedom und Wollin — Wantzlow und Woltze. 

2. Die andere Gruppe erstreckt sich von der Stremme 
südlich bis zur oberen Havel und Oder: 

südlich von der Stremme — Moraziani, 

um Zerbst — Cierwisti, 

östlich davon — Ploni und Belitz, 

nördlich von den Havelseeen — Heveldun (Stoderania^ 

im Teltow und Barnim — Zpriavani, 

zwischen Havel und Oder — Riaciani und Uwcri. 

3. Die am Südlichsten gelegenen Gaue von der Elbe in 
der Gegend der Mündung der schwarzen Elster bis zum 
Mcissener Lande sind: 
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zwischen Elbe und schwarzer Elster — Nicici, 

zwischen der* schwarzen Elster und der oberen Spree — 
Lusici (Lausitz), . 

östlich der Spree bis zur Oder — Nice und Selpoli, 

zwischen Neisse und Bober — Zara, 

um Bautzen im Lande Meissen -^ Milcini oder ^Mil- 
cie-ni.**^ 
Dieses beträchtliche Land^ angefüllt mit einer Bevölke- 
rung, die auf nichts sann, als auf Yerrath und offene Empörung, 
hielt Gero's gewaltige Hand im Zaume trotz häufiger, län- 
gerer Abwesenheit, trotz der grössten Unruhen im deutschen 
Reiche, die seine Streitkräfte den Slawen gegenüber oft 
minderten. Nicht weniger als sieben verschiedene Aufstände 
der Slawen sind während des geschichtlich bekannten Le- 
bens Oero's zu bemerken, nämlich in den Jahren 936, 939, 
940, (welches Jahr überhaupt mit fortwährenden Unruhen 
der Wenden angeföUt ist) 962, 954—957 und 963. Die 
meisten dieser Empörungen brachen unvorhergesehen und 
plötzlich los, aber Grero wusste ihnen stets rechtzeitig und 
mit verhältnissmässig geringem Verluste zu begegnen. Das 
wäre nicht möglich gewesen, wenn nicht eine amtliche Ge- 
walt in seine Hand gelegt gewesen wäre, durch die er in 
jedem Augenblicke selbständig über seine Mittel verfugen 
durfte, sei es dass er durch seinen Befehl seine Streiter 
sammelte, sei es dass er Verordnungen administrativer Art 
durch das Land gehen Uess, die Sicherheit gegen die Un- 
ternehmungen der Feinde, oder Kunde von ihren Vorberei- 
tungen brachten. Unter eine strenge Gontrolle gestellt, 
oder an enge, pedantische Instructionen gebunden, hätte 
Gero niemals zum Nutzen des deutschen Reiches daä leisten 
können, was dasselbe ihm wirklich verdankte. Eine discre- 
tionäre Gewalt musste ihm nach eigenem, freiem Ermessen 
zu verwenden, gegeben werden, wenn er in jenen unsiche- 
ren Zeiten den ringsum drohenden Gefahren glücklich be- 

12) Cf. V, Heinemann, Markgraf Gero (Braunschweig 1860) S. 104. 
Ueber die älteren Grafschaften Gero's vgl. 1. c. S. 16 f. 
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gegnen sollte. Wenn nns daher überliefert wird anfangs, 
dass ihm eine Legation, später eine Markgrafschaft übertra- 
gen worden ist, so dürfen wir au der Aufgabe, die Gero 
gestellt Würde und die er gelöst hat, ermessen, dass der 
Spielraum seiner Befugnisse ein sehr weiter war und dass 
er aamentlich frei gewesen sein mnss votn der peinlidien 
Unterordnung unter controllierende Vorgesetzte, oder der 
Pflicht strenger Bechenschaft. Man glaube auch nicht, dass 
die Ungebundenheit des Markgrafen Gero sich bloss auf 
seine militärischen Anordnungen bessogen haben wird; denn 
ausser dem Aufgebot und Oberbefehl seiner Mannen hatte 
er das etwa eroberte Land zu organisieren, Burgen anisu" 
legen und jeder Burg ihren Yerwaltungssprengel anzuweisen, 
überhaupt für eine möglichst bequeme, übersichtliche Districts- 
eintheihmg, das Hauptrequisit einer geordneten Y^rwaltung^ 
Sorge zu tragen. Alles Dieses liess sich unmöglich mit' 
bless militärischen Massregeln bewirken. 

Bb war die Sitte jener Zeiten in der Person eines Be- 
amten militärische, administrative und jurisdictionelle Befitig^ 
ni^e zu vereinigen. Das, was wir heute die Thetlung der 
Gewalten nennen, d. i. die Scheidung des richterKehen Am- 
tes von rein verwaltenden, polizeilichen, oder militäriscfaen 
Functionen ist dem deutschen Mittelalter unbekannt. Schon 
der carolingische Graf ist zugleich Richter, Heerführer und 
Verwalter seines Gaues. Nach Auflösung des fränkischen 
Reiches trat seine militärische Bedeutung mehr zurück, aber 
sie verschwand nicht gänzlich. Das Mindeste daher, was. 
man bei dem Vorsteher einer Mark wird annehmen kötnnetn, 
ist, dass er die vollen Rechte eines Grafen (wie ja auch der 
Name lehrt) gehabt hat, also in völlig coor<finiertei* 
Weise als Richter in der Mark au%etreten ist, wie als Ver- 
walter, oder Heerführer. Nachrichten über die Natur des 
markgräflichen Amtes fehlen fast gänzlich; dennoch aber 
lassen sich Spuren finden, wonach namentlich die Markgra- 
fen neben ihrer Heerfuhrerstellung als Richter, oder Gerichts- 
herren der Mark erscheinen. Vom Markgrafen Gero selbst 
findet sich keine solche üeberiieferung, aber von «Ädwea 
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ACarken wird in dieser Beziehung mit einer Allgemeinheit 
g<^prochen, dass der analoge ScUuss auf die Mark Gero's 
YoUkommen znläBsig erscheint. 

Vom Grafen Adolf yon Holstein beriohtet uns Helmold 
i& seiner slawischen Chronik, ^^^ dass er in mehreren, slawi- 
schen Marken das Recht der Grafschaft verwaltet habe und 
Gerechtigkeit im Lande geübt. Er bedient sich folgender 
Worte: 

Sunt autem in terra Slavorum Marcae quam plures, 
quarum non infima nostra Wagriensis est proyincia ha- 
ben)^ vires fortes et exercitatos praeliis tam Danorum, 
quam Slavo(rum. Super hos omnes functus ^t Comes ho- 
nore Cometdaefecitqttsjustitiampopulo mo, compacans diasi- 
dewtia ei oppreesos Kberans de numu potemtiorum, Glero 
fiiit apprime benevolus, quem nee in facta, nee in verbo 
pasius e9t a quoquam inyuriari. 

Nur das Recht der Grafschaft soll also nach den 
Worten der Stelle der Graf Adolf von Holstein in den Mar- 
ken üben und als Ausfluss dieser gräflichen Gewalt wird es 
angesehen, (denn so muss man doch wol das feoitque ver- 
stehen) dass er die Justiz zu verwalten hat. Nichts wird 
über den Gharacter dieser Justiz gesagt, ob sie im Namen 
des deutschen Königs g^bt (was als das bei weitem Wahr- 
scheinlichere anzusehen sein dürfte), oder etwa im Namen 
des Grafen selbst, ob dieser sie persönlich üben musste, 
oder das freie Ernennungsrecht von richterlichen Beamten 
hflUte, denen er allein Rechenschaft abfordern durfte. So 
viel aber ist bewiesen, dass dei* Vorsteher einer Mark, selbst 
wem er nur Graf ist, die Jurisdiction verwaltet. Herman 
Bilku^ wird im Jahre d56 als marefak) bezeichnet. ^^^ 
Als er 961 die herzo^iche Würde erlangte,*^ bKeb er gleich- 



13) Helmold, Chron. Slavorum bei Leibnitz, Script, rer. Brunsvic. 
IL & 593. 

I4r Of. Widekmd, Noten m eia^ui GeBdMhtscfareilMwn des Miltel*. 
altiers ÜI. S. lia 

15) Dass Herrman schon vor 961 als marchio de» Titel duac §•- 



28 QESORICHTB DER GBRICHTS-VEBFAMUNG. 

wol Vorsteher der dänischen Mark, die .er schon vor jenem 
Jahre yerwaltet hatte. Er übte also die Rechte eines Mark- 
grafen neben denen eines Herzogs in Sachsen und gerade 
das Erfitere kommt in Betracht, wenn wir finden, dass er 
auch über slawische Fürsten Jurisdiction hat. Im Jahre 
968 verurtheilte er nämlich in einem Streite des Fürsten 
der Obotriten Mistaw gegen Selibnr, den Fürsten der Wa- 
gner, den Letzteren zu einer Geldbusse von 15 Talenten *W 
Man wird aus dieser letzten Thatsache einen unmittelbaren 
Schluss auf die G-erichtsbarkeit des Markgrafen über die 
slawischen Fürsten machen können. Denn es ist nicht an- 
zunehmen, dass Herman hier etwa als gewählter, freiwilli- 
ger Schiedsrichter geurtheilt habe, weil der unterliegende 
Theil sofort nach der ungünstigen Sentenz gegen Herman 
die Waffen ergriff. Ein Schiedsrichterspruch setzt eher ein 
befreundetes Yerhältniss beider Parteien mit dem Schieds- 
richter voraus und würde selbst im Falle der Unzufrieden- 
heit mit dem Spruche höchstens Ungehorsam gegen densel* 
ben, nicht aber einen Krieg gegen den Schiedsrichter wahr* 
scheinlich machen. 

Was folgt aus allem Bisherigen für den Gharacter der 
Jurisdiction eines Markgrafen? Bestimmte Nachrichten be« 
sitzen wir nicht, aber man wird schon jetzt im Allgemeinen 
bestimmen können, welches Yerhältniss die markgräfliche 
Gerichtsbarkeit zu der eines blossen Grenzgrafen und der 
eines Herzogs, wie Herman Billung war, eingenommen hat. 
Aus der oben angeführten Stelle Helmolds über 
Graf Adolf von Holstein ist zu folgern dass der Graf in 
einer ihm untergebenen Mark Jurisdiction übt, dass er so- 
gar über die seiner Mark angehörig^ oder ihr unterworfe- 
nen Slawen Gericht hält. Denn wenn in jener Stelle aus-, 
drücklich gesagt wird, dass der Graf über den slawischen 
Stamm der Wagrier die Rechte der Grafschaft besessen und 

führt habe, yermuthet Steindorff, in seiner schätzbaren diss. inangor. de 
ducatsis, gm didtor BiUisgomm, origine et progressn (BeroL 1868) p. l4 ff. 
16) Widukind HL. 68. bei Meibom, Scr. germ.I. S. 660 und PetUy 
Script m* 3. 463. 
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Gerechtigkeit geübt habe seinem Volke (populo suo), so 
wird unter diesem seinem Volke eben die slawische Sinwoh- 
ners^hait der Mark zu verstehen sein. Dieselben Eeehte 
der Gerichtsbarkeit; dürfen wir annehmen, hat gewiss auch 
G^ro in seiner Mark besessen bereits in der Zeit, in der er 
nur als comes bezeichnet wird. Als er aber im Jahre 941 
zum marchio erhoben wurde, muss sich auch seine richter- 
liche Stellung geändert haben in dem Sinne wie es die um- 
fassenderen Zwecke einer Markgrafschftft erforderten.**»^ 
Auf die Würde eines Markgrafen wird stets Gewicht gelegt. 
Als eine Beförderung dem einfachen comes gegenüber er- 
scheint sie unzweifelhaft. Sie muss also Vortheile geboten 
haben, die dem reinen Grafenamte nicht beiwohnten. Der 
Graf hat nun schon nach altbekannten Rechtsgrundsätzen 
die höehste Jurisdiction über Leib und Leben und Grund- 
eigenthum. Was die eausale Gompetenz anlangt, kann also 
in dem Markgraf enthume eine Ausdehnung der einfachen, 
gräflichen Befugnisse nicht mehr gedacht werden. Man 
suche auch nicht einen Ausweg darin, dass die Beförderung 
eines Grafen zu dnem Markgrafen nur eine militärische Be- 
deutung, etwa durch Verleihung eines selbständigeren Obei^ 
befehls gehabt hätte und für die jurisdictionelle Seite bei- 
der Aemter indifE(8rent gewesen wäre. Denn wenn es nach 
d^r politischen Stellung, welche die Mark an der Grenze 
des Reiches einnimmt, geboten erscheint in militärischen 
Dingen dem Markgrafen ein selbständigeres Commando an- 
zuvertrauen , ihn seinem eigenen Belieben freier zu über- 
lassen und die Last, eines bestimmten, controllierenden Vor- 
gesetzten, oder dauernd bestehender Instructionen von ibm 
zu nehmen, so ist das gleiche Interesse erhöhter Selbstän- 
digkeit für aUe übrigen Funktionen des markgräflichen Am- 
tes vorhanden. Die Aufgabe des Markgrafen ist es nicht 
bloss die Feinde von den Reichsgrenzen fern zu halten, son- 
dern auch das Land der Mark selbst zweckentsprechend zu 

16a) Biedel, M. Br. I. S. 10. vermuthet, der Markgraf habe gar keine 
Jurifidictfon gehabt, sondern nur militärische Führung. Cf. unten §. Ö. 
bei Not. 48. 49. 
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organisiereiii Friede und Rohe darin dauernd in begntnden 
und je nach den jedesmaligen Umständen diejenig<en Ver- 
waltungsmassregeln zu treffen^ die in seinen Angen Abhilfe 
gewähren können und deren Tragkraft nur er, als Zeuge 
der vorhandenen Zustände, beurtheilen kann. 

Man setze den Fall, die feindlichen Anwohner der 
Beichsgrenze hätten bei einein EinfitU den ordentlichen 
Richter eines bestimmten Marksprengeis getödtet, oder ge- 
fangen hinweggefährt. Soll hier der Markgraf erst den 
Kaiser oder deutschen König um Beleihung eines zweite 
Richters mit dem Blutbanne, den er ihm präsentiert, ange- 
hen, oder soll er warten, bis der König selbst in dieMai^ 
kommt die Missstände zu heben? Der Weg von der Mark 
zum Kön%, der sich oft an ganz entgegengesetzten Enden 
seines Reiches aufhielt, war weit und die dringlichen Ange- 
legenheiten der Justiz in der Mark waren meist wol wenig 
geeignet so langen Aufschub zu ertragen. Eigenthum war 
geplündert, Menschen waren getödtet, Diebereien mannig- 
facher Art im Grossen wie im Kleinen vorgekommen, schnelle 
Verfolgung, sdmelle Verurtheilung that hier noth. Sollte 
man den ergriffenen Verbrecher in schlechten CreföngniBsm 
so lange in Hafb halten, bis die königliche Ernennung, oder 
Bestätigung des Richters eintraf? Vielfhohe Gelegenheit 
zur Flucht wäre die hauptsächlichste Folge so schwerf^H!- 
gen Verfahrens gewesen. 

Dazu kommt noch eine andere Erwägung. Nach den 
Ginndsätzen des fränkischen Reiches war der Graf selbst 
für die schwere Griminaljurisdiction an Leib und Leben und 
für die hohe Oiviljurisdiction der ordentliche Richter. Diese 
hatte er der Regel nach persönlich zu üben und dauernde 
Stellvertreter standen ihm dafär nicht zur Seite. ^^> Der 



17) Cf.Capit Aquisgr. v.812. c.4. {Ferte, LegesL S. 174): Ut nuUas 
homo in placito centenarii neque ad mortem, neque ad libertatem suam 
amittendam^ aut ad res reddendas vel mancipia judicetur; sedista 
aut in praeientia comiHs Del miswmm noetr&rum judieentur, Pass 
der vioecomeB kein stftndicer Steürertreter des caToUnguchen dräuen 
gewesen, darüber vgl. 8tMe, Zeitschr. f. deutsches BechtAY. 8. ei. ' 
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Markgraf aber hatte in der Regel ein viel zu ausgedehntes 
Gebiet eu verwalten, als dass er auch nur dieser hohen 
Jurisdiction für gewöhnlich hätte persönlich vorstehen kön- 
nen. Er musste Unterbeamten haben, die ihn in dieser 
Hinsicht völlig vertraten. Damit ist nicht gesagt, dass der 
Maikgraf persönlich nie zu Gericht gesessen, nur konnte er 
es nicht immer und nicht an jedem Orte. Wer aber und 
wie viele solche Vertreter in höchster Jurisdiction erforder- 
lich waren, konnte nur der Markgraf ermessen. Wenn da- 
her überhaupt die Selbatändi^eit des Markgrafen einen 
Binn haben soll, so wird sie hier darin bestehen, dass er 
solche Unterbeamte seiner Maiicgrafschaft ernannte, ihre 
Zahl und den Umfang ihrer Wirksamkeit bestimmte. Er 
musste dies Recht selbt und ohne directe, regelmässige Gon- 
troUe besitzen, weil jeden Augenblick Umstände eintreten 
konnten, die eine Aenderung der bestehenden Einrichtungen 
nothwendig machten. 

Es kam wol oft vor, dass der Feind einen Theil der 
Markgrafschaft auf längere Zeit in Besitz nahm, dass es an 
günstiger Gelegenheit, oder ausreichenden Mitteln gebrach 
ihn sogleich wieder zu vertreiben. Durch solche, wenn auch 
am letzten Ende« vorübergehenden Gebietsveränderungen 
musste nothwendig die Districtseintheilung der Mark alteriert 
werden. Die ordentliche Dingstätte eines Marksprengeis 
war etwa mit dem grösseren Theile desselben in Feindes 
Hand gelangt, was sollte mit den übrigen, dorthin g^ören- 
den Markeinsassen geschehen, wo sollten sie ihr Recht neh- 
men und die Befehle des Markgrafen erfahren? Sie muss- 
ten vielleicht mit einem anderen, benax^hbarten Sprengel 
einstweilen vereinigt, die ordentliche Dingstätte des letz- 
teren aber, weil sie zu entfernt war von dem neu zuge- 
schlagenen Gebiete, an einen anderen Ort gelegt werden. 
Vielleicht wurden die Vorsteher der benachbarten Spreugel 
angewiesen im Turnus in den seiner Dingstätte beraubten 
Gtebietstheil sich zu begeben und Gericht zu halten. 

Man sieht, gerade die militärischen Unruhen, denen eine 
Mark aasgesetzt war, machten namentlich für die Justiz- 
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pflege eine Reihe Ton Yerwaltungsmassregeln nothwendig, 
die je nach den augenblicklichen Umständen erwogen seili 
wollten. Wenn man nur daran festhält, dass der Markgrikf 
in der Mark nicht bloss commaüdierte, sondern dass er 
sie auch regierte, so fällt sogar atif die gehörige Hebung 
der Gerechtigkeit ein fast eben so grosses Gewicht als auf 
die militärischen Angelegenheiten. Denn in keinem Lande 
standen wol die gröbsten Verbrechen, Mord, Yerrath, 
Plünderung und Gewaltthaten jeder Art in dichterer Reihe 
und reicherem Wechsel neben einander, als in der Mark? 
wo feindliche Völkerschaften sich fortgesetzt berührten, wo 
ununterbrochene Kriege die Gemüther der Krieger wie der 
Einwohner in Verwilderung brachten und wo endlich der 
Gegensatz christlichen und heidnischen Glaubens von allen 
menschlichen Rücksichten zu entbinden schien. Wenn irgend 
wo die strenge und schnelle Hand des Richters erfordert 
wurde, so war es hier und Abhilfe konnte nur geschehen da- 
durch, dassman den Markgrafen zum selbständ]ge«n Herrn 
der gesamten Gerichtsorgänisation machte. 

Es ist noch übrig das Verhältniss des markgräflichen 
Amtes zum Herzogthum ins Auge zu fassen. Die QueUen 
schweigen auch hier fast gänzlich, nur wenige Andeutungen 
von mehr negativer als positiver Beweiskraft, lassen einen 
Blick in die Beziehungen beider Aemter zu einander thun;**^ 
Es ist bekannt, dass schon in den fränkischen Zeiten der 
dux den Oberbefehl über mehrere cotoites zu haben pflegt."^^^ 
Dieselben waren ihm in militärischer Hinsicht sicherlich 
untergeordnet und es liegt nahe den Markgrafen, sofern er 
einen geringeren Rang als ein Herzog zu besitzen scheint, 
der Oberaufsicht des Herzogs als unterworfen zu betrach- 
ten. Gerade davon aber findet sich in. den geschichtlichen 

18JI Ueber das Herzogthum Herman Billüngd besonders vgl. die trief - 
liehe diss. inaug. Ton Steindorfft de ducatus, qui Billingorum dicitur, in 
Saxonia origine et progressu. Berol. 1863, namentlich daselbst S. 16 ff. 

19) Gf. DönnigeSf deutsches Staatsrecht und die deutsche Reichs - 
Verfassung I. (Berl 1842) S. lU. Note 2. und Stenzel, de ducum Ger- 
manorum post tempora Caroli Magni origine et progressu. p. 10. 
^Lips. 1816). 
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UeberlieferuDgen keine Spur. Stets ersclueuit der Qe^rHO!^ 
Gero 's selbständig nebeu dein des Herzogsf Henoi^Q)^^*^ ja 
sogar die Würde eines marduo scheint der eines dvüf. ^ 
nahe zu stehen, dass beii^e Titel mit einander verbimden 
vorkonunei^, oder auch vol promiscue gebraucht wer4€a^- 
In zwei Urkunden^ nl^lich m den^ Stiftungsbri^ev dos ]pis- 
thums Havelberg von 946 und in deip des S^sthuma Brw 
denburg von 949 wird Gero neben dem Kaiser Otto f^ls 
dux et marchio be;{eichnet. ^^ In der Zeit vor dieaen 
beiden Documenten wie nachher führt Gero den einf^b^ 
Titel eines mai'phio. Da uns nun nichts von Yerleil^upg 
eines besonderen Herzogthums an Gero neben seiner Ma^- 
grafschaft berichtet wird^ da auch die Annahipa, dasß i^ 
nur den Titel eines dux erlangt habe, nicht weiter ^ilft 
(denn warum hätte Gero den verliehenen Titel a^i^er i(i 
den beregten, beiden .Urkunden uicmaLs geführt ?X ßP i^^ ^^^ 
natürlichste Unterstellung, dass die Position Qines Mark- 
grafen schon an sich der eines Hers^ogs (dux) so nah? s^4» 
dass die letztere Bezeichnung gelegentlich daoraus ipso jfffß 
hervorzugehen sphien^^^'^ Der Markgraf war sfdlbstäa^gfO' 
Gouverneur in seiner M^rk und hatte militärischen und ^d^- 
nistrativen Oberbefehl über seine Unterbq^iiuten. Jeder ^W^ 



19a) Dass die Nordmtfrk dem H^rzogthum in Sachsen untergeer^- 
net gewesen sei, d«lQr kaun man sich wol kaum i^uf das Citren, reg. 
Pantal. ad a. 1106 berufen: (cf. van Baumer, R. Br. No. 691.): Dux 
Magnus Saxeniac moritur; ducatus comiti Lothario de Suppelingeburg 
$imui cmm Marelm commeudatur. »>- Erstencf fragt sich hter, oh ß)>fMr- 
haupt die Nordmark gemeint ist? Zweitens deutet der Ausaruck nur 
auf eine Verhinäungoßt Markerafeehaft mit dem Herzogthum in d^ 
Person desselben Beamten, nicht auf eine Unterordnimg* '^jA* ^v^ 
von Danteb, Hdb. der Beichs- und Staatenrechtsgeschichte Th. ff. Bd. 3. 
S. S8B. A. JÜl. WaUer, Rechtsgesch. §. 206. und^ wie es scheint, ihm 
hetpflichtand WaiiZy in gAtting. gel Anz. Jh^f. 1864 S. 806 f. Was ' 
man für die bis 114^ dauernde Unterordnung der STordmark unter das 
Herzogthum Sachsen daraus schliessen will, dass Albreefat der B&r im 
genannten Jahre auf das HQr^wgthmin in Sachsen yerfSiMshtet hat, ist 
letzt trefflich von von Heinemann^ Albrecht der Bär S. 139 und S. 359 
Note 149 widerlegt worden. 

20) Cf. von Baumer, Begesta bist. Brandenb. S. 35 No. 154 und 
S. 37 No. 160. ^ 

20i^) Steindo^ vertb£i()jgt eine ähnliche Ans^qht in S9t^)9#ni^^ 
Billungs, wie ich glaube, mit Becht; cf. oben Note 15. 

XCUKS, OEBICHT8-VESFA88V1(0. Q 
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Letzteren war mit ähnlichen Functionen wie die Grafen im 
Herzogthtime betraut und hat wol auch namentlich ^ wie 
oben wahrscheinlich gemacht Worden und Wie der Gebrauch 
späterer Jahrhunderte 'auf das BöGrtimmfeste beweist, hohe 
Civil- und Oriminaljürisdiiötion geübt. Indem so der Mark- 
graf an dei^' Spitze einer Mehrheit von ünterbeamten , wiie 
der Heraiog äh der Spitze Tön n^ehreren Grafen erscheint, 
sind beide äusserlich einander ähnlich.^ Dagegen lag es in 
der Selbständigkeit des markgräflichen Amtes, dass es nie- 
mals einem Herzogthi^ materiell untergeordnet werden 
konnte und darum kann auch ron irgend welcher Herrschaft 
des Herzogs Herman über die Mark Gero's keine Rede 
sein."^ Bin einfacher Gegensatz drückt das . Vcihältniss 
eines echten Markgrafen zu einem Herzog vollkommen aus, 
der Herzog hat den ducatus, der Markgraf hat den du- 
catus limitis. Herkömmlich war der Name eines Mark- 
grafen, man hätte ihn in Anbetracht seiner Üeberordnung 
über dlö Vorsteher der einzelnen Marksprengel fttglich 
eben so gut einen Markherzog nennen können. luden 
bdden, mehrgedachten Stiftungsbriefen für Havelbei^g und 
Brandeüburg ist nun gerade diejenigexBeziehung von Gero's 
markgrJfflicher Würde hervorgehoben, die ihn als dux limi- 
tis einem Herzoge gleichstellt. Man kann sagen, dass der 
Ausdruck dux et marchio durch ein iviiaivolv dasselbe 
sagt wie dux limitis, und das Letztere idt wiederum iden- 
tisch mit dem Begriffe des marchio. Auf eben diese Weise 
erklärt es sich, wie Kaiser Otto an Thladeticus, den Nach- 
folger Gero 's als Markgi*af der Nordmark, und an Herzog 
Herman achreiben kannr 

Otto — Herimanno et Thiaderico, ducibus pp.^^ 

ünte^ einem allgemeineren Begriffe des dux vereinigten 
eich der. eigentliche Her;50g und der dux limitis. 

Ein trefflicher Por scher findet in .der Bezeichnung dux 



21} Cf. von Eeinemanny Markgr. Gero S. 106. 
2g Widukind, in. 70; bei Meibom Scr. rer. gehn. I. 8. 661, Fertz 
Bcr. ni. S. 464. 
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et marcbio die Andeutung einei* besonderen, marklier- 
ioglichen Würde im Gegensatze des Markgrafen. ^^ 
Der Markherzog soll mehrere Markgrafen unter seinem Be* 
fehle haben. Es lässt sich aUerdings denken, dass mehrere 
Marken,'. deren jede einen Markgrafen an ihrer Spitze hatte, 
zusammengelegt und einem Oe8a.mtvx>r9teher, den man den 
Markherzog genan4t hätte, untergeordnet wurden. Aber 
«mtwoderlag die Selbständigkeit der Verwaltung, wie 
sie die Mark nach dem Obigen erfordert, in der Hand des 
isogenannten Markherzogs, dann sind die untergeordneten 
Markgrafen keine rechten, denn sie entbehren jener Selb«- 
etäbdigkeit; oder aber die Markgrafen bleiben als echte 
marchiones frei von directem Oberbefehl und Controlle, dann 
kat der Markherzog nur eine Scheingewalt, das Markher- 
zogthum ist dann nur ein Titel. Ueberdies wäre Gero wirk- 
lieh Markherzog geworden und somit Vorgesetzter über 
mehrere Markgrafen, warum fuhrt er den Titel nur zwei- 
mal in den bewussten, beiden Urkunden und nicht fort- 
dauernd? Endlich ist Thiadericus, der Markgraf der Nord- 
mark, nur Markgraf, warum wird er vom Kaiser als dux 
bezeichnet? 'Hatte, er etwa auch ein sonst unbekaimtM 
Markh'erzogthum und übörwelche Markgrafs chaften?*^'^ 

Die kurze Summe der vorstehenden Erörterungen lässt 
sich in Folgendem zusammenfassend 

Die Mark kann geleitet ' werden von einem Grafen, oder 
von einem Markgrafen. 

Der Graf hat militärische Rechte und Jurisdiction, der 



28) B Köphe in Banke^ JabrbAeher des deutschen Beiches I. Ab- 
thei Inne 2. S. 120 f. 

23iJ Bei dieser Grelegenheit will ich eine Ansicht erwähnen, die 
mir nicnt recht verständlich ist. Nämlich: von Heinemarm^ Markgraf 
Gero ^. l4l Note 148 behauptet, weil Geifö nur in den Stiftungsbriefen 
der beiden Bisthamer Havelberg und Brandenburg als dux et marchio 
beseichnet wird, dass seine herzogliche Würde mit seinem Verhältniss 
2u diesen beiden Bisthüm[em zusammengehangen habe. — Was soll das 
heissen? wie k^n ein Verhältniss zu %mem Bisthwm je die herzogliche 
Würde veranlsAsen und femer war denn jenes Verhältniss nur bei je- 
nen beidiöA Urkundea und verschwand nachher völlig, dass der herzog« 
liehe Titel nie wieder auftaucht? 

3^ 
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höher stehende Markgraf.^ als dauernder Verwalter einei^ 
in der Regel wol ausgedehnteren Mark, hat den Vorzug 
grösserer Selbständigkeit in militärischer, administrativei* 
und jurisdictioneller Hinsicht. Denn so erfordert es det* 
Zweck eines oft von Feinden beunrulügten OrenzkiDdes. 

Die Selbständigkeit des Markgrafen sichert ihn vor der 
Unterwerfung unter herzogliche Aufsicht« 

Wie der Herzog ist der Markgraf nur dem Kcrnägf 
selbst Bechenschaft schuldig und erhält wol von diesem sein 
Amt unmittelbar. Wie der Herzog die GraÜen, so hat wol 
der Markgraf seine Markbeamten unter sich, deren Func- 
tionen wahrscheinlich denen des G-rafen entsprochen haj^a 
werden. 

Darum steht in mancher Hinsicht der Markgraf d^i 
Herzoge gleich, oder ist ihm ähnlich. Er hat den ducatus 
limitis und wird deshalb auch gelegentlich dux, oder dux 
et marchio genannt.****^ 



§.4. 

Die weitere Entwicicelung det maricgraflichett Amtes, inebe* 
eondere das Richten bei der markgrifliohefi HiiM. 

Nach dem Tode Gero's wurde das weite Gebiet, wel- 
ches er unter seiner Botmässigkeit vereinigt hatte, g^theilt. 
Für den gegenwärtigen Zweck genügt es. anzuführeipi , dass 

23b) In einer Urkunde von 1196 (cf. Gercken, C. D. Br. III. S. ÖO) 
heisst es: predia nostra quecunque in ducatu transaJbmo seu MarcÜa 
nostra et in Gomitatibtis, — Ich nehme Anstand das seu in dem Sinne 
zu deuten, dais Marehia nostra und dacätQS transalbinus dasselbe Land 
bezeichnen, sondern ducatus transalbinus scheint das Land jenseits der 
Elbe, marehia nostra die Altmark zu sein. Dennoch erkwt sich der 
Titel ducatus nach der bisherigen Entwickelung sehr wol; eine beson* 
dere Wttrde ist damit dem Markgrafen nicht geliehen worden. Anders 
<)enkt darüber Voiat (Mark. Forsch. 7III. S. 14S), welcher annimmt, 
diiss schon 1142 Albrecht der Bär ein selbstftndiges Herzoflthum von 
ißrandenburg erlangt ha^e und die Nordmark zu diesem Heraogtihnm 
nur Kebenland gewesen. Es ist einzuwenden, dass die Markgrafen nicht 
ein eiXizigeB Mal den Titel von Herzögen von Bnadenfoiirg fahren, was 
Voigt selbst einräumt und sonderbarer Weise, ohne andere CMnde zu 
haben, doch bei jener Meinung bleibt. Vgl. oben Note 19a. 
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idie Nordmark (jetzige Altmark) mit den dazugelegten Spr«^* 
geln der beiden Bisthmneo* von Havelberg und Brandenbotg 
an Mari^af Thiadrich kam, die Ostmark dagegen (das 
Land der heutigen Lltnsitz bis znr mittletren Oder nnd der 
Warthe) zwiseken den Markgrafen Thiel«iar nmd Hodo ge* 
theilt wurde. Von kurzem Beistande sollte! die Herrschaft 
sein, wdcfae Gkro^s gewaltiger Qmst über die SUwen auf- 
gerichtet hatte; denn schon 18 Jahre nach seinem Tode 
erhoben sich die Lutizi^ in Masse ^ vertrieben Thiadrich 
und durchzogen die Nordmark plündernd und brennend. 
Thiadrich selbst wurde seiner Würden entsetzt und nicht 
früher als etwa nach 2 Jahrhunderten wurde die deutsche 
Oberhoheit in dem alten Umfang wiederhergestellt. 

Unter fortwährenden Unruhen und mühseligen Versu- 
chen zur Erhaltung, oder Yertheidigung der deutschen 
Reichsgrenze kann von einer inneren Entwickelung des 
markgräflichen Amtes ^ oder von einer Einsicht in dasselbe 
keine Rede seki. Da es hier nicht die Absicht ist eini» 
politische Geschichte zu schreiben, so kann die Zeit der 
Markgrafen aue dem Stadesohen Hause übergang^i werden. 

Erst mit Aibreckt dem Bären tritt wieder eine feste 
Organisation der märkischen Gegenden an das Licht. Es 
ist bekannt, dass Albreoht die Nordmark mit den daiu ge- 
hörige Grafschaften empfieng und bei seinem Abtritte von 
der Leitung der öffien^chen Angelegenheiten ein Gebiet sei- 
nem Nachfolge übei^b, welches ausser den gedachtai 
Beirtandtheilen , die Zauche, das havelbergische Land und 
das heutige Havelland umfasste. Ueberdies muss man es 
Albrecht dem Bären nachrühmen, dass er nicht bloss auf 
äussere Ausdehnung sei^er Mark bedacht war, aondern das 
ihm untergebene Land iin wahren Literesse des Friedens 
und der guten Ordnung zu regieren suchte. Er rief den 
«teutsoheh Adel in die Mark als siegreichen Helfer in zahlt- 
reichen Kämpfen, er zog niederländische Colonisten herbei 
«bis wüste und unfruchtbare Land einzudämmen und zu be- 
biüen, er beförderte, wo er konnte, die Gründung, oder das 
Wstfefefftlnmi in)tork!sch«r Städte, deren Mehrzahl wol seiner 
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Regierung ihre Entstehung verdankt. ^^^ Aber a& naohhattig 
die Wirksamkeit Albrechts des Bären wer, üb^ die hier 
erörterte Frage nach der Natur des markgräflichen Amtes 
erhalten wir aus seiner Begierungszeit kaum einien Auftchliifla 
Fast keine Thatsache wird uns überliefert, ans welcher über 
die staatsrechtlichen Befugnisse des Markgrafen , über die 
Verhältnisse zu den Beamten der Mark klares Licht gewon^ 
nen werden könnte. Nur das eine, allerdings nicht ge? 
ring zu schätzende Factum wird berichtet, dass er um das 
Jahr 1151 der Stadt Stendal die Einfuhrung magdeburgi* 
sehen Rechts unter Gewährung eines besonderen Staxltrich- 
ters gestattete.***^ Offenbar liegt in dieser Erlaubniss ein 
Zeugniss dafär, dass Albrecht Herr war darüber, welche 
Gterichtsverfassung in seinem Lande, oder in einzelnen 
Städten desselben gelten sollte. Dies deutet aber eine ziem* 
Hch ausgedehnte gerichtsherrliche Befugnis» an. Dass Al- 
brecht der Bär überdies selbständig im höchsten örade ge- 
handelt zu haben scheint, findet darin eine negative Bestä» 
tigungj dass uns nichts von einer Controlle, oder Einmi- 
schung ii^nd eines anderen, grossen Reichsbeamten) z. B. 
etwa des ihm besonders feindliehen Herzogs Heinrichs des 
Löwen überliefert wird. 

Auch sehr kurze Zeit nach dem Tode Albrechts de^ 
Bären treten gewisse Thatsachen hervor, welche« beweisen, 
dass das markgräfliche Amt in sein^ geschiehtlichien: Ent- 
Mtung genau die Richtung eingehalt^i hat, welche, wie vor«- 
stehend totwickelt worden, schon unter Gero aus al^^odoir 

24) Cf. darüber von Heinemann, Albrecfat der Bär Sw 280 f< (DmA- 
Stadt 1864). 

24ä) Cf. Biedel C. D. Br. I. XIV. S. 6 No-Si Insuper eisdem (sc. 
incolis Stendalensibus) per omnia lasticiam Magdeburgensram Civinm 
concessimus, cujus, si forte aliquando apud eos executio non yaluerit, 
in Magdeburgensi civitate justiciam suam ipsos exsequi oportebit. — — 
Judicialis potestas, prefectura judicii prefate viUe Stenäak homiai meo 
Ottoni ex me beneficiali iure obvenit, ubi due partes mihi, tercia vero 
pars prefato Ottoni, aut heredi ejus jure debetur, — Ganz falsch ist der 
Abdruck bei von Baumer j Heg. Br. No. 1171, der auszugsw^eiie einest 
Sinn in die Urkunde hineinlegt, als sei den Städten Brandenburg;, 
Havelberg, Werben, Arneburg, Tangermünde. Osterburg, Sakwedel, dad 
Stadtrecht von Magdeburg beigelegt, wovon kein W<»i?t gesugl ifkiu , • 
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B^n Gründen ihm vorgOKeidan^t zueeia schien» Selbstän- 
digkeit in allei^ Kreisen der luaitlioh^n Biefttgniese; vaniehndich 
in der hier hesand^rs intere^si^enden Gerichtshaorkeit ist 
das . w.^eBtliche Criteitfiun des.MarkgrajG^ft. , Sie setzt ihn 
in QQgemßiz zu allen * ili>rigen Beich^beaaiteu^ selbst wenn 
die^e wie; der Herzog einen heberen , änsseren Bang be- 
kleiden. In den Jahren 1188 und 1190 hat Markgraf Otto ILy 
der ikkkel Albrechts des ßärßn ^ ■ YergabiuigeiK an das ; Stift 
Stendal yorgenomm^, in denen «r luater . dmn Namen 5,dQs( 
Markrechtes" über Befugnisse disponiert, die die hohe, ipnere 
Abgeaohlossenbeit der Mark {Brandenburg in staatsrechtlicher 
Hinsicht darthun. Bei der grossen Wichtigkeit der SteJJeÄ 
verdienen dieselben wörtlich: eingenückt zu wenden. 

In der Urkunde von 1.188 viereignet der Markgraf 
Otto IL im Dorfe Garlipp, das als.Alode dem Grafen Hein- 
rich von Gardelegeü, seinem Bmder, . gehörte und das die* 
ser dem Stifte Stendal geschenkt hatte, das sogenannte 
Markrecht mit den Worten: 
In villa etiam Garlipp jus marchü, quod ci^mmmi .!i^r 
cabulö marcrecht nuncupatur, prememorate ita indissola- 
biliter annnectimus ecclesiae, ut illud nullus nostrorum 
Heredum aut sucoedentiom valeat . inde abstrahere mar- 
cMoaiim.^^^ . , / , 

'Sts fehlt hier noch eine Andeutung ton. dem Inhalte des. 
sogenamiten Maorkrechtes. . Darüber gibt uns die andere Ur^^ 
künde von UdO einigen Aufschluss, wo es heisat gleichfalls 
in einer Schenkung. Otto'a Q. von 2Q. Talenten^ m Stift 
Stendal: 
ad computum :20 talentorum feodi nostri, quod äd noHram 
pertin^t jurisdictionem ^ conmnni ,vojcahulo iniarffrecht 
nupcupatur, praediotae ecclesiae ei: cpnsensu et petitione 
praememorati fratris nostriy comitü de Gardel^ge, qui 
.nobücum marchiam jure feodali de . manu euecepit regia, 

i ! 

25) Cf. Müdel, C. D. Br. L V. S. 21, No. 1, von Bäunier,' Re|r. 
S. 255, No. 1552, Biedel, M. Br. I. S. 123 f. 
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tontradidimus , ita liberam et hsixam ftu^ientes ejnsdein 
traditioiiis exfestiicationein , iit de cetero praenominato» 
caüomoDd ttiuAus noitrortim in eadem doivatione molestare 
Talaat posterorum, aut aUquis aÜquatn preter ejusdem 
ecclesiae cultores indebitam e(xtoii|iie]^e exactionem.^^ 
Eiiie sorgfältige Interpretation der SbAle fährt zu fol- 
genden Resultaten: 

1. Die 20 Talente bilden den Bestandtheil eines Le- 
hens, das der Markgraf Otto besitet. (ad computam talen- 
torum feodi nostri.) 

Ü. Eben jenes Lehen wird auch Markrecht ge- 
nannt. 

3. Vermöge des Markrechts hat der Markgraf einen 
Ani^pnach auf jene 20 Talente.- 

4. tJeber das Markrecht darf nur der Markgraf 
disponieren. Denn der Graf von Gardelegen bittet um sei« 
nen CouBons, der demnach de jure erforderlich gewesen sein 
muss. Andrerseits hatte auch der Graf von Gardelegen 
seinen Oon»ens 2ür Verüusserung jener Hebung zu geb^n. 
(px <!on9^nm et petiHone prememorati frattia n&stri comkia 
<fc Qärddeffe.) 

6. Der Rechtsgrund, wamm einerseits der Graf ^on 
Gardelegen in die Veräusserung zu consentieren, axidrerseits 
aber auch der regierende Markgraf Ott^ dieselbe thatsäch- 
lieh Torzttnehmen hat, ist, daslä beide Brüder vom Könige 
mit der Mark Brandenburg (wol zur gesamten Hand) betie- 
MM siMl (qui [^Weil er^ mi t^rselzen] nobiscum marthiam 
jure feodali de manu suscepit regia). 

6. Als^, der Markgraf und sein Bruder al« Gesamt- 
inhaber der markgräflichen Rechte, disponieren über 
einen Theil ^s Markreehtee, nftmlieh über ein Recht 
auf 20 Talente. 

7. Mftn darf daraus schliessen, dass das Wort Mark- 
recht die Gesamtheit der Rechte des Markgrafen 
an seiner Mark bedeutete 

26) Cf. Biedel, C. D. Br. I. V. S. 25, No. 9. 
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Von diesem Markrecht sageu die Maiicgrafen selbst, 
dass es zu ihrer Jurisdiction gehöre, d. h. sie bezeich- 
nen sich als Sttbject jenes Rechtes. Denn jorisdictio be- 
deutet Alles, was nach öfifentlichem, oder privatem Rechte 
Jemandem zusteht. ^'^ Nicht also ist der Anspruch auf jene 
Hebung von 20 Talenten dem Kaiser zuständig und etwa 
nur die Ausübung desselben den Markgrafen geliehen, sou* 
dern sie selbst haben ihn aus ihrer eigenen Person. 

Auch in der Erfindung eines besonderen Namens Mar kr 
recht, der allgemein im Schwange gewesen zu sein scheint, 
liegt ein Beweis für diese Auffassung. Auch die übrigen 
Fahtüehen wie Herzogtiiümer, oder Grafschaften werden zu 
Lehen gegeben, aber es ist nicht bekannt, dass es. dn spe- 
cifisches Herzogsrecht, oder ein Grafenrecht gab, in dem 
Sinne wie die Mark Brandenburg uns ein Markrecht auf- 
weist. 

Fr eilidi hat Jim vorliegenden Falle der Urkunde von 
1190 der deutsche König Heinrich die Genehmigung zu der 
Veräusserung des Markrechts im Werthe von 20 Talenten 
ertheilt. Aber dieselbe war nur erforderlich, weil eben je- 
nes Markrecht als ein landesherrliches Recht Gegendtand 
des Reichslehens war und selbst theilweiöe Veräusserungen 
desselben nkkt ohne Einwilligung des Lehensherrn gesche- 
hen konnten. Dass der König selbst sich nicht als Subject 
des 2u vieräussenid^h Markrechties auffasst, beweisen ^eine 
WoHe auf das Schlagendste, wenn er sagt: 



2V) Cf. !RteSet, G. D. Br. I. 11. S. 568, No. 10: doniino Johanhi de 
Han^lMrgiUd ^ dedhaus (der Ftret v. .Weiie) denarios, qaod per BigtoB 
ßaos de magno stagno Muriz dicto fosaatqin facere possemus ad molen- 
dinum, quod Boche vulgariter'dicitur, relinquens nostre jtirtdicioni, quid 
maM per t^ut^um aque MuriB . poiset ü^ius ael superius evenire* ^ 
No9traß juria^^ioni köjinte man. hier ersetzen durch nobis. DerHei;r 
von Havelberg überlässt dem Fürsten von Werle für etwaigen Schaden 
Brsalk: «m leiettn, m ist des LetMevein Sadie^ Judsdiitio i^ der Be- 
reich, in dem Jemand Hechte ausübt, oder Pflichten erfüllt* 'Es ist ge- 
wissermassen die Rechtssphäre eines Menschen, in der er herrscht^ in 
der aber auch die Mittel li^eü: etwaige Tfliehüein 2u ^i&dS\kn. -^ Miedel, 
G. D. Br. I. n. 8. 448, No. 14, Bischof ficäirich von Ha/velbei^ ver- 
kauft: dedmamie^i f^ i^llis, qnaie lul noBti»» (des Bise^Ms) i^etitlmt 
loriBdictionem. 
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contulimos redditus viginti librarum peHinentes ad mar- 

ehiam in ^randenbureh,^^ . 
Die Mark BrandeBburg, d» i. der Inhaber der öSen^ 
chen Gewalt in der Mark ist Sabject des Anspraöhe» Auf 
die 20 Talente. 

Fast eine vöUige^ landesherrliche Oescfaloraenheit deid 
Reiche gegenüber tritt uns hier entgegen nnd die Selbstän- 
digkeit des markgräflichen Amtes ist^ wie wJr sehen, m ihrer 
Entwickelang nicht zurückgeblieben. Wenn es wahr ist, was 
aus der beregten Urkunde gefolgert wurde, dass der Mark- 
graf die landesherrlicheoa Rechte im eigenen Naitien auszu- 
üben scheint, so muss ein Gleiches von dem yoraehmlich- 
sten Regierungsrechte, nämlich von der Gerichtsbarkeit 
gelten. 

In der That findet sich denn auch in dem ersten Drittel 
des 13. Jahrhunderts eine Aeusserung, welche bezüglich der 
(}erichtsbaris:eit über die Natur des markgräflicben Amtes 
Aufschluss gibt. Im Sachsenspiegel III. 65. g. 1. heisst es: 

Die marcgreve dinget di nnea sehes hulden over aes 

wehen* 
In Yert)indung damit steht: 
Ssp. ni. 64. §. 7: 

Jewelkeme marcgreven (weddet man) drittich Schillinge^ 

die dinget bi eines sebm hulden. 

Zunächst wird man bei diesen Stellen, deren Verstand^ 
niss den Auslegern grosse Schwierigkeiten gemacht hat, 
annehmen dürfen, dass das Dingen bei des Markgrafen Huld 
nicht bloss gelten soll, wenn dieser selbst dem Gerichte 
vorsitzt, sondern auch in Betreff jedes, von Beamten des 
Markgrafen gehaltenen Gerichtes. Jedes märkische Gericht 
wird als solches bezeichnet, welches bei der markgräflichen 
Huld dingt, '^■^ Dass diese Auffassung der Meinung des 
Sachsenspiegels entspricht, geht hervor aus Hl. 64. g. 6. 

28) Cf. Biedeh C. D. Br. X V. S. 24, No. 8. 

28a) Vgl. die Glosse zu Ssp. HL 6ö, §.1: So jemandt von de» 
Mfl:h*ggra£fen wegen ichts riehtet, oder tiiut, dasselbig tkat der Marg-^ 
graf selbs. 
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und 7, wo die Jurisdiction Yon Pfalzgrafen, Landgrafen und 
Grafen, die unter Königsbann richten, in Gegensatz gebracht 
wird zu dem Markgrafen. Auch bei den Pfak- oder Land- 
Grafen ist es wol kaum die Absicht, dass dieselben nur in 
eigener Person unter Königsbann dingen, sondern dass je- 
des von ihnen bestellte, durch einen bestimmten Ve^'treter 
geleitete Gericht nicht minder als unter Königsb^inn gebat 
ten erscheint. Wirklich zeigt sich auch in märkischen Ur- 
kunden das Di^en bei der markgrä^ichen . Huld als ein 
sehr lebendiges Rechtsprincip, welches von den Markgrafen 
selbst bei allen ihren Befehlen an die richterlichen Beamten 
häufig betont wird. Als im Jahre , 1398 der Gerichtsstand 
der Oderschiffer reguliert werden sollte, begann der dama* 
lige Markgraf Jobst seine Verordnung mit den Worten: 
^Wir gebieten und entbieten hei unseren Mulden, bei 
Liebe und bei Güte allen unseren HAuptleuten, Vögten und 
Amtleuten, Eittem, Knechten und Mannen und allen unse- 
ren Städten, Dorfherren, Richtern und Schöffen und allen 
Bauern^ u. s. w.^^^ Versprechungen oder Androhungen 
spricht der Markgraf bei seiner Huld aua.^^ 

Man hat es daher in der citierten StelleT des Sachsen- 
spiegels nicht als eine zufällige, gleichgiltige Bemerkung 
anzusehw, wenn vom. Markgrafen behauptet wird, er dinge 
bei .feiner eigenen Suld Ein bestimmter Gegensatz Hegt 
vor Augen, dessen staatsrechtliche Bedeutung genauer zu 
ermitteln ist . . , 

Was hßiast das. Dingen unter Königsbann? .Man könnte 
statt desaen auch sagen : bei des Reiches Huld , wie eine 
Stelle des Richtsteigs Landrecht C. 34. . g. 7, bezeugt , wo 
ein Richter ui^ter Königsbann, sein Zeugniss, das er von 
Amtswegen abgelegt hat, bekräftigt mit den Worten: . 

29) Cf. medel, C. D. Br. I XXIH. S. 155, No. 189, 

30) Im Jahre 1403 wird angeordnet, dass wer m Hilfe des Rieh* 
tecs aufgehoten werde, dieselbe zu leisten habe, nbei unseren Hulden**. 
Cf; Biedel, C. D. Br. I. XXm. S. 141, No. 199, und ähnlich ibid. 
S. 242, No. 300. 



' 
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Das spreche ich bei des Reiches Huld, (die ich dem 

Reiche gethan habe). 
Nichts anderes kann damit gemeint sein, als dass dei* dent* 
sehe König die Gerichte einsetzt und ihnen den Auftrag 
ZOT Uebung der Justiz ertheilt. Alle Gerechtigkeit, die von 
ihnen ausgeht, tritt in Wirkung im Namen des 'Königs, er 
gibt dem Richter seine amtliche Gewalt, mit seinen Mitteln 
gibt er den Anordnungen des Gerichtes Nachdruck, er ist 
mit einem Worte der Gerichtsherr. Die Herzöge, Grafen, 
Landgrafen, Pfelzgrafen, oder wer sonst von Reiches wegen 
mit einem richterlichen Amte betraut wird, sind keine Ge- 
richtsherren, ihnen wird nur die Ausübung der königlichen 
Gerichtsbarkeit aufgetragen, der König selbst bleibt die 
oberste Quelle der letzteren. W^n nun zu allen richteili- 
ehen Reichsämtem der Markgraf in den bestimmt hervorge- 
hobenen Gegensatz tritt, dass er nidit unter Königsbann 
richte, sondern bei seiner eigenen Huld, so kann das keinen 
anderen Sinn haben, als dass der Markgraf selbst Gerichts- 
herr wurde für die gesamte Justiz in den Marken, dass die 
Urtheile seiner Gerichte ergehen nicht im Nam^ des Kö- 
nigs, sondern im Namen des Markgrafen. Vortreffli<5h passt 
diese Auslegung des Dingend bei der markgräfliehen Huld 
zu den vorher entwickelten, allgemeinen Zwecken der Mafk. 
Denn nur auf diese Weise erhält der Markgraf freie Hand 
in der Organisation und Verwaltung seiner Gerichte, in der 
Wahl und Bildung seiner Beamten, in der Anordnung der- 
jenigen SprengeleintheÖung, welche den zeitweiligen Um- 
ständen am Besten zu entsprechen scheint. Dass in der 
That auch in diesem Sinne eine Gerichtftherrliehkeit mit 
völliger Freiheit von den MaAgrafen geübt worden ist, be- 
weisen die ohne Anfrage bei Kaiser und Reich vorgenofli. 
menen, fundamentalen Aenderungen in der Justizadministra- 
tion. Die alten Burggrafen entsprachen dem Bedürfnisse 
nicht mehr, Vögte wurd<en in ihrer Stelle einge^lhrjl;. Die 
mai-kgräflichen Vögte in den Städten werden von den Bür- 
gern der letzteren als unpractisch, oder ihrer Aufgabe ^icht 
. gewachsen, angegriffen, die Markgrafen fuhren unbekümmert 
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um (Un detttscheu König Stadti^chnlzl^ii ein. Die Jurisdic- 
ti<^ der Ritterbärtigen ist im Hofe des Markgrafen. Da 
es dien Städtern aber lästig ist sich bei jedem Ansprüche 
an einen Ktterbürtigen an das Hofgericht zu begeben, sa 
erltttten sie besondere Richter, die in ihre Stadt einreiteü 
die Klagen der Bürger gegen Ritter zu richten. Der Mark- 
graf creiert Landrichter oder Hofnchter aus eigene Maoht^ 
Vollkommenheit. Der ganze Zusammenhang der nachfolgen- 
den Sutwickelung wird aufweisen, dass die SelbBtändi^eit 
der Markgrafen in der Jurisdiction nichts zu wünschen übrig 
lä8st imd dass das Prinzip des Dingens bei der markgräfli- 
cben Huld bis auf den letzten Tröpfen ausgeschöpft worden. 

Es ist nicht zu leugnen, dass auch die übrigen Inhaber 
der Herzogs- und Grafen*Aemter. allmählig zu einer selbstän*- 
dig^ Qerichtsbari^eit sich erhoben, dass sie in späteren 
Zeiten mit gleicher Ungebundenheit über die Organisation 
der Justiz, Wahl und Yertheilung der Richterämter und ihrer 
SpJtengel schalteten, aber ein Gegensatz blieb stets beste- 
hen. Der Herzog, oder Gi^af war kraft seines Amtes könig- 
licher Richter, erhob er si<5h zur Gerichtsherrlichkeit, so 
überschritt er die Grenzen seiner amtlichen Befagniss. Nur 
durch geh^(iine, rechtswidrige Anmassung, oder durch be- 
sonders titulierten Erwerb, oder endlich durch den Druck 
allmählig veriächobener und verdunkelter Verhältnisse, die 
scheinbar auf ihn als den Gerichtsherrn hinwiesen, konnte 
er aeiner Amtsgö^walt die Vortheüe dor Gerichtsherrlichkeit 
hinzufügen. Der Markgraf dagegen war Gerichtsherr 
kraft seines Amtes. Richter zu sein im Namen des 
Königs, wai* die Aufgabe des Herzogs, Grafen, oder jedes 
verwandten Reicbdamtos, Gerichtsherr zu sein in seiner 
Mark, war das amtliche Recht des Markgrafen. 

Wie aber kann denn eine Uebertragung der Ge- 
richtsherrlichkeit Inhalt eines vom König gelieh^ien 
Amtes sein? Schied damit, der Beamte nicht aus aus dem 
Reichsverbande und wurde selbständiger Souverän? Das 
ist . die Frage , welche viele Rechtsgelehrte sich vorgelegt 
haben und di^ sie zu Zweifeln an dem Satze verleitet hat 
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Die Furcht den Markgrafen durch eine goldie Selbsttta^ 
digkeit gewissermassen von Amtswegen in die Classe der 
Souveräne ^hoben zu sehen ^ ist nicht begrtmdet. Denn 
was enthielt bei strenger , juristischer Zergliederung das 
Rechtsgeschäft der Beleihung mit dem markgräflichen Amte? 
Was schon oben angedeutet worden, eine Ueberträgung 
gewisser Befugnisse, die vor der Beleihung das Reichsober* 
haupt selbst besass. Ueberträgung des militärischen 
ObCTbefehls, Ueberträgung der freien Verwaltung, 
Ueberträgung der Gerichtsherrlichkeit. An sich, 
um bei dem letzten Punkte stehen zu bleiben, war der 
deutsche König der einzige und oberste Gerichtsherr im 
ganzen Reiche, mithin anch in der Mark, die zu dem letz- 
teren gehörte. Mit der Einsetzung eines Markgrafen hörte 
der König auf Gerichtsherr in der Mark zu sein,< derMaric^ 
graf trat an seine Stelle. Damit ist aber nicht gesagt, dass 
der Markgraf von jetzt an, was die GerecHtigkeitspflege an* 
langt, schalten und walten könnte im Lande, Wie er mochte. 
Gerichtsherr soll er sein, aber ein guter, er soll die Gewalt> 
welche in seine Hand gelegt ist, brauchen zum Nutzen des 
Landes, den Absichten gemäss, die der König bei Ueber* 
tragung des Amtes hatte. Die übergebene Gerichtsherrlich- 
keit mit dem ganzen Amte kann vom Könige ebenso zurück- 
genommen werden, wie sie verliehen wurde. Markgraf 
Thiadrich von der Nordmark hat im Jahre 1183 seine 
schlechte Amtsführung durch Entsetzung bitter büssen müs* 
sen. Rudolf von Stade verlor seine Markgrafenwtirde, weil 
er den Grafen Friedrich von Stade wider kaiserlichen Willen 
gefangen hielt, durch Richterspruch. Auch Albrecht der 
Bär verlor durch Spruch eines Reichsgerichts im Jahre 1131 
die Ostmark (Lausitz) vermuthlich wegen eines Landfriedens- 
bruches und derTödtung des Grafen Udo von Freckleben,"^ 
was Beides man ihm zur Last legte. Mochte immerhin frei 
und ungehindert der Markgraf während und innerhalb seiner 



31) Vgl. von Heinemann^ Albrecht der Bär S. 87. Ueber Hudolfs 
von Stade Entsetzung cf. von Baumer, Reg. Br« No. 722. 
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Amtstbätigkeit sein, seine Anctorität stand stets in der Hand 
des Königs , der jeden Angenblick nehmen konnte , was er 
gegeben. Dies Bewusstsein des Markgrafen, dass er ftir 
etwaige, ofienkundi^ Bechtsüberscbreitnngen , die dem ge- 
samten Zwecke der Mai*k zuwiderliefen, dem Reicbe verant- 
wortlich war, übte einen steten, moralischen Druck auf die 
Handlungsweise desselben und entfernte ihn sehr weit von 
der absoluten Unabhängigkeit eines Souveräns. 

Juristisch betrachtet, enthält die Beleifaung mit dem 
markgräflichen Amte keine Uebertragung der Grerichtsfaerr- 
lichkeit schlechthin, keine wirkliche Singularsnccession, son- 
dern einen Auftriag der Gerichtsherrlichkeit, in deren Besitz 
der Markgraf allerdings komnrt, d. h. eine Uebertragung 
derselben mit der Modalität, dass sie im Sinne der 
Reichswolfahrt und dem königlichen Willen ge- 
mäss geübt werde. 

Das deutsche Privatrecht hat einige Geschäfte, die sich 
mit dem eben geschilderten Vorgänge sdir wol in Parallele 
setzen lassen. Man übertrug durch gerichtliche Auflassung 
das Recht an einem Grundstücke einem sogenannten Sal- 
manne, nicht damit er es fUr sich benutze, sondern damit 
er es nur einem bestimmten Dritten dem Willen des Gebers 
gemäss weiter übertrage. Man übergab ebenfalls durch ge- 
riehtUche Auflassung einem Testamentsexecutor das ganze 
Vermögen, nicht damit er die Erbschaft willkürlich für sich 
behalte, sondern da^it er sie nach dem Willen des Testa- 
tors vertheile.***^ Endlich übergab man das Colonatrecht 
an einem Bauergute einem Interimswirth, nicht um nach 
freiem Belieben darauf zu wirthschaften, sondern damit er 
es im Interesse des minderjährigen Anerben treulich und 
gut verwalte. 

Man sieht an diesen Beispielen, dass die obige Auf- 
fassung des markgräflichen Amtes den juristischen Gharacter 
desselben nicht als eine abnorme Erscheinung darstellt, son- 



31a) Beeeler, Erln^rtr. I. S. 261 ff. und d£rt«lbe in Zeitschr. f. 
deutsch. Recht IX. S. lU ff. 



48 aBfiCBICHTB DER QERIGHTS-V£RFA6fiUNG.. 

dem ihn auf ein weiterea Prineip zurückführt, da^;,, v^e €^ 
Ader durch den Marmor, durch (jflFentliche wie äurc]| firi- 
vate Rechtsverhältnisse sich hindurchsiebt. j[>ie9eUi)e ^at 
ferner den Yortheil einerseits die .selbständige Herrgch^it 
des Markgrafto vollkommen zu erklsiren, andreraeitB deuV 
Udi gegen excessive Willkür desselben die joristi^e Grenze 
au setzen. 

Aus dem entwickelten Bechtsfundamente erklären: aiqh 
aile EigenthümHchkeiten, die an der Jurisdicijon dea Mark- 
grafen hervortreten: 

Da der Markgraf Gerichtsherr wujfde, so erschien neben 
der königlichen Gerichtsbarkeit sein Qericht^bwn geringer. 
Der König war der höchste, die Verletzung seiner Gerichts- 
barkeit ist strenger zu bestrafen als die gegen des Mark- 
grafen Jurisdiction, der nur ein königlicher Beamter Wßar. 
Dies drückt Ssp. III. 64. §.7. aus mit den Worten: 
Jewelkeme maregreven weddet man ok drittlch Schillinge, 
die dinget bi sines selves Hulden. 
Im Gegensatze dazu soll man denen, die unter £ö:$igsbann 
richten 60 Schillinge geben. Wo gerii^ere Geriebtsbark^ 
ist, da ist auch das Gewette an den Richter geringer« 

lächhom bekennt, ^*> das geringere Gewette an den 
Markgrafen nicht recht erklären zu können« Er neigt 4ß^u 
den Fall, wo das markgräSiche Gewette von 30 Schiltiilgßp 
entrichtet werde, von dem Gerichte über die Pflegb?tfte|i, 
das alle 6 Wochen gehalten wird, (Ssp. I. 2) zu verstehen. 
Aber er selbst sieht wol das Willkürliche einer solchen Un- 
terstellung eüi und ist fern davon, sie ohne Weiteres .^n 
vertheidigen. . 

Es ist freili6h richtig, dass in obiger Stelle Ssp« UI. 
64. §. 7. von dem Gewette der 30 Schillinge der Zuspttz, 
-„die dinget bi sines selves Hulden^, in den älteateia und 
besten Handschriften sich nicht findet. Aber dass der Zu- 
satz unpassend, öder dem Sinne zuwider hinzugefügt si^, 



a2) D. B. G, (4. Audg.) IL §i 290, S/37», Note 1. ($. Ansg«) & 360 
Note 1. 
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lässt sich in keiner Weise behaupten. Das Bingen* des 
Markgrafen bei seiner eigenen Huld enthält Ssp. IQ. 65. 
§. 1, und zwar in seinen ältesten und zuverlässigsten Tex- 
ten. Dass dieser Rechtsgrundsatz also überhaupt existiert, 
kaim nach dem Sachsenspiegel nicht in Zweifel gezogen 
werden. Andrerseits enthält Ssp. HI. 64. g. 7. einen Ge- 
gensatz gegen den vorhergehenden §. 6. Hier ist angege- 
ben, Landgrafen und Pfalzgrafen richterten unter Königs- 
bann und empfiengen Gewette von sechzig Schillingen. Die 
Folgerung ist nach dem Wortlaute der Stelle ganz unaus- 
bleiblich, dass die sechzig Schillinge den genannten Rich- 
tern gegeben werden, weil sie unter Königsbann dingen. 
Anders soll es sein nach g. 7. mit dem Markgrafen. Dieser 
empfilngt nur 30 Schillinge Gewette. Wäre hier also auch 
der erklärende Zusatz jüngerer Codices nicht vorhanden, so 
müsste man doch schon per argumentum a contrario schlies- 
sen, dass der Markgraf nicht unter Eönigsbann dingt. ^^^ 
Denn richtete er unter Königsbann und empfienge nicht 60, 
sondern nur 30 Schillinge Gewette, so wäre das Qin noch 
weit grösseres Räthsel, als wenn man von vom herein aus 
den 30 Schillingen unmittelbar auf ein Dingen bei der mark- 
gräflichen Huld trotz aller vermeintlichen principiellen 
Dunkelheit des Letzteren schlösse. Da aber neuere Texte 
geradezu die 30 Schillinge Gewette auf das Dingen bei der 
markgräflichen fiuld zurückfahren, so ist an ein Versehen, 
das bei jenem Zusätze obwalten soll, nicht zu denken. 

Eichhorn unterscheidet an der angeführten Stelle, dass 
der Markgraf unter Königsbann dinge nach Ssp. IH. 64, gg. 6^ 
7, und bei seiner eigenen Huld nach HI. 65, g. 1. Aber 
nicht eine einzige Spur ist bekannt, dass der Markgraf un- 
ter Königsbann gedingt hätte. •*'*^ Das Einzige, worauf man 

d2a) Gf. auch Glosse ad Ssp. III. 65, §. 1 : Auch so der Marggraff 
gleich wie andere leut, oder Hicntere dingete, so wer sein Gewette auch 
wie anderer Richter, welches aber nicht is. 

32b) Keumann in v, Ledehur^ neues allgemeines Archiv für Ge- 
schichtsknnde des preass. Staates Bd. III. S. 19 behauptet sogar» das 
Dingen bei der markgräflichen Huld sei er^t neue Erfindung des 13. 
Jahrhunderts und als Annexum der Landeshoheit hervorgetreten, vorher 

xObki, osbichts-vbspassuvo. 4 
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ßidi «Ueofiedls stützen kannte, ist^^'dasd in zwei Urkuiidett 
^iß Stadt Brandeubui^ gelQgenÜich des Reiches Kammtt* 
genanjit wird und da»s sie. vor den übrigen Städteij durch 
den ^önigsban^ (bannum regium) heryorglänze.^^^ , Aber 
lüemal^ ist bekannt geworden, dass in Brandenburg uo^ 
Königsbann gerichtet.wordei^ sei. Die räthselhafte Aenssf^- 
rnng l^at die yerscWedensten Erklärungen gefunden, ab^ 
keiixe,. einzige, behauptet, dass das Gericht dort ui^t^r Kjih 
nigsbann gehalten worden sei, ^^ Später yrird- hierüber eine 
eingehendere Erörterung erfoJgeiL - .. : ' 

^'Wenn irgend wann, der Markgraf unter König^batöi ge- 
richtet hätte, so .würde es wol geschehe!) sein, wann eria 
^iner Kammer ZU: Tangermünde sein höqhstes,, persönlicheB 
Ho%ericht hielt und* in let^er Instanz über gescholtene. ür» 
theile richtete. Aber gerade hier, in des Markgrafen Kam* 
mei:, an deren Stelle gegen Ende des 14. Jahrhunderts 
Brandenburg als höchste Dingstatt trat, wird gerichtet *bei 
des Markgrafen Huld. Das Gewette das ihm durch Urtheil 
gefunden wird, ist des Markgrafen Grewette,* od»er dessen, 
der an seine Stätte gesetzt ist, dreissig Schillinge. ^^^ Auch 
bei der Aufforderung zum Urtheilfinden in diesem höchsten 
Gerichte, gebietet der Markgraf mit den Worten : 

Ich bitte Euch, bei Eurer Huldigung, 4]ass Ihi* 

mi^t. allen denen, ^ie hier sind, hinausgehet und wieder 
, hereinbringt, welches von beiden (geschqltenen) ürtheilen 

das rechteste sei.^^ = 



Hätten die Markerofen nutet iSönigsbatin gedingt; Vfetn dad Dingen 
bei der m^rkgräniehen Huld eine Folge der Landeshoheit i^sur, warum 
dingen nach Ssp. die Pfalzgrafen , Landgrafen u. s.. w.. die auch ort 
Landesherren' waren, nicht auch bei ihrer eigeixen Hnld? 
„ 33) Cf. ürk, X. J315 bei Biedel, 0. D, Br. I. IX. S. 13, ,N4). 12, 
und von 1324 S. 23, No. 33. 

34) Cf. namentlich Biedel, M. Br. IL S. 329, der den Eönigsbann 

Sar nicht auf die Gerichtsyerfassung bezieht, sondern: darauf, dass die 
tadt Brandenburg als Bepräsentant des vom König geliehenen Mark- 
§rafenthunis, also des Beicnsamtes angesehen wurde. . Jaeffter^, Gleschlchte 
er Stadt Brandenburg S. 164 sieht die AeusseroAg für «in Zeichen 
an, dass in der Stadt auch über Leib und Leben gerichtet wurde. 

35) Cf. Eichtsteig Ldr., c. 50, §. 7, a. E. 
ä6) Of. Bichtsteig Ldr, c.öO, §. 5. 
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jp^jf aufgefordort^ Mwu aber, hatte seiae Haldigmig dem 
^]yjlja^kgf;afexi geth^. D$ia . Oeriight wird al^ bei des Mark- 
fgrafen Huld gehalten. 

,,.^ ,£ii^eu . anderen, npch möglicheu Einwand kann mun 

l^g^t^^^^ ^3 ^9^^!^ .nicht gelten lassen, £!r bestände 

^4arin, da@3 4<^ MwJ'^^^^ unter Königsbaiin gedingt habe in 

^ewi^seijL ;Gf>af^haft^^. So hielt Albr^cht der Bär in der 

^raf3chaft'4^?b^9^ben ein Landgericht , gewiss unter ^ö- 

jp|^b^^;v d^n^i e^ geach9|i;in,6eg(snwart des SrzUtschofs 

.jvpp. 14,«^ebtlrg,?'^ Auch ist es schon vom 11. Jahrhundert 

.i^^i^.l^ß^nnt, 4<^ss den» Markgr^en besonders in den alten 

.(Javu5ftJ!(ordthuriftgow, : Belesem und ö8tli<di der Elbe in 

Zenj^ici mn^. Ni^efizi^^ Grafschaften gegeben wurden und 

iioph. in späteren , Zeiten .kpnnnt der Comitat Gardelegen vor, 

ffl^r erst .1278 in di^ märkische Verfassung aufgenommen zu 

sein sc^e^ty ferQer die Gra&chaften Wolmirstedt (mit den 

.Ding^^t^u. Ebpndprf und Thalenwardesleb^), Seehausen, 

Jijücho^ mi^ aiyiejre,'*^^ Wenn hier der Markgraf nnter 

König£tl;)ann diAgt, so .geschieht das nur, weil er wegen einer 

zufälligen jQ;imulf^ti9n der Aemter anch Graf ist 

. . S^a^n demnach (^aran, dass der Markgraf als solcher 
unter Königsbanu gerichtet habe, nicht gedacht werden, so 
m^us^ 4^ jfP ^aoh^nspiegel angegebene Grundsatz des Din- 
gen^ .b^ . mß^rkgräfljicher Huld die Jurisdictioii in den M^- 
.^n ^aj;^tallgei^ein, a|p,ajac^^ In der That erklärt 

.^iph afjch, dai? niedere Gewette fiir.den Markgrafen, oder 
l^ßipjQil Richter aiebr.^infftcb 941s der niederen, staatsre^htU- 
,^en|. Stellung de* Geridttsljerrn iui der Mark im Gegenaatz 
zu den königlichen Gerichten. 

2. Eine zweite Folge davon, dass der Markgraf die 

, G^ficl^tsherrjichkci^t über alle märkischen Gerichte besitzt, 

ist, dass er jeden Richter, Vogt und Schöffen ernennt^ dass 

,ihflÄj d,^j?,Rii(^ter- oder Schöffeii-Eid geschworen wird und er 

, 97) Cff votk Jtßin^tn^nn, Albreoht der Bär, S. 164 und S. 370, 
Note 67, ' 

.38) Ct. Bifdel, M. Br. I. S. 11 ff. 
39) Cf. Ri^äel, M. Br. I. S. 192-209 und gbß» §, 3 a. E. Note 28Ur 
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daher auch bei Antritt eines neuen Beamten die Bestallung 
desselben ertheilt. So beh&lt i^ich der Markgraf im Jahre 
1209 die Bestallung des Vogtes bei Brandenburg v6r.*^> 
Der Markgraf wählt im Jahj*e 1384 eine Reihe von neuen 
Schaffen iil Brandenburg zur Ergänzung des dortigeli 
Colleglums.^ Der Eid wird abgenoiömen im Namen 
des Markgrafen: denn im vorliegenden Fälle sollen die er- 
wählten SchOifen den älteren Schöffen den Eid leisten, die 
die Macht haben soUeh denselben ron ihnen zu liehmen 
^gleicher Weise wie der Markgraf selber.** Aus einer 
dem Jahre nach ungewissen Urkunde des 15. Jahrhunderts 
fersieht nian die ganze Feierlichkeit einer Schöffenrereidi- 
gung, die bei jeder der "verschiedenen Wechselreden im Na- 
men des Markgrafen vorgenommen wird und wo besonders 
die Schöffen „des gnädigen Herre^ d. i. des Markgrafen 
Schöffen genannt werden. Die gleiche Bezeichnung wird 
auch auf den Richter angewendet.**^ Nach einer Urkunde 
um 1442 schworen die Schöffen', die der Km-filrst bestätigt, 
dem Markgrafen der Schöffenstätte im Namen des Markgra- 
fen und der Herrschaft treulich vorzustehen, wie sich 'das 
von Recht gebührt. Darauf erfolgt dann die markgräfliche 
Bestätigung.*« 

3. Die dritte Oonsequenz aus dem iPrincip der mark- 
gr&flichen Gerichtsherrschaft, die noch hervorgehoben zu 
werden verdient, ist, dass bei Terleihungen des Richteram- 
tes die Grenze, dass der Eönigsbann nicht an die vierte 
Hand kommen solle, nicht existiert. Dieser bekannte GittnÜ- 
satz des Sachsenspiegels **' beruht unzweifelhaft auf der 



40) Cf. Gercken, Fn M. No. 30. 

41) Cf. Bj/mmen, Beiti-äge 2ur imistisch^n llteratiir Bd. I. (177() 
S. ai2. 

42) Cf. Btedel, C. D. Br. L IX. S, 252, No. 330. 

43) Cf ton BaUfner, C. B. Br. I. S. 213. E6 heisBt: Daselbst haben 
die Scnepffen myns Heren gnaden by Iren Eiden geredt und gelobt, die 
Schepffen stete von^myns genanten gnedigen Heren und der Herschaft 
wegen geiruweÜch zu vorsteen, als sich San dorch recht geboH , daroff 
hat sy myns Heren gnade bestettiget^ und die hawk heißeen Ifekittten. 

44) Ssp. HI. 52, §. 3 : An die vifrden kanä ne mach nen ten komen, 
dat gericKte si (wer hals unde over hant, wen acuHhettdunL 
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Absicht dem Unf^g mit willkürlicher Yer&ussenmg d^ Rich- 
ter- besonders der Qrafeziaemter zu wehren. Der Graf, der 
in der dritten Hand das Bichteramt besitst, soll seinem 
Amte selber vorstehen und nicht durch die im ^Mittelalter 
so beliebte Yeräusserung desselben sich einen Substituten 
schaffen. Der Markgraf war indessen wol von jenem Qnmd- 
Satze 4rei; denn wie weiter unten (Buch I. Cap. 9) sich zei- 
gen wird; ist vielleicht in keinem Lande die Yeränsserung^ 
Verpflkndung und dergl. von Richterämtern ungehinderter 
betrieben worden als in der Mai'k Brandenburg.*^^ Wie 
weit darin eine Verletzung des Grundsatzes: „Nicht über 
die dritte Hand*^ Uege^ hängt ab davon, wo man die 
erste Hand zu zählen beginnt. Das Bichteramt über hohen 
Blutbann soll nicht an die vierte Hand kommen. Dabei ist 
der König als die erste , der Herzog als die zweite, der 
Graf als die dritte Hand gedacht. Wenn aber der König 
dem Markgrafen die Gerichtsherrlichkeit in der Mark über- 
trägt, so überträgt er ihm noch kein vorhandenes Bichter- 
amt, der Markgraf vielmehr als Gerichtsherr soll dasselbe 
erst creieren und besetzen. Nach der Strenge des Principa 
Ut also hinsiehtlich der märkischen Bichterämter mit Blu^ 
bann der König nicht die erste Hand und der Markgraf 
nicht. die zweite, soitdem der Markgraf, der in seinem G^^ 
biete einen richterlichen Beamten einsetzt, ist die erste Hand, 
der Beamte die zweite, wenn dieser das Amt veräusserte, 
oder einen Substituten für sich eintreten liess, der Stell* 
TCrtiÄter die dritte, und ein fernerer Erwerber die vierte 
Hand. Quellenstellen lassen sich für diese Auffassung des 
Markgrafen als erste Hand am Bichteramte nicht b€JJ>rin'*. 
gen, nur die Consequenz aus dem Frincdp des Dingend bei 
4er; markgräflichen Huld spricht daßir. 

Ist dieses aber richtig, so ist von Hanse, aus schon für 
einen freieren Verkehr mit den märkischen Bichterstellen 
die Grundlage, gegeben. Aber anch selbst die im Gegen* 
satze zu den königlichen Aemtem im Beiche weiter hinansk 

44«) Cf. auch MiedO^ M. Br. H. a 863. 
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gerückte Grenze der dritten Hand wird überschrifjten. '' Stadt* 
riohterstellen besonders pflegten oft in kurzei' Zeit vielfUl- 
tig veräussert ku werden, so dftss selif bald \ von fiiflfter, 
sechster Hand hätte die Rede sein* können. Die ^hranl^e 
für Veräussenmgen mnss eben gai* nicht existiert habett; 
denn nirgends ta^iicht auch nur die geringste Änd^utong äiif, 
dass dieselben gegen einen allgemeinen 6run<$satz d^'s mär- 
kischen Rechtes Verstössen könne. 



8.5, ' . ' . • 

Verschiedene Ansichten über die Grunidlagen des Oicht^ns bei 

der markgrSflichen Huld., 

Es ist noch übrig von den Meinungen zu reden; weldhcJ 
in älterer, oder neuerer Zeit über das W^sto der niark- 
gräflichen Jurisdiction existiert haben. Man konntirf sich 
wol, selbst bei mangelhafter Kenntniss von der innfefen Ver* 
welttmg der Mark, der Einsicht nicht gut entziehen, da«s 
Markgrafen schon in frühen Zeiten, namentlich aber seitdeta 18.' 
Jahrhundert sich frei -als Gkrichtsherren ihres Landet gfefrier* 
ten. Man suchte deshalb für den an sich nicht deutlicheti 
Ausdruck des Sachsenspiegcds,* der Markgraf dinge bei seiri 
selbst Hulden, irgend einen plauiäiblen; priticipiellen'Gi^tmd.* 
Da mim aber die Frage nicht ex ]f)rofessö zum Gegenstands 
einer Unterfeuching tnachte, öonderü die verschiedenen Mei- 
nungen meistens nur gelegentlich hinwarf, so war ein Fehl- 
greifen im Princip und Feberseheii HMtnchet* Meftoriächey 
Anhaltspunkte k^um sru vermeiden. '^ ' ' 

I. Unter die, Liter fttur der M^inun^en tiböi- dtetf 
Grundcharacter der markgräflicheh Jurisdiction und hi<iht 
zu den Quellen selbst ist schon die Glossef zum Saetsen- 
Spiegel zu r^hnen. Sie verräth in ihretti' Oömmetitar w 
Ssp. in. 65, §'. 1 eine solehe Unsicherheit- über das wirk- 
liche l*rinclp, sie trÜi so vers<5hi€fdetten, vermiirfflifch unriciH-' 
ti^en Meinungen entgegen, dass man sieht, der Verfasser 
der Glosse verliess sieh nÄhi mihr «uf fe^V ^WÄirf 'lü^^als 
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thatoächUl^h wusste, was er. tägKch in der ilim wol bekannt 
tea, 'gerichtlioheii und ^ministratiyen Praxis aaJi , und hörte, 
sonderia er begab sieh auf das für ihn weit unsicherere 
Gebiet- ftbsitracter Deduotionen, zu denen er zwar grosse 
Neigung besitzt, in denen er aber nicht immer eine glück- 
liche Hand hat.' 

Der Gedankengang des Glossators ist in der Kürze 
folgender:*^^ ' 

Bischof Burchard von Magdeburg und Graf Otto von 
Valkenstdn mein^ das Urtheil, das im 'markgräflichen Ge- 
richte gefunden werde^ werde bei dem Eide gefiinden, dem. 
man dem Markgrafen geschworen. Der Glossator wendet 
ein, das geschehe nur im Lehengericht, nicht im Land- 
gericht. 

Eine zweite Meinung eines Volradt von Dunleben und 
eines Herrn Conradt von Rosslau sei, der Markgraf dinge 



45) Glosse zu Bsp. III. C5, §. 1 : Bischof Bnrchard von Magdeburg 
uöd' Graf Otto von Yalkenstein hebben dies so verstanden — die urteil 
yf»]chß man in des Marggraffen ding findet, ßol mann bey^ dem . epdi 
mnden, den dye Bichter und Schoppen dem Ma^ggrafen zu Imlde ge- 
aehivoi^n, Diser vorstandt gefeit etlichen (al. ^weisen Leuten) nicht, 
wie. er denn an jm selbst unrecht ist. De^n im Landrecht findet man 
kein urtel bey ffehuldetem eyde, sondern solches gebtOirt sich allein 
zu lehnreöht. (Lehnr. c. 3, 4). 

Herr Volradt von Dunleben und Herr Conradt von Eusslaw sagtea, 
dass der Marggraff Jbey sein tlulden dingete, das were zu vornemen 
bei der huide oder hey dem eydt, wekhen er dem Könige geHhan hatte. 
Diese ^^inung gefeit uns aueh nicht. Dann dis were nicht, des Marg- 

§ raffen sunderliöner ey4t, sint^al bey diesem eyde all andere. Richter 
mgeä. ^ Auch so disr Marggraff gleifch wie andere letrt oder Rich- 

tare dipgete, so ire^ sein Gewette auch wie anderer Richter ^ welches 
aber nidit is. 

HeiÄrüßh von Bertessleben und der von Lenmwenden verstunden die^ 
aesL daa der Gn^f bei sein Gevfalt dingete. Dieße Meinung gefeit uns 
auch nicht; dann weder, der Markgraff, noch ein anderer Kichter mag 
riöHten als von de» Kelches wegen, sintemal nach rechtem Rechten 

niena^ides anders ein rechter Bi4]^r ist, afs der Eeyser. 

Aber jetzt erzelter ausslegung^ungeacht, soltu solches also vome- 
inen und sagen, das hie eine persoh für die andre genomen wird. 
j^fitimUiCh fklsp, da d^r text s^: der MjOkrggraf, do versteht er de^ 
marggraffen Richtere. Diese dingen hey ihrer selbst hulden d, h ein 
jeder dieaer Miehter dinget bey s&ines Marggraffeh hulden. — Lass dicfh 
dic^^ ^r nit YU|)deV% dasi er hier de^ Markgrafen nennet upd doci^ 
seine Richter damit versteht. Dann so jemandt von des Marggraffen 
wegen jchts- riehtet, -oder -thut, dasselbig thut der Marggraf selbs. 
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bei dem Eide, den er dem Könige geschworen. Der Glosaar 
tor entgegnet, damit sei nichts gesagt, denn bei dem Eide, 
der dem Könige geschworen worden, dinge jeder Richter 
im Reiche, das sei nichts Besonderes für den Markgrafen. 

Heinrich Ton Bertensieben und Herr Ton Leumwendeo 
meinen, der Markgraf dinge bei seiner eigenen Gewalt 
Der Glossator wirft ein , der Markgraf sei nicht souverän, 
alles Gericht im Reiche könne nur sein yon des Kaisers 
wegen. 

Die eigene Meinung des Verfassers der Glosse geht 
dahin, mit dem Markgrafen sei der Richter des Markgrafen 
gemeint, wenn gesagt werde, der Markgraf dinge bei sein 
selbst Hulden, so heisse das, der markgr£U9iche Richter richte 
bei seines Markgrafen Huld. Der Ausdruck des Sachsen- 
spiegels erkläre sich dadurch, dass alles Gericht, das im 
Namen des Markgrafen gehalten werde, ebenso zu beurihei- 
len sei, als wenn der Markgraf selbst es hielte. 

Was die letzte Ansicht der Glosse selbst angeht, so 
leuchtet zunächst ihre grammatische und logische Unhalt- 
barkeit ein. Unter dem Worte Markgraf den vom Mark- 
grafen ernannten Richter, und zwar nur diesen zu ver- 
stehen, ist, sprachlich angesehen, ein einfaches Ableugnen 
des Wortsinnes und dann gleich darauf das y^bei seines selbst 
Hulden^ so zu deuten, dass der Richter (nicht etwa, wie 
man nunmehr denken sollte, bei seiner eigenen) sondern bei 
des Markgrafen Huld richte, heisst in logischer Bezie- 
hung die Dinge auf den Kopf stellen. Dennoch liegt dies^ 
gewaltsamen Auslegung ein vollkommen richtiges Princip 
zu Grunde, das, völlig correct ausgedrückt, lauten würde: 
der Markgraf, oder die Richter desselben halten im Namen 
des Markgrafen Gericht, d. h. dieser Letztere ist der Ge- 
richtsherr. Ganz deutlich ist dies in den Worten der Glosse 
nicht enthalten, denn es heisst: ^ Jeder Richter dinge bei 
seines Markgrafen Huld.'^ Es ist nicht angegeben, ob der 
Eid gemeint ist, den der Markgraf dem Könige geleistet, 
oder aber der Eid, welchen der Richter dem Markgrafen 
gethan. Gewiss aber ist das Letztere anzunehmen, denn 



ANSICHTEN U£BER DAS MARKQBJBFLICBfi AMT. §. 5. 67 

da der Glossator eben die Meinung als absurd widerlegt 
hat, dass die Thätigkeit des märkischen Bichters bei dem 
Eide geschehe, den der Markgraf dem deutschen Könige 
geleistet, so kann man ihiß selbst nicht eine Deutung unter- 
schieben, durch die er in denselben Irrthum rerfallen würde, 
den er eben beseitigt zu haben glaubt 

Auch dem Verfasser der Glosse schwebt also der Ge- 
danke Tor, dass der Bichter dem Markgrafen schwöre, dass 
er Ton ihm seine Auctorität entlehne, dass also der Mark- 
graf als sdbständiger Gerichtsherr zu erachten sei. Eben 
in dieser Auffassung trifft er aber mit der ersten yon ihm 
widerlegten Meinung des Bischofs Burchard imd des Grafen 
von Yalkenstein zusammen. Denn wenn diese sagen, in der 
Mark werde das Urtheil bei dem Eide, den man dem Mark- 
grafen geleistet habe^ gefunden, so meinen sie, das Urtheil, 
als der wichtigste Act der gesamten Justiz, ergehe i^ Na- 
men des Markgrafen, mithin sei dieser Letztere der Inhaber 
der ganzen Gerichtsbarkeit. Es ist nur ein äusserUcher Ein- 
wand Johanns von Buch, des Glossators, dass die Berufung 
auf den Eid an den Markgrafen beim Urtheilfinden nicht 
im Landgericht ausgesprochen werde. Li der That zieht 
dennoch das Urtheil seine Bechtskraft aus der Aucto- 
rität des Gerichtsherrn, obschon es formell bei der Yer* 
ktindigung nicht hervorgehoben zu sein braucht. Schon die 
oben citierte Stelle des Bichtsteigs^^ zeigt in einem Gerichte, 
das offenbar kein Leibngericht ist, die Berufwg auf die 
markgräfliche Huld : wo der Markgraf dem Urtheilfinder ge- 
bietet, yybei seiner (des Urtheilfinder s) Huldigung.^ . 

Haben wir sonach in Johann von Buch im Grunde 
einen Vertreter der richtigen Ansicht von der Gerichtsherr- 
lichkeit des Markgrafen zu erblicken, so ist andrerseits seine 
Opposition gegen die beiden Meinungen, welche er als die 
zweite und dritte auffuhrt, vollkommen begründet. Das 
Dingen bei der markgräflichen Huld, kann niemals bedeu- 
ten ein Gericht bei dem Eide , den der Markgraf dem Kö- 

46) €!: ^ben §. 4 bei Nöte 36, 
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nige geleistet hat. Denn was wäre das Besondere»? Sthöil 
oben*'>'ist auf den Gegensatz hingewiesen worden, der in 
Ssp. Öl. 64, gg. 6, 7 zwischen dem Richten unter Köhigg- 
bann und dem bei mai-kgräflicher HüM angestellt; wird; 
Auch dass, wie di^ dritte Meinung in der Glosse will, der 
Markgraf y^aua eigener Maeht^ dinge, wird mit Recht ver- 
worfen. Denn Souverän ist der Markgraf nicht, «r Weibt 
immer königlicher Beaihter; 

lieber den Rechtsgrund der Gerichtsbarkeit gibtdiö 
Glosse nichts an, sie begnügt sich mit einer blossen Ohu^ 
racterisiemng des markgräflichen Rechtes. 

Il Neuere Gelehrte haben für die seHbstäntKge, jüris- 
dictionelle Stellung des Markgrafen einen allgemeineren 
Grund darin erblickt, dass der Markgraf bei allen Landes- 
erwerbungen jenseits 'der Elbe als Eroberer angetreten sei 
und mithin als freier Grundeigenthüme!r auch alle staats- 
rechtlichen Befugnisse eines Souveräns besessen habe. Dies* 
Meinung haben vorzugsweise ausgesprochen Gaupp*^ und 
diiösem beipflichtend Uiiger.*^ Als ein unterstützenÖes Mo- 
ment mag für solche Meinung allenfalls der staatsrechtliche 
Oharacter der' Eroberungen erscheinen, die der berttimte 
Zeitgenosse Albrechts des Bären, Heinrich der Löwe; im 
Braunschweigischen und' Lüneburgischen machte und dt* 
wemigstens bis 1285 als atlodiales Besitzthum seines Hauses 
angesehen wurden.**^ ' 

Dennoch kann man, was die Miark Örandtenburg bcftriflft; 
solcher Ansicht nicht beipflichten. Schon Äie Glosse hebt^ 
wie oben gezeigt worden, hervor ^ dass die Annahme einer 
Souveränität („eigenen Gewalt") des Markgrafen ^im Wider- 
Spruch stehe mit seiner Stellung als (wenn auch sfelbstän- 

*• • . ' ' • . {' » '. li 

47) Cf. Qben f. 4 hinter iim 32. . 

48) Oaupp, Miscellen des deutschen Hechts (Bresl. 1830) No. 15, 
S. 12BI ^ :, i 

49) ünger, die altdeutsche Gerichtfiver£»88uim^ 0. 153 f. ^v^hSt^ 
zel, de ducüm Oerm. pp. orig. et progi^. ]}. 16, 17 scheint zu dieseV 
Auffassung zu neigen und ebenso ttiedely M. Br. I. S. 10. 

50) Eine gute Untersuchung über die N»tur d^r ^roh^rungeif Bein- 
richs des Löwen th&te in der That noth? '* ^ - '• ' ^^ '^ 
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digerer) Beam-t^r im Reich. TiateächHeh ist niemals, 
80 lan^e 'das dieutsche Reich befand, der Markgraf im Yoll- 
genusse der Souveränität gew^sön, wefl tJolte dler landes- 
herrliöheiif'G^ffiNehlosseiilieit im liiitepn dU Lösung^ von d^r 
Oberhoheit 'de6 K«i9ers Aicht erfolgt ist. 

' Noch ' fidilag^ndeir ab^r lässt sicV der N<aüchweis fuhren, 
dass gerade in den Zeiten, wo die erob^rnd^T Thätigkeit 
der Markgrafen die aaii'm^ist^ vorwiegende war, nitmlieh 
«at^r-Giöro tind AlBrecht dem* Bären von einem selbständi- 
gen Rechte jener Fürsten an d^in eröberten Grund und 
Soden keine Rede sdn kann. Als alodialer €l^rund^ige^- 
thün^er* hätte der Markgraf die Disposition über* die einzel- 
nen Theile' sefnes Efgenthums allein besitzen, namentlich 
solche Dispositionen der deutschen Kaiser ausschliessen 
müsseil. Dies' ist aber nicht der Fall gewefien.« Während 
des 10., 11. und 12. Jahrhunderts koinmen die verschieden- 
sCen, kiiseriiehen DispoE»tioiien über Land und Einkünfte 
jenseits der Elbe vor. Da dieselben nirgend üsammenge- 
$tellt sind tftid doch die durchgreiftüöe = Widertegung- der 
Meinung, welehe den ältesten Markgrafen, insbesondere Al- 
brefcht dem Bär^n Souveränitätsrechte iuschreiben möchte, 
darauf beruht , so mögen dieselben In gedrängter Ordnung 
hier einen Platz finden. 

i. 9S7. Kaiser Otto gewährt' die Zehenthebuflg ini HfeveV 
' Wnde ato Öäs Kloster jru Magdeburg; • Cf. Riedel, 
' - C. ». fir. I.'Vlfi. ». 90, No; 1. ^ 

8. *^9W. DispfOdftionen des Kaisers Otto I. «unter Hinzu- 
tritt des Markgrafen *0ero an das Bisthum Bran- 
^denbürgf' 1. c. No. 2, S. 91: ^ ' ' ' • 

'8.ii 966. 'Äai^r-Otto I. schenkt an dÄs'Kloslter zu Mag- 
* " deburg den Äehntenr in der Zauchb, an der Spree, 
'J hmsiü n. tL;'^' Riedd, 0. D. &. I. Vm. S.92, 

4: «ofd. &.' Kftt^er 0«to' I: schenkt «n ßrzatift Magdlebuii^ 
■- '■'* "deft ZehenteA im • Ufceriande. -i <IH«del, C. D. 

"•■■■•' •■ -Bf. I; •Xra.>».'8lO,'NV>.l; • ' 

5. 97»J '&iüsef'Oll^ II.'4ersdiäA:lb di^ScUddMr Pechow, 
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Gommern , Lozkow und den Zehenten in der 
Zauche ui^d im Havellande. — Bdidd^ C. D. Br. 
I. Vin. S. 99, No. 9. 

6. eod. a. Otto II. bestätigt der Earche zu Magdeburg 

ihren Beeitz in den Ländern Nieletici> Uira 
u. a. — Riedel, C. D. Br* L Xm. S. 311, 
No. 2. 

7. 975. Otto n. verBchenkt an Erzstifk Mi^deburg den 

Zehenten im Ukerlande. -^ RUdd^ CD. Br. I. 
Xra. S. 812, No. 3. 

8. 993. Kaiser Otto III. gibt an die Abtei QnedUnburg 

Poztnpine (Potsdam), Oeliti und die Insel Cho- 
tiemviales. — Riedel, C. D. Br. I. XI. Si 163, 
No. L 

9. 997. Kaiser Otto lU. vertauscht den Burgwart Belis 

gegen den Zehenten in der Zaucshe aik den Srz- 
bischof von Magdeburg. — Riedel, C. D. Br. L 
IX. S. 474, No. 1. 

10. 1004. König Heinrich 11. verschenkt zwei Städte in der 

Lausitz, die damals wol zur Ostmark gehörte^ 
und im Gondtate Oero's (des Orossneffen von 
Oero dem Grossen, f 1015). ^ — von Räumet, 
Reg. Br. No. 382. 

11. 1011. König Heimweh ü, verschenkt an das Mauriz- 

Kloster den in der Mark Bernhards belegenen 
Burgwart Driezele, im Gau MoiiEani zwischen 
Elbe, Stremme und Nnthe bellen. -^ i><m Roh- 
mer, Beg. Br. No. 405. 

12. 1161. Kaiser Friedrich I. gründet im Havellande eine 

Kirche und stattet sie aus mit Einkünften aits 
den GaueBj Moraiciani) Cervistii Ploni, Zpria- 
vam, Heveldun, Uuveri, Biaziani) Zamzizi, Dassia. 
— von Raumer, Reg. Br. No. 1291. 

13. 1173 <?). Markgraf Albrecht der Bär stattet in Gegen- 

wart des Kaisers Friedrich I. Kloster 
Leizkau mit deii Dürfem Grussowe und Gottowe 
aus, — von Raumer, Reg. B^r« ^o. 141K 
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14. 1179. Kaiser Friedrich I. bestätigt der Kirche Ton Ha- 

yelberg die früheren Schenkungen nnd nimmt den 
Bischof von Havelberg in seinen kaiserlichen 
Schutz auf. — ton Räumer, Nö. 1456. 

15. 1190. Heinrich VI. bestätigt die schon oben erwähnte 

Schenkung der brandenburgischen Markgrafen 
von 20 Talenten an Kloster Stendal. Of oben 
g. 4 vor Note 28. 
Aus solchen Thatsachen geht hervor, dass der deutsche 
König ttber die Mark Brandenburg, gerade in den jenseits der 
Mbe eroberten Theilen etwas 2u sagen hatte. Nicht bloss dass 
der regierende Mariegraf die königliche Genehmigung zu gewis< 
sen Dispositionen über Land und Einkünfte einholte, sondern 
auch der Kaiser verfügte mit völliger Umgehung des Mark- 
gitifen. Die Negative kann daher mit völlige Sicherheit 
aus den angefahrten Beisiuielen gefolgert' w^den, dass der 
Markgraf nicht Souverän ist, dass er als selbständiger 
Eroberer nicht in Betracht kommt. Auch das erschüttert 
diese Schlussfolgerung nicht, dass allerdings eine länge 
tleihe von selbständigen, aus eigener Machtvollkommenheit 
Vorgenommenen Yerfägungen der Markgrafen über Land 
und Leute sich nachweisen lässt. Es ist hier nicht die Ab- 
sicht diese an sich weniger erhebliche Tbatsache mit einer 
Fülle von urkundlichen Beweisen darzuthun.*'"^ Denn im- 
merhin folgt daraus doch nur, dass der Kaiser und der 
Markgraf in Yeräusserungen Von Gebietstheilen mit einan- 
der coneurriert haben, imd schon das g^ügt die vom Geg- 
ner dem Markgrafen zugesdiriebene Souveränität und freien 
ISgenthumsrechte au widerlegen. In der That ist auch eine 
Erklärung leicht dafür zu finden , dass der Kaiser sowol 
wie der Markgraf Dispositionen über märkisches Gebiet 
treffen konnten« Offenbar waren auch ohne kaiserliche Be- 



50ft) Ich steHe kür« einige Exempel markgiftilfcher Dispositioiien 
xusatnnlkeii: Cf. van Baumer, Reff. 6r. No. ISlBj 1814 (1168); MüdeL C. 
D. B. L II. S. 440, Nx). 6 (1151), S. 441. No. S (1170); VH. S. 468, 
Ko. 1 (1197); tra. S. 106, Nb. 18 (1170) 8. 115, No. 28 (1187), S. 116, 
No. 19 (eod. a); X. S. 182, No. 1 (1190), 8. 185, No. 8 (1196). 



^jbMtigiittg 4i« YerfttguBg^u des j Ä(iyrlj[gr»fon .g^lig. ß^^ pojip 
jiUf. MM^.naob.ei^4»a0mr{iriue90^ «o yerw^J^ wie es den 
}lBtoyrß90eii.defi ^iches iu<}ht;a(«]ü9[iderliQf. > l^acii der allge- 
meinen Si^jeiier Zeit.<aker waren • Yerä^94erungen yon 
^^^^elae^ rGrundst^okePi . oder- .aiuiged^hjErtoi^^n 'Ser^fal^ft^p 
#n Ki|fQbW; :an .ver^cqiBtvoUe Yja9alle%vf^. Städte, deren 
fWjwjh8tkum|i»aiii<>rderÄ:'Jrollte,{,eine;gjin& gew<>hnliche Be- 
fugniss des regierenden Herrn.. £a 1^ «a^h« damaliger Auf- 
4iii83Q^ clariiv ^Kuchti eijiira we leiqb^fWge.YjeirÄ^ßu^erung 
4fle «aver^riBfljtea QebieteS) öoödwft yeyl|ei^^ge^.3ifQn (ij:w^ 
,uad Bode«)' yem .länktiofton und Privilegim .wa^Qn <^e,i^fmt 
einzig ,lierkj[»ip»)U^e Pqiiii, iu ^^t ma^ jß^jbnu^g^ ; s^u 
J^aadesangi^bdi^e m ertbeUep pflegte, Gai^^b^^^lvßii! 9jb?o 
wn Terkäufe», TSiU$clien,Hdie- d^m Voräus«[^^ <Bia^,B»t 
gelt. ei]ü>ri9geti, war 0ell)0( die, einseitige Sx!^n]^iipg euijApt 
I5U dem' . n^ w cUe. Zi wdjSsi^Qnmg ^ nicht ,uiu: fär. . ^^i^ hieiiit, 
(Soadi^rn den man : vorz^gs^y^e vpn ilur eirwaFtet^,^^^ ^t 

dOb) Wie 8Qlir diele der Fall w^rv beweist eine St^le ^\ Wiä^ikjl^ 

JI. 30. (itfßt^om scy. r»^erm. II. S. 648. a. E. uad rettz Scr. HI. ,S. 

44) i £0 tempore t>elluin barbäromm fervebat 6t cum niilites ad tnamim 

Oeronis.pmesidi^ oonscri]^ crclira ezf^editlone ^tte^uaroi^^Uiur et ^Icy»«- 

^'i»8 vtl %ribyAafi%% ^atmiiSt^ miv^ eo quod tributa 

passim negarentar, seditioso' odiö in Gferbnem etacnüntur. -^ Die SM- 

daftfn erheben /eiaeiL Aufintoit weU. sie \imß tfanatipß. bekonimen. -^ 

Nebenbei sei jbemerkL dass die Stelle ^In Licht auf die im 10. Jatir- 

nnndert fi^Itende Knegsverfafifsung wirft. Nach meinem ' Dafürliaften 

h^em^ sie ;düie Fi)rtdailer de«. BqniBfieialwef^s. J)of¥^w<$ eind.ßeM- 

ficien in Grundstüd^Qn, tnbutfiria praemia sind Hebungen .wol ^aupi- 

sftchiiih^ Slkwengegend^n.' ' Aehnlich wie Carl Martell, nm' Benefid<6n 

•ItifiBeiiie LftMer imkat^en, dSe,GnterdtrKirobenfMie(»|leHmBenmiifU|te, 

80 worden also, auch hier Benefipien erwartet. — Um der Wahrheit die 

%hr^ zü geben, bemerkie ich, dass ich die Beziehung der'Btelle lYldu- 

kindsi'tMtf.dfeiHvidgBveiiiss^iing piaen. persfinli^hen .<:(es9r&eh oM^Bonpi 

.Professor Dr. -Rudolf Köpke verdanke. Derselbe hat. mir femereine 

iM&ressante' Pfeile mitgetheiU:TFV(7te;b»iiil, III. 55 (Petiz, serfpC^^ecf III. 

Sk MI). JS« hQ<? BMed.clamis et Münis hal^it^s,. Wer^s tj^» fai^oii 

M^ü^donativum imperüüe. cum reditu viffinti manstMm. — Dieselbe 

D6weist, dass tlohativüin ein Grundstück' bededtetr, das a!is^ befiiefl^ni kni 

Eigenthum übertragen wird. Denn ohne Zweifel sind die 20 mansi 

hintersässische, abgabepflichtige Golonatstellen, die als Pertinenz zum 

fb^rnBK^baftliqheA Xieupt^t^ (dpr ¥iUa dominicata).feMren. Da« ganze 

Geschenk besteht oJso in ' einem herrschnfüichen Gute niit 2Q Coloiien. 

, Bowel an dem ^anptgute wie aa den mäosi.wird der Ritter l^osiad 

'«chter i^igenthtmer^ nur hat er vo;a den Qiansi kein anderei^ Incri^^^s 

den Zins.;(wd»tujn). /. r .._«,.. \ , _ - 



0a ateo^.wie oben st^t^i^rt w<)rden,: In^^H 4^s axia«kgr|Qv 
Ißl^eQ Amtes selbaUiidig d^. ühm .unt^^g^ben^ G^l^iet.zu 
iTQgierßo, :8o enthält eß* mcht^ Abno^nies; dasgf de? Markgraf 
aiiiKe]2iq?.Q<6hifitQt}&eile der jy^^k.r.y^usBern 49f(^) D^/^ 
^l^rri^peh nicht , dasB dem J^to^rkgrafeu jegliche Versclileut 
der«iig.: ;UQd Z&TBfMtt^^xßg 4^ Lflndes ge$t«Atet: worden 
wislre« DoBja ivimor sohwQbte . über ihip . dif aUg^meine. Vor- 
ßAtfHrortUolikeijk. a^ K^ser uBd Jtei^ Jedeu^ AugeabliGk 
kfoonte. der König di^ Amtsgewalt des. Afa|*kigr$tfeii au^sfor 
Ig^^t; ß€tae»j .iind selbst in der. Mark die Zügel der Regie- 
^n^ ergreifen, , 'Er ; konnte:, s^garrdep .sokleeht verwalte^«- 
den Beamten sei^nee Markgrafenti^n^es (bearanben« War aber 
der dßt&tsche König JQeür üb^ die Giesamtheit des mark- 
g;irjB|fii<]Jb^en Amtea^ SQ. i£it iea nur ein kleiner Schritt, daas er 
p^.ch; freier WiUktb* über einaielne Grundstücke und .Ein- 
künfte i Verfiigii^g treffen durfte. . Atidrergieit^ aber folgt ans 
der amtlichen Befugniss dep Markgrafen zu YeräusBerungen, 
dass alle derartige Repht£|handlungen auch -. ohne besondere 
^efwilUgung des; Kaiser^ giltig sind, selbst wenn sie im 
UebermpiBsia geschehen. Auf die^e Weise erklärt sich die 
Erscheinung, dass Beide, König u)id Markgraf, Yeräusee- 
^unge^n i^ der Mark' Brandenburg vornehmen. Je mehr die 
Markgrafen im Laiife der Jahrhunderte auf dem; Wege, zur 
X^andeshalieit und territorialen Gesch}PiS&enheit : vorrückt^ 
ujü so sel|ienea: werden EvisaiscbuQgen di^r deiitschen Könige 
in die Verwaltung des Landes und wäre, es auch nur in 
Gestalt einer singulären Veräusserung. Nach dem Ablauf 
des 12. Jahrhunderts wird kaum noch irgend ein urkundli- 
ches Zeugniss dieser.Ärt sich aufSndpn lassen* pie^es Ver- 
schwinden und Zurücktreten der köüitrhchen Gewalt in der 
MaA' iöt nicht unbedingt auf die Eechnuiig landesherrlicher 
Uebei^ffe über die Grenfzen 'ihres Amte^ zu setzen, die 
di? MarJfgrafBn sich, etwa haben zu. Schulden kommen las- 
sen. 'Es ist das unwillkürliche Res«ltat von der Wucht 
forjschri^iteitder Tierritorij^iitat, die 3ich gerade in der MarT^ 
kraft des markgräflicheh Amtes leichter und schnellet 
entwickeln konnte als irgendwo. .i)enn um es schon hier 
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antudeuteii; die Markgrafen ron Brandenburg waren wegen 
der selbständigen, ausgedehnten Befugnisse in die glückliche 
Lage gebracht ohne Erwerb besonderen Bechtstitels, oder 
ohne <Üe Öefahr gewaltsamer Anmassung die meisten Staats- 
hoheitsreehte, insbesondere das wesentlichste von ihnen, die 
Gerichtsbarkeit im eigenen Namen ausüben zu dürfen, 

Fasst man die •Gesamtheit dieses staatsredbtlichen Ent- 
wickelungsganges in das Auge, so ist es unerheblich, dass 
in der That der Markgraf viele Alodien diesseits und jen- 
seits der Elbe besessen hat. Es ist nicht nöthig anzuneh- 
men, dass überall da, wo der Markgraf attein mit Ofltigkeit 
über Grundeigenthum disponiert hat, er privater Alodial- 
eigenthümer gewesen sei. Zuweilen ist es der Fall z. B; 
bei Vergabung der Dörfer Dalchau und Drusedow an Bis* 
thum Havelberg, welche bezeichnet werden als herrührend 
„de patrimonio nostro^ d. i. der Markgrafen.^*) Ebenso 
aus gleichem Grunde die Schenkung des Dorfes Plusetsjn 
(Beinoldesdorf, Plötzin) an Stift Brandenburg. Zweifelhaf- 
ter ist die Alodialqualität schon bei den in derselben Ur- 
kunde erwähnten Dörffem, Eetzin, Knobloch und Markau^ 
Dagegen hat schon Otto ü. über das Markrecbt im Jahre 
1188 ohne kaiserliche Genehmigung verfügt*'*»' Ausserdem 
lassen sich verschiedene Yeräusserungen, in denen der alo- 
diale Besitz des Markgrafen mindestens zweifelhaft fst, auf- 
weisen,^> Fälle, die sich in dem 13. und 14. Jahrhundert 
noch vermehren. **> 



61) Cf. Biedel C. D. Br. t II. S. 441, No. 6. 

52) Cf. Miedet, C. D. Br. 1 VII. S. 469, Ko. 1. 

5aa) Cf. oben i 4 ad Note 26. 

58) et Biedel, G. D. Br. I. ü. S. 440, No. 5: VICI. S. 106, No. 18. 
S. 116, No. 29; X. S. 185, No. 8. -^ . ^ 

54) Die Anzahl Alodien, welche im Jahre 11$6 das ascatiisclie Haul 
besass, ersieht man aus der Schenkungsurkunde an den Erzbischof Lu- 
dolf Tön Magdeburg aus dem genannten Jahre. Städte wie Stendal, 
NeU">Bvandehbiirg, die g^s^e Zaudie (ein Pathengescheidc des Wenden- 
farsten Pribizlaw an Albrechts des Bären ältestefk Sohn Otto) waren 
PriTäteigenthnm des Markgrafen. Cf. Bieäet^ C. D. Br. lÖ. t. S. 2, 
No. 2. i^aeh dem Wortlaute der Urkunde kaon man nicht aiiders^ als 
die Zanche für markgräfli^hen Alodialbesitz anzusehen. Dennoch liabe 
ich zwei Urkunden gefunden, die ich mit d^r Alodialeigenschaft der 
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in. Die Ansicht von Baumers, wie er sie in seinem 
Codex diplomaticus braiidenburgensis II. S. 109 ausspricht, 
kann in einem gewissen Sinne füglich mit der ad 11. behan- 
delten zusammengeworfen werden.. Auch er legt nämlich 
das Hauptgewicht auf die erobernde Thätigkeit Albrechts 
des Bären und nimmt keinen Anstand sich derjenigen, in 
der Grlosse verworfenen Ansicht anzuschliessen, welche sagt, 
der Markgraf dinge aus seiner eigenen Macht. Gegen die- 
sen Theil der von Raumer' sehen Meinung braucht eine Er- 
widerung nicht mehr erbracht zu werden. Aber derselbe 
deutet einen Gesichtspunkt an, der ein gewisses Licht auf 
seine Auffassung des markgräflichen Amtes als solchen wirft, 
wenn er sagt: 



Zauche nicht recht in Einklang bringen kann. Die Zauche ist das 
Land südlich der Havel und umfasste wol den alten Gau Ploni. Nun 
finden sich in zwei Urkunden Dispositionen des Kaisers über zur Zauche 
gehörige Ländereien und Hebungen^gerade in der Zeit, wo nach dem 
Tode Pribizlaws (1150) die Zauche Alode des ascaniscnen Hauses ge- 
wesen sein muss. Zunächst wird die Schenkung von 1196 selbst vom 
Kaiser 1}estätigt 1197. Cf. von Räumer^ Reg. Br. No. 1639. Wenn es 
reine, freie Alodien waren, wie kam der Kaiser dazu zu bestätigen? 
Ferner Kloste/ Leizkau liegt in der Zauche, das dicht dabei gelegene 
Dorf Crussowe ebenfalls. Albrecht der Bär beschenkt Leizkau mit dem 
genannten Dorfe und erbittet dazu kaiserliche Bestätigung und Geneh- 
migung. Gf. von BawMier, Reg. Br. No. 1411* Endlich weist Kaiser 
Fnednch I. 1161 bei Gründung einer Kirche im Havellande derselben 
unter anderen auch aus den Grauen Moraciani, Ploni, Gervisti Einkünfte 
zu, also jedenfalls aus der Zauche. Cf, von Baumer, Reg.Br.No. 1291. 
Das wäre nach strengem Begriff des Alode ein Uebergrin des Kaisers 
gewesen. Ich weiss die Erscheinung, da ich andrerseits die Alodial- 
qualität der Zauche nicht ableugnen kann, nicht anders zu erklären, 
als dass es zwar Alode des Markgrafen, aber nur im Sinne eines Kam- 
mergutes war. D. h. gewisse Herrschaften der Mark wurden dem Mark- 
grafen privatrechtlich zugewendet, er sollte die gesamte Nutzung davon 
nahen. Aber dieses Privateigenthum stand ihm nur zu, so lange er das 
markgräfliche Amt inne hatte. Trat er ab, so fiel jenes privatrechtliche 
Eigenthum an den Nachfolger. Mit einenl Worte, derartige, herrschaft- 
liche Alodien waren Pertinenz des mark^räflichen Amtes, wie die Reichs- 
kammergüter Pertinenz der Königswürde. Der Kaiser konnte dann, 
wie er über das Amt disponieren durfte, so auch die Pertinenzen des- 
selben, das Markalode, um so zu sagen, zum Gegenstand seiner Verfü- 
gungen machen. Oft hat er es wol nicht gethan und in späteren Zei- 
ten gar nicht mehr. Uebrigens wäre es eine lohnende, des feinsten 
Scharfsinnes würdige Aufgabe zu untersuchen, welche Alodien die Mark- 
grafen von den ältesten Zeiten an in der Mark besessen haben, ob 
freies Alode, oder als Kammergut? 

KUBUS, GERICBTS-VERPA88UNO. g 
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Das Merkwürdige aber in dem Yerhältniss des Markgra- 
fen ist das, dass er von Anfang seine hohe Gerichtsge* 
walt überhaupt gar nicht als eine vom Könige beson- 
ders zu verleihende und im Namen des Königs zu ver- 
waltende besass, sondern dass sie mit seinem militärischen 
Amte schon an und für sich verknüpft war und von 
ihm in eigener Auctorität ausgeübt wurde. Man wird dies 
verstehen^ wenn man erwägt, dass der Markgraf ursprüng- 
lich gar keine Gerichtseinsassen in der Mark, sondern 
nur Soldaten unter sich hatte, über welche er als Mi- 
litärbefehlshaber, ohne dazu einer besonderen Gerichts- 
verleihung zu bedürfen, die Kriegsgerichtsbarkeit 
ausübte. Später eroberte sich nun zwar der Markgraf 
ein eigenes Land, welches mit deutschen Einwohnern be- 
setzt wurde, es ist aber sehr begreiflich, dass er über 
diese von ihm herbeigezogenen Colonisten und über die 
unterworfenen Slaven eine selbständige Gerichtsgewalt 
behielt, welche gar sehr verschieden von der vom Kaiser 
verliehenen Amtsgewalt der Grafen im eigentlichen 
Deutschland über die freien, deutschen Reichsunfertha- 
nen war. 
S. 110: 
Man sah das markgräfliche Gericht als gleichsam ausser 
dem deutschen Reiche belegen an. 
Es ist durchaus nicht vollkommen klar ausgedrückt, 
welche Meinung von Raumer eigentlich hat. Es scheint, er 
denkt sich die Sache so. 

Der Markgraf war nur Commandeur in der Mark^ als 
solcher war er oberster Praeses des Kriegsgerichtes. Als 
andere, namentlich deutsche Einwohner die Mark bevölker- 
ten, leitete der Markgraf seine GerichtBgewalt, die er im 
eigenen Namen übte, nicht aus einer kaiserlichen Beleihung 
her, sondern aus dem Titel der Eroberung des ganzen Ge- 
bietes. 

Die Richtigkeit dieser Darstellung von Raumers Mei- 
nung vorausgesetzt, ist gegen ihre innere Begründung doch 
Manches zu erinnern. 
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Schon Helmold erzählt uns , dass der Graf Adolf von 
Holstein in seiner slawischen Mark über die Slawen Gericht 
geübt habe,^*^ dass also neben den militärischen Pflichten 
die der Jurisdiction ganz coordiniert einhergegangen sind. 
Es kann also nicht richtig sein, dass der Markgraf, der 
doch mindestens die Befugnisse eines Grafen gehabt haben 
wird, mit einer richterlichen Gewalt vom Reiche nicht be- 
liehen sei, sondern dieselbe nur als Militärjustiz zufolge 
seines Oberbefehles gehabt habe. Stets werden, selbst in 
den ältesten Zeiten, in neuen Markgebieten Einwohner ge- 
wesen sein, deren Jurisdiction den Markgrafen oblag. Kann 
daher die kriegsherrliche Stellung derselben nicht zur Grund- 
lage für ihre selbständige Gerichtsgewalt dienen, so bleibt 
nur übrig, dieselbe entweder (wie von Raumer thut) aus 
dem Gesichtspunkt selbständiger Eroberung herzuleiten, oder 
aus dem Inhalte des markgräflichen Amtes. Dass das Er- 
stere nicht angeht, ist vorher ad 11. in diesem §. nachgewie- 
sen worden, nur die letzte Annahme bleibt also übrig. Wenn 
V. Raumer sagt, die Gerichtsgewalt des Markgrafen sei so selb- 
ständig gewesen, dass die markgräflichen Gerichte als ausser- 
halb des deutsehen Reiches liegend angesehen worden seien, so 
hat er Recht hervorzuheben, der Markgraf sei Gerichtsherr 
der gesamten Jurisdiction in der Mark gewesen, aber er 
übertreibt, wenn er gänzliche Geschiedenheit derselben von 
der Gerichtsbarkeit im Reiche behauptet. Sogar an der 
Hand des Sachsenspiegels läöst sich die Unrichtigkeit die- 
ser Meinung darthun. 

Ssp. ni. 64, g. 7 gibt an, des Markgrafen Gewedde 
sei nur 30 Schillinge. Wenn man die Mark als ein ande- 
res, also doch in sich souveränes Land ansah, welches Recht 
hatte man im Reiche darüber einen Rechtsgrundsatz aufzu- 
stellen, welches Gewette im anderen Lande, in der Mark 
von dem dort regierenden Gerichtsherrn genommen werden 
sollte? Mit welchem Rechte konnte man den Markgrafen 
mit den Grafen, Pfalzgrafen und Landgrafen des Reiches in 

55) Gf. oben §, 3 bei Noäe 13, 
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Parallele setzen? Als Souverän konnte der Markgraf ein 
vieL höheres Gewette, oder gar keines nach freier Willkür 
bestimmen. Von Raumer gibt femer selber an, dass 
von den märkischen Gerichten ein Rechtszug an Kaiser und 
Reich gegangen sei. Seit wann aber appelliert man aus einem 
Lande in ein anderes, wenn dieses Letztere in keinem staats- 
rechtlichen Verhältnisse zu dem Ersten steht? 

Man kann mit Recht gegen die Meinung von Raumer's 
den Einwurf erheben, dass sie an einem inneren Dualismus 
krankt, nämlich dem Gegensatze einer angeblichen Gerichts- 
gewalt des Markgrafen als militärischer Befehlsh9.ber einer- 
seits, und als Eroberer und Souverän andrerseits. Beides 
ist unerweislich. 

IV. Gewissermassen in einen Widerspruch über das in- 
nere Wesen der markgräflichen Jurisdiction verwickelt sich 
Riedel 5«) Er sagt: 
Das ursprüngliche Verhältniss des Markgrafen zur Mark 
ist zwar nicht anders zu denken, wie das eines Gra- 
fen zur Grafschaft und man müsste daher diesen Für- 
sten selbst den Landrichter seiner Markgrafschaft nennen, 
welches auch die Aussage des Sachsenspiegels bestä- 
tigt, dass der Markgraf alle 6 Wochen das Ge- 
richt bei seiner Huld halte und dass in diesem 
Gerichte Jedermann über den Anderen Urtheil finden 
könne u. s. w. 
Es ist oben wol zur Genüge gezeigt worden, dass von 
der Grafschaft die Rechte des Markgrafen sehr verschieden 
waren und dass nichts weniger für diese angebliche Iden- 
tität spricht als gerade die Stelle des Sachsenspiegels vom 
Dingen bei der markgräfliohen Huld. 

Eine andere Grundlage sucht Riedel auch an einer an- 
deren Stelle (S. 470), wo es heisst: 
Der König, oder Pfalzgraf lieh mit der Grafschaft, worin 
der Königsbann lag, nur das Gerichte über dinglich- und 
persönlich-freie Deutsche, wo es aber diese nicht gab, 

56) Biedel, M. Br. IL S. 430 und 8. 470. 
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konnte solche Verleihung nicht stattfinden. Da war der 
Vogt nichts, als ein Beamter des Markgrafen und 
indem er nur von diesem seine Gerichtsgewalt 
empfangen hatte, dingte er bei dieses Fürsten 
Huld. 
Hier zeigt sich offenbar ein richtiges Verständniss des 
Bingens bei der markgräflichen Huld. Jedoch wird dabei 
ein Rechtsgrund nicht ausgesprochen, aber angedeutet, der 
eine gewisse WahrscheiAlichkeit für sich zu haben scheint. 
Es ist richtig, dass in der Mark schöffenbar freie, deutsche 
Geschlechter nicht vorzukommen pflegten und dass anderer- 
seits gerade das gräfliche Gericht unter Königsbann nur auf • 
solche Personen sich bezog. Zunächst hat es also etwas 
sehr Plausibles den Gegensatz der Mark, dass hier nicht 
unter Königsbann gerichtet wurde, sondern bei markgräfli- 
cher Huld darauf zurückzuführen, dass es hier keine Schöf- 
fenbarfreie gab. 

Dennoch ist die Kraft dieses Argumentes mehr im 
äusseren Schein als in der Wahrheit begründet. Gericht- 
halten unter Königsbann bedeutet allerdings zunächst nur 
das gräfliche Gericht insbesondere über hohe Civil- und 
Criminal-Jurisdiction der Schöffenbarfreien. In dieser Engig- 
keit der Auffassung umfasst dieselbe aber nicht ]die gesamte 
deutsche Gerichtsverfassung. Neben dem Grafengerichte 
sehen wir schon in der fränkischen Zeit einen Centenarius, 
oder Vicarius thätig werden, in der Zeit des Sachsenspiegels 
den Schultheiss und den Gografen. Wenn nun für alle 
Jurisdiction im deutschen Reiche der deutsche König der 
oberste Gerichtsherr ist, so kann dies keinen anderen Sinn 
haben, als dass jede richterliche Handlung über irgendwelche 
Angehörige des Reiches im Namen des deutschen Königs 
ei^eht. Die Schöffenbarfreien sind allerdings nach der äl- 
tei'en, deutschen Auffassung die Repräsentanten des mit 
dem vollen, normalen Masse der Rechtsfähigkeit ausgestatte- 
ten Staatsbürgers. Die auf sie gerichtete Jurisdiction war 
also die edelste, wenn man so sagen darf, die vollwichtigste. 
Die übrigen Reichsangehörigen, welche mehr oder weniger 
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in die Hörigkeit gerathen waren, wie die Birgeiden und 
Pfleghaften waren als Einzelne betrachtet, von geringerem 
Werth, ihre Rechtshändel von geringerem Belang als die 
eines Schöflfenbarfreien, der freies, unbelastetes Grundeigen- 
thum besass. Was aber dem einzelnen Mann dieser hörigen 
Leute an Bedeutung abgieng, das ersetzte im Ganzen wie- 
derum die stets steigende Zahl derselben. Schon ein Jahr- 
hundert nach dem Sachsenspiegel ist die reine Schöflfenbar- 
freiheit so gut wie ganz verschwunden, oder wenigstens er- 
weislos geworden. Es würde zu einer vollkommenen Zer- 
störung alles staatsrechtlichen Zusammenhanges im Reiche 
führen, wollte man annehmen, dass eine so zahlreiche Klasse 
wie die der Hörigen gar nicht als Reichsangehörige gegolten 
hätte, dass das Gericht über sie, das der Schultheiss hielt, nicht 
im Namen des deutschen Königs Auctorität gehabt hätte. 

In der That lässt sich aber auch der directe Nachweis 
führen, dass der Schultheiss, der Richter der Birgeiden und 
Pfleghaften, immerhin, obwol er nicht nominell unter Königs- 
bann diugt, ein königlicher Richter ist. Kraft seines Amte^ 
ist der Schultheiss im Grafengericht zugegen, er vertritt 
sogar den Grafen als Vorsitzenden, wenn dieser selbst 
Partei ist.^'^^ Er hat also ein amtliches Verhältniss zu dem 
Gerichte unter Königsbann und derjenige, der diese Func- 
tionen dem Schultjhieissen vorgeschrieben hat, muss derselbe 
sein, der auch Gerichtsherr über das Grafengericht ist, d. L 
der deutsche König. 

Ssp. ni. 52, g. 3 heisst es ferner: An die vierden haut 
ne mach nen len komen, dat gerichte si over hals unde 
over hant, wen scultheitdum allene in der grafscap^ durch 
dat nen richtere ne mäch echt ding hebten ane scultheiten. 
Aus dieser Stelle folgt: 

1. Blutgericht soll nicht an die vierte Hand kommen 
ausser Schultheissthum. 

2. Der Grund dafür ist, dass der- Graf beim Halten 
des . echten Dinges den Schultbeissen nicht entbehren könne. 

ö7) Cf. Ssp. ni. 52, g. 3. 
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3. Wenn der Graf den Schultheissen nicht entbehren 
kann, so folgt daraus, dass er sich einen Schultheissen 
ernennen darf. 

4. Diese Ernennung eines Schultheissen durch den 
Grafen nennt der Verfasser des Sachsenspiegels : Kommen 
des Blutgerichtes an die vierte Hand. 

5. Als erste Hand muss dabei gezählt sein der König, 
als zweite der Herzog, oder wer die Grafschaft beHeh, als 
dritte der Graf, als vierte der Schultheiss. 

6. Der Schultheiss nimmt daher in der Stufenfolge der 
königlichen Richter eine Stelle ein, er muös also als ein 
Richter, der im Namen des deutschen Königs thätig wird, 
angesehen werden. 

7. Gerade sofern er Blutbann hat, wird der Schultheiss 
die vierte Hand genannt und gerade diesen Blutbann übt 
er über die hangen Leute. 

Wenn daher der königliche Richter über nicht ächöffen- 
barfreie Geschlechter zu Gericht sitzt, so kann darum, weil 
in der Mark Brandenburg keine Schöflfenbarfreiheit existiert 
habe, das Gericht im Namen des Königs (unter Königsbann) 
nicht unzulässig und etwa das Dingen bei der markgräfli- 
chen Huld 'nothwendig gewesen sein. Der Grund, dass das 
Letztere geschah, muss ein anderer gewesen sein, in jenem 
Gegensatze kann er nicht bestanden haben. 



§.6. 
Enfwickelung des markgräflichen Amtes zur Landeshoheit. 

Alle im letzten Paragraphen erwähnten Ansichten suchen 
den Grund der markgräflichen Gerichtsherrlichkeit auf einer 
Seite, die entweder historisch nicht erweisbar, oder zur Er- 
klärung der Thatsaehen nicht ausreichend ist. Der einzige, 
genügende Grund ist die Natur des Amtes selbst, das dem 
Markgrafen gegeben ist. Der Sinn der Gerichtsherrlichkeit 
selbst ist nicht bloss ein Eruennungsrecht der Beamten in 
der Mark,, sondern dass die gesamte Justiz im Namen des 
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Markgrafen thätig wird, dass kein richterlicher Befehl denk- 
bar ist, der auf einer anderen Auctorität als der des Mark- 
grafen beruhete. Die Erscheinung kommt auch sonst wol 
. im übrigen Deutschland vor, dass von einem anderen als 
von dem deutschen Könige nicht bloss die Grafen ernannt, 
sondern sogai' mit dem Blutbanne beliehen werden. Die 
Preigrafen in Westfalen dingten nur unter Königsbann und 
mussten nach strengem Pemrecht vom Könige selbst' den 
Blutbann erhalten. Dennoch erlangte der Erzbischof von 
Cöln, als Herzog von W.estfalen, das Recht die Beleihung 
mit dem Blutbann im Namen des Königs als dessen ständi- 
ger Vertreter vornehmen zu dürfen. ^> Damit wurde er 
keineswegs Gerichtsherr, sondern die Jurisdiction blieb nach 
wie vor eine königliche. 

Nicht also der Umstand, dass der Marl^af Herr über 
die Besetzung der Aemter ist, bildet die Spitze des Din- 
gens bei der markgräflichen Huld, sondern dass gewisser- 
massen die gesamte Jurisdiction in der Mark mit seinem 
Stempel geprägt wird. Daraus ergeben sich als Consequen- 
zen ebensowol freies Besetzungs* und Entsetzungs-ßecht der 
Richter, als die Befugniss die Organisation der Justiz in 
jedem Augenblicke zu ändern, wofern nur (das ist die Grenz- 
linie des mai*kgräflichen Amtes) die allgemeine Welfahrt des 
Landes es erforderte und die Massregel den Interessen des 
Reiches, die dieses an der Mark nahm, entsprach. 

Man sieht deutlich, dass der Begriff des Amtes zur 
Erklärung aller Rechte, die je die Markgrafen geübt haben, 
vollkommen ausreicht. Dennoch ist es nicht der einzige 
Titel, auf den hin sie ihre Gerichtsbarkeit ausübten, es tritt 
noch ein anderer hervor, welcher die Neigung bekundet 
die Jurisdiction im eigenen Namen selbst da auszuüben, wo 
märkisches Gebiet nicht war. 

Oft wird uns nämlich überliefert, dass über Nebenherr- 
schaften, die der Landeshoheit, oder der markgräflichen Ge- 



58) Cf. Wigatid, Femgericht Westfalens (Hamm 1825) S. 203, 
Note 53. 
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walt der Markgrafen keinesweges unterworfen waren, die 
aber mit dem mächtigeren Lande der Mark Brandenburg 
in einem Schutzverhältnisse standen, in das sie sich bege- 
ben hatten und <ias später zu einer wirklichen Landsässig- 
keit führte, die Markgrafen von Brandenburg aus dem Titel 
des Schutzrechtes oder der Advocatie sich eine Jurisdiction 
zuschrieben. Schon verhältnissmässig früh um die Mitte 
des 13. Jahrhunderts nämlich treten solche Zeugnisse hervor. 
Der römiaehe König Wilhelm weist den Rath der Stadt 
Lübeck an die Markgrafen von Brandenburg als ihre Her- 
ren anzusehen und^in allen Dingen, die die kaiserliche 
jurisdictio angiengen, ihnen treu und gehorsam zu sein.^^^ 
Hier ist wol die volle laadesherrliche Gewalt auf die Mark- 
grafen übertragen, ein Zustand, der nur bis zum Jahre 1282 
dauerte.^^^ Aber es ist anzunehmen, dasa auch die Gerichts- 
gewalt im strengsten und eigentlichsten Sinne an die bran- 
denburger Markgrafen kam. 

Nicht als Landesherren, sondern als Schutzherren kommen 
indessen die Markgrafen in den Besitz der Jurisdiction zunächst 
im Jahre 1318 über die Johanniter .^*> Des damaligen Comthurs 
Gesinde will der Markgraf Waldemar in seine Beschirmung auf- 
nehmen, seine Leute sollen des Markgrafen Leute sein sowol 
die innerhalb der Mark als die ausserhalb derselben angesesse- 



59) Nos (Wilhelmns, rex Romanorum) Marchionibus de 

Brandenburg ...... contulimus civitatem LubeJce de communi con- 

silio principum Imperii et assensn pheodali titulo possiden- 

dam: vobis mandantes singulis ac precipientes generaliter universis, 
quatinus ipsis in omnibns hiis, quae ad jurisdictioneni Imperialem per- 
tinentj obaudiatis et obediatis fideliter tamquam nobis, recipientes ipsos 
et häbenUs pro dominis. Cf. Biedel, C. D. Br. II* I. S. 32, No. 46. 

60) Cf. Biedel, C. D. Br. IL I. S. 156, No. 208. 

61) WieWoldemar .... betugin, dat wi mit dem geistlichen Manne, 
Bmder Paulus von Mutyna, die Commendur is tu Erford unde tu Top*- 

stedeetc gededinget hebbin^ det he unde sin gesinde in unser 

sunderlicher Bescerminge scolin wesm unde dat ere Leit unse Leit scal 
sin^ beide binnen der Marke unde buten, dar wi Bot unde Herscop heb- 
bin ... . unde ok dat wi ein recht richter sin alle des unrechtes, dat 

eme unde sinen bruderen unde an ereme gade gesehen is, odir 

noch gesehen mach, unde dat wi en setten an die Sieden, dar wi sulvin 
nicht wesin maghin, unser Bicfiteref den si clagin ere Not die en von 
unser wegin rechte richten. Cf. Biedel, C. D. Br. II. I. S. 419, 
No, 505. 
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nen. Soweit des Markgrafen Gewalt reicht, will er diesel- 
ben schützen an ihrem Rechte und mit allen ihren Gütern, 
vor allem aber will er ihnen ein rechter Richter sein 
und, wo er selbst nicht sein kann, ihnen Richter setzen, 
denen sie ihre Noth klagen und die von des Markgrafen 
wegen richten werden. Deutlicher kann aus dem Titel der 
Schirmherrschaft die Gerichtsherrlichkeit gar nicht her- 
geleitet werden. 

Im Jahre 1441 erlangen * die Markgrafen den Schutz 
und damit die Jurisdiction über die Herren von Oberg^^^ 
und ebenso über die Lausitz,^^ von der die Kurförsten von 
Brandenburg den Titel als Landvögte der Lausitz fährten.**^ 

So schloss sich an die Gerichtsgewalt der Markgrafen, 
die sie kraft ihres Amtes hatten, eine andere Gerichtsgewalt 
an, die in directem Zusammenhange mit der Landeshoheit 
steht. Beide Gewalten, im Inhalte gewiss übereinstimmend, 
vereinigten sich über das ganze, allmählig wachsende Ter- 
ritorium der Mark in einem Gesamtbegriff einer landesherr- 
lichen Macht. Es geht daraus die Anschauung hervor, dass 
die Markgrafen sich als Landesherren des unterworfenen 
Gebietes geriert haben. Schon König Wilhelm hat in der Ur- 
kunde vom Jahre 1262 die Markgrafen als domini von Lübeck 
bezeichnet,^^> der Markgraf Waldemar bedient sich im Jahre 
1315 bei Exemtion der Bürger von Brandenburg von allen 
Gerichten seines Landes des Ausdruckes: 

per totius nostri dominii terminos. 
Landesherrschaft wird im Laufe des 13. und 14. Jahrhun- 
derts die einzige Grundlage aller Staatsgewalt und die be- 
sondere Natur des markgräflichen Amtes geräth um so leich* 
ter in Vergessenheit, als die abstracte Verantwortlichkeit, 
die der Markgraf als Beamter trotz der ihm übertragenen 



62) Cf. Riedel, C. D. Br. II. IV. S. 232, No. 1618. Der Markgraf 
will den v. Oberg binnen 4 Wochen zu Gleich und Recht verhelfen. 

63) Cf. Biedel, C. D. B. 11. IV. S. 228, No. 1615. 

64) Cf. z. B. Biedel, C. D. Br, !!♦ IT. S. 414, No. 1619; V. S. öl, 
No. 1800. 

65) Cf. oben bei Note 59. 
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Gerichtsherrlichkeit dem Kaiser und Reiche schuldete, schon 
seit Beginn des 13. Jahrhunderts niemals eine thatsächliche 
Wahrheit geworden ist. 

Die BrwJ^ung aller dieser Verhältnisse zeigt, dass die 
Mark Brandenburg von der markgräflichon Amtsjurisdiction 
aus leichter auch über andere Gebiete, die an dieselbe her- 
anwuchsen, die selbständige üebung der Jurisdiction er- 
langte und dass sie mithin von legalen Anfängen ausgehend, 
schneller und leichter als andere Territorien, sich zu dem 
entwickeln konnte, was man Landeshoheit oder Landes- 
herrlichkeit nennt. 

Den weiteren Lauf der Letzteren zu verfolgen ist nicht 
mehr Aufgabe dieses Werkes. 



II. CAPITEL. 

VERHÄLTNISS DER MARKGRÄFLICHEN JURIS 
DiCTION ZU KAISER UND REICH. 



l 7. 
Gerichtsoberherriichkeit des Kaisers. 

Nach dem oben entwickelten Begrifife vom Amte des 
Markgrafen ^^) zeigte sich, dass die Beleihung mit dem mark- 
gräflichen Amte eine modale Uebertragung der Gerichts- 
herrlichkeit in der Mark war. Man darf hinzufügen, dass 
sie nur eine partielle Uebertragung jener Befugniss enthielt. 
Denn niemals hörte der König auf Gerichtsherr des Mark- 
grafen, mitbin Jurisdictionen ihm übergeordnet zu sein. So- 
fern in der Einsetzung eines Markgi*afen eine Veräusserung 

. 66) G£ oben §. 4. vor Note 31. 
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dev Gcrichtsherrlichkeit zu erblicken ist, hört der deutsche 
König auf direct inr die Eingesessenen der Mark Gerichts- 
herr zu sein, sofern er aber als Reichsoberhaupt dem Mark- 
grafen als Reichsbeamten übergeordnet ist, ist er Gerichts- 
herr des Letzteren. Diese allgemein höhere Stellung des 
Königs gegen den Mai^kgrafen bewirkt einerseits, dass er, 
wenn er die Mark betrat, die Amtsgewalt des Markgrafen 
gewiss eben so gut ausser Kraft setzen konnte wie die der 
Grafen, Herzöge u. dergl. Wenn er also in solchem Falle 
unter Suspension der markgräflichen Macht Gerichtsbarkeit 
übte, so stand es in seinem Belieben sowol noch nicht ent- 
schiedene Fälle sogleich abzuui*theilen, als auch die von 
markgräflichen Beamten bereits erledigten Sachen einer 
nochmaligen Prüfung zu unterwerfen. Was in dieser Weise 
der König thun konnte, während er anwesend war in der 
Mark, das musste ihm zustehen, auch wenn er sich im 
Reiche aufhielt. Denn das Zufallige des lokalen Aufenthal- 
tes kann keinen Einfluss üben auf Mass und Umfang seiner 
staatsrechtlichen Befugnisse. In abstracto also hatte der 
deutsche König das Recht jeden Augenblick den Gang der 
Justiz in der Mark Brandenburg zu unterbrechen, bereits 
entschiedene Rechtshändel noch einmal vor sein Forum zu 
ziehen und sich überhaupt als höhereu Gerichtsherren zu 
gerieren. 

Viele geschichtliche Thatsachen deuten dai*auf, dass die 
deutschen Könige nicht allein in Ertheilung von Privilegien 
verschiedener Art mehrfach in die Angelegenheiten der 
Mark Brandenburg sich eingemischt, sondern dass sie auch 
geradezu in die Jurisdiction eingegriffen haben. 

Schon im Jahre 1005 verbietet ein Reichstagsbeschluss 
die Eheschliessung zwischen Deutschen und Wenden.^^^ Wenn 
eine bei Ludewig abgedmckte Urkunde von 1356 echt ist, 
so hat Kaiser Carl lY. ein Marktprivilegium an das Dorf 
Straussberg, welches die Grafen von Schwarzburg besassen, 
ertheilt.««> 

67) Cf. von Baumer, Reg, Br. No. 387. 

68) Cf. de Ludewig, reliqu. mscr, IL S. 309, No. 79. Was gegen 
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Auch directere Einmischungen in die Jurisdiction finden 
sich. Im Jahre 979 verurtheilt der Kaiser Otto mit dem 
Reichstage auf Antrag des Markgrafen der Nordmark Thia- 
drich den Grafen Gero de Alesleve zum Tode.*®> Es ist 
anzunehmen, da der Markgraf Thiadrich selbst in der An- 
gelegenheit handehid auftritt, dass Gero der Nordmark muss 
angehörig gewesen sein. Wenn die Markgrafen selbst mit 
Anderen in Streit gerathen, so ist sehr oft der Kaiser Rich- 
ter daniber. Nach dem Zeugnisse des Annalista Saxo und 
des Chronicon Saxonicum wird im Jahre Uli Markgraf 
Rudolf von Stade durch Richterspruch vom Kaiser seines 
Markgrafenthumes entsetzt, weil er gegen den kaiserlichen 
Willen den Grafen Friedrich von Stade in Gefangenschaft 
hielt.'o> 1179 klagt der Markgraf der Lausitz Theodorich 
gegen Heinrich den Löwen und der Kaiser mit dem Reichs- 
tage sitzt darüber zu Gericht.''^^ 

Nach solchen Thatsachen, aus denen die Oberherrlich- 
keit des Kaisers dem Amte der Markgrafen gegenüber auf 
das Deutlichste hervorgeht, nimmt es nicht mehr Wunder, 
das^der Richtsteig uns Zeugniss gibt, dass von den mär- 
kischen Gerichten ein Rechtszug ins Reich gegangen ist.'*> 
Nachdem nämlich das Urtheilschelten in der Mark Branden- 
burg, dessen specieller Gang von einer mäi^ischen Ding- 
stätte zur anderen hier nicht weiter interessiert, entwickelt 
und das Verfahren in der letzten, märkischen Instanz, in des 
Markgrafen Kammer dargestellt worden, föhrt der Verfasser, 
Johann von Buch fort: Schilt er (der Angreifer) dasÜrtheil 
der Kammer noch ferner, so weiset man ihn in das Reich. 

die Urkunde Zweifel erregt, ist, dass Straussberg in der Mark schon 
seit etwa 1236 als Stadt vorkommt (cf. Chron. Magdeb. bei Meibom^ 
scr. rer. germ. II. p. 330). Wie wäre es um 1356 zum Dorfe herab- 
gesunken? 

69) Cf. i>on Baumer, Reg. Br. No. 275. 

70) Cf. von Raumer, Reg. 6r. No. 722. 



71) Cf. van Baumer, Reg. Br. No. 1454. 

72)~ "" 



Richtst Ldr. cap. 50, §. 8, 9. — §. 8: Seilt het aver mer, men 
wiset en vor dcst rike unde dut als hir vor geleret is. — §.9: Wil 
he aver, he seilt it vorme rike unde tut is an sine vorderen haut unde 
vrage, na deme dat he en sasse si, oft he vor deme rike icht scole ses- 
sesdi recht hebben? u. s. w. 
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Immer also wies die markgräfliche Jurisdiction über sich 
hinaus und jeder Einwohner der Mark durfte trotz seiner 
fehlenden Schöffenbarfreiheit vom kaiserlichen Gericht Re- 
medur gegen ein vermeintlich unrichtiges Urtheil selbst des 
Markgrafen erwarten. 

Wenn dies keine andere Erklärung finden kann, als dass 
die Jurisdiction des Kaisers vermöge seiner Stellung als 
Reichsoberhaupt über die markgräfliche gegangen ist, so ist 
es andrerseits nur eine zweite Consequenz, dass vom Reiche 
aus d. i. von einem königlichen Gerichte nie ein Rechtszug 
an märkische Gerichte statthaft war. Hätte selbst, so wird 
ausdrücklich hervorgehoben,'^^ der Graf seine Grafschaft voa 
einem Markgrafen geliehen erhalten (wie wol öfters vorkam) 
so kann dennoch von einer Appellation vom Gräfengericht 
an den beleihenden Markgrafen keine Rede sein. Denn 
niemals kann eine Berufung gehen von den Gerichten des 
höheren Gerichtsherrn an die eines niederen. 

Man hat behauptet, dass der Rechtszug der Mark, wie 
ihn der Richtsteig angebe, schon im 13. Jahrhundert ver- 
altet gewesen sei.'^> Das kann unmöglich richtig sein för 
den Rechtszug ins Reich, weil noch im 15. Jahrhundert nach 
der goldenen Bulle Appellationen an Kaiser und Reich vor* 
kamen, wie sich unten gleich zeigen wird. In dem Charac- 
ter der Einwohner, namentlich der ländlichen in der Mark 
Brandenburg ist Prozesßsucht eine ziemlich hervortretende 
Eigenschaft • und es lässt sich wenig begreifen, dass sie einen 
solchen Grundsatz des sächsischen Rechtes sich hätten ent« 
reissen lassen sollen, der so augenscheinlich Jedem günstig 

73) Ssp. II. 12, §. 6: Nenes gesculdenen ordeles mut man tien ut 
ener grafscap in ene marke, al hebbe die grere de grafscap von dem 
markgreveo. Dit is darumme, dat in der marke nein konings ban n'is 
unde ire rechte tveit; dar umme sat man is vor dat rike tien. — Auf 
einem Irrthume beruht wol sächs. Weichbild (ed. von Dameis und von 
Chruben) Art. 10, §, 2, welches gerade das Entgegengesetzte angibt, 
„daz man sich uz eyner marke (nicht) zie in eine graveschaft." — Die 
Glosse zum sächs. Weichb. r. setzt ad h. 1. (beii?. Ddtmete S. 231, Ssp. l) 
voraus, dass das Ziehen von der Grafschaft in die Mark verboten sei. 

74) G, L. Böhmer^ de provocationihus juris germanici (173B) is. 2, 
p. 7d, §. 7, p. 79 uud cf. Hymmen, Beitr. zu der jur. Literatur in den 
preuBB. Staaten. Bd. I. S. 188. 
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war, welcher mit dem ürtheile des höchsten, märkischen 
Gerichts unzufrieden war. 



l 8. 
Territoriale Absohlieseting der märkischen Jurledictiotf. 

Im Cap. 1 1 der goldenen Bulle einheilte Kaiser Carl IV. 
zunächst den geistlichen , dann aber auch den weltlichen 
Kurfilrsten das Recht, dass keiner ihrer Landesunterthanen 
vor ein kaiserliches Gericht citiert werden sollte.''**^ Dies 
hatte für die Mark Brandenburg die Bedeutung eines Pri- 
vilegiums de non appellando, aber nicht de non evocando. 
Denn schon vor der goldenen Bulle ist es wol unzweifelhaft, 
dass keine Partei in einem Processe mit Umgehung des in 
dem Richtsteige Landrechts vorgeschriebenen Rechtszuges 
sich an ein kaiserliches Gericht wenden durfte. Erst wenn 
in letzter Instanz das höchste, märkische Gericht gesprochen 
hatte, konnte man an die Reichsgerichte gehen. Ein evo- 
eare also von einem märkischen üntergericht an das Reich, 
bevor alle märkischen Instanzen augegangen waren, ist wol 
kaum statthaft gewesen. Das Yerhältniss des Markgrafen 
z^im Kaiser, welches jenen zum directen Gerichtsherrn in 



74a) Nach Cap. 11 der G. B. scheinen die Kurfürsten das Privile- 
gium de non evocando schon vor derselben gehabt zu haben. Denn 
es heisst: ut nulle persone Coloniens. Moguntinens. et Trevirensis Ec- 

clesiis subjecti v. subjecte ad quodcumque aliud tribunal prae- 

terquam Archiepiscopor. Mogunt. Trever. et Colon citari potue- 

rint temparibus retrocLcHs vel trahi seu vocari debeant perpetuis in an* 
tea temporibus. — In einer Urkunde von 1353 avociert der Pfalzgraf 
am Rhein eine Sache vom kaiserlichen Hofgericht mit der Angabe: 
waam ein iklich Kurfürst die Fryheit het, das nieman keinen sjnen Man 
laden solt für kein Gericht, noch beclagen dann für dem Kurfürsten 
des Man er wer. — Der Kurfürst von Mainz und Cöln bestätigte das 
auf kaiserliche Anfrage: dajs kein unsir Man nyndert recht tun soll, 
dann für uns, oder vor dem Kurfürsten des Man er ist. — Cf. G. JL 
Böhmer, de provocationibus jjur. Germ. diss. inaug. Cap. 2, §. 5, Note m. 
in G. L, Böhmer, Electa juris civilis (1777 Götting.) II. S. 64 Note. — 
Für die Mark Brandenburg muss auf Grund der Stelle des Bichtsteigs 
c. 50, §. 8, 9 angenommen werden, dass zur Zeit dieses BechtsbucheE 
(1332^1340) noch d^ Zug ins Reich jaulässig irar. 



S5. 
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der Mark, diesen zum Gerichtsoberherrn machte^ Hess princi- 
piell eine Anrufung des höheren Herrn nicht zu, bevor die 
Justiz des Markgrafen ganz und gar erschöpft wai\ 

Ein Anderes war es, wenn der Kaiser den Gang der 
märkischen Gerichtsbarkeit unterbrechen wollte. Er konnte 
in jedem Augenblicke die Amtsgewalt des Markgrafen sus- 
pendieren. Dass aber die Partei selbst eine ähnliche Ini- 
tiative gehabt hätte, lässt sich weder erweisen, noch würde 
es sich principiell erklären lassen. 

Hält man daran fest, dass nach dem Reehtszustande 
vor der goldenen Bulle, nur in zweifacher Hinsicht die kai- 
serliche Jurisdiction auf die Mark Brandenburg Anwendung 
finden konnte, wenn nämlich entweder aus kaiserlicher Machte 
Vollkommenheit eine Sache vor das Forum des Reiches ge- 
zogen wurde, die für gewöhnlich den ordentlichen, märki- 
schen Gerichten zur Entscheidung zugestanden hätte, oder 
aber von dem Erkenntniss in der markgräflichen Kammer 
Berufung an das Reich eingelegt wurde, so kann durch das 
Versprechen in Cap. 11 der goldenen Bulle nur in diesen 
beiden Beziehungen eine rechtliche Aenderung hervorgebracht 
worden sein. Alle landsässigen, also der Gewalt der Mark- 
grafen unterworfenen Grafen, Ritter, Dienstleute und Bürger 
sollen nur den märkischen Gerichten ohne Berufdng an 
Kaiser und Reich untergeben sein, ausgenommen im PaUe 
der Justizverweigerung. Das heisst, der Kaiser will erstens 
(abgesehen vom Falle der denegata justitia) von jeder ihm 
sonst zustehenden Unterbrechung des märkischen Gerichts- 
ganges Abstand nehmen, und ferner etwaigen Appellationen 
von des Markgrafen Kammer an ihn kein Gehör leihen. 

Indessen ist thatsächlich diese Bedeutung der goldenen 
Bulle in der Mark, wie auch anderen Territorien gegenüber 
nicht aufrecht erhalten worden. Denn es kommen vor wie 
nach derselben Berufungen an Kaiser und Reich, oder son- 
stige Einmischungen des Kaisers trotz entschiedenen, mark- 
gräflichen Verbotes vor. 

Es stand dem Könige rechtlich nichts im Wege, wenn 
er im Jahre 1301 eine Bestätigung eiiies Jurisdictionsprivi* 
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legiums au Klöster Himmelpfort ertheilt.'^^ Er macht sogar 
einen Vorbehalt zu Gunsten der kaiserlichen Jurisdictions- 
rechte, was keinen anderen Sinn haben kann, als dass der 
Kaiser vermöge seiner Gerichtsoberherrlichkeit nicht bloss 
in die Thätigkeit der eigentlich markgräflichen Gerichte ein- 
greifen dürfe, sondern auch ih die der durch Privileg exi- 
mierten, patrimonialen oder herrschaftlichen Justiz. 

Vom Standpunkte des Kaisers lag es nahe sich beson- 
ders in Rechtshändel staatsrechtlicher Natur einzumischen. 
In diesem Sinne erklärt es sich vor Erlass der goldenen 
Bulle vollkommen legal, dass der Kaiser Ludwig in dem 
Streite des Markgrafen Ludwig gegen Otto von Braun- 
schweig im Jahre 1343 der märkischen Stadt Stendal be- 
fiehlt, an welchen der beiden, streitenden Theile sie sich hal- 
ten soUe.'^^ Dass förner Karl IV. dasselbe thut in dem lang- 
wierigen Zwiste mit dem angeblich unechten Waldemar und 
schliesslich auch die Rechtsfrage in einem Hofgerichtsurtheil 
erledigt.'''^ Wie sehr er dabei sich in seinem Rechte wusste, 
beweisen die Schlussworte jenes Erkenntnisses: »Wir ge- 
bieten von Gerichtswegen und bei unserer königlichen Ge- 
walt und bei unserer und des Reiches Hulden, dass ihr 
euch nicht mehr kehret an denselben Woldemar, denn er 
ist ungerecht, noch an seine Helfer u. s. w." Einen Ver- 
gleich der Markgrafen mit den altmärkischen Städten bestä- 
tigt der Kaiser 1344J8> 

Aber auch nach der goldenen Bulle kommt es vor, dass 



75) Cf. Biedel, C D. Br. !• VIII. S. J3, No. 5. König Albert be- 
stätigt das markgräfliche Privilegium mit den Worten: concedentes ut 
in locis, quibusjorisdictionemhabuerunt temporalem, persone idoneeper 
ipsos possint constitui, qui jusreddant et justiciam^ sicut ipsa jurisdictio 
ipsis competere dinoscitur, noHro et imperii jure in amnibus semper 
scUvo, 

76) Cf. Büdel, C. D. Br. I. XV. S. lOd ff. No. 139. 

77) Verschiedene Städte hat Carl IV. angewiesen, sich in jenem 
Streite an Markgraf Ludwig zu halten, 1350 Prenzlau, 1351 Tanger- 
münde u. a. Cf. Riedel, C. D. Br. I. XXL S. 166, No. 103, XVL S. 13, 
No. 18. Das Urtheil gegen den sogenannten, falschen Waldemar cf. 
Biedel, C. D. Br. I. XII. S. 497, No. 21. Vgl. dazu eine gute Ausfüh- 
rung bei Klöden, Waldemar IIL S. 421, 426—443. 

78) Cf. Biedel, C. D. Br. L XV. S. 117, No. 156. 

SUH1I8, «iUaCBTS-TBlPASSVVe. Q 
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der Kaiser märkische Einsassen vor sein Forum citiert, und 
zwar in Jahren, die von dem Verordnungsjahre der golde- 
nen Bulle beinahe um ein Jahrhundert entfernt sind. 

Das berliner Stadtbuch von 1397'^*»> erwähnt noch (ge- 
dankenlos dem Richtsteig Landrechts nachschreibend) den 
RechtSÄug ins Reich. Wenn' die da beschriebenen Formen 
auch nicht mehr gölten, so scheint man doch noch keines- 
wegs das Bewusstsein der Geschlossenheit dem Reiche 
gegenüber gehabt zu haben. Kein Gewicht mag freilich 
darauf gelegt werden, dass im Jahre 1412 Hans von Quitzow 
wegen seiner Widersetzlichkeit gegen den Verweser der 
Mark, den Burggrafen Friedrich von Nürnberg, vor das kai- 
serliche Hofgericht citiert wird,'^^ denn da der Burggraf 
klagender Theil war und als reichsständische Person seinen 
Gerichtsstand vor dem Kaiser hatte, so' erschien die Sache 
nicht als eine rein märkische, sondern als persönliche An- 
gelegenheit des Markverwesers. Dagegen wird im Jahre 
1430 die Stadt Berlin auf Klage von Magdeburger Bürgern 
vor das kaiserliche Gericht geladen.^^ Man hat dies viel- 
leicht aus dem Grunde für zulässig gehalten, weil auswär- 
tige Landsassen gegen eine märkische Stadt klagten. We- 
nigstens hat man 1451 auf Klage des der Mark nicht ange- 
hörigen Conrad von der Lende die Stadt Frankfuil: a. O. 
ebenfalls vor kaiserliches Gericht citiert:®*^ In diesem Falle 
setzte sich aber der Markgraf zur Wehre, berief sich auf 
die goldene Bulle und forderte Rückgabe der Processsache 
an seine competenten, märkischen Gerichte. Einstimmiger 
Beschluss trat diesem Ansprüche bei, nur unter der Vor- 
aussetzung, dass dem Kläger binnen 6* Wochen Recht er- 
theilt werde. Das Letztere besagt wol nichts weiter, als 
dass durch Beobachtung der Frist dem Vorwurfe der Rechts- 



78a) Cf. Fidicin, dipl. Beitr., I. S. 165 a. E. 

79) Cf. Eiedel, C. D. Br. II. ITI. S. 203, No. 1317. 

80) Cf. Fidicin, diplom. Beitr. zur Geschichte der Stadt Berlin, II. 
S. 145, No. 111. 

81) Cf. Biedel, C. D. Br. L XXIII. S. 200 ff., No. 245; S. 235, 
No. 291. 
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Verzögerung, oder Rechtsverweigerung begegnet werden soll. 
Viel scheint indessen dieser zu Gunsten des Kurfürsten der 
Mark Brandenburg entschiedene Präjudicialfall nicht ge- 
fruchtet zu haben. Denn schon 1463 wird dieselbe Stadt 
Frankfurt a. 0. aufs Neue vor das kaiserliche Kammerge- 
richt citiert, weil sie einen gewissen Wittich Hyndemburg, 
der vor dem kaiserlichen Kammergericht mit einem gewissen 
Otto von Stettin in Klage lag, gefangen genommen hatte. 
Kläger war der Reichsfiscal.®^> Es ist sehr zu bedauern, 
dass eine weitere Nachricht von dem Verlaufe der Sache 
nicht auf uns gekommen ist. Vielleicht würden wir erfah- 
ren, ob das kaiserliche Kammergericht seine Competenz in 
diesem Falle aus einer Störung des Rechtsganges im Reiche 
hergeleitet habe, oder ob auch hier nur ein UebergrifiF vor- 
lag, den zu beseitigen es nur einer kurfürstlichen Reclama- 
tion bedurfte. Jedenfalls zeigt der Fall, dass bis in die 
zweite Hälfte des 15, Jahrhunderts hinein der in der gol- 
denen Bulle aufgestellte Grundsatz noch starke Erschütte- 
rungen erleidet. 

Es wird uns eine Landtagsverhandlung von 1484 über- 
liefert, nach der der Kurfürst strenge darauf hält, dass man 
„die Berufung an Kaiser nicht zulasse, sondern die Freiheit 
(Priv. de non appellando) handhabe.**®**^ Aber erst im 
Laufe des 16. Jahrhunderts scheint die Grenze zwischen 
märkischer und kaiserlicher Justiz fester gezogen zu wer- 
den. Denn Fälle, in denen der Kaiser, oder das Reichs- 
kammergericht ohne Anrufung der märkischen Partei einen 
Process, der vor die Landesgerichte gehörte, entschieden 
hätte, sind wol aus dieser Zeit kaum zu erweisen. 

Doch aber kommt es im Anfange des 16. Jahrhunderts 
noch vor, dass märkische Einwohner nach Erschöpfung des 
märkischen Rechtszuges noch eine Berufung an Kaiser und 
Reich einlegten.^) So lebte im Jahre 1514 in Berlin ein 

82) Cf. Biedel, C. P. Br. I. XXIIL S. 243 f., No. 301. 
82a) Cf. Biedel, C. D. Br. m. II. S. 304, No. 246. 

83) Cf. von Baumer, C. D. Br. II. S. 246, No. 34: Nachdem ge- 
nanter Steffan ktms in Sachen und ergangenen urteiln zwischen Hans 
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Bürger Steffan Kuns, der ein vermögender, auch sonst in 
Ansehen und gutem Leumund stehender Mann gewesen zu 
sein scheint. Er hat aber wol die Kunst, sich rechtzeitig 
bei einer ergangenen, ungünstigen Sentenz zu beruhigen, 
nicht besessen. Denn nachdem er, wlq anzunehmen ist, 
♦ seine Sache bis vor die Räthe de§ Markgrafen,, also das 
höchste Gericht, welches später Xammergericht genannt 
wurde, gebracht hatte, legte er nach dem Berichte der ür* 
künde durch einen Notarius eine frevenilich vermeinte Ap- 
pellation an Kaiser und Papst bei ihnen ein. Der Kurfürst, 
dem diese Prpcesssucht und dieses üeberti^eten märkischen 
Rechts zu arg gewesen zu sein scheint, wurde sehr ungnä- 
dig und wollte ihn mit Bestrickung bestrafen. Aber auf 
Verwendung der Räthe und die Bürgschaft mehrerer Ver- 
wandter von Steffen Kuns begnügte er sich mit' strenge 
haftenden Bürgen. 

Die Praxis entsprach, wie man sieht, der Theorie in 
der goldenen Bulle bei Weitem nicht. Dennoch war wenig- 
stens de jure die staatsrechtliche, namentlich jurisdictionelle 
Geschlossenheit der Mark Brandenburg dem Reiche gegen- 
über anerkannt. Dies konnte die Kurfürsten mit vollem 
Recht veranlassen sich das uneingeschi-änkte Recht ^als 
Landesfürsten über ihr Gebiet zuzuschreiben. Esistüber 
jeden Beweis erhaben und wird sich weiter unten nach den 
verschiedensten Richtungen hin zeigen, dass die Kurfiirsten 
die verschiedensten Acte ihrer Landes- oder GerichtBhoheit 



kunssen seligen seins bruders nachgelassen witwen, und Jm durch, ein 
notarien ein freventliche vermeinte appellation vor unsers gnedigsten 
hem rethe furgebracht, desshalb hochgedachter unser gnedigster her 
verursacht worden, wie wol sein kurfürstlich gnaden zu grosser straff 
bedacht gewest und haben gedachten Steffan Jcuns in bestrickung nemen 
und aber itmndt In auf furbethe der rethe und seiner fruntsehafft in 

bürgen handen körnen lassen; also das er, dieselben vermeintei^ 

appelacion abgestelt und furter bey bäbstlicher heiligkeit und kaiserli- 
cher majestat, oder sunst in ander weg seinen kuifurstlichen gnaden 
und irer freiheitten und Privilegien zuwider nachteil oder abbruch .... 

zu verfordern noch auch sein kurfürstlich gnaden und die rethe 

weder mit Worten, noch werckeu z\i beleidigen, oder zu rede zusetzen, 
ganz abgesagt 
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mit Berufung auf ihrö „land es fürstliche" Stellung vor- 
nahmen. Als Landesfürsten ertheilen sie Privilegien, 
als Landesfärsten sprechen sie Recht als oberste Richter 
in der Mark, oder ernennen zu diesem Zwecke eine Com- 
mission ihrer Räthe, als Landesfärsten fordern sie von den 
Parteien, dass wenigstens jeder erheblichere Rechtshandel 
zu gütlicher Ausgleichung, oder Entscheidung durch Schied- 
spruch • ihnen, oder einer von ihnen eingesetzten Commission 
übergeben werde. Ohne damit, was siöh nach dem bishe- 
rigen Zusammenhange von selbst versteht, in solchen Aeusse- 
rungen die Anmassung einer Souveränität auszusprechen, 
haben sie doch gezeigt, dass sie ihre sämtlichen Staats- 
hoheitsrecbie proprio titulo geltend machten und eine gleich- 
mä&ßige, öffentliche Gewalt in allen Zweigen der Lan- 
desregierung übten und üben wollten. 

• Hiemit ist eine merkwürdige Erscheinung in Zusammen- 
hang zu bringen, die obwol in wenigen Urkunden nur be- 
zeugt, doch als erwiesene Thatsache gelten muss und die, 
auf unrichtige Grundlagen zurückgeführt, zu Irrthümern über 
das Verhältniss der kaiserlichen Jurisdiction Veranlassung 
geben kann. 

Zweimal wird uns urkundlich überliefert, dass der Kur- 
fär^t^ o^T^.Apr xp»^ ijim eingesetzte Hofidchjtör iUn^er.-.Mark 
zur Bestätigung seines .yrtbflils, feinen kaiserlichen Frieden 
wirkt, Als®*^ im Jahre 1414 gegen Werner von Holtzen- 
dorfif dier Peloriieprocess wegen seiner Theilnahme ' an den 
QuitEJaw^-scheh I'ehden gegen den Landesherrn angestreng* 
und» er seinieri Lehen, die nun an den Burggrafen von Nürn- 
berg .heimfielen-, beraubt wurd-e, sagt der das Urtheil des' 
Lehengertdats verkündende Hofriohter, dstss der Kurfürst 
gefragt habe, ob ihm nicht über den Heimfall der Holtzen- * 



84) Cf. von Raumer, C. D. Br. I. S. 79 ; Biedel, C. D. Br. I. Xu. 
S. 239 f. No. 3: Do Usse mi myn herre abir fragen- als et mit rechte 
zu den guten komen were (sc; durch Heimfall), o6 man Jm ickt auch 
möglichen eynen ket^serUthm frede darüber werken solde, daz ward im 
erteüt, ;iind das im der riehter den frede dornber werken solde als t^r, 
mit fi&gern «nd mit izangeu, also han ich den frede gewarcht zu lehen^* 
rechte als erteilt. 
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dorffschen Lehen ein kaiserlicher Friede gewirkt wer- 
den solle, worauf er, der Richter, nach gefundenem Urteil 
der Mannen denselben gewirkt habe. Ein anderes Mal (1426) 
entscheidet der Kurföi'st einen Streit über das Verhältniss 
des Prenzlauer Bathes zum Schöffencollegium dort da- 
hin, dass beide Körperschaften geti'ennt von einander sein 
sollen.®*^ Er schliesst den Vergleich mit den Worten, dass 
er von forstlicher Gewalt einen kaiserlichen Frieden darüber 
gewirkt und geboten habe, den Niemand bei Leib und Gut 
freventlich brechen, oder übertreten soll. 

Aus der letzten Stelle geht wol zur Genüge hervor, 
dass gerade die Berufung auf fürstliche Gewalt die Grund- 
lage des kaiserlichen Friedewirkens ist, der nichts Anderes 
bedeuten kann, als dass die oberste Justiz des Markgrafen, 
die ja nach der goldenen Bulle den Recurs an das Reich 
ausschliesst , jetzt die absoluteste Rechtskraft beschreitet 
und dass nicht einmal mehr mit Hilfe des Kaisers eine Auf- 
hebung derselben möglich ist. Der landesfürstliche Friede 
gilt so. als hätte ihn der Kaiser selbst gewirkt. 



§. 9. 
VerhSHniss der mSrkischen Justiz zu den westfSlisohen 

Femgerichten. 

Es ist bekannt^ dass die westfälischen Femgerichte die 
höchste, kaiserliche Jurisdiction im ganzen Reiche übten.« 
Sie erachteten sich für höher als alle landesherrlichen Ge* 
richte und haben daher jedwede landesherrliehen Richtern 
vorliegende Streitsache in erster wie letzter Listanz vor- 
*wie nach Erlass eines Urtheils vom höchsten Territorial- 



85) Gf. Eiedely C. D. Br. I XXI. S. 363, No. 220: Damit diese 
„teiding^ gehalten werde, haben wir obgnanter Marggrave Johans hie* 
über van fürstelicher gewaU wegen eynen keyserlichen frieden , den ay- 
mand bei leib und gate brechen, frevelich übertreten und sich auch 
keinwysz do wider legen sol, gewracht und gebotten in crafft diecz 
briefs. 
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gericht vor ihr eigenes Forum gebogen. . Nacl\ dem eigeaea 
Grundsätze hätten sie freilich, wo der Kaiser ein privilc* 
gium de non evocando et de non appellando ertheilt hatie^ 
das für sie als kaiserliche Gerichte besonders verbindliche 
Benefiz anerkennen müssen. Aber gleichwol finden wir vof 
wie nach der goldenen Bulle wol all^n Kurfürstenthümern 
gegenüber die Anmassung der Jurisdiction m jedem Stadium 
des Processes geltend gcmacht.*^^ Auch die Mark Branden- 
burg war schon vor der goldenen Bulle mindestens gegen 
Evocationen der Reichsgerichte geschützt. . Aber, obwol 
femgerichtliche Jm-isdictionshandlungen sich in dem 14. Jahr* 
h^undßrt ihr gegenüber nicht nachweisen lassen, so beweist 
doch die gjcosse Zahl derselben, die lange nach deir golde- 
nen Bulle in der Mark vorkommen, hinlänglich, dass die 
westfälischen PreigrafQn sich an keine rechtliche Norm ge- 
bunden haben. 

Man kann nicht sagen, dass.es in der Mark aa.dem 
Bewusstsoin gefohlt h3-tte über die Incpmpetenz der Fem- 
gerichte , Westfalens. Namentlich die Städte der Altmark 
sprechen es unverholen aus, schlieasen Bündnisse gegen die 
angemasste Auctoritäft der Femgerichte, machen, in einzelnem 
Processen den Einwand der Incompetenz. geltend, od^r« thui^ 
so, als gi^nge der ganze Process'sie nichts an. Aber dass. 
irgend. T^ann, so lange die Femgerichte bestanden, das heisdt 
bis gegen Ablauf des 15. Jahrhunderts dieselbe yon ihrer 
Einmisich^ng. in die märkische. Justiz definitiv abgehalten 
wäJ:0nj lä^stjBich keineswegs behaupten. Da^. : freilich' ia% 
kein Wunder, dass mit dem 16.. Jahrhundert, die: Femgeriehtei 
ihj^e : AuctoritiMi über die Mark geltend zu. maphen « aufhöprtenA 
Denn mit Errichtung des Reichskammergerichts im Jahre 
1,495 wird ihnen mit Hilfe des überall zur Herrscholft ge- 
langenden, römischeil Rechts der Boden unter den Füssen 
weggezogen. . . 

Merkwürdig ist dabei im Gegensatze zu den märkischen 



86) Interessant wäre die noch unaufgeklärte Frage, wie, sich iiet 
Kurfürst von Cöln beisolchoft Uebergriilen verhalten hätte I 
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Städten das Verhalten der Kurförsten. Sie scheinen den 
Femgerichten gegenüber mit einer gewissen Zaghaftigkeit, 
oder doch grossen Vorsicht aufzutreten, die göwissermassen 
andeutet, dass sie die von den Femgerichten geübte, kaiser- 
liche Justiz als legal anerkannten. Im Jahre 1424 ist der 
Kurfürst von Brandenburg selbst in einem Femgerichte zu 
Sachsenhausen in der Grafschaft Waldeck gegenwärtig, wo 
der Beklagte, Herzog Ludwig von Baiern, von der Anklage 
freigesprochen wird, weil sein Gegner Caspar Törringer un- 
entschuldigt ausgeblieben war.*'^ In einem Streite, den die 
Kurfürsten von Brandenburg und von Sachsen gegen den 
Erzbischof von Magdeburg hatten, haben sie vor dem west- 
fälischen Femgerichte zu Arensdorf geklagt, indem sie sich 
beide durch einen gewissen Hans Kritz vertreten Hessen.**^ 
Das geschah noch im Jahre 1461, einer Zeit, wo die Fem- 
gerichte mehr durch ihre Missbräuche als durch ihre legale 
Gewalt sich hervorthaten. 

Aus diesem Allen ist freilich eine Anerkennung der 
Femgerichte fiir das Territorium der Mark Brandenburg noch 
nicht herzuleiten. Dennoch aber müssen die Kurfürsten die 
Macht der heiligen Feme so gescheut haben, dass sie den 
Rechtsanspruch derselben in der Mark Recht zu sprechen, gera- 
dezu abzuleugnen nicht gewagt haben. Es kommen Fälle vor, 
die früher vor den Femgerichten geschwebt hatten und nach 
manchen Schwankungen und Irrgängen an den Kurförsten 
zur Entscheidung gelangten. Der Kurfürst vergisst aber 
nie hfervorzuheben, dass er ^mit Wissen und Willen beider 
Parteien** urtheile, obschon es nahe gelegen hätte audider 
Zweifel über die Competenz der Femgecichte Erwähnung 
zu thun. 

Höchst characteristisch ist in dieser Beziehung der 
Streit der Stadt Stendal mit einem NoUeke von Melderke. 
Dieser nämlich scheint bei den westfälischen Femgerichten 



87) Cf. Riedel, C. D. Br. ü. IV. S.71, No. 1517; S. 114, No. 1534; 
S. 125, No. 1541. 

88) Cf. Eiedel, C. D, Br. 11» V. S. 59, No. 1810. , 
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in nicht geringem Ansehen gestanden zu haben und nament- 
lich von den dort processfährenden Theilen häufig als Ver- 
treter (Fürsprecher) gesucht worden zu sein. So®^> hatte 
er auch im Jahre 1435 (oder auch früher) die Sache 
eines Fritz Rochow gegen die Stadt Stendal übernommen* 
Die Letztere liess sich vor den Femgerichten ein und Hess 
die Sache mittelst Appellation vor den Kaiser . selbst trei- 
ben. Bndlich aber haben beide Theile auf den Markgrafen 
Johann von Brandenburg als ihren Schiedsrichter prörogiert. 
Auch hier sagt der Markgraf kein Wort davon, dass nach 
der allgemeinen, damals geltenden Regel, da Stendal beklagt 
war, er von vornherein der competente Richter gewesen. 
Kaum drei Monate später nach Eriedigung dieses Streites, 
nämlich am 25. März 1436 lässt sieh derselbe Markgraf 
zu der erstaunlichen, principiellen Inconsequenz verleiten, 
dass er eben jenen NoUeke Melderke in seinen Dienst und 
Hofgesinde aufnimmt mit einem Jahrgehalt von SO Gulden 
und ihm die Vertretung aller Landsassen in der 
Altmark, oder in Havelberg bei den* Femgerichten 'auf'* 
trägti^) Es. mag nicht verkannt werden, dass zu soldhem' 
Schritte den Kurinrsten nur die Fürsorge für seiiie Land*^ 
Sassen bewogen hat und dass er' nichts wollte, als seine 
Unteräianen von Chicanen der Femgeridite frei erhalten, 
die er definitiv doch nicht verhindern konnte. ' Aber immer- 
hin ist es eine starke Oöboessiön, wi) et ein Verbotsrecht' 

.. ' . . Jl 

Ö9) Cf. Gerdtm, C* D. Br. VII. B. 287. No. 140. Auch' Itii^l, C. 
p. Br. I. XV. S. 24d, No. 307: von aolclier Zwytrachl}. tmd Schel«Qg/ 
wegen y so dann gewesen ist zwischen den Ersamen unsern lieben ge* 
tre^n bor ^f meistern, ratman und gememeti borgern unser s<!ädt' Stetr-' 
dal 9uff einen und nolleken von melderpke.von mtzep rochow« ^fegeil 
aoff dem andern teile, darumb dann der gnante noUeke und fritzrochow 
die obgnanten von Stendal vor den freyefA siuel geladen und sie cd^h 
von derselben sacken wegen an beidersyt manigveltiglichen mit ladun- 
gen, appellacien, gerichten, verschreibungen und anderen Sachen ver- 
sucht haben. So lange das dieselbe sacn voi^ unserm gnedigsten hern, 
den Romischen keyser gein Basel geweiset wurden und dMeMvst d(^ 
nieht gericht ist. Nu haben sich ir procuratores der sacheli an beiäer- 
syt vereynet und vertragen^ dass sie derselben Sachen von heider parden- 
wegen mechtigliehen hey uns (Markgr. Johann) blieben sein. - 

90) Cf. Biedel, C. D. Br. HI I. S. 220, No. 137. Ungenauer bei 
Gercken, C. D. Br. VH. S. 295. 
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hatte , die Auctorität der Femgerichte anzuerkennen und 
thatsächlich im Lande walten zu lassen. 

Im Jahre 1457 hatten die Leineweber der Mai*k und ande- 
rer Länder einen Streit mit der Stadt Beeskow, weil die Schnei- 
derzunft dort einen Schneider, der eine Leineweberstochter 
geheirathet hatte^ nicht in ihre Gemeinschaft hatte aufnehmen 
wollen. Man war beiderseits an die Femgerichte gegangen^ 
der Kurfäret hatte freiKch die Sache von dort avodert, aber 
mit Wissen und Willen beider Parteien.^^^ Das 
Princip auszusprechen, dass die Femgerichte incompetent 
seien und er allein competent^ wagte er auch hier nicht. 

Auf diese Weise haben die Femgerichte ihre Thätigkeit 
über die ganze Mark erstreckt. Schon Torstehend ist ein 
Fall mit Stendal erzählt worden und der zuletzt berichtete 
bezieht sich auf die östlichsten Theile der MJark, nämlich auf 
Beeskow. Auch in Frankfurt a. 0. kommt im Jahre 1429 ein 
Fall femgerichtlicher Justiz vor.^> 

Den ältesten Fall einer gewissen Widersetzlichkeit gegen 
die Einmischungen der Freigrafen zeigt die Stadt Perleberg**^^ 
Im Jahre 1433 wurde sie bei dem Freigrafen am Stuhle zu 
Ylegist, Ludwig Schumketel, von einem gewissen Johann Mas 
wegen Eaubes beMagt Die Vertreter der Stadt waren nicht 
dahin zu bringen . den Beimgungseid, den sie leisten sollten, 
aussertialb der. Mark vor dem citiereoaden Freigericht abeu- 
leisten, aondem legten denselben in Fritz walk vor den dortigen 
Rathmannen ab. Als dies von Seiten des Femgerichts als 
ein^ nichtiger, mithin beweisunkräftiger Act angefochten 
wurde, "v^eil die PritÄWalker in der Sache Partei seien und 
YQVß. Kläger Qbenfalls verklagt werden sollten , konnte sioli 
der Rath von Perleböi^ dennoch so wenig von seiner Ver- 
pflichtung ausserhalb Landes zu Re^ht stehen zu müssen, 

x 

ftl) Cf. Miedel, C. D. Br. L XX. B. 420, No..d4: und haben bj vor 
den freyeil stuel vor den freyegreven heinrich vom Buseh geczogen und 
vorgemant, daa wir aber (^gebracht und mi^t beider teü tDÜl^t tmd. 
vmsen an uns gefordert. 

92) Cf. Biedel, G; I). Br. I. XXIII. S. 184, No. 235, und Gereken, 
G. D. Br; VII. S. 312, No. 163. . 

93) Cf. Biedel, C. D. Br. I. I. S. 115. 
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überzeugen,^^^ zumal einem Kläger gegenüber, der selbst 
der Mark Brandenburg angehörte, dass er der zweiten La- 
dung zur Eidesleistung auf rother Erde wiederum nicht 
folgte, sondern den Eid nunmehr in Wilsnack ablegte. Was 
weiter aus der Sache geworden, wissen wir nicht. 

Dieses Beispiel einer Opposition gegen die Femgerichte 
scheint nicht lange ohne Nachfolge geblieben zu sein. 143G,, 
also ein Jahr nach dem Streit Stendal's mit NoUeke Mel- 
derke, treten die altmäjrkischen Städte: Stendal, Neu- undL 
Alt-Salzwedel, Gardelegen, Seehausen, Tangermünde, Osteri 
bürg. Werben zu einem umfassenden Bündniss gegen Frie- 
densstörer und Strassenräuber zusammen. Hinsichtlich der 
Femgerichte heisst es in der eigenen, kräftigen Redeweise 
jener Zeit.^^^ „Da wir auch belehret sind, dass dife Freigra- 
fen in Westfalen auf dieser Seite der Weser kein Gericht 
haben, würde dennoch irgend ^ine» von ujis, oder aus un- 
seren Städten beschwert, dann soll jegliche Stadt dagegen 
protestieren dergestalt, dass sie bei ihrem Fürsten bleiben 
wolle, bei den Privilegien der goldenen Bulle und bei 
ihrem Stadtgerichte, dass sie, (von der man es fordere) be- 
reit sei Ehre und Recht vor den Gerichten ihres Herrn 
zu pflegen und in demjenigen, wo sie dingpflichtig sei, dass 
sie die Freigrafen bittQ ihre !l^läger dorthin zu senden 
Ehre und Recht zu nehmen. Würde sie aber trotzdem ver- 
folgt (geächtet), so wollen wir die Geächteten nicht als 
solche ansehen und keine Forderung an/ sie machen«^ « 

Diese Gesinnung scheint sich in der Mark allgemein 
verbreitet zu haben. Spandau^^- wird 1474 verein Femge^ 
rieht geladen, bleibt ungehorsam aus und wird deshalb in 
die Acht gethan. Um diese aber scheint sich kein Meliseh 
gekümmert zu haben, von dem Versuehe eiser Vollstreckung 
ist wenigstens keine Spur zu finden* 

94) Es heisst in der Urkunde : na deme wj/^ veme in vromder kern, 
lande do rechte togen werden, dar wy swcrliken to kommende hebben 
und dy cUgker bynnen landeß yg, 

95) Cf. Riedel, C. D. Br. I. VI. S. 120, No. 168. 

96) Cf. EiedelC. D. Br. I. XI. S. 114, No. 158 und Fidicin, dipl. 
Beitr. zur Gesch. Berlins, IV. S. 207 ff. . , 
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Schliesslich sei noch erwähnt, dass Stendal •^^ einem 
Bündniss aussermärkischer Städte gegen die Femgerichte 
noch im Jahre 1476 beigetreten ist. Im Ganzen kann man 
wol sagen, dass die Vorsicht der Kurfürsten gegen die Fem- 
gerichte deutlich den Respect beweist, in den die Letzteren 
sich zu setzen gewusst, dass aber gerade der märkisch- 
brandenburgische Character auch hier wieder seine ange- 
borene Zähigkeit an den Tag legt, indem er auf jede' Ge- 
fahr hin von seinem Rechtsanspruche sich nicht abbringen 
liess. ■ 



^^ 



IIT. CAPITEL. 

DIE ANFÄNGE EINER QERICHTS-ORGANISATION 

IN DER MARK. 



l 10. 
Burggrafen und Vögte. 

Die Mftrk mussste, so lange sie- in der Th«t die ßreitrie 
des Reiches gegen wilde, oder doch feindselige Völkers^f- 
ten bildete, in «tets kriegerisch wehrhaftem Zustande erhal- 
ten werden. Vor» allen Dingen gehörte da^u die Anlegung 
yion festen Burgen, in denen einerseits die milit^iscbe Mailn^ 
sefaaf tider Markisich sammeln , voiidenfen auid andrerseits 
den FovtdchritteE dei» : Feitides; Einhalt geboten werden 
konnte. Schon der militärische Zweck der. Burg brachte 
es mit sich, dass derselben ein gewisser Rayon beigegeben 
Wuräö, innerhalb dessen die Mannsciiäfteü sich befanden, 
denen die Vertheidigung der Burg oblag. Man natote einen 

■ 
■ 

97) et Biedel, C. D. Br. I. XV. S. 358, No. 407. ^ 
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solchen ftayon einen Burgwart. Das Leben der Burgman- 
nen muss man sioh etwa so vorstellen wie das unserer heu- 
tigen Grenzcolonisten. Sie sind angesiedelt mit Grund und 
Boden, den sie in der Regel wol als eine Art von Burg- 
hutlehen empfangen haben. Wenn Friede in der Mark war, 
so lagen sie ihrem ländlichen Erwerbe ob , trieben Jagd 
und Fischerei, gewiss auch manche auf. dem Lande unent- 
behrlichen,. Gewerbe, wie. Schmiedehandwerk, Schneiderei^ 
Schusterei und.dei'gl. Wenn aber das Kriegessignal von 
der Burg ertönte, so hs^tte jeder der Burgmannen sich dort- 
hin zu begeben und als Soldat seine Pflicht zu thun. 

Es ist wol 55U. keiner Zeit der Burgwj^rt njur mit Burg- 
mannen besetzt gewesen, denn stets war d^r Boden, dejr 
zur Mark gehörte, dur^h Eroberung in die Hände der Deut- 
schen gekommen. Die Eroberung pflegte aber keineswegs 
darin zu bestehen, dass die gesamte, slawische Bevölkerung, 
die man darin gefunden hatte, bis auf den letzten Mann 
ausgerottet wurde. Der Character der deutschen Eroberung 
in den frühesten Zeiten der Völkerwanderung führt in de?i 
allermeisten Fällen, die uns geschichtlich bekannt gewor4en 
sind, zu einer Landtheilung mit dem besiegten Volke,, z. B. 
mit den Römern und nur in ganz wenigen Fällen, z. B. bei 
den Eroberungen der Franken jenseit der Loire isjb es. glaub- 
lich, däss man den gesamten Grund und Boden als Kron- 
gut des fränkischen Königs in Anspruch nahm. . Auch in 
der Mark wird uns nur einpial von einer Austreibung der 
Slawen eine Andeutung gegeben;, das war nach dem verrär 
therischen Aufetande Jafcczo's , den Albrecht der Bäjr mit 
einer furchtbaren Niederlage der Slawen endigte.^^^ Hat 
es aber im Bereiche der Burgen, friedlich lebende, unter- 
worfene Slawen, gegeben, so konnte, schon um ihretwillen 
die älteste Verfassung und Verwaltung der Mark nicht rein 
militärisch sein, auch für die Bedürfnisse des Friedens musste 
Sorge getragen werden. 

98) Cf. von Heinemann, Albrecht der Bär, S. 305, 206 und S. 387, 
Note 59. Vgl. femer recht verständige Bemerkongen tiber das Verhält- 
bIbs der ^aj^ zu den Slawen ql^ds. S, 212» 
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Aber auch abgesehen ron dem Vorhandensein, oder 
Nichtvorhandensein friedlicher, slawischer Markeinsassen, war 
schon das Leben der deutschen Einwohner des Grenzlandes, 
mochten sie nun Burgmannen, oder unkriegerisch lebende 
Leute sein, hinreichend eine geordnete Civilverwaltung zu 
fordern. Sie bedurften ihres ständigen Richters mit fester 
Dingstätte, denn an Streitigkeiten fehlte es auch unter den 
Deutschen nicht, es musstc Fürsorge getroflfen werden für 
gehörige Wege und Sicherheit auf den Strassen und drgl. 
mehr. Nichts ist daher nattirlicher, als dass die Burgen 
allmählig die Mittelpunkte gewisser Regierungsdistricte 
wurden, von denen aus die gesamte Thätigkeit ausgieng, 
welche den Sprengel betraf. 

Hinzu trat noch, dass schon frühe unter dem Schutze 
der Burg eine städtische Bevölkerung sich anzusiedeln 
pflegte, die ganz und gar zu den Einwohnern des Burgwardes 
gerechnet wurde. Stadt und Land vereinigten sich deshalb 
innerhalb des Burgwardes und damit war von Hanse aus 
der Keim fiir die manigfaltigste Combination der verschie- 
densten Regierungsthätigkeit gelegt. 

Handelt es sich also um die Frage, wie wol in den 
ersten Zeiten die innere Organisation der Mark von den 
Markgrafen wird unternommen worden sein, so ist die An- 
knüpfung an die Burgen ^ und Burgwarden des Landes fast 
mit Nothwendigkeit geboten. Nur ein Uebelstand zeigte sich 
dabei, dass nämlich die Burg vermöge ihres Zweckes eine 
Grenzvertheidigungzu sein, sich meistens in den äus'ser- 
sten Theilen, die der Grenze am Nächsten lagen, befunden 
hat und dass* somit der Punkt, von wo aus der Beamte re- 
gieren sollte, nicht im Centrum seines Sprengeis lag. Bei 
der von den ältesten Zeiten an immer fortschreitenden T'er- 
ritorialausbreitung der Mark kam es auch leicht vor, dass 
ältere Bestandtheile der Mark gar nicht mehr bis an die 
neue Grenze reichten, oder nur unter grossen Missständen 
zu derselben hätten ausgedehnt werden können. 

Aus diesen Gründen darf man nicht daran denken, dass 
die Burgwarde die einzige, älteste Gnindeintheilung der 
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Mark sind. Die Zahl der Burgen, deren Errichtung sich 
nach rein militärischen Rücksichten bestimmte, war nicht gross 
genug bei steigenden Bedürfnissen der Einwohner, nament- 
lich der städtischen Bevölkerung die ganze Districtseinthei- 
lung der Mark auszumachen. Schon in sehr frühen Zeiten 
hat es Districte gegeben, deren administratiyer Mittelpunkt 
nicht eine Burg war — man nannte sie eine Togtei und 
den ihr vorgesetzten Beamten einen Vogt (advocatus). 

Burgwarde und Vogteien haben neben, einander existiert 
und in derselben Zeit, wo wir noch Burggrafen* erwähnt 
finden, wird auch bereits von Vögten Bericht gegeben.*®*^ 
Nach dieser allgemeinen Entwickelung wird man annehmen 
können, dass die Functionen des Burggrafen und die d6s 
Vogtes ziemlich einander parallel werden gewesen sein. Bis 
auf einzelne Unterschiede wird dies auch von den Quellen 
bestätigt, namentlich dadurch, dass, als die Burgwardenver- 
fassung zerfiel, ohne Weiteres Vögte an die Stelle der alten 
Burggrafen traten. 

Von den Burggrafen selbst wird uns nur sehr wenig 
tiberliefert. Nur drei eigentliche Burggrafen kommen . vor, 
d. h. solche, die mit erkennbaren, administrativen und juris* 
dictionellen Befugnissen ausgestattet sind. . 

In einer Urkunde von 1187 werden zwei Burggrafen 
unterschieden, der eine von Ameburg, der andere von Bran- 
denburg, Beide fähren den Namen Sifridus.^^^ Was den 
Sigfrid, Burggraf von Arneburg, betrifft, so wird er als Burg- 
graf von jener Stadt schon seit 1157 erwähnt, also bereits 
unter Albrecht dem Bälden. Nachdem Sigfrid, als Burggraf 
von Arneburg noch 1171 erwähnt worden, ^^*^ erbte sein Sohn 

98a) So im Jahre 1139 ein Vogt Kudolfus in Leizkau {Biedel, €. D. 
Br. I. X. S. 70. No. 2.) Ferner 1173 ebendert Erererus {Biedel, ibid. 
S. 75. No. 9.) und 1187 Conradu« advocatus (Biedel, ibid. S. 78. No. 10.) 
1181 Friderlcus, Vogt in Salzwedel (Biedel, C. D. Br. I. XVII. S. 1. 
No. 1. 8. 434. No. 18 ) 

99) Cf. Biedel, M. Br. IL 8. 127. Note 3. nio tempore in eodem 
hurgo (Brandenburg). Comics Siflridua •— -* — 

traxit in testimonium Cünradi, füii Bwggtami Sifridü Arneburch, ex 
familia -ipsius Marchionis. 

99a) Cf. Biedel, C. D. Br. I. ÜI. S. 389. No. L 
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Conrad das Bur^rafenamt und wird in dieser Eigenschaft, 
abgesehen von der erwähnten Urkunde von 1187, zum letz- 
ten Mal im Jahre 1194 erwähnt. *^> Seit dieser Zeit kom- 
men überhaupt keine Burggrafen von Arneburg meh^: vor. 

Noch ein anderer Burggraf ist wol in der Altmark an- 
zunehmen, nämlich zu Stendal. Um das Jahr 1151 ernannte 
Albrecht der Bär bei Verleihung der städtischen Privilegien 
an Stendal^ einen gewisse^ Otto zum erbliehen Stadtrichter 
daselbst mit dem Rechte ein Drittel der eingebenden Stadt- 
gef&lle für sich behalten zu dürfen, zwei Drittel aber an die 
Landesherrschaft abzuliefern. Neben diesem Stadtrichter 
Otto müssen Burggrafen in Stendal existiert haben, deren 
Herrschaft bis 1215 gedauert hat.^®^^ In diesem Jalire aber 
erlangen die Bürger von Stendal das Recht von der lästigen 
Jurisdiction der Burggi-afen befreit zu werden und einen be- 
scmd^m, städtischen Vogt zu erhalten. Wenigstens kommen 
seit jener Zeit nui' Vögte in Stendal vor. 

Wenn man den Wortlaut der Urkunde schärfer in das 
Auge fasst, so handelt es sich nicht eigentlich um Aufhebung 
de« bui^gräflichen Amtes. Es wird nur gesagt: Auf Bitten 
des Raths und der Bürger von Stendal soll den Einwohnern 
dieser Stadt das Recht gegeben werden zu dem Gericht 
und der Versamndung, welche der Burggraf in der Stadt 



100) Of. Riedel, M. Br. I. S. 140. 141. 

101) Cf. Gercken, C. D. Br. V. S. 74. No. 55 .... ad petitionem 
civium Slcndalensium et consulum, virorum prudentum, gravamen, quod 
idem Stendalenses pro importunitate Borggravii, quem habere consueve- 
runt, penitus relaxaTimus, statuentes, ut in civitate deinceps placito et 
juri non teneantur stare ßorcgravii. — Cf. Dieselbe Urkunde aucb bei 
Gerchen a. a. 0. VI. Sj 561 u. Biedel, C. D. Br. I. XV. S. 7. No. 5. 
u. M. Br. I. S. 118. An einer anderen Stelle widerruft Riedel die an- 
fangs auch von ihm gebilligte Annahme, dass es einen Burggrafen zu 
Stendal gegeben habe. Cf. Biedel, K, Br. II. S. 506. Er versteht den 
in der abgedruckten Stelle erwähnten Burggrafen von dem Burggrafen 
von Amebar^ Die Worte der Urkunde sind aber dieser Auffassung 
nicht günstig. Wenn ausdrücklich gesagt wird, die Bürger von Stendal 
sollten frei sein von deni Burggrafen, quem habere eonsueverunt, so liegt 
es am Nächsten, dass sie einen Burggrafen in Stendcd hatten und nicht 
bloss dem in Ameburg unterworfen waren. Der andere Grund Kiedels, 
dass ein Burggraf von Stendal sonst nicht urkundlich vorkomipe, hat 
wol bei der spärlichen Zahl von Urkunden aus dem 12. u. 13. Jahrhun- 
dert kaum entscheidendes Gewicht. 
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hält, sich nicht zu stellen zu brauchen. Denn so sind die 
Worte zu verstehen: 

ut in civitate deinceps placito et juri noii teneantur stare 

Borcgra\ai. 
Die Worte in civitate können um* zu stare gehören 
und da dieses stare Wiederum die Dative placito et juri 
regiert, so kommt der Sinn heraus : die Bürger von Stendal 
brauchen vor dem placitum et jus d. i. der Gerichtsversamm- 
lung des Burggrafen in ihrer Stadt nicht zu Recht zu stehen. 
Der Burggraf muss also nach früherem Rechte ein Gericht 
in der Stadt Stendal gehalten haben und wenn man auf den 
gewichtvollen Ausdruck placitum et jus Accent legen 
darf, so ist es wol das sogenannte echt« Ding gewesen, das 
nach bekannter, deutscher Sitte in allen Städten wie auf dem 
Lande dreimal im Jahre gehalten zu werden pflegte. 

Noch eine andere Analogie für die städtische Jurisdic- 
tion des Burggrafen in Stendal lässt sich geltend machen. 
Als nämlich 1151 von Albrecht dem Bären die Stadt Sten- 
dal, gegründet, d. h. aus einem Dorfe in eine Stadt durch 
Verleihmig städtischer Privilegien verwandelt wurde, verlieh 
er ihr magdeburgisches Stadtrecht. Auch in Magdeburg 
s'tand aber ein Burggraf an der Spitze der Justiz. ^^^ 

Städtische Jurisdiction, und zwar, wie sich aus der Ana- 
logie mit dem magdeburgischen Rechte ergibt, die höchste 
Criminaljurisdiction hat dem Burggi-afen in der Stadt, die 
zu seinem Burgsprengel gehörte und die in der Regel iin 
Schutze der Burg selbst emporgewachsen war, zugestanden. 
Es ist aber fraglich, doch wol kaum zu verneinen, dass auch 
ein ländliches Gebiet der Gerichtsbarkeit des Burggrafen 
unterworfen war. Denn die Burgmannen selbst, deren Per- 
sonen hauptsächlicher Gegenstand der amtlichen Sorge des 
Burggrafen waren, haben sicherlich, mit kleinen Lehen be- 
traut, auf dem platten Lande gesessen und gewiss ihre 

102) Cfr. Wohlhrück, über das Amt des Burggrafen in von L^debur, 
neues allgemeines Archiv zur Geschichtskunde d. pr. Staates, j. S. 1 
—13. Laband, das Magdeburg-Breslauer System. Schöffenrecht. (Berl. 
1863.) II. 1. c. 10. IL 2. c. 1. 2. 3. 4. 5. 

KUHNS, GERICHTS'VEBFAS8U1«0. 7 
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Jurisdiction von ihrem militärischen Befehlshaber empfangen, 
der, wenn er sogar Gerichtsbarkeit über die meist unkrie- 
gerischen Städter gehabt hat, gewiss derselben über seine 
eigenen Burgmannen nicht entbehrt haben wird. 

Auch wird hier eine kloine Unterstützung dieser Ver- 
muthung in Beziehung auf den Burggrafen von Brandenburg, 
den dritten, märkischen, von dem die Historie Kunde gibt, 
geboten. So uunkel sein Sprengel sonst ist, das wird über- 
liefert, dass das Dorf Parduin demselben angehört habe. 
Es lässt sich nicht bezweifeln, dass hier auch wol burggräf- 
liches Gericht wird gehalten worden sein. ^^'^^ Noch eine 
Combination ist möglich, aus der man folgern kann, dass 
der Burgwart von Brandenburg, oder die Jurisdiction des 
Burggrafen, sich über die ganze Zauche erstreckt habe, also 
wol denselben Sprenge? gehabt wie später die Vogtei Bran* 
denburg. Nämlich noch in den Jahren 1324 und 1345 be- 
steht eine Pflicht aller Einwohner der hohen und niederen 
Zauche den sogenannten Smerdamm bei Brandenburg zu 
unterhalten. Es kann wegen der Last auf den Land- 
bewohnern kein städtischer Damm gewesen sein, sondern er 
muss zur alten Burg Brandenburg gehört haben, zu deren 
baulicher Erhaltung alle Einwohner des Burgwardes, d. h. die 
Einwohner der hohen und niederen Zauche verbunden 
waren. ^^^"^ 

Alles Andere, was über die Grösse des Burgsprengeis, 
namentlich in jurisdictioneller Hinsicht behauptet wird, ist 
nur Vermuthung. üeber die Ausdehnung und Bedeutung 
der Burgwardenverfassung für die Verwaltung der Mark 
ist also Bestimmtes gai* nicht mehr zu ermitteln. Da schon 



103) Cf. Heff'ter, Gesch. d. Kur- u. Hptstdt. Brandenburg (Potsd. 
1840.) S. 89. u. Eüdel, M. Br. I. S. 330. 337-340. 348. 

103a) Cf. Biedel, C. D. Br. I. IX. S. 39. No. 61. Markgraf Lud- 
wig sagt, CS sollte Einer statt Vieler den Bau des Dammes übernehmen, 
und die Baupflichtigen sollten ihre Beihilfen an diesen Einen, der den 
Bau für Alle übernommen, leisten. — Unde siugulis et uuiversis inhabi- 
tatoribus juvamcn ad dictum aggerem ex dehito solventibus villarum in 
terris '^henzuch et legtnzuch precipimus et mandamus, quatenus annis 
singuhs, debitis temporibus eidem, vel qui pro tempore fuerit, juvamen 
seu dacionem solitam et consuetam ab antiquo porrigant et mimstrent. 
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in denselben Jahrhunderten, in welchen Burggrafen vorkom- 
men, Vögte erwähnt werden, so ist schwer zu sagen, welche 
von beiden Beamtenklassen die zahlreichere und somit eigent- 
lich für die allgemeine Vei'waltung des Landes bestimmte 
war? Niederen Rang hat der Vogt gewiss gehabt als der 
eigentliche Burggraf. Denn es kommt vor, dass der Burg- 
graf einen Vogt als Unterbcamten hat, wahrscheinlich zu 
seiner jurisdictionellen Vertretung. So wird im Jahre 1197 
ein gewisser Alexander, advocatus Sifridi castellani, erwähnt, 
also ein Vogt des Burggiafen von Brandenburg. ^^^ 

Ferner wird uns eine Nachricht, allerdings aus einer 
Zeit stammend, in der die practische Bedeutung der Burg- 
grafen bereits geschwunden war, tiberliefert, die den Burg- 
grafen mit einem Rechte ausstattet und ihn zu dem Mark- 
grafen in ein so besonderes Verhältniss bringt, dass man 
denselben für einen höchst angesehenen, märkischen Beamten 
2u halten geneigt ist. 

Ssp. III. 52, §. 3 sagt bei Gelegenheit des Sohultheissen 
im Verhältniss zum Grafen: 

Wenne klaget man over den richtere, so sal he antwcrden 
vor dem scultheiten, wen die scultheite is richter siner 
Beult: als is die palenzgreve over den keiser unde die 
burchgreve over den marcffreven. 

Dieses Recht des Burggrafen über den Markgrafen zu 
richten, findet die Glosse im scheinbaren Widerspruche mit 
Ssp. III. 55. g. 1, wonach über der Fürsten Leib und Ge- 
sundheit nur der deutsche König richten soU.^^^^ Sie 
löst die Antinomie mit Berufung auf römische Stellen da- 
hin, dass nur in bürgerlichen Klagen der Burggraf über den 
Markgrafen competent sei, in peinlichen Sachen dagegen 
gehöre die Entscheidung dem Könige. Höchstens könne 

104) Cf. Biedel, C. D. Br. L VII. S. 469. No. 1. 

105) Gloss. ad 8ßp. 52. §. 3: Dies widerspricht das Reeht hieniden 
in dem 55. art. Da stehet: über der Fürsten Leib ist kein Richter 
denn der König. Und das ist wider dis. Dis löse also und sprich: D^r 
Burekgraff rieht in bürglicher Klag über den Markgrafen und davon 
spricht er hie. Aber in peinlicher klag höret er die klag allein and 
schreibt sie dem Reich und der König mus denn da urteil über geben 
und finden. 
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im letzteren Falle der Burggraf die Klage hören und sie dem. 
Reiche schreiben. Diese letzte, practische Andeutung ist so 
gegen die Natui* des alten^ deutschen, mündlichen Processes, 
der von einer amtlichen Correspondenz eines ünterrich- 
ters mit einem höheren Richter gar nichts weiss, sondern 
fiir Bezeugung einer in foro verhandelten Thatsache gänz- 
lich andere Formen vorschreibt, dass man deutlich sieht, 
der Verfasser der Glosse hatte bei seiner Behauptung, wie 
wol überhaupt über die ganze, gegenwärtige Frage keine 
practische Erfahrung vor Augen. In der That wird uns 
auch nicht ein einziger Fall überliefert, wo je ein Burggraf 
über einen Markgi-afen zu Gericht gesessen hätte. 

Dennoch muss man Anstand nehmen die ganze Angabe 
des Sachsenspiegels für eine reine Erfindung anzusehen. 
Denn die FäUe, in denen während des 11. und 12. Jahr- 
hunderts, der Zeit, wo Burggrafen vorkamen, die Markgra- 
fen als Parteien in einem Rechtsstreit befangen waren, sind 
aUecriminalrechtücher, sogar staatsrechtlicher Natm\ Albrecht 
der Bär, als er 1131 die Mark Lausitz verlor, wurde von 
einem Reichsfiirstengerichte verurtheilt und war schwerer 
Landfriedensbrüche angeklagt. ^^ Das Gleiche gilt' von Ru- 
dolf von Stade bei gerichtlicher Aberkennung der Nordmark. 
Namentlich fehlt eine Art von Rechtshändeln, wo ein 
Markeinsasse gegen seine eigene Obrigkeit, den Mai-kgrafen, 
klagbar wird, gleichviel ob dieselben aus einem Delicto, oder 
einem Privatverhältnisse, oder aus sonst einem Rechtsgi'unde 
entspringen. Hier lag allerdings das Interesse vor zum 
Theil wegen der Geringfügigkeit des Anspruches, zum Theil 
wegen der meist wol beschi*änkten, ärmlichen Lage des Klä- 
gers, zum Theil endlich wegen der möglichst schleu- 
nigen Führung des Processes den Rechtsstreit nicht vou 
vornherein ausser Landes, etwa vor ein kaiserliches 
Hofgericht gezogen zu sehen. In diesem Sinne ist die 
Bemerkung der Glosse zum Sachsenspiegel vollkom- 
men richtig, dass für bürgerliche Streitigkeiten, der Bui'g- 

• 

106) Cf. ob §. 4 bei Note 31. 
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graf über den Markgrafen competent sei. Der Ausdruck 
bürgerlicher Klagen ist in sofern etwas weiter zu verstehen, 
als man gegen den Markgrafen wol auch auf Ersatz eines Scha- 
dens und auf eine Geldbusse geklagt haben wird, nicht aber 
auf Vollstreckung einer schweren Criminalstrafe. 

Selbst mit der Ergänzung, welche die Glosse der be- 
regten Sachsenspiegelstelle hinzufügt, entsteht eine Reihe 
von Fragen, deren Beantwortung lediglich in das Gebiet 
willkürlicher Hypothesen verwiesen werden muss. Ob jeder 
Burggraf, oder nur gewisse ausgezeichnetere, die etwa mit 
einem grösseren Sprengel betraut und mehreren, kleineren 
Burggrafen übergeordnet gewesen wären, das Recht über 
den Markgrafen zu richten, gehabt haben? Ob ferner die 
Vögte, die neben den Burggrafen vorkamen, auch bei et- 
waigen Klagen ihrer Vogteieingesessenen gegen den Mark- 
grafen über den Letzteren haben zu Gericht sitzen können? 

Auf alle, solche Fragen ist nach Lage der Quellen gar 
keine Antwort möglich. Wir wissen schlechterdings nichts 
über den gesamten Umfang dieser, hier beregten Art von 
Jurisdiction. Nur das Eine lässt sich allenfalls behaupten, 
dass gewisse Befehlshaber in den Burgen, die auch oft (wie 
die Burggrafen) Castellani genannt werden, die eigentlichen 
Rechte des burggräflichen Amtes, namentlich also auch die 
Jurisdiction nicht gehabt haben. ^^^^ 

Reichlichere Nachricht haben wir von den Vögten, die 
seit dem 13. Jahrhundert der Grundträger der gesamten 
Verwaltung in der Mark geworden sind. Zunächst sollen 
die ihnen untergebenen Districte und dann die allgemeinen 
Züge ihrer Amtsthätigkeit angegeben werden. 

l 11. 
Die Vogteien in der Mark Brandenburg. 

Das Nachfolgende wird nichts als eine Aufzeichnung 
der alten Vogteibezirke enthalten mit möglichst genauer 

107) Cf. Biedel, M. Br. IL S. 129. bes. Note 7. 
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genauer Angabc Dessen, was auf die Verwaltung des Dißtricts 
Eiufluss zu haben scheint. Im Allgemeinen schliesst sich 
die Darstellung den fleissigen und umsichtigen Forschungen 
Riedels, Pidicins und von Raumers an, nur an wenigen 
Punkten werden kleine Ergänzungen liinzugefiigt werden. 

Man muss auf eine wirkliclie Wiederherstellung der 
alten Vogteigi-enzen verzichten, denn nicht nur sind die An- 
gaben der Quellen höchst lückenhaft, sondern auch, wo sich 
Ueberlieferungcn finden, ist es bei der häufigen Verändening 
des Namens und der Lage vieler Ortschaften, namentlich 
aber durch den massenhaften Untergang derselben während 
des dreissigj ährigen Krieges unmöglich geworden den local- 
geographischen Lauf einer Grenzlinie zu fixieren. 

I. DIE ALTMAKK, 

1. Salzwedcl. Hier befand sich eine Burg. Als 
Vogt erscheint zuerst ein gewisser Friedrich, den Riedel 
zuerst im Jahre 1184 und zuletzt im Jahre 1196 urkundlich 
erwähnt findet. Derselbe kommt indessen schon im Jahre 
1181 vor und wird noch 1215 in einer Unterschrift als Vogt 
von Salzwedel bezeichnet. ^^^ Im Jahre 1225 erscheint ein 
Vogt Gerhardus in Salzwedel, Riedel nennt ihn Geverth 
oder Gebhard.^^) 1225, 1227—1233 Thegenardus,"^> nach 
einer Pause bis 1241 tritt ein gewisser Hartmann auf.*"^ 
1273 u. 1278 ein gewisser Bertold,"^) im Jahre 1280 Hel- 
merus oder Helmoldus de Dreinleve. **^^ Riedel in seiner 
Mark Brandenburg. IL S. 441. setzt noch einem später von 

108) Cf. Biedel, M. Br. II. S. 440 f. Not. 1. Friedrich im Jahre 
1181. Cf. Biedel, C. D. Br. I. XVII. S 494. No. 18, im Jahre 1196 
cf. Biedel, C. D. Br. IIL I. S. 4. No. 2, im Jahre 1215 cf. Biedel, C. 
D. Br. I. XVI. S. 315. No. 13. 

109) Die Forna Gerhardus zeigt die Urkunde von 1235 bei Biedel, 
C. D. Br. I. VI. S. 400. No. 2. Vgl. Biedel, M. Br. 11. S. 441. 

HO) Cf. Biedel, C. Br. H. I. S. 12. No. 18. (1227) u. ibid. I. XIV. 
S. 1. No. 1. XX. S. 4. No. 3. 

111) Cf. Biedel, C. D. Br, I. XIV. S. 2. No. 3. 

112) Cf. Eiedei, C. D. Br. I. XIV. S. 14. No. 17: S. 15. No. 18. 

113) Cf. Biedel, C. D. Br. L XIV. 8. 24. No. 21. Die Urkunde 
trägt das Datum anno incarnatio&is Domini Mo. CCo^ LXXXd. Tcrcio 
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hm selbst verbesserten Irrthunie von Lenz folgend, das 
Yogtamt Helmolds in das Jahr 1283. 

Erst nach Helmold folgte, wie es scheint, im Jahre 
1282 Herman Boyster,"^) auf diesen 1289 Lindekinus^>'^> 
und 1301 — 1315 Burchard von Bei*tensleven.^^^> Nach ihm 
iwird in zwei Salzwedeler Urkunden noch ein gewisser Jor- 
danus de Camp als markgräflicher Vogt erwähnt, aber ohne 
den Zusatz, dass er Vogt von Salzwedel sei."'^ 

Im Richtsteig Landrechts "^^ wird im Rechtszuge des ür- 
theilscheltens von einem Landgerichte zum andern eine Ding- 
stätte zur Linden erwähnt. Eine derältesten Handschrif- 
ten hat dabei die Lesart. 

Tur linden bi wetle, 
deren letzte Worte man wol mit Recht auf Salzwedel deutet 
und demnach annimmt , dass es die in der älteren Zeit 
sehr angesehene Dingstättc der Vogtei Salzwedel gewesen- 
ist. Dieselbe liegt unweit den Dörfern Gross- und Klein 
Biers tedt anf einem Hügel, der die Linde heisst. 

2. Arneburg.^^^ Zu dem ziemlich ausgedehnten 
Sprengel der Vogtei Arneburg gehörte auch die sg. Wische, 
welche schon unter Albrecht dem Bären mit niederländischen 
Colonisten besetzt worden ist. Dieselben hatten, wie an 
einem anderen Orte erörtert werden soll, ihr selbständiges 



Nonas Augasti. — Mit Recht zieht Riedel das Tercio zu nonas , d. i. 
der 3. August. Letiz in seinen brandenburger Urkunden S. 118 zieht 
das tertio zur Jahreszahl und setzt daher die Urkunde in das Jahr 1283. 
In einer Urkunde vom folgenden Tage (4. August 1280) kommt Helme- 
rus als Helmoldus de Dreinlevc vor. Cf. Biedel y C. D. Br. I. XIV. 
S. 25. No. 22. Seit dem Jahre 1282 kommt Ilelmold noch in Unter- 
schriften vor, aber stets ohne den Zusatz als advocatus. In der That 
hatte er auch in diesem Amte schon einen Nachfolger erhalten. Dass 
Helmold und Helmerus dieselbe Person ist, beweist eine Urkunde von 
1282, wo Helmerus de Drenleve unter den Unterschriften vorkommt. 
Cf. Riedel, C. D. Br. I. XIV. S. 30. No. 28. 

114) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XIV. S. 29. No. 26. 

115) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XIV. S. a5. No. 36. 

116) Cf. Rudel C. D. Br. I. XIV. S. 46. No. 54. 55. S. 56, No. 72. 
Im Jahre 1315 wird Burchard nicht mehr als Vogt bezeichnet, es ist 
also angewiss, ob er das Amt noch bekleidete. 

117) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XIV. S. 64. No. 85. S. 66. No. 87. 

118) Cap. 50. §. 3. 

119) Cf. Biedel, M. Br. II S. 442^*448. 
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exemtes Landgericht und lebten auch wol nach besonderem, 
niederländischem Rechte. Den Vorsitz in ihrem Landgerichte 
führte höclist wahrscheinlich der Vogt von Amebui'g als 
Vorsitzender auch des Landgerichts der eigentlichen, arne- 
burger Vogtei. Abgesehen von dem in jui'isdictioneller Be- 
ziehung exemten Gebiete der Wische an der Elbe, gehörten 
wol zur Vogtei Arneburg, der heutige, osterburgische Kreis, 
der nördliche Theil des Kreises Stendal, mithin die Städte 
Arneburg und Osterburg selbst; die beiden Städte Werben 
und Seehausen gehörten zur Wische. 

Bei dem gänzlichen Mangel an ameburger Urkunden, 
die bei einem Brande im Jahre 1767 sämtlich untergiengen, 
sind die Nachrichten über die Besetzung des arneburger 
Vogtamtes ausserordentlich spärlich. Riedel gibt folgende 
Zusammenstellung : 

Im Jahre 1227 ist ein Vogt üelrich oder ülrich"^*> 
der noch 1245 als Vogt von Arneburg erwähnt wird, 1280 
Gebhard von Alvensleben, ^^^^'^ 1283 (seit dem 26. März) ein 
gewisser Luke oder Lovck. ^^^^^ Uebrigens bestand die Vog- 
tei den ganzen hier zu behandelnden Zeitraum hindurch, da 
noch 1472 Arndt von Lüderitz als Vogt von Arneburg er- 
nannt wird. ^^^ 

Die Dingstätte der Vogtei Arneburg, welche ebenfalls 
in den älteren Zeiten eines besonderen Ansehens unter den 
Landgerichten der Mark Brandenburg genossen hat, ist wie- 
derum aus der Angabc des Richtsteigs Landrechts über den 
Rechtszug des ürtheilscheltens zu entnehmen. ^^*^ Von der 
Klinke bei Brandenburg soll man sich wenden an die Krepe 
in der Altmark. Man hat den Ort dieses Gerichtes inner- 
halb einer Eichenwaldung gefunden, die noch im 14. Jahr- 
hundert, ja noch heute die Krepe genannt wird.^^'^ 



119a) Vielleicht schon 1225? Cf. Riedel, C. D. Br. I. V. S. 33, 
No. 25 aic ünterschr. : Olrico et Olrico advocatis. 
. 119b) Cf. Etedel, C. !>. Br. I. XVI. S. 321, No. 14. 
119c) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XVII. S. 5, No. 6. 

120) Cf. Riedel C. D. Br. I. VI. S. 221, No. 290. 

121) Cap. 50, §. 3. 

122) Cf Homeyer, Riehst. Ldr. S. 513 f. 
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3, Stendal. Südlich von der Vogtei Arneburg er- 
streckt sich die von Stendal, welche im Süden von der 
Vogtei Tangermünde, im Westen von dem heutigen Kreis 
Gardelegen begrenzt wird. 

Vögte der stendaler Vogtei werden folgende erwähnt: 
1192 ein gewisser Heinrich, 1233 Thegenardus, der bis zu 
diesem Jahre Vogt in Salzwedel gewesen, 1272 Johann von 
Buch, «23) 1286 Conrad von Snetlingen,^«^^ 1291 Berthold. 
Im Jahre 1301 nennt Riedel als stendaler Vogt Heinrich 
von Rochow. Allerdings kommt derselbe auch als Vogt 
erwähnt in einer zu Stendal ausgestellten Urkunde vor, die 
auch ihrem Inhalte nach stendaler Angelegenheiten 
betrifft, nämlich das Recht der Bürger daselbst, die den 
Ritterbürtigen zustehenden Hebungen und Reallasten den 
Berechtigten abkaufen zu düi^fen. Eine gewisse Wahrschein- 
lichkeit liegt also vor, dass ein zwar nur allgemein, aber in 
einer von Stendal datierten und diese Stadt selbst betreffen- 
den Urkunde erwähnter Vogt gerade ein stendalischer ge- 
wesen sein wird. Jedoch schon im Jahre 1304 wird in 
einer zwar von Tangermünde datierten Urkunde, die aber 
einen Vergleich der Markgrafen mit stendaler Bürgern be- 
trifft, ebenderselbe Heinrich von Rochow als Vogt von 
Tanger münde erwähnt. ^^^^ Trotz der (von Riedel ange- 
nommenen) Möglichkeit, dass Hcinricli von Rochow 1301 
Vogt in Stendal, 1304 in Tangermünde gewesen, wird es 
doch besser sein, ob derselbe in Stendal Vogt gewesen, 
beim Mangel directen Quellenansspruches als zweifelhaft 
anzusehen. 

1319 ist Vogt Friedrich von Schepelitz, 1321 Fritze 
von Vintzelberg, der aber schon 1325 als Marschall er- 
wähnt wird. '2^^ 

123) Cf. über diesen Vogt, den Riedel nicht kennt, Etedel, C. D. 
Br. I. XV. S. 20, No. 20 

124) Cf. Btedel, C. D. Br. I. XV. S. 25, No. 36. Die Urkunde be- 
zeichnet Conradus de Snetlinjgen nur als: tunc temporis advocatus. Da 
sie aber Stendal selbst betrifft, so ist anzunehmen, dass Conrad .von 
Schneitlingen in Stendal Vogt war. 

125) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. XV. S. 49, No. 62 und S. 51, No. 65. 

126) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XV. S. 73, No. 98. und S. 80^ Np, 107. 
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4. öardelegen. Gardelep^cn war bis zum Ablauf 
des 12. Jahrhimderts Grafschaft. Erst im 13. trat eine 
Verwaltung dieses Landestlieils durch Vögte ein. Dennoch 
wird vor dem Jahre 1278 kein Vogt von Gardelegen 
erwähnt. 1278 ist es Herman von Gardelegen, 129rBer- 
told, der sonderbarer Weise um dieselbe Zeit Vogt in Sten- 
dal gewesen zu sein scheint. Die Dingstätte der Vogtei 
Gardelegen war unweit der Burg Gardelegen. ^*^^ 

5. Tangermtinde.^^ Die Reihenfolge der Vögte ist: 
1247 Johann von Ungelingen, 1269 Friedrich von Oster- 
burg,i«»> 1275 Aedingo, 1295 Röbelinus, 1304 Heimich von 
Rochow. Die Lage der Dingstätte dieser Vogtei ist unge- 
wiss, wahrscheinlich wurde das Landgericht vor der Brücke 
zu Tangermünde gehalten, was im 14. Jahrhundert mehr- 
fach bezeugt wird. Riedel bemerkt mit Recht, dass der auf 
dem rechten Ufer der Elbe längs dem Flusse liegende Land- 
strich gewiss zu den betreffenden, angi'cnzenden , altmärki- 
schen Vogteien gehört haben weide, dass dies aber wol 
kaum eine erhebliche, practische Krweiterung des Vogtam- 
tes enthielt, weil gei-ade in diesen Gegenden sehr zahlreiche 
Exemtionen von der Vogtei zu Gunsten geistlichen, oder 
ritterschaftlichen Besitzes existierten. 

II. DIE FRIEONITZ. 

Von den Vogteien der Priegnitz sind nui* sehr wenige 
Nachrichten auf unsei^ Tage gelangt. Nicht einmal die 
Zahl derselben lässt sich vollständig ennitteln. 

I. Kyritz.'^^ Kyritz mit seinem Gebiet war bis ge- 
gen das Ende des 13. Jahrhunderts herrschaftlicher Besitz 
der Herren von Plotho, die indessen das Land schon da- 
mals durch Vögte regierten. In den Jahren 1237 und 1245 
werden in Urkunden gleichzeitig nebeneinander zweiVögte^ 

127) €f. Etedel, M. Br. II. S. 449 und I. S. 169, Note 3, S. 170. 

12») Biedel, M. Br. H. S. 450. 

1») Cf. Si^dd, C. D. Bf. I. XVI. S. 390, Ko. 18. 

IdO) BiedO, M. Br. n. Sv 452. 
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mit den Namen Herman und Heinrich erwähnt. Da indes- 
sen der Zusatz fehlt, dass sie zu Kvritz Vögte waren, so 
ist über das Amt der beiden Personen nichts Bestimmtes 
zu sa^en. 1275 erscheint ein Vogt Bcrtold von Rohr und 
1282 Busso von Bresk. Boide waren wol noch keine mark- 
gröifliche, sondern nur patrimoniale Vögte. Als erster, mark- 
gräflicher Vogt wird wol im Jahre 1307 Heinrich vonDrein- 
leve und Selen zu bezeichnen sein, wenigstens nennt ihn 
der Markgi'af in einer Verzichtsurkunde an Perleberg nnse" 
ren Vogt. 1351 kommt Alhard Ror als Vogt von Kv- 
ritz vor.^**^ 

Die Vogtei Kyritz umfasst die Orte Wusterhausen, 
Tramnitz a. d. Dosse, Wüsten-Rägelin. 

2. Wittstock. ^^^^ Fast noch weniger als von Kyritz 
ist von der Vogtei Wittstock zu sagen. Dieselbe seheint 
schon seit Otto's I. Zeiten zu dem weltlichen Besitze des 
Bisthums Havelberg gehört zu haben, wenigstens wird uns 
das von dem Burgwart zu Wittstock l>estimmt überliefert, 
der wol, so wenig sein Umfang auch jetzt noch zu ermit- 
teln ist, den räumlichen Grenzen der Vogtei zu Grunde ge- 
legen haben wird. Die geschichtlich überiicferte Reihe der 
Vögte ist nur sehr kurz: 1248 und 1268 Hartwig, zwischen 
1268 und 1275 Sabellus von Plane, 1275 Jo (vielleicht von 
Königsmark). Dass vielleicht beide Vogteien der Priegnitz 
Kyritz und Wittstock in der zweiten Hälfte des 14. Jahr- 
hunderts in eine Vogtei vereinigt worden, scheint vermuthet 
werden zu können aus einer Urkunde von 1361, wo Mey- 
neken von Schyrstedt als advocatus terre Priegnitze 
auftrftt.^^**^ Aber wahrscheinlicher ist es wol in dieser Be- 
zeichnung einen Landeshauptmann zu erblicken, der den 
einzelnen Vogteien übergeordnet war. Deutlich wird die« 
dadurch bewiesen, dass noch 1364 Alhard Ror als Vogt zu 
Kyritz vorkommt. '^^''^ 

131) Qf. Bieäel, C. D. Br. I. m. S. 3^2, No. 24 nnd % und S. 29, 
Xo. U uod Xo. 13, S. 30. 

132) Miedel, M. Br. H. S. 464 und C. D. Br. I. L S, 390. 
132a) Cf. Rudel, C. D. Br. I. III. S. 29, No. 18. 

182b) Cf. Eüdel, C. D. Bn L HI. fik 30, BTo. 13. 
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III. DA.S IIAVELLA.ND. 

1 . R a t h e n o w.P^^ Der westlich von der Vogtei Span- 
dau belegene Theil des Havellandes, nördlich von dem 
pritzerber Districte, bildete die Vogtei Rathenow. Die 
Vögte derselben sind, so weit sie sich noch ermitteln las- 
sen, 1276 Otto,*»*> 1248 Cloco,^«*> 1295 Theodorich von 
Bernewolde,*^^ 1297 Johann vooi Jagow und 1311 Mathias 
von Bredow. 

2. Spandau.^^^^ Diese sehr umfassende Vogtei be- 
griff das südöstliche Havelland im Westen bis zu denVog- 
teien Rathenow und Pritzerbe, im Süden bis zum Lande 
Priesack und Glin, und nördlich bis an die Stadtmauern 
von Brandenburg, selbst den Kietz bei .Brandenburg, lieber 
die Dingstätte wird nichts berichtet. Denn obschon im 
Richtsteig Landrechts (c. 50, §. 3) im Rechtszuge des ür- 
theilscheltens binnen der Mark die Klinke bei Brandenburg 
als eine höhere Dingstatt erwähnt wird und die Vogtei 
Spandau allerdings bis hart an die Mauera von Branden- 
burg gereicht zu haben scheint, so ist doch kaum anzuneh- 
men, dass die Klinke bei Brandenburg die Dingstätte der 
Vogtei Spandau gewesen sei. Denn in der Regel pflegt 
die Dingstätte eines Landgebiets rn der Nähe vom Haupt- 
sitze des betreffenden Districts sich zu befinden, wie auch 
voz'her schon bei mehreren, märkischen Vogteien bemerkt 
worden ist. Danach muss die allerdings unbekannte Ding- 
stätte dieser Vogtei in der Nähe der Stadt Spandau ge- 
sucht, die Klinke bei Brandenburg aber der Vogtei Bran- 
denburg, die ihren Hauptsitz in der gleichnamigen Stadt 
hat, zugewiesen werden. 

133) Cf. Riedel, M. Br. II. S. 451 f. 

134) Riedel führt diesen Vogt nicht an. Cf. Riedel, C. D. Br. II. 
I. S. 124, No. 164. 

135) Riedel, C. D. Br. I. YII. S. 408, No. 1. Riedel nennt ihn 
Cloto, doch gibt seine eigene Ausgabe der Cod. dipl. den Namen 
Cloco an. 

136) Rudel, C. D. Br. I. IX. S. 6, No. 8. 
187) Riedel, M. Br. n. S. 454. 



VOQTBIBN. §. 11. 109 

Kaum einer besonderen Erwähnung verdient, dass einige 
Male Vögte von Vorland vorkommen. ^^^"^ Schon bald 
nach dem Jahi'e 1197 acheint diese Vogtei Vorland im Ha- 
vellande, da si^ nicht wieder erwähnt wird, mit der Vogtei 
Spandau vereinigt worden zu sein. 

Die Reihe der Vögte in Spandau ist etwa folgende: 

1197 Eberhard,!»'»») 1209 Albert, der bis 1235 vorkommt. 
Dieser Albert wird in dem kleinen Aufsatze von der Her- 
ren Geburt, der mit dem Sachsenspiegel verbunden zu 
sein pflegt, dem Geschleclite derer von Snetlingen zugezählt 
und als ein Schwabe bezeichnet. '»^^ ' 

1242 wird als Vogt in Spandau erwähnt Theodorioh.*»^ 
Riedel nennt, gestützt auf eine Urkunde bei Buchholtz, im 
Jahre 1248 einen gewissen Friedrich als Vogt. 

Es folgen mehrere Vögte in Spandau, die Riedel nicht 
erwähnt. 1256 Theodoricus de Nemech,!*^^ im Jahre 125# 
Holf,*^!^ J261 Thrudo (wie ihn Riedel nennjt, Heinrich von 
Thrudo),!*« 1264 Albert von Grabe, ^^^^ 1295 Henzekinus.de 
Gröbene,!**) 1319 Mathias von Bredow.!*^> 

3. Pritzerbe.!*®^ Der an die Stadt Bi*andenbui*g 
heranreichende Umfang der Vogtei Pritzerbe erstreckte sich 
im Westen nur bis an die Havel und den Beetzsee. Seil 
dem Jahre 1226 ist die Vogtei bischöflicher Besitz gewesen, 
daher auch die Bischöfe von Brandenburg die Vögte darin 
ernannten,^***> 



ia7a) Biedd, C. D. Br, I. VII. S. 469, Nö. 1. 
137b) Cf. Biedel, C. D. Br. I. VII. S. 469, No. 1. 
188) Cf. Homeyer, Ssp. Ldr. S. 139 a. E. 140. 

139) Cf. Büdel, C. D. Br. L X. S. 201, Nö. 36. 

140) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XHI. S. 129, Nö. 2. 

141) Cf. medel, C. D. Br. I. XHI. S. 207, No. 5, 6. 

142) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XI. S. 300, No. 1. 

143) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XI. S. 5, No. 5. 

144) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XI. S. 14, No. 18. 

145) Cf. Biedel, C. D. Br. I XI. S. 24, No. 23. 

146) Cf. Biedel, M. Br. H. S. 457. 

' 146a) Biedel gibt an, dass die Vogtei Pritzerbe erst seit 1234 bi- 
schöflich gewesen sei. Aber schon 1226 erwähnt Bischof Gernaiid von 
Brandenburg e\nQn Marsilius^ officiatus noater de Pretserewe, was doch 
wol einen Vogt bedeutet. Cf. Biedel, C. D, Br. I. VIII. S. 14L No. 53 
und S. 144, No. 58. 
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4. Kr ernmen. Diese Yogtei scheint im 13. xmd Anfange 
des 14. Jahrhunderts die Yogtei des Landes Glin gewesen 
zu sein, das mit dem Havellande verbunden war.**^> 

IV. DIE ZA.IJCHK. 

1. Brandenburg. ^'''■^ Das Gebiet der Yogtei Bran- 
denburg erstreckte sich im Lande der Zauche. Die Reihe 
der Yögte ist uns für die ältere Zeit mit ziemlicher Yoll- 
ständigkeit überliefert. Nämlich: 1179 Thcodorich/*^) 1187 
Conrad, 1194 Alexander, der noch im Jahre 1197 vor- 
kommt. *^^^ In demselben Jahre 1197 erscheint noch Fried- 
rich, ^^> 1204 Heinrich, »^^> 1209Ervm,»*»> 1225 Otto, *»3) j 245, 
1247, 1249 Peter, ^°^^ 1290 Heinrich von Ziesar, »»*) 1305 und 
1311 Mathias von Bredow, der 1319 als Yogt von Spandau 
erscheint ^^ 

Von den genannten Yögten waren die etwa bis zum 
Jahre 1226 reichenden noch Yögte unter dem Burggrafen 
von Brandenburg, denn bis zu dieser Zeit kommt noch ein 
gewisser Baderich, als Burggraf vor.**^^ 

Die Dingstätte der Yogtei Brandenburg ist in der 
JKlinke bei Brandenburg zu suchen auf Grund der oben 
schon berührten Stelle des Richtsteig Landrechts c. 50, §. 3. 
Der Richtsteig ist vor 1840, vielleicht vor 1335 geschrieben 
worden. Es liegt kaum irgend ein Grund vor, zu bezwei- 
feln, dass die Klinke bei Brandenburg für den brandenbur- 
ger Landdistrict die Gerichtsstätte war. Daraus folgt zu- 

147) Cf. Bicdel, C. D. Br. I. VII. Ö. 191, 192, S. 201, No. 1. 
147a) Miedel, M. Br. H. S. 457-459. 

148) Cf. Riedel, C. l). Br. I VIII. S, 118, No. 25. 

149) Cf. Riedeh C. I). Br. I. VIII. S. 121, No. 33. 

150) Cf. Riedel, C. D. Br. I. VIII. S. 124, No. 26. 

151) Cf. Riedel, €. 1). Br. L Vm. S. 125, No. 28. 

152) Cf. Riedel, C. D. Br. I. Vni. S. 127, No. 40. 

153) Cf. Riedel, C. D. Br. I. vm. S 140, No. 52. 

154) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XIII. S. 4^5, No. 2, X. S. 203, No. 42, 
IX. S. 3, No. 2. 

155) Cf. Riedel, C. D. Br. I. IX. Ö. 4, No. 5. 

166) Cf. Rudel, C. D. Br. I. VHI. S. 214, No. 165. 
157) Cf. Riedel, C. D. Br. I. VIII. S. 141, No. 53. 
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nächst, dass in den Jahren 1 335-- 1340 die Vogtei Brand^- 
burg als Landgerichtssprengel noch bestanden haben muss. 
Dennoch behauptet der sonst vorsichtige Fidicin, 
da8& im Laufe des - 1 3. Jahrhunderts die Vogtei von Bran- 
denburg nicht mehr erwähnt werde, also wol eingegangen 
sein müsse. *^^ Abgesehen von dem eben angeführten Ar- 
gumente aus dem Richtsteige Landrechts, das allerdings 
durch den Einwand wenigstens scheinbar beseitigt werden 
könnte, dass der in jenem Rechtsbuche angegebene Zug des 
ürtheilscheltens schon zur Zeit der Abfassung desselben veral- 
tet gewesen sein könne, wie ja auch im Sachsenspiegel Man- 
ches zu seiner Zeit schon Veraltete gefunden werde, so 
lässt sich dennoch in der That die directe Widerlegung je- 
ner Behauptung erbringen. Die Stadt Brandenburg wurde 
schon im Jahre, 1295 von den Steuern der Vogtei, 1315 
aber auch von der Jurisdiction der Vögte befreit und er- 
hielt im letztgedachten Jahre ihre besonderen Stadtschul- 
zen. *^^ Dass also bis 1315 noch Vögte der Vogtei Bran- 
denburg existiert haben müssen, leuchtet ein, sonst hätte 
jene Exemtion keinen Sinn. Wenn aber auch nach 1315 
Vögte von Brandenburg erwähnt werden, so beweist das, 
dass sie jedenfalls dem Landdietricte der Vogtei Branden- 
burg vorgestanden haben müssen. Denn der besondere, 
städtische, richterliche Beamte von Brandenburg ist der 
Stadtschulze. Diese Thätigkeit der Vögte wird nun mehr- 
fach bezeugt. Im Jahre 1 335 wird das Pfändungs recht und 
die sonstige Aufsicht über den Damm bei Brandenburg dem 
Vogte zugesprochen und nicht der Stadt. '^^^ Ausdrücklich 



158) Fidicin, die Territorien der Mark Brandenburg (Berlin 1860) 
Bd. in. Abth. 3, S. IV. AI 5 und 7. 

159) Cf. Riedel, C. D. Br. I. VIIL S. 12, No. 17. 

100} Cf. Riedely C. D. Br. I. IX. S. 32, No. 47. Si vero aliquis in 
ipsiß vel eorum uunciisinjpignorando quemquam excessus fuerit perpetra- 
tu», extunc noBter ofBcialis, seu noster advocatus tempore pro tunc terre 
no^ire Brandenburg eundem excessiim cum eorum annua peneione sub 
oblentu nostre gratie corrigere debet, extorquere. — Der Damm, um 
dessen Aufgicht es sich hier handelt, scheint zur alten Burg gehört «n 
haben. Cf. ob. §. 10 ad Note 103«. 
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wird dabei der advocatus terrae Brandenburg er- 
wähnt. 

Im Jahre 1350 geben die Markgrafen (damals die asca- 
nischen Fürsten von Anhalt) der Stadt Brandenburg die Zu- 
sicherung, dass kein Vogt dieselbe mit seiner Amtsgewalt 
in ihren Privilegien schädigen soll.***^ Welche anderen 
Vögte können hier wol zunächst gemeint sein, als der mit 
der Stadt Brandenburg am meisten in Berührung kommende 
Vogt des Landdistricts Brandenburg? 

Seit dem Jahre 1350 ist aber selbst das eingehendste 
Quellenstudium wol kaum im Stande eine Erwähnung der 
Vogtei Brandenburg, oder eines brandenburgischen Vogtes 
aufzufinden. Vielleicht dass die seit dieser Zeit etwa in 
Berlin auftretende Vogtei (denn 1361 wird der bekannte 
Tyle Brügge als Vogt in Berlin und 1356 schon als Vogt 
vom Barnim erwähnt), ^*^> die sich als eine über den ganzen 
äarnim erstreckende Landvogtei darstellt, Stücke der ehe- 
maligen, brnndenburger Vogtei, die freilich die Zauche be- 
griff, an sich gerissen hat und dass andrerseits durch zahl- 
reiche Exemtionen im eigentlichen, brandenburger Sprengel 
eine grosse Durchlöcherung des ehedem zusammenhängenden 
Territoriums eintrat. Eine Vertheilung der einzelnen, noch 
übrigen Vogteistücke an die benachbarten Verwaltungskreise 
des Barnim, Teltow, oder des Havellandes war dann eine 
fast nothwendige Massregel. 

Dem Verbleibe einer allmählig aus den Quellen ver- 
schwindenden Vogtei nachzuforschen, ist so unendlich müh- 
sam, dass trotz eines dem Vorstehenden zu Grunde liegen* 
den, ziemlich mühevollen Specialstudiums dennoch auf Voll- 
ständigkeit kein Anspruch erhoben werden kann, vielmehr 
die definitive Erledigung der Frage einer künftigen SpeeiaU 



1«1) Cf. Biedel, C. D. Br. I. IX. S. 46, No. 72. Were och, dat 
unser voffede enych ymant vorunrechtcn in unser vorbenomeden stat, in 
landen oder in steten, darume scol dy stat, oder laut nicht von uns ke- 
ren, sunder wy scolen en von unsen vogheden helpen des rechtes. 

162) Cf. Aiedel, C. D. Br. I. XL S. 231, No. 7, XII. S. 75, No* 13 
und XI. S. 57, No. 82. 
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finschüng Yorbehalteii bleiben muss. Das sei wenigstens 
im AIlgemeinen«.bemerkt, dass Exemtionen herrschaftlicher^ 
oder geistlicher Besitzungen der Hauptgrund für das Ver- 
• schwinden älterer Verwaltungsgebiete sind, denen von allen 
Seiten zu Gunsten patrimonialer Grundherrschaften Land 
und Leute entzogen wurden. 

(2. Golzow.) Sehr misslich steht es um den Erweis 
der Vogtei Golzow. Das einzige Quellenzeugniss , welches 
die Existenz derselben darthut, ist eine Urkunde vom Jahre 
1301, wo bei einem Vergleich zwischen dem stendaler Dom^ 
Stift und einem Vicar an St. Stephani daselbst ein Heinrich 
von Rochow, der als advocatus bezeichnet wird, als Schieds- 
richter fungiert.7^^^ Da nun die von Rochow von jeher in 
der Nähe von Golzow angesessen waren, so liegt es aller- 
dings nahe, dass der genannte Heinrich von Rochow wol 
in Golzow wird Vogt gewesen sein. Im üebrigen wird aber 
von einer Vogtei in Golzow keine Erwähnung gethan und 
es ist immerhin gewagt, auf diese eine Nachricht hin eiw 
Vogtei Golzow zu statuieren. Aus der erwähnten Urkunde 
kann man mit viel grösserer Wahrscheinlichkeit folgern, 
dass Heinrich von Rochow in Stendal Vogt gewesen, was 
Riede P^^ auch thut. In seinei* kleinen Geschichte des Städte 
chens und Schlosses Golzow ^^^ »erwähnt er daher des Um- 
standes, dass daselbst eine Vogtei gewesen sei, mit keinem 
Worte. 

Gleichwol gibt Pidicin*^> ohne alle Gründe an, dass 
eine Vogtei Golzow existiert habe und sogar die einzige 
der älteren Zauchc gewesen sei, die bis zur Mitte des 14. 
Jahrhunderts sich erhalten habe, während die übrigen Vog- 
teien der Zauche schon mit dem Ablaufe des 13. Jahrhun- 
derts verschwunden gewesen seien. Der Erweis aller dieser, 
bis jetzt wol unerklärten Aufstellungen muss erwartet werden. 



163) Cf. Riedel, C. D. Br. I. IX. S. 119, No. 1301. 

164) M. Br. 11. S. 449. Yergl. indessen oben hinter Note 124 sub 
StenäaL 

165) Cf. C. D. Br. I. XH. S. 102 ff. 

166) Territorien der Mark Brandenburg IL Abth, 3, S IV. 

e0BV8,^OBBICHTS-VERPA88UX6. g 
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Xach dem Vorstehenden ist also eine Vogtei GkiboJir^ 
die den westlichen Theil des Zancbegebiete« umfaest hätte^ 
nicht anzunehmen. 

3. (Belitz), Saarmund, Treueubriezen. Di« 
genannten drei Yogteien vereinigten sich später xu einer 
einzigen. Jede derselben umfasst nur ein geringes Gebi^t^ 
das überdies nicht ausschliesslich der Zauche augehört, son- 
dern in den benachbai-ten Teltow hintibergi*eift.' 

Von der Vogtei ßelitz erwähnt Riedel nichts. In der 
gleichnamigen Stadt hat sich allerdings eine Burg befunden^ 
die auch wol einen Burgwart gehabt haben wird und somit 
den Gedanken an die Existenz einer Vogtei daselbst in späterer 
Zeit nahe legt. Dennoch wird ein directes Zeugniss von 
dem Vorhandensein einer Vogtei nii-gends gefunden. Fidi- 
cin,'*'^ der gleichwol eine Vogtei Belitz während des 13. 
Jahrhunderts annimmt, stützt sich auf zwei Argumente. Er 
stens, dass im 14. und 15. Jahrhundert die Herren von 
Belitz, die in der Zauche reich begütert gewesen sdra, 
erwähnt werden und dass dieselben sich nach der Vogtei 
Belitz genannt hätten. Aber aus der späteren Existenz eines 
Geschlechtes von Belitz auf die Existenz einer sonst un* 
erwiesenen Vogtei zu schliessen ist unzulässig. Der Name 
mag ja wol auch vom „Lande Belitz^, als welches e« 
öfter in den Quellen bezeichnet wird, gefähil worden sein, 
oder von der gleichnamigen Stadt, oder Burg. Zweitens, 
es werde in einer Urkunde bei Riedel vom Jahre 1287*®*^ 
das Dorf Langerwische bezeichnet als belegen in advoca- 
tia Belitz. Die angezogene Urkunde enthält aber den 
Ausdruck advocatia nicht, sondern es heisst an der ent^ 
sprechenden Stelle: 
ville Langerwisch dicte .similiter ad terr am ' Belitz 
pertinentis. 
Der Ausdruck terra kann nun allerdings gelegentlich zur 



167) Territor. der Mark Brand. IIL Abth. 3, S. VIII. Biedd, C. 
D. Br. I. IX. S. 268. 

168) Cf. C. D. Br. L VÜI S. 176. 
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B«t«ict»itiiig einet Yogtei {^braucht werden. ^^> Zunächst 
O&d eigentlich bedeutet das W6rt aber ein Land und ea 
muss von dein auf dieöe Wei«e bezeichneten Gebiete bö- 
Kb^ders nachgewiesen weFden^ das« e« auch- eine Vogtei 
gewesen sei. An« dem Worte terra lässt sich die letztere 
SH^inschaft nicht ohne Weitei*cs heri^iken. Sehr häufig >vird 
in den Quellen die terra Zucha ei'Wähiit und doch wii*d 
Niemand behaupten, dass die Zauehe eine einzige Vogtei 
gewesen sei.^'^^ Auch im Laudbuche vom Jahre 1375'^'^ 
wird Belitz nur ein territorium ßelitz genannt. Dem- 
naefa muss der Bl*weis einer Vogtei Belitz bis jetzt als nicht 
gelungen itngeAehen werden. 

Saannund^'^^ ist ebenfalls ein kleines Gebiet, theihveise 
In der Zauclie (mit den Dörfern Schiass, Langerwisch, 
Tremsdorf, Bergholz, Stnken und Mietgendorf), theils im 
Teltow beleg'en. Lange scheint diese Vogtei nicht bestan- 
den zu. haben und wurde wol während des 14. Jahrhunderts 
wit der Vogtei Brieten (Treuenbriezen) verbunden. *'"^> Diese 
Letztere tritt seit dem 14. Jahrhundert sehr erkennbar her- 
vor und scheint das Gebiet der Vogtei Saarmund und des 
Landes Belitz mit nmfasst zu haben. 

Die crwdsliehen Vögte der Vogtei Treuenbriezen sind : 
1824 Coppen,«'*) 1342 Tetzel von Bernstein, "^> 1352 
Nicölau» Palcko,^^*> der hier ^in BHezen capitaneu^ ge- 
nannt wird, 1401 Ozasslow von Kunrestadt,^^'^ Auch im 
Jahre 1409 muss die Vogtei Treuenbriezen noch bestanden 
haben, denn damals gab es noch ein Haus in der Stadt, 
welches die Vogtei genannt wurde. Der Markgraf Jobst 
überliess das Gebäude zwar urkundlich dem Rathe der 

169) Vgl. z. B. oben Note 160. 

170) Vgl. z. B. oben Note 103a, §. 10. 

171) ed. Fidiei% 8. 12S. 

172) Eiedel, M. Br. H. S. 459, 460. 

178) Cf. Fidicin, Tenritor. der Mark Braadenb. III. Abtheil. 3, 
S. X. ad 4. 

174) Cf. Biedel, C. D. Br. I. IX. No. 12, S. 359. 
17d) Cf. Riedel, C. D. Br. I. IX. S. 368, No. 18. 
17#) €f Biedd, 0. D. Bn L IX. S. 875, No. ^. 
177) Cf. Biedel, C. D. Br. I IX. S. 394, No. €A. 

8* 
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Stadt/^^> woraus indesseti kaum zu folgern sein dürfte, - ^^ftäl 
die Vogtei in dem Jahre 1409 aufgehört habe« Noch im 
Jahre 1444 bestand die Vogtei".») und selbst H72^^^ 

4 Görteke. Diese nur wenig umfangreiehe Vogtei 
wird nur sehr selten erwähnt, ist aber dennoch erweislich. 
Bei Vergabung eines Dorfes Dankekdorf wird dasselbe 1465 
als in der Vogtei Gtortake belegen bezeichnet. ^?^*) • 

V. DSB TELTOW^. 

• 1. Trebbin. Trebbin gehört zu den Befestigungen 
des Teltow und dass auch eine Vogtei sich daseibst befand, 
gibt uns das Landbuch KarFs IV. von 1375 an und das mittel- 
märkische Schossregister von 1481. Ob die Vogtei Trebbin 
von sehr altem Datum ist, muss dahin gestellt bleiben. In 
den früheren Urkunden ist von der Vogtei Trebbin nicht 
die Rede, das Landbuch von 1375 ist fast die HadptqueHe 
über die Existenz derselben und da auch das Schossregie^r 
von 1481 bestätigend hinzutritt, so ist anzunehmen, dass die 
Vogtei Trebbin bis zum Schluss des hier behandelten Zeit* 
raums und wol darüber hinaus bestanden haben' wird. 

Der erste Vogt, der um das Jahi* 1375 in Trebbin im 
Amte war, ist Nickel von Reckenberg. '^^^ Die Dörfer, di^ 
das Amtsgebiet desselben umfasste, waren um jene Zeif: 
Olistow, Neuendorf, Scultendorf, Kerstyneiidorf.^^*^ Das 
Sehossregister von 1481 erwähnt noch folgende Dörfer: 
GlinkendorfF, Rec^orff, Kenszdorff, Wendeschenburg, Czuoh- 
witz, Schep.^^^^ Als ehemals zur Vogtei Trebbin gehörig 
werden sogar Ortschaften wie Schlalach, Brächwitz, Deutseh- 
Bork angeführt, die ganz in der Nähe von Treuenbriezen 



178) Cf. Biedel, C. D. Br. I. IX S. 398, No 71. 

179) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. X. S. 531, No. 105 
ISO) Fidiein, Teirit. HI. Abth. S, S. IX. 

180a) Cf. Biedeh C. D. Br. I. Vm. S. 424, No 469. 

181) Cf. Landb. von 1875 ed. Fidicin, S. 10. 

182) Cf. Landb. von 1375, S. 21. 

183) Fidicin^ Landbuch von 1375 nnd ScbosBre^ster von 1481, 
S. 274. 
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liegen mid gewies, so lange die^e bestand ^ zu der dort be- 
findlichen Vogtei gerechnet werden. Sollte die Vogtei 
Treuenbriezen 1481 eingegangen sein, obwol sie, wie oben 
gesseigt worden, bis 1472 noch Bestand gehabt? Oder soll- 
ten etwa die Angaben des mittelmärkischen Sehossregifsters 
auf Vermischung der verschiedenen Sprengelkreise beruhen. 
Gewiss haben Exemtionen der mannigfaltigsten Art eine 
grosse Verwirrung in die Grenzen der verschiedenen 
Sprengel gebracht, so dass die letztere Annahme immeriiin 
keine unmögliche ist. Denn gerade die genannten drei 
Dörfer wai*en von jeder Vogtei eximiert, die Herren vo*h 
Oppen (oder, wie das Schossregister beharrlich schreibt, 
von Noppen) besaasen Schlalach und Deutsch-Bork, wäh- 
rend Brachwitz an einen Herrn Wolfhart gdcommen war. 
Dass die Vogtei Trebbin noch gegen Ende des 15. Jahr- 
huhdevte bestand, beweist, dass 1451 Hans Czenker und 
Ufiß, 1473, 1481 Bältzer'von Sliwen als Vögte dort ge- 
nahnt werden. *^*> . 

2. Köpenick. Im Jahre 1245 kommt Heinrich als 
Vogt von Köpenick vor, 1470 Veit von Sänne. *®*^ Die 
Vogtiöi soll nmfasst haben die Ortschaften Kitz, Glieneke, 
Brita, Deutsch -Walterstorf, Bohnsdorf, Schulzendorf, dem 
Barnim ■ angehörig Helwichsdorf, Schönbeck, Schöneiche, 
Wolterstorf, Rahnsdorf. i«'^^ 

(3. Mittenwalde.) Pidicin sieht Mittenwalde als 
den Hauptsitz einer Vogtei an.^^^ Es war dort allerdings 
ein Schlösse zu dem mehrfache, markgräfliche Einkünfte res- 
sortierten, dessen Besitzer gewisse Zölle und Abgaben er- 
heben durfte und auch das Geleitsrecht üben. Das Alles 
BChlieast aber nicht mit Notiiwendigkeit in sich, dass da:- 
selbst der Sitz einer Vogtei gewesen. In Urkunden kommt 

183a) Cf. BfedW, C. D. Br. II. V. S. 12, No. 1775 und B. 100, 
Nq. 1845: S. 139. No. 1886; III. H* S. 272, No, 22a 

184) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XÜI. S. 485. No. 2; III. I. S. 530, 
No. 876. 

186) Cf. Biedel, M. Br. U. S. 461. 

186) Cf. Territor. der Mark Brandenburg I. Abth. 1, &. VH. und 
S. 14. 
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nicht ein einziger Vogt von Mitteftwolde ver^ das: Landburii 
von 1375 erwälint die Stadt Mi tienwalde mehrfach^ ohne au 
gedenken, dass Rie Kitz eine» Vogtes gewesea. - Aach hier 
wird man der anderweitig nieht unter Beweis gestehen 
B€^)iauptung FidicinB kaum beitreten können. Woher der* 
selbe die positive Thatsacho entnommen hat^ da»» die.Yog« 
tei Mitten walde im 15. .Jahrhundort eingegangen sei. habe 
ich nicht z« crinittehi vermocht. Denn die blosse Negative, 
daB8 nach 1377 das Sohloss nicht mehr in gutem Bestände 
blieb, würde gegen den Fortbestand der V^^gtei^die hanptr 
sächlich in administrative!* Hinsicht in Beti'aeht &üt, nichtl 
beweisen. Ueberhaupt scheint Fidicin eine einfache äohlosä* 
hauptmannschaft, von welcher ein enger Kreis der zu dem 
Schlosse gehörenden D^*fer verwaltet und die Reventten 
eingezogen wurden, . mit dem normalen Begi*iff einei* Vogtei ta 
verwechseln. Die Li[>tttere ist ein ansgedehsterer District, 
dessen Vorsteher zur gesamten Verwaltimg liiid zar Jmti^ 
diction als ordentlicher, markgräflicher Beamter foefngt iat 
So kleine Vogteisprengel ; wie F.ididn'fiir Mittttwfcralde an- 
mtamt, .nämlich nur das Schlots, di<? Stadt und ein Dorf 
Klein*Kiewitz nind schon wogen ihrer räumlichen Gciringftt- 
gigkeit ungeeignet ak: einer der oi*dentlichen Landdistriott 
zw gelten ♦ in. welche das Lan<l geneinlitereitogeiiheilt-wari 
Uebrigens aber soll man nicht vergettsen, .da)^s Ifiär Mitteti- 
walde der Ausdruck Vogtei, oder für den.Schlosshauptmann 
der Ausdimck Vogt' auch nicht ein einziges Mal . yorkbrnnal 
und dass es eine reiac Vommthung Fidirins« iat^ der ScMoss* 
hauptniann habe in fleinem kleinen Beeifke die herbere Ju- 
i*isdiction geübt. Dass d^ Jadicium sup^emum in MHtisn* 
walde dem Markgi^Utfen ;^u0taiad,^''^^ bewaist jioeh nichi^ däss 
der Hauptmann des S<^lq»sses dort; dasselbe nnaibte, ja 
es ist die Frage, ob es überhaupt von einem markgräfii- 
eben Beamten ausgeübt wurde; ^ena es kam häufig vor, dass 
das Judicium supremum nicht?? ate ^ine financielld Jlovpntl'e 

1^7) Of. i.a^4b. von im e4. FidieÜK S. 30 (Fol. JKXXVII.) 
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d^9 Markgrafen bedeutet^ obiie soust practischen Wertb 
zu hai>en. 



VI. DER BARNIM, 

L BieBenthaL Die Yogtei Bieseuthal scheint altea 
UraprungB za sein^ a^er bereit8 im 14. Jahrhundert zu ver- 
dcbwiuden. Im Jahre 1258 kommt ein Vogt vooi Biesenthal 
vor Heiörich von Thenis. 1336 erscheint Henning Sparre. ^^^ 
Welchen Um£ang die alte Yogtei gehabt, lässt sich nicht 
beatimmen. Biedel^^^^ vermuthet, dass sie vielleicht mit der 
Yogtei Barnim, die mehrfach erwähnt werde, identisch sei 
«nd in älteren Zeiten von der Havel bis zui* Oder ge- 
reicht habe» Äie wurde begrenzt von. den Yogteien Lieben- 
walde, Oderberg, Spandau und Köpenick. Das Landbuch von 
1375 ei*wähnt der Yogtei Biesenthal nicht mehr, sonde^^ 
0ta4;t dessen- 4er Distriete Strausberg und Berlin, las scheint 
also, als ob die Yogtei in diese l>eide.n Letzteren zertheilt 
wordei^ sei.« .Ist das richtig, so kann es nur zwischen 1336 
ikiidi 1375 geschehen sein. 

2. Liebenwalde.^^^ Yögte von Liebenwalde kom- 
laen in folgender Reihe vor: 1236 Albi echt, 1270 DanieV»'> 
1287 Henrieus, venator,^»^) 1288—1300 üallus, 1313 Ru- 
dolph/^^^ und , endlich wird im Jahre 1336 als ehemaliger 
Yogi SpjSi^re erwähnt ?^*^ Nach Fidicin war das Schicksal 
der TexTitQrialverhäUnisse in dieser Yogtei etwa folgendes : 
Yor dicm Jalu-e 1373 scheint dieselbe die grosse und kleine 
Heide Werbellin umfasst zu haben! Im genannten Jahi'<? 
aber, .wurde durch .Wenzel die kleine Heide Werbellin jiebst 



188) Cf., Biedel, (\ D. Br. L XIII. No. 5, S. 207 und XI. S. 33, 
Ko. 48. 

189) M. Br. II. S. 462. Vgl. dagegen unten 7ai Note 202. 

IdO) et JUedfl, M. Br. U. S, 463 und Fidicin, Territ. d. M. Br. 
I. Abth. 11. S. V. und S. 23. 

191) Cf. Riedel, C. D. Br. I. VII S. 244, No. 2. 

192) Cf. Riedel, 0. D. Br. I. XII. S. 263, No, 1, XXI, S 5, No.6; 
S. 6, Xo. 7; S. 97, No. II. 

193) Cf. Riedel, C D. Br. L XXI. S. 14, Nq. 21. 

194) Cf. Riedel, C. D. Br. I, KX. S. 248, No. 43. 
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zugehörigen Seeen, Ddrfern und Nutzungen an den Herzog 
von Meklenburg abgetreten und damit das Gebiet der Vog- 
tei Liebenwalde in der oben angegebenen Weise einge- 
schränkt. Genauer um£asste sie folgende Oertlichkeiten : 
die Stadt Liebenwalde, das wüste Dorf Tremmen, die Dör- 
fer Liebenthal, Gross -Schönebeck, Rnhlsdorf, Schepford, 
(Hammer), Alt- und Neu-Gröben, Klosterfelde, Stolzenhageri, 
die grosse Heide Werbellin mit den beiden Seeen Werbel- 
lin und Grimnitz, die Heide Stübbenitz. Ausserdem gehör- 
ten zur Vogtei mancherlei Abgaben aus an den Werbellin 
angrenzenden Dörfern wie Neu-Angcrmünde, GoUin bei Viet^ 
mannsdorf, Hammer, Kunikendorf, Gross -Ziethen, Lichter- 
felde, Neustadt, Prenden, Ruhlsdorf, Gross-Schönebeck, Brit- 
zig, Goltze, Hegermollen, Steinfort. Dieser Bestand der 
Vogtei Liebenwalde blieb bis 2u der neueren Amts- und 
Ereiseintheilnng. 

3. Oderberg. »»^> Der ei-ste Vogt ist hier 12ai''und 
1236 Gerhard. ^^^ Es scheint derselbe zu sein, der 1225 
als Vogt von Salzwedel erwähnt wird.^^^^ 1246 wird als 
Vogt genatint Heinrich. ^^^^ Riedel vermuthet, dass um 1250 
der bis dahin ziemlich enge Sprengel der Vogtei Oderberg 
nach Norden zu erweitert und der Sitz derselben nach 
Stolpe verlegt worden sei. Er schHesst dies daraus, dass 
seit 1250 Vögte von Stolpe mehrfach vorkommen, wie 1251 
Heinrich, der noch 1245 als Vogt von Oderberg erscheint, ^^^^^ 
1281 Johann von Sidow, 1287 Anno von Markgi^evendorf, ^^^ 
1293 Zabellus dictus Badeloge, i^*^; 1301 Ludolf, femer Sig- 
ftied, 1308 Grifekow von Greifenberg. 

Da Amtshandlungen dieser Vögte in Ohorin, Grimnitz, 
Angermünde und Werbellin überliefert werden, so griff wol 



195) Cf. Biedel, M. Br. II. S. 464. 

196 Cf. Biedel, C D. Br. I. XIIL S. 202, No. 1 und II. I. S. 18, 
No. 25. 

* 197) Vgl oben bei Note 109. 
198) cf Biedel, C. D. Br. I. XHI. S. 485, No. 2. 
198a) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XXI. S. 89, No. 3. 
198b) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XXL S. 97, No. II. 
198c) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XHI. S. 320, No. 16. 
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die Yogt^ Oderberg:- Stolpe in die heutige Ukermark hin- 
über. 

4/. Strausberg. .Die Exietenz einer Yogtei Hb- 
selbst wird erwieBen durch das Yarkommen eiu^s Yogte8 
im Jahre 136lMnit Namen JohauH voh.Waldow und im 
Jahre 1364 eines Herman von Wulkow.*^^ üeberZdit der 
Bildung, Dttuer des Bestandes und Ausdehnung des Gebie- 
tes ist im Uebrigen aber sehr wenig bekannt geworden« 
Bas. Laädbuch von 1375 erwähnt der Sitadt Strausberg mehr- 
fach, ohne indesisen ihrer Eigenschaft als Sitz einer Yogtei 
zu gedenken. Aus diesem Schweigen, aber die Yogtei 
Strausbei^ ist i^essen* noch nicht zu . sehliessen , dass die^ 
selbe im Jahre 1375 keinen Bestand mehr gehabt haheu 
Denii der nur auf Darlegung der financiellen Einnahmen des 
Markgrafen geriditete Zweck des Landbuchs erklärt es seht 
leteht,' dass darin, die staatsrechtlich sonst wichtige Angabe 
der Qualität als Yogtei übersehen, oder auch wo! als un^ 
wesentlich geflissentlich wöggelassen wurde. 
' 6. Berlin. ..Das Land um Berlin wird vielfach, ho*- 
sonders im Landbuche von 1375 erwähnt und scheint eitwä 
die Ausdehnung des heutigen, niederbarnimschen Kreises 
gehabt m haben. Im Jahre 1361 erscheint der i3ekannte 
Tyle Brügge als Vogt in Berlin. ^-^ Im Februar demselben 
Jahres 1361 wird dieser Tyle Bi:ugge Yogt im Barnim ge- 
natot^^*^ woraus wol zu folgern ist, dass die Yogtei Bar- 
nim nicht; wie Riedel vermuthet, nut dor Yogtei Bieseathal, 
sondern mit der Yogtei Berlin identisch ist* ^^> Tyle Brügge 
war übrigens noch im Jahre 1356 Yogt in Spandau ge- 
wesen. ^*^ 

VII. DIE TJKlBfiMABK:. 

1. Prenzlau, Pasetealk, JagoW| Boizenburg. Die 
Yogtei Prenzlau ist die angesehenste Yogtei des ükerlandes. 

19a> Oi. Biedei, C. D. Br. I. XII. No. 13 und 14, S. 75. ' . } 

200) Cf. Itkdel, C. I>. Br; L XI. S. 231, No. 7, XII. No. 13, 8,75. 

. »Ol) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XL S. 57, No. 82. ■ , * ' 

. .^ Cf. oben 2t Note 189. 

203) Cf, Büdel, I. XI. S. 61, No, 72,- ' ♦ 
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Denn w«im auch anfiUiglioh die Vogtei Pasevalk daueboh be* 
stand, so kam dieselbe doch zu Anfang des 14. Jahrhunderts 9m 
Pommern und nur der südliche Theil clerselben blieb bei 
Bfandenbwrg, wurde jedoch der Vogtei Preiizlau zagesehla- 
gien. Beide Vogteien Prenslau und Paseiralk kommem seit 
dem Jdire 1266, duirdtYdgte vertreten^ vor*- In delr ernste- 
ren i9*ar Vogt ein ge^risser Johann 'V<m BkimeiM''^; in der 
letzteren 126^7 Johann von Birkhoh.^^^ In Pasewalk kommt 
noch 1S9Ö ein Vogt Hennii^s de Bents vor.^^ Aber au^h 
ctie Vogtei Prenzlau blieb in ihrer Integrität nicht weiter 
bestehefn, sondern, nachdem der bei der Mark Brandenburg 
verbliebene, südliche Tkeilder Vogtei Pasewalk zu dem bis dahin 
prOnzlauer Vogteigebiete hiivzugeschlagen worden <war, wutrde 
der Bus des neu gebildeten Verwaltungssprengels. nach der 
Blnrg Ja^oW verlegt. Biedel vermnlhet <fa^8 nur, aber es 
kdtim derjäii-eotc Bewein flär die Richägkeit jener Vel*miir 
^nng erbmckt werden. 

Zunächst kommt seit der Mitte des 14. Jahrhunderts 
kein Vogt von Pren^leu mehr vor. Zwar treten Vögte 
in Prenzlau- liei Gkschäften, die sich aiaf eben diese Stadt 
beziehen, auf, aber kein einziger fuhrt den Zusatz, dass er 
Vogt in Prenzlau sei. So im Jahre 1335 Gherardu» Wulfih,*^^ 
1347 HontzelinuR,;^^»?^ 1381 Lippold von Bredow.««^ In dar 
That' wird auch eiftc Vogtei Jagow erwähnt in einer Utr 
fattlide von '1348,^^ worin der Markgraf Waldemar den Her^ 
alögen AIbl*eeht und 'Jobann < vom * Meklenbui^ iversprioht hm 
wegen' der' zweihundert 8tick Geldes zu belnedigeiiji' die 

204) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. XXI No. 11, S. 97. 

205) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIII. S. 488, No. 6. 

206) Cf. Biedel, CD. Br. Z XXI. S. U9, No, 81. 

207) Cf. Biedel, C' D. Br. I. XXI. No. 94, S. 160. 

. . , 208) Cf- Miedel, C. D. ßr, L XXI. No. 16J,.S..2l2. <, j 

^Ctnieäel, C. D. Br. I. XIII. H, 327, No. 30: Wy WoIcTemftr 
^ hfkfinmn^ äti w\ aU«n1f dim wiU^pn den edelon vi^st^n, ^ern Af- 
berth und Johannes, Hertoghen zu Mekelborch ..*... nmme de twe 
hundert stücke ingeldM, de se heftben tu 'Hn» iw U9er voghidjfsike ' tu 
tu^Jttgowe lu s; #. -^ 1252 kommt ^in Htaplmann mPrcnzku vor, cf. 
Biedel C. D. Br. I. XIIL S.. 329, No. 34. > IMrselhft itt wol kioim «nf 
Grund obigen Beweises als Inhaber der Vogtei JPrenBlaiu anmekeo, 
sondern nur als Schlosscommajidaiit. , i , ^ 
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ihnen ih der Yogtei Jagow äudtdhea. A.ben sokon im JnUne 
) 3t9 kA«ia< *die Yogt^ Prens^a wehigstoiiA : lunter diesem 
Namen nicht mehr existiert haben. Denn als in dem 'gef 
isanndeii Jabre die mokleiibnrgi&ehe Stadt Nett^BrandeHburg 
mki fl)r die Zn^tt^n i}M^ Hertaogir^.yei*biu^4e/.die diaael* 
dein Slädtbn' und. doi' HtteHidten Jifeiiiti^chafl. de« tlkerlaimdas 
tlttut; w^erden lA» Stiidte deßlietzteiren.aufgeflihirt: Ppenzlati^ 
Pasewalk, Tzwelh^ (8dii^''^iX Aagei'mtmde^ Odeirberg^ Zehr 
dedik; FürBtenbtfg, TempIin^iFurslteiiweiHler, Stt*a98b«rg unad 
J^gow, der Adel aber de» üfceriandes wird naeh >äeii Yog»- 
teieil^ in'deüea er an^Be^sen ist^ bezel^^hnet mit deo 
Woorteu: » 

ac'omnes Ta>»üo$. in tribus judvocatiis, rideJicet Staip, 

Obirol also Prenzla^ :in der beBagtettUrkuiKle: «Is -mitba* 
dMlUgl) .behandelt wird^ l<o ist.bei Aa^ählangMdeir ukel^mflif-' 
kiarfienj . Yogteien von einer Yogtei ^ Prenalan keihe . B«d«c 
Statin derselben finden wir ^e Y^^et Jagöw. Hit Aiissiehair 
duag di^r Y<^^6n Btol(»e ui^Ü Liebenwablei^ weMie auch 
betcikofatliebe. Sittteke des Barnimi umfaissefii > nnd darum bei 
diesiäm erörtert Worden miAy scheint die neu gebildota 
Yogtei Ja^w die angesehenste au sein, welche- im- ükeh 
landen ^xiatiert^; Diaker wirdt eserkl^idi, dltss }«%2 Kaeha« 
fia8 von Kufstein bezeiafalneit. wird. als ad \ o<ea:tu s nio s tier 
in terra Uker.ey^**^- JDlalnit;ii^ «lindeßteds auBgedprocheny 
daas or der: b^denXeadf^te Yo^; den Ukerlanidef) sei: Da die 
UnkundePreniilan betrifft «ifiid auc3> ebendort auftgei^Ht ist^ 
jMi iM der Yogt vion Jagbw-d^li eügieiiäil^h oompetetUe mA 
also wol anzunehmen, dass gerade dieser als Vogt im- üfctr- 
lande angesehen wird als derjenige, welcher von allen Yog- 



210) Cf. Riedä, C. D.,»i-. -I.im. B.l«8,.No.40. Die beÜeii ver- 
handehiden Parteimi w^rdcttü in- d«r i'rkundfe j6 be^^MüiAt: inttir mobi- 
lem vinim Dominum 4)o»«riiin' retrereddislimdm, Doiiriniam Hfimdcum 
Magnopolengem e9.uaa; et eivkateSiPrehtziaw^ !Po$eirÄksk\ T^wetk An. 
|ermünde^ Oderbeighe^ Oedenkk^ Torslenilirgbe, Teüpliti; Vtrettiwer- 
OT^);^tra«tb<{rgi)t »t Mgbowe «c mtifiea vtWAlios in' Mbtäs {iämm^m, 
videlicet Stolp, Jagow et Levenwoläty constitntos, parte aE' aUerai .. -i^ 

311) Cf. Mü^ßl^a ö. »r. I. lÄLiS. 184^ N^.iÄÄ. , -: 
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teien, die ukennärkisches Gebiet umfassteii; das tneißte unä 
B war nur nkemittrtdsehes Land unltar seiner Botnässigkeit 
hatte. 

Eine ähnliche Bewandniss scheint es zu haben mit der 
Vegtei Boizenburg. Im Jahre 1448 ist Paul von Goner»- 
torff als Togt von Boizenbui^ bezeichnet.*") 1474 wird 
Hans von Bredow genannt: ^Hauptmann zu Boieenbarg und 
in dem ükerlande^*^*) und 1498 erscheint als Vogt von 
Boizenburg Henning von Arnim. *'^> Na<^h der geographischen 
Lage der ßtadt und des Schlosses Boizenburg ist es düsi 
Natürlichste eine Verlegung des Sitzes von dw Vogtei Jaf 
gow um die Mitte des 15. Jahrhunderts nach Boizenburg 
anzunehmen, so dass dieselbe also ihrem Territorialbestande 
nach mit der alten Vogtei Prenzlau übereinkommt und dem- 
gemäss, wie solion bei der Vogtei Jagow gezeigt wor<den, 
dor boizenbui^er Vogt als Vogt im Ukerlande angesehen 
werden kann. Es schont also die Vogtei Prenzlau ihren 
Hanptsitz, 4en sie anfängHeh in dieser Stadt hatte, nach 
Jagow und demnächst nach Boizenburg verlegt ^U' haben» ' 

2, Angermünde. Dass hier eine Vogtei b^siand^ 
ist erweislich. Vögte kommen nämlich folgende vor: Hein* 
rieh von Schwerin im Jahre 1893, *^*> Friedrich von öröiferi- 
berg 1467, **'> Claus von Arnim als Nachfolger des Grafen 
von Hohenstein 1482, Berthold Flans der Eaminerdiener 
de« Kurfiirstcn, 1511, Christoph Plans 1567.«*«^ 

3. Templin. Auch eine Vogtei TempHn existierte^ 
wie wol aus dem allerdings nur einmaligen Vorkommen 
eines Vogtes, von Tmplin Bussa Milow im Jahre 1353 zu 
schli^ssen ist.'**^ 



213) Cf. lUedd, C. D. Br. I. XXI. B. 4V7. No; 35. 

214) Of. BMel, C. D. Br. I. XXI. S. 499. No. 47. 

215) Cf. BietM, C. D. Br. I. XXI. S. 502. Ko. 60. 

216) €f. Biedel, C. D. Br. I. Xm. S. 271. No. 106. 

217) Cf. EMti, C. D. Br. I. Xm. S. 186. No. 13. 

.218) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XIH. S. 191. No. la, S 195. No. 28^ 
S. 199. No. 26. 

218a) Cf. Eiedel, 0. DJ Br. I. Xm. S« 17a No. a 
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VIII. STABGh^KiD.2l8b) 



Das Land Stargard hat der Mark Brandenburg Ms 1600 
angehört und Ti^urde dann von Meklenburg unter branden^ 
burgiseher Oberhoheit noch bis 1317 beseseen, in irekheol 
Jahre es definitiv an Meklenburg übei^^ng^ So lange es 
bitandenburgisdi war^ wurde es als eine selbständige, für 
»ich bestehende Vogtei verwaltet. Als Vögte derselben 
werden genannt: 

1244 aünther von Rehberg, 1248 Konrad, 12»9 Hatt« 
mann, 1299 Krowel, der auch noch 1304 uad 1305 als me* 
klenburgiseher Vogt vorkommt. ; 

Weiter die 8chid£sale des Landes zu verfolgen ist hier 
vöB keinem Interesse* 



IX. LEBXJS. 



i , « 



Das Land Lebus gehört seit dem Jahre 1250 zur Mark, 
freSlich eigentliieh in gemeinschaftlichem' Besitz und Verwat 
tung mit dem Erzbisthum Magdeburg. Zwischen beideft 
Mitbesitzern kam es zwar 1252 zur Theilung, wie diese in- 
dessen geschehen, ist uns unbekannt geblieben. 

'^ Wahrscheinlich haben ein erzbischöflicher und ein mark- 
gräflicher Vogt für die verschiedenen Landestheile neberi 
einander in Lebus residiert. Als markgräfliche Vögte kom- 
men folgende vor: 

1253 Boruto (Bornuto?!) Bernd, «*«<») 1308 Zabel von Bade- 
low,«»> 1339 Th. Czikow,«») 1358 H. Eichendorf, »*> 1356 und 
1 359 Herman von Wulko w, der im erstgenannten Jahre allerdings 
in einer zu Frankfurt ausgestellten Urkunde erscheint und 
als Vogt von Lebus auch nicht bezeichnet wird.***> Da indessen 

4 

218b) Cf. Biedel, M. Br. II. S. 466, 

218c) Cf. Eüdel, C. D. Br. I. XXIII. S. 2, No \ 8. 3, No. 2 

219) Cf. Biedel, M. Bt, H. & 468 £ 

220) Cf. BiedeL C. D. Br. I. XXIH. S. 33, No. 46. 

221) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XX. S. 219. No. 59. 

222) Cf. Biedel C. D. Br. I. XXXIH, S. 8B> No. 118 u. XX. 8. 149, 
No. 36. ^ ' 
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beide Jahre nahe aneinander liegen und 1359 Herman yon 
Wulkow jedenfalls Vogt von Lebus war, so ist die Identität 
beider Personen in demselben Amte nicht unwahrscheinlich. 
taeO war Jm von Walkow Vogt m Lebus. ^) 1898 ersdheint 
der HauptDiAnn von Oderbierg als Vogt von Lebas.^^- 'S^ßh 
Bikskenrerbuug der NeuinÄrk Ist 146T iünI 1469 Paul Sesi 
aelmann Vogt daselbst •*'*> 

Seit dem Jahre 1313 kouimt eint* Vogtei- Prankfiirt 
vor. Brwähnt wird dieselbe noch ^ääSuüd sieltat im Jotoe^^ 
1388 wird als Vogt in Frankflirt Jan von Wulkow genannt !fW 
fitetf derselbe Maiiii kommt 1390; wie vorher angeführt 
worden, als Vogt von Leb«is vor, woraus in Anb^rilcbt der 
geographischen Lage hervorgeht, dass der Sitz der Vogtei 
voit Lebus nbdh Frankfurt verlegt irorde». - Ob dies diiAernd 
geschehen, oder nur voiiibergehend, lässt sieh bioht mit Be« 
stimmtheit ermitteln. Denn darauf kann so unbedingt nicht 
Gewicht gelegt werden, dass noch im 15. Jahrhundert Vögte 
von Lebus voi^commen, Da mit diesem «Napien ebeoifowol 
das Lamd als die Stadt iu demselben ben^ielmet M^eiTolen 
kaim und also mit dem Ausdruck advocatus lubiicensis 
nur gemeint zusein braucht, dASs Jemand Vogt, übqr das 
Land Lebus sei, so bleibt immerhin die M<i!gUchkeit offen» 
dass der Vogt vom Lande Lebus zu Frankfurt seinen Sitz 
gehabt und dennoch den Titel: Vogt vqb Lebns, geführt 
habe. 

Zum Lande Lebus scheint auch das sogenannte Land 
Kttstrin gehört zu haben, denn im neumärkischen Lmdbuche 
von 1-337 geschieht des8e}l|»en gar keine jBrwäbvung. Küstrin 
liegt dem Lande Lebus auch so benachbart, dass cs: nicht 
ujftverstftndig scheint mit dem letzteren dasselbe in einer 
Vogtei verbunden s^u denken. Besondere Vögte von Küstrin 
kommen bis zum 15. Jahrhundert nicht vor. Im Jahre 1459; 

223) Ct. Miedel, C. I>. Br. L XXIIl. 8. 128, Ka. Idü. 

224) Cf. Biedel, C. D. Br L XXni. & 136, Ka IS». 

225) Cf. BieM, C. D. Br. I. XX. S. 75, Ko. 82 u. XXIII. S. 254, 
No. 313. 

226) Cf. BieM, C. I>. Br. L XX. S. 199, No. 29; S. 208, No. 44. 
11 IIL S. 95, No. 1211. 



ÜBO sieht lange itadh der Erwerbung der Neämaifk vott 
deatddi<»ti Orden ersrcheint iiidesseii Hirns von Pblenttk als 
Vogt zu KUstrm, 1482 «nd 1491 Petei- Bargöiorp.^»'^' Mäh 
wird algK) annehme» müssen, dass ^eit der definfititen Rü<Al- 
kehr der Neumark au die Mark Brandenbm^g; vieHetcht auch 
rebon \dthireDd der OrdenstM^rrsohaft in der ersten Häifte 
des 15. Jahrhunderts eine besondere Voglei Küstrin gebil* 
det worden ist. Ueber ihren Umfang und Dauer läui^ sich, 
da kü^riner Vdgtc »onst nioht lnäufig vorkommen ^ nichts 
Gewisse« sagen. Nur eine^ allerdingB sehr bemerkenswerüh^ 
firscheiüui^ deutet auf ein hohes Ansehen, ^reIches in d^r 
zweiten H^fte des 15. Jahrhunderts die Yogtei Küstrin eiH- 
genommen haben muss. Paul yon Oouer&torflf war um die 
Zeit der Wiedorerwerbung der Neumark ein h(H)hst angese- 
hener Manu am kurfürstlichen Hofe. Bei Verlegung des 
obersten Hofgeridits ton Brandenburg mich Berlin um 1450 
war er oberster Hofrichter, späder noch in dem Jahre 1404 fiof^ 
meister der Kurfürstin, 1456 erscheint er als Landvogt der 
Neumark, d. h. als obei'ster Voi^esetater aller Vögte in 
diesem Lande, der gewi;»sennassen die Person des Kurfür- 
sten unmittelbar vertrat. Eben dieser Landvogt der Neu: 
mark wird in einer Urkunde vom Jahre 1458 Vogt zu 
Küstrin^^-^ genannt. Da§s damit aber nicht gemeint sein 
kann, Paul von Conerstorfl' sei plötzlich seiner Vogtei über 
die ganze Neumark verlustig gegangen und etwa zum ein- 
lachen Vogt in Küstrin degradiert worden, beweist folgen- 
der Umstand. Die. oben erwähnte Urkunde von 1458,. ii^ 
der Paul von Oonerstorff ein Vogt zu Küstrin genajant wird, 
ist am Mittwoch nach LetarC' ausgestellt, d. i. am 15. März. 
Schon am Freitage nach visitatioms Mariae desselben Jaht 
res,**®^ d. i. am 7. Juli 1458, erscheint eben jener Paul von 
ConerstorflF wiederum als Landvogt der Neumark. Man 
muss also wol annehmen, dass Küstrin der Sitz, des Land- 



227) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIX. ß. 47, Ä'o. 74, «.417, No. 335. 
XVin. S. 497, No. sa TXIV. S. 200, No. 267. 

228) Cf. Müdel, C. D. Br. XIX. No. 294, S. 388. 

229) Cf. Biedel, C. D. Br. H. T. S. 3$, No. 17^. 
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TOgts der Nenmark war, wenigstens Paul ron Ooiierstpijl 
denselben Ar seine Person sich ausgewählt hotL Denn ais 
derselbe im Jahre 1467 die Landrogtei der Neumark pvM 
zweiten Male ttbemahm, nachdem er in der Zwischenzeit 
Landvogt in Göln, also wol im Barnim, oder der Mittehnask 
gewesen, erscheint er wiederum in einer zu Küstrin aasge« 
fertigten Urkunde. 

-Eüne ganz ähnliche Bracheinung wie die hier erörterte 
wiederholt sich während der Zeit, wo Paul von Coners- 
torff Landvogt zu Gdln an der Spree war. Er übernahm 
diese Vogte! 1458 und kommt auch 1459 mehrfach als Land* 
vogt zu Göln vor,^^^ aber auch hier ei*8cheint er einmal als 
Vogt zu Cöln, ohne dass etwas Anderes damit gesagt sein 
soll, als was die sonstige Bezeichnung Landvogt zu Göln 
ausdrückt."*^ 

Wenn demnach wahr ist, dass Küstrin der Sitz des 
Landvogtes oder Landeshauptmanns in der Neumark gewe- 
sen, so musä es allerdings eine selbständige, Verhältnisse 
massig hohe Bedeutung im Lande gehabt' haben, was übri- 
gens sehr wol erklärt, dass es auch Sitz einer Specialvogtei 
gewesen. 

< 

« 

X. DIE NEXJM^KKl. 

Die Neumark ist ihren verschiedenen Theilen nach zu 
verschiedenen Zeiten unter brandenburgische Botmässigkeit 
gelangt. Der Uebersicht halber seien hier kurz die einzel* 
nen Gebietserweiterungen angedeutet: 

Die Länder Königsberg, Bärwalde, Küstiin, Soldin und 
Landsberg sind 1260 zur Mark gelangt, Schildberg, Lippehne, 



230) Cf. Biedely C. D. Br. I. XX. S. 73, Ko. 80. üebricens hat 
Paul von Gonerstorff schon während der ersten Amtsführung dfer Land- 
vogtei in der Neumark sich wol gern in Küstrin aufgehalten. Denn 
1456 stellt er eine Urkunde aus und datiert sie von Küstrin. Cf. Riedel, 
C. D. Br. I. XIX. S. 386, No. 291. 

231) Cf. Riedel, C. D. Br. L X. S. 308, No. 213, und XHI. S. 147, 
No. 29. 

' 232) Cf. Riedel, C. D. Br. L XIH. S. 498, Na 22. 
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Dramburg und Schivelbein 1292, der Friedeberg und Arns- 
walde (etwÄ den heutigen Kreises gleichen Namens entspre- 
chend) zwischen 1270 nnd 1290. 

Die allgemeine Geschichte der Neumark anlangend, ist 
es bekAnnt, dass dieselbe mit den eben gedachten Gebiets- 
theil>en bis zum Anfange des 15. Jahrhunderts (1402) bei 
der Mark Brandenburg verblieb, in diesem Jahre aber durch 
Verkauf an den deutschen Orden übergieng. Von diesem wurde 
sie im Jahre 1454 käuflich zurückerworben und ist seitdem 
dauei^d bei der Mark Brandenburg geblieben. 

Die einzelnen Vogteien der Neumark sind, soweit ge- 
schichtlieh ein sicheres Resultat zu erreichen scheint, 
folgende : 

1; Königsberg und Bärwalde. Vögte von Kö- 
nigsberg werden mehrfach erwähnt. 1352 Otto Momer,^^> 
1360 Johann von Wedel, *^*^ bei dem zwar nicht angegeben 
ist, dass er Vogt von Königsberg ist, der aber als solcher 
doch wol angesehen werden muss, weil die Urkunde die 
zum Lande Königsberg gehörige Stadt Morin betraf, auch 
in dieser ausgestellt war und überdies der vorhergehende 
Vogt von Königsberg Otto Morner neben Johann von We- 
del erwähnt ist, ohne als Vogt bezeichnet zu werden. Alles 
spricht also dafür, dass Johann von Wedel der competente 
Vogt des Landes Königsberg war. 1365 ist Vogt in Kö- 
mgsberg Nickel von Ertmerstorp.^'^> Er wird ebenfalls nur 
schlechtweg Vogt genannt, die betreffende Urkunde aber ist in 
Königsberg ausgestellt und betrifft auch diese Stadt. 

' Nach dem LaÄdbuehe von 1337 umfasste das Land 
Königsberg ausser der Stadt dieses Namens die Städte 
Schönfliess i fiiid Morin und die Dörfer Rüff, Gerendorp, 
Stöttenveld, Blankenvelde, Marcgrerendorp, Betzik, Gotiken- 
i}<^p, Qilandt, Brevis, Wawin, Warnitz, Klein-Mantel, Wol- 
tersfcorp, Narthusen, Bellingen, Wendisch-Bobyserum, Vite- 

233) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIX. S. 24, No. 41. 

234) Cf. Eiedel, 0/ D. Br. L XIX. S. 81, No. 80, XVHL S. 472, 

235) Cf. Eüdel,0. JK Br. L XIX. S. 245, No. 115. 
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nitz, Glizik; Gorkin, Gross^Mantel, Ssachow, Llubeohow, 
Pellekin, Betzik, Radun, Zatin, Ejregenick, Graboir, Bemi- 
kow, Rorbeck. 

Neben dem Lande Königsbei^ erscheint das Land Bär- 
walde. Dass es eine selbständige Yogtei gewesen sei, ist 
schwer zu beweisen. Nur die eine Thatsache ist anzufüh- 
ren, dass im Jahre 1359 in einer die Stadt Bärwalde be- 

* «__ 

treffenden Urkunde Wedego von Wedel erscheint mit der 
Bezeiclmung: adyocatus ab ista parte ödere. ^^^ Es 
handelt sich in jener Urkunde um Hebungen der Herren 
von Sydow, die aa die Stadt Bärwalde vereignet werden. 
Die von Sydow aber waren im Laude Bärwalde angesiessen. 
Es ist also natürlich, dass der ^ab ista parte ödere" 
benannte Yogt eben für das Land Bärwalde der oompetente 
gewesen. Nach dem Landbuche von 1337 umfasste das 
Land Bärwalde auch den sogenannten Zehdenschen Winkel, 
ein nordwestlich von seinem eigentlichen Districte belegenes 
Gebiet, das von demselben durch einen Theil des Landes 
Königsberg getrennt war. Yielleicht war diese Zerrissen- 
heit des Landes Bärwalde der Grund, dass die Yogtei da- 
selbst eingieng und, wenigstens wie v. Baumer behauptet, ^^ 
im 15. Jahrhundert mit dem Lande Königsberg zu einem 
Kreise verschmolzen wurde. 

2. Soldin. Dass das Land Soldin eine Yogtei ge- 
wesen, behauptet von Raumer auf Grund einer von ihm ge- 
nauer nicht angegebenen Urkunde von 1335, in welcher von 
einer advocatia et districtus civitatis Soldin die Bede sein 
gQjl 238) Sonst wird, die Richtigkeit jener Angabe voraus- 
gesetzt, die Yogtei Soldin nicht in den Urkunden er^nrähnt, 
so dass sich weder über ihre Dauer, noch über ihren Um- 
fang Bestimmtes sagen lässt. Ob daher die benachbarten 
Länder Lippehne und Bernstein mit Soldin in späte- 
ren Zeiten, vielleicht im Laufe des 15. Jahrhunderts 



236) Cf. Btcde^ C. D. Br. I. XIX. S. 27, No. 46. 

237) Cf. Landbuch der Neumark von 1337 (ed. «on Baumer, S. 21«) 

238) Cf. von Batmer, Landbach der Neumatk S. 26 a. £. 
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ZU einer einzigen Vogtei verbunden worden sind, bleibt 
zweifelhaft. Denn in früheren Zeiten scheinen die beiden 
Gebiete Lippehne und Bernstein, welche noch in der ersten 
Hälfte des 14. Jahrhunderts als districtus bezeichnet wer- 
den, **^^ selbständige Verwaltungssprengel gewesen zu sein, 
obwol andrerseits Vögte jener zwei Districte nirgends er* 
wähnt werden. 

3. Arenswalde und Friedeberg. Ueber das Vor- 
handensein einer Vogtei Arenswalde kann kaum ein Zweifel 
sein. Denn 1349 wird Hasso von Falkenburg zum Vogte 
über die Städte Amswalde, Reetz, Dramburg, Kalliss und 
Nurenberg ernannt. ^^^^ Die genannten Städte liegen aber 
mit einziger Ausnahme von Kalliss im Lande Arenswalde 
und Kalliss mit dem dazu gehörigen Gebiete ist eine 
Enclave in den Besitzungen Derer von Bruthow. Es mochte 
füglich in jener Zeit zur Vogtei Arenswalde hinzugerechnet 
werden. Noch im Jahre 1457 wird bei Ernennung des Rit- 
ters Nicolaus Spät zum Vogte in Driesen und Landvogt der 
Neumark das Land Arenswalde neben der Vogtei Driesen 
und anderen Ländern erwähnt, was keine andere Annahme 
zulässt, als dass auch Arenswalde als Vogtei in Betracht 
kam. Es heisst nämlich :^^*^ 
Wir haben Im (dem Ritter Nie. Spät) auch macht geben, 
das er in der voytey zu driaen und in dem landy das zu 
Amswolde^ zu fridherg u^id woldenberg zu gehöret ^ denn 
mannen Ire lehen und den frawen lipgeding leihen sol. 
Aus der Stelle geht zunächst hervor, dass die im Lande 
Friedeberg belegene Stadt mit Schloss Driesen die Vogtei 
und das Land Friedeberg selbst bedeutet. Denn der Vogt 
von Driesen soU als solcher Macht haben über die Städte 
Woldenberg und Friedeberg selbst. Andrerseits erscheint 
mit der Vogtei Driesen (Friedeberg) das Land Arenswalde 
verbunden. Die Verbindung wird nicht etwa erst jetzt ge- 



239) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XVm. S. 75, No. 22; S. 81, No. 32. 

240) Gf. Biedeh C. D. Br. I. XYIIL S. 19, No. 26. 

241) Cf. Bieäel, C. B. Br. I. XXIV. S. 169, No. 228. 

9* 
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schaffen, sondern scheint schon seit der zweiten Hälfte des 
14. Jahrhunderts bestanden zu haben. Denn schon 1378 
beleiht Karl IV. an Jacob und Heinrich von Günthersberg 
die Vogtei zwischen Netze und Drawe.**^> Damit 
kann nur das Land Priedebergj das im Süden von der Netze, 
im Osten von der Drawe begrenzt wird, und ferner das 
nördlich davon belegene Land Arenswalde, dessen Ostgrenze 
ebenfalls die Drawe bildet, gemeint sein. Aus dieser Ver- 
bindung von Arenswalde mit der alten Vogtei Priedeberg 
geht auch hervor, dass in der eben beregten Urkunde aus- 
drücklich das jenseits der Drawe belegene Land Kalliss, die 
vorerwähnte Enclave, an denselben Vogt Günthersberg ge- 
geben wird. Denn oben bei Gelegenheit der Urkunde von 
1349 (vgl. Note 240) ist die Zugehörigkeit des Landes Kal- 
liss zur Vogtei Arenswalde erwähnt worden. Nachdem also 
Arenswalde mit Priedeberg in eine einzige Vogtei Driesen 
vereinigt worden war, folgte auch das Land Kalliss, 
die Pertinenz von Arenswalde. Dieses Verhältniss der 
Zusammengehörigkeit von Arenswalde, Priedeberg und Kal- 
liss scheint dauernd gewesen zu sein, denn im Jahre 1399 
bestätigt Sigismund als Markgraf von Brandenburg die Vog- 
tei zwischen Netze und Drawe mit dem Lande Kalliss für 
Heinrich von Günthersberg. **^ 

4. Landsberg. Schon von Raumer erwähnt, dass 
1335 eine advocatia et districtus civitatis Landsberg, und 
1352 Betekinus de Ost als Vogt in Landsberg vorkomme.^*** 
Hinzuzufügen ist, dass 1385, 1391, 1392 Arndt von der Ost 
in gleicher Stellung erscheint. ^*^^ Die Vogtei Landsberg ist 
die am Südlichsten in der Neumark längs der Netze belegene. 

5. Schivelbein. Als Vogt des Landes Schivel- 
bein erscheint Dionysius von der Ost im Jahre 1455 und 
1457,2^^ 1463 Jacob von Polentze,**^^ der in diesem Amte 

242) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. XXIV. S. 87, No. 146. 

243) Cf. Eiedel, CD. Br. XXIV. S. 102, No. 162. 

244) Cf. von Eaumer, Landb. der N eumark von J337, S. 31. 

245) C£ Biedel, C. D. Br. I. Xym. S. 407, No.62; S. 414, Nö.68. 

246) Cf. Bieda, C. D. Br. I. XYIE. S. 44, No. 66, S. 251^ No. 64. 

247) Cf. Biedel, C. D. Br. L XVIII. S. 255, No. 58. 
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noch 1472 gewesen zu sein scheint. Wenigstens wird aus 

diesem Jahre eine Urkunde erwähnt, in der ein 

...... von Polentzk, Vogt zu S ^^ 

vorkommt. Die Lücke scheint nur mit dem Worte Schi- 
velbein ausgefüllt werden zu können. 

Die übrigen Länder jenseits der Drawe haben wol von 
frühen Zeiten an so ausgedehnte, herrschaftliche Besitzun- 
gen verschiediener, adeliger Familien gehabt, dass von selb- 
ständigen, markgräflichen Vogteien in denselben nichts über- 
liefert wird. 

Ueberhaupt fällt es bei den Vogteien der Neumark auf, 
dass die geschichtliche üeberlieferung nur sehr kurze, meist 
erst sehr spät anhebende und vielfach unterbrochene Reihen 
von Vögten zu unserer Eenntniss bringt. Abgesehen davon, 
dass künftige, speciellere LocaJforschung den einen oder 
anderen Vogt , diesen oder jenen beweiskräftigen Umstand 
an Tageslicht bringen kann, so hat diese Erscheinung den- 
noch ihren objectiven Grund darin, dass die Erwerbung 
der verschiedenen, neumärkischen Gebietstheile zu unglei- 
chen und im Ganzen in Späten Zeiten für die Mark Bran- 
denburg eingetreten ist, dann aber auch darin, dass selbst 
nach erfolgtem Erwerbe grosse Länderstriche vollkommene 
Wüsten waren, oder von dichtem, ungerodetem Walde be- 
deckt wurden. Noch im Jahre 1337, zur Zeit des neumär- 
kischen Landbuches, ist der Umfang des Haidelandes, wal- 
digen, oder sumpfigen Bodens ein überaus beträchtlicher. 
Daraus wird klar, dass die einzelnen Gebiete nur erst sehr 
allmähKg bevölkert wurden und somit das Interesse für Er- 
richtung von Vogteien nur langsam und spät eintrat. 

Voh den Gerichtssprengeln der Herrschaften Beeskow 
und Storkow ist in diesem Werke nicht zu handeln; denn 
sie sind erst gegen Ende des 16. Jahrhunderts, also jenseits 
des hier zur Erörterung gestellten Zeitraums definitiv mit 
der Mark Brandenbui^ vereinigt worden. 

248) Cf. Biedily C. D. Br. I. XVm. S. 255, No. 58. 
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2. 12. 
Das Amt des Vogtes im Allgemeinen. 

Der schon oben gelegentlich berührten Sitte des deut- 
schen Mittelalters blieben auch die Markgrafen in der Ver- 
waltung ihres Landes treu, indem sie die Vögte, ähnlich 
wie die Grafen des Reiches, als allgemeine Beamte ihres 
Sprengeis für jede Function der Begierungsthätigkeit bestell- 
ten. Richter, Heerführer, administrativer und insbesondere 
Pinanzbeamter war der Vogt gleichzeitig. Ja nicht bloss 
jedwede Rechtshandlung der inneren Regierung durfte der- 
selbe YoUziehen, sondern auch auswärtigen Machthabem 
gegenüber galt er in älteren wie neueren Zeiten als geord- 
neter Vertreter des ihm untergebenen Landes. Wir haben 
leider aus den älteren Zeiten keine Urkunden überliefert er- 
halten, in denen der gesamte Umfang seiner Amtsbefugnisse 
beschrieben ist, dennoch ist an der angedeuteten, höchst 
mannigfaltigen Thätigkeit des Vogtes kein Zweifel zu hegen. 
Denn in der That sieht man denselben in den allerverschie* 
densten Geschäften auftreten. Wäre es hier die Aufgabe, 
eine Geschichte der märkischen Verwaltung zu entwickeln, 
so würde ein genaues Eingehen auf das in dieser Richtung 
sehr interessante, obschon schwierige Detail der Urkunden 
erforderlich sein. Für den gegenwärtigen Zweck möge Fol- 
gendes genügen. 

Die Hauptaufgabe, welche den Markgrafen als Landes- 
herren bei Einsetzung eines Vogtes vorschwebte, war die 
Erhaltung der Ruhe und des Friedens in der Vogtei selbst. 
Unter dem Gesichtspunkte des Friedens fasste man Alles 
zusammen, was dieWolfahrt der einzelnen Landesangehöri- 
gen, oder die des ganzen Landes ausmachte. In der That 
entfalten die Vögte zur Erreichung dieses Zieles ebensowol 
eine vorbeugende als eine richtende und beziehungsweise 
strafende Thätigkeit. Schon dieses Ziel, wenn eimnal die 
gesamte Fürsorge für das Wohl der Sprengeleinsassen auf 
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die Sehaltern des Vogtes gelegt war, macht es nothwendig, 
dass derselbe nicht bloss Verhältnisse und Zustände^ welche 
dunkel; slareitig, oder geföhrlich waren, beseitigen durfte, 
sondern auch dass' er als geordneter Richter bei entstehen- 
dem Streite entweder einen passenden Vergleich vermittelte, 
oder die Rechtsprechung nach den Rechten des Landes lei^ 
tete und überwachte; Sofern er in letzterer Hinsicht einen 
Biiifluss auf die Handhabung der Jurisdiction übte, muss 
man allerdings nicht denken, dass er in irgend einem Falle 
streitiger Rechte auf die materielle Entscheidung definitiv ein- 
gewirkt hätte. Auch hier leitete er nur die Ordnung des 
Processes und verkündete das Urtheil. Aber schon das 
war ein Wichtiges, weil seiner allgemeinen Amtspflicht zu- 
folge der Vogt för schnelle, ordnungsmässige Entscheidung, 
namentlich aber für schleunige und angemessene Execution 
Sorge zu tragen hatte. 

" Es liefen in der Thätigkeit des Vogtes polizeiliche, 
financielle, jurisdictionelle Befugnisse in buntem Wechsel 
neben einander her, alle dem einen Zwecke dienend die 
Ruhe im Lande zu sichern und dadurch, was den Markgra- 
fen wahrlich nieht das letzte Interesse war, die Steuerkraft 
der Landesan^ehörigen zu erhöhen und ohne Störung aus- 
zubeuten. Unter verschiedenen Titeln standen dem Mark- 
grafen, sei es in seiner Eigenschaft als Landesherm, sei es 
als privatrechtlichem Eigenthümer irgend einer Herrschaft, 
sei es auf Grund von Verträgen mancherlei Hebungen zu. 
Gehörige Erhebung und Berechnung dieser Einkünfte für 
die Landesherrschaft wird den Vögten bei ihrer Bestallung 
stets nachdrücklich eingeschärft. 

Die Quellen zeigen uns manche Proben über die IJhä- 
tigkeit der Vögte innerhalb des ihnen untergebenen Amts- 
kreises. 

•Der Sprengel selbst umfasst in der Regel und nament- 
lich wol in den älteren Zeiten des 13. und 14. Jahrhunderts 
stets Stadt und Land. Die Grenzen desselben zu kennen, 
die xprdunkelten aufzuklären, die zweifelhaften zu sichern 
ist^'fiiunftchst eine Sorge des Vogtes. Hier feste Gewissheit 
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ZU schaffen kouute der Vogt sogar mit axifiw&rtigeu Macht- 
habern , oder deren Beamten in Beziehungan tretep> wie 
1267 geschehen ist, als der Vogt Otto von BatbenoKr mit 
dem erzbischöflichen Vogte Rembert von Fachen die Qr^aze 
zwischen Milow, Rathenow und SchoUähnie gemeiiidcbafitr 
lieh berichtigte. ^^^^ Wie nach aasaen hin koünaten auch inr 
nerhalb der Vogtei entweder unter den, Dö^f-Oemeinden, 
oder den eximierten, herrschaftlichen B^aitzepm gegaottber 
Grenzyerwirrungen entstehen, die in besonders sehwierigea 
Fällen einer Commission zur Begqlierung der Oremse :ii]»er- 
geben wurden. In letzterer Hinsi^t werden aus dem^lthre 
1288 zwei unter einander sehr ähnlich^ Fälle überliefert^f**^ 
Im Hofe Zcapel und Hardenbeck war die Grenze »iwieifelT 
haft geworden und ihre definitive Zifimessüaig zw^i Bitt^iiny 
von Belling und von Sydow, aufgegeben. Naphd^tn. 4ie8 
geschehen, versprechen die Markgrafen die so festgestettte, 
Grenze immer anzuerkennen und sie nicht durch ihre Vögte 
nachmessen zu lassen. In dieser Zusage die. Nachmesav^ 
durch den Vogt unterbleiben lassen zu wollen, darf .lumi?. 
füglich einen Beweis erblicken, dass die Ueberw^chung. der 
Grenzverhältnisse zu den ordentlichen Amtspflichten/ des 
Vogtes gehörte und als ControUe wol nanM^ntUch d^iPrir 
vatvermessung^n gegeniiber geübt wurde. ^^^^ ,:; 

Auch in die vielen Streitigkeiten über Erh^ung des 
zwischen den Markgrafen und der Kirche stets, ,streitigeai; 
Zehnten griffen die Vögte ein,^^^^ Im J^hre^ 208. glaubte 



249) Cf. Biedel, M. Br. TL S. 45i. .. • . 

250) Cf. Biedely L XXI. S. 5, 6,.No. 7 u^d 9» Ss Jboüwt in^beilien 
Urkunden gleichlautend: Nos Otto et Conradus — Marchiones recog- 
nosciinus, quod dimenaionem agüorum curie videlicet' Zcapele rtiarden- 
beke. im anderen Falk) dicte per ^Burchardun^ ^ Bellinge et J^lM^ae 
de sydow, nostros milites, nunc factam , volumus ratam nrmam perpe- 
tuis temporibus irrefragabiliter observare. Ita quod agricultaräni et 
campum similiter ipsius curie non f^ciemus d^mceps per- aUgm^sadvo- 
catorum nostrorurn aut offioiglium cum distributionis funictäo dimetiru 

2bl) et Bieäel, M.Br. 11. S. loe. ' ^r •■ ; 

252) Ci Biedel, I. IX. S. 6, Na.8: Aftjiciräos ßi (|ui4ei»| /^pkid^oa- 
sessores agrorum ville prefate vel loci pachtam (Zehent) rediment cujus- 
übet fnisti pro tribus talentis moneteßl^irdenbur^enfilÄ pöroptiÄe ^et* 
lieigalis. Qi^od si facere noluerint, Bnrgenses ne«tn pvedietirprQ'lAiito; 
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d^ Markgraf den Bürgern van Brandenburg die Ablesung 
des Zehenten zu einer festen Taxe und gebot seinen Vög- 
ten allen derartigen Ansprüchen auf Ablösung energischen 
Beistand zu leisten. 

Bei der grossen Wichtigkeit, welche der Vogt für die 
Verwaltung seines Sprengeis hatte ^ war eä den Einsasaen 
des Letzteren keineswegs gleichgiltig , welche Person jenes 
Amt bekleidete. Ein den Interessen des Landes aufrichtig 
sich hingebender Mann sollte es sein, von persönlicher Ge- 
rechtigkeitsliebe und mit der Fähigkeit die localen Ver- 
hältnisse zu begreifen und die oft einander kreuzenden An- 
sprüche gehörig zu würdigen. Von diesem Gesichtspunkte 
versteht man es, dass die Vogteieinsassen sich bei der Wahl 
eines neuen Vogtes eine gewisse Mitwirkung sicherten, dass 
sie sogar ausdrücklich sich dagegen verwahrten Ausländer 
als Vögte an der Spitze ihrer Angelegenheiten sehen zu 
müsaen. So. wird dies den Städten Müncheberg im Jahre 
1319, Salzwedel 1343 und Stendal 1344 gewährleistet, ^^s) 
Ans der.Zusicherung an Müncheberg ist zugleich ersichtlich, 
^s der Vogt im Lande angesessen sei (intoghene man). 
Gegen Aufiländ(er kommen mehrfach Beclamationen vor, 
z. B. 1351 in Salzwedel, wo der Markgraf verspricht, d^ms 
er keinien , ausländischen Vogt^ ihnen setzen woHe.^^*^ Es 
ergibt sich aus solchen Thatsachen, dass die Bezidiimgen 
des| Vogtes zu den Einsaasen seines Bezirkes sehr djirecte 
und mannigfaltige waren, andererseits aber sind sie auc^ 
ejp Zeichen, wie glücklich im Falle eines guten Einverneh: 
meng zwischen den Vpgteiangehörigen und dem Vogte selbst 



pi^tib ut predictam est, pachtaxn rediment memoratam, vd «ni id da- 
xerint ccanmittendum ; qni de quohbet sdanso 8«lvet duoa «o)ido» aftnu^- 
tim et ad hec efficienda et implenda advocatis, *qui nunc sunt ibidem 
vel pro tempore fuerint, per presenies damus et conetdimus pknariam 
poiestatem. 

263) Cf. Biedel, C. D. Br. L XX. S. 133, No. 11: Vortmer so scole 
wi eneii inthogenin man to vogfaede setten nacft dtr muinne und der 
stede rade, komt he deme lande nidit evene, so scole wi enen anderen 
setten, de deme lande bequeme si, — Gf. ferner a. a. 0. XIY. S. 83, 
Nö. 1:46. XV- 8. 118, No. 157, 

254) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIV. S. 9S, No. 13S, S. 99, No. 139. 
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die Wirksamk^t des Letzteren sein konnte. Er war eben 
so sehr Vertranensperson wie Obrigkeit und gewiss hat in 
jenen älteren, einfachen Zeiten das erstere Moment eine weit 
mehr hervortretende Bedeutung gehabt als das letztere. 
Vergleiche wurden vor dem Vogte geschlossen und er zum 
Söhiedsrichter häufig gewählt.***^ Gerade in dieser Thätig- 
keit lag der meiste Werth, sofern es sich darum handelte 
künftig entstehenden Schwierigkeiten, oder der Gtefithr von 
Störungen öffentlicher Ordnung vorzubeugen. Durch diese 
Mittel des persönlichen Vertrauens musste ein umsichtiger 
Beamter manchen Starrkopf und Unruhstifter zur Ruhe zu 
bringen, überhaupt die Meinung der Leute im Sprengel fiir 
sich zu gewinnen suchen. Denn hätte er, wie es leider 
heute in bureaukratisch entwickelten Verhältnissen geschieht, 
auf seine Amtsgewalt pochend, jeden Streit mit dem Macht- 
worte der Obrigkeit beseitigen, oder entscheiden, jeden an- 
scheinend unbegründeten Anspruch a limine judicis zurück- 
weisen wollen, so würde er bald empfunden haben, dass die 
thatsächliche, militärische Macht, welche in seine Hand ge- 
legt war, nicht ausreichte allem Widerstände zu begegnen 
und das Ansehen der Obrigkeit in jedem Falle aufrecht zu 
erhalten. 

Ob die Vögte in der Mark gerade diese edlere und 
wirklich schöne Seite ihres Amtes immer verstanden und 
thatsächlich wahrnahmen, muss dahin gestellt bleiben. Ein 
Hinderungsgrund war gewiss vorhanden, welcher im Allge- 
meinen das Bindringen des Vogts mit seiner Thätigkeit in 
das Detail der Privatverhältnisse der ihm untergebenen Per- 
sonen ausschloss, nämlich Ueberlastung mit Geschäften. 
Wo mannigfaltige Geschäfte den Vogt bald hierhin, bald 
dorthin rufen, da ist es eine unausbleibliche Folge, dass er 
an keinem Punkte recht vollständige Einsicht gewinnen, oder 
gründliche Abhilfe treffen kann. Die Entwickelung, welche 
daher das Vogtamt in einer freilich heutzutage kaum er- 



256) Cf. Biedelf C. D. Br. J. VI. S. 19, No. 18 (1271) und II. K. 
S. i77, No. 802. 
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kennbaren Weise genommen haben wird, nftiss die einer aD- 
mähligen Entlastung von den vielerlei Geschäften gewesen 
sein entweder dadurch, dass man Oehilfen und Unterbeamte 
an seine Seite stellte, oder dass man dem Räume nach die 
Grenzlinien seines Sprengeis enger zog. Vieles hat sich 
zur Erleichterung des Vogtes durch den Gang der Verhält- 
nisse selbst gebildet. In jedem Vogteisprengel gab es ge- 
wisse, ritterbürtige Familien, welche für die Verwaltung ihres 
herrschaftlichen Besitzes Exemtion von der Amtsgewalt des 
Vogtes begehrten und erlangten. Das Gleiche galt von den 
weltlichen Besitzthümern der Bisthümer, Klöster und Stif- 
ter, so dass, da das allmählige Fortschreiten patrimonialen 
Grundbesitzes einen Hauptzug der gesamten, mittelalterlichen 
Entwickelung bildet, bald ein beträchtlicher Raum der Auf- 
sicht des Vogtes entzogen war. Bis zur Gefahr einer gänz- 
lichen Zersplitterung der Vogtei gieng diese Entwickelung 
und das im §. 11 oben mehrfach bemerkte Verschwinden 
von Vogteien und die Bildung neuer Sprengel hängt direct 
mit der gegenwärtig erörterten Erscheinung zusammen. 

Weniger waren es herrschaftliche Gelüste, sondern in 
der Sache liegende Gründe, welche die Städte veranlassten 
eine gleiche Exemtion von der Vogtgewalt zu erstreben. 
Der Geschäftskreis der Städte vermehrte sich mit steigen- 
dem Verkehr täglich und wuchs weit hinaus über die Ar- 
beitskraft eines Einzigen, der neben den Städten einen aus- 
gedehnten, ländlichen Sprengel zu verwalten hatte. Es bil- 
deten sich besondere, städtische Beamte, eine selbständige, 
städtische Gemeinderegierung, deren Geschäfte der Vogt 
nicht mehr zu besorgen, die er höchstens noch zu control- 
lieren hatte. 

Wirkliche Unterbeamte zur Hilfe und unter Aufsicht 
des Vogtes sind die Schulzen der dem Vogteisprengel an- 
gehörigen Dörfer, deren Zahl sich freilich unter dem Ein- 
flüsse des herrschaftlichen Grundbesitzes im Laufe der Zeit 
sehr verminderte. 

Es kommen femer Untervögte vor, welche dem Vogt 
zur Hilfe, vielleicht zur Vollstreckung der einzelnen. Befehle 
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tieigeg0ben wurden. Jm Jahre 1^19 wird der Stadt Münohe- 
berg versichert, dass sie Belbständiges Getricht haben und 
kein Untervogt oder Landreiter dabei sitzen solle irgend 
jemand zu beaufsichtigen, er habe denn besonderen Grund 
(ein beÄondercB Geschäft) dazu-*^^ Es ist hier zweifelhaft^ 
ob der üntervogt und der noch . erwähnte Landreiter nur 
zwei verschiedene Bezeichnungen desselben Amtes sein söl- 
lei;!, oder zwei verschiedene Aemter. Für das Letztere 
spricht, dass der Landreiter ein rein executiver Beamter zu 
sein pflegt, der niemals als Beisitzer in den Gerichten er- 
wähnt wird. Man könnte alfio von hier aus zu dem Gedan- 
ken kommen, das Amt des üntervogts sei eigentlich ge- 
wesen in den eximierten Gerichten die Controlle im Namen 
des Vogtes zu führen, und nur allenfalls bei Belünderung 
des Untervogts sei der Landreiter ausnahmsweise eingetre- 
ten, üeberdies kommt sonst für den Landreiter der Name 
des üntervogts in den Quellen nicht vor.^^> 

Ein anderer Grund, dqr die Vögte At)n einer uneigen- 
nützigen un4 hingebenden. Fürsorge für ihren Amtskreis ab- 
hielt, war wpl .der (ex professo an späterer Stelle ?u be- 
handelnde) Gebrauch den Vogt in seinen Revenuen auf die 
Einkünfte des Amtes anzuweisen, sei es dass. er Gläubiger 
des Markgrafen war. und das Amt mit .allen seinen Percep^ 
tionen zmn Pfände erhalt;en hatte, sei es dasß er überhaupt, 
wie es in jen^ Zeit Sitte war, auf eine Tantieme an den 
amtlichen J^nkünften gestellt war,^^^ Den Zweck freilich 
erreichte man damit sehr wol, dass der Vogt das pünktliche 
EJingehen dep. Abgaben und sonstigen Gefälle mit grosser 
Strenge übejrwachte, aber er erlangte gleichzeitig ein per- 
sönliches Interesse an solchen Hebungen^ welches sein Ohr 



25G) Cf. BieeUl, C. D. Br. L XX, S. 133. No. 11: Vortmer Bcol 
neghen mtderyogd oder lantrider bi gbenen ricate^ sitt€ ghemghen man 
to varen, he heooe dar sunderlichen werf. 

257) Der 2^ame Üntervogt wird im 15. Jahrhundert mit dem Land- 
richter identifiziert und scheint einen Stadtvogt zu bed^ttten. Cf . JRiedel^ 
I. XXI. S. 261, No. 219. 

. 258) Cf; Mieäel; CD. Br. I. VL S. 123, Ko. 171^ XI. S. 458, 
Nq. 3464 . . ' ..'. = . 
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wol häufig gegen bekundete Beschwerden verschloss und 
ihn zu Uebergriffen gegen Personen verleitete, die durch 
Privileg von irgend einer Last, oder sogar von der Gewalt 
des Vogtes überhaupt befreit sein sollten. Gerade Klagen 
über Bxcesse der Vögte in der letzti»ezeichneten Richtung 
müssen ausserordentlich oft vorgekommen sein. Denn unzäh- 
lige Male geben die Markgrafen die Versidierung, sie wür- 
den solche Ausschreitungen ihrer Vögte verhindern. Fast 
kein Privilegium, keine Exemtion wird ertheilt ohne diese 
Olausel. 

Das Bild von der Thätigkeit des Vogtes, welcheö sich 
aus dem Bisherigen ergibt, zeigt denselben als das belebende 
Princip für den gesamten, rechtlichen Verkehr im Kreise, 
als das einzige Organ der ganzen Staatsgewalt, so weit sie 
diesen seinen Sprengel angieng. Nur mit allgemeinen 
Zügen und mit allzu einseitiger Betonung des financiellen, 
öffentlichen Interesses wird in den Bestallungen der Vögte, 
die aus dem 15. Jahrhundert uns in ziemlich grosser Anzahl 
aufbewahrfc sind, die Aufgabe imd der Character des Amtes 
gezeichnet. Als im Jahre 1472 Arndt von Lüderitz zum- 
Vogt von Ameburg bestellt wird^ wird es ihm an das 
Herz gelegt, dass er der Herrschaft Nutzen, Frommen und 
Bestes nach seinem höchsten Verständtdss und Vermögen 
getreulich ausführen und in Obadiit nehmen solle. Er solle 
auch Niemand in der Vogtei besdiweren, oder bedrängen, 
noch Jemandem gestatten, dass er Solches im eigenen, oder 
des Vogtes Nutzen thue. Er soll im Namen des Markgrafen, 
abgesehen von den ihm (dem Vogte) zugeschriebenen Ein- 
künften nichts einnehmen, oder ausgeben, ohne es dem Kast- 
ner zu Tangermünde bearechnet zu haben. Ebenso soU es 
gehalten werden mit gerichtlidien Strafen, oder sonstigen 
Gefällen,.. dereü Berechnung in Gegenwart des Kastners er- 
folgen soll.*^^ AehnHch lautet auch der Eid, welchen der 
Vogt bei Antritt seines Amtes leistet. Im Jahre 1470 schwö- 



259) Cf. Btedei, CD. Br. I. VI. SL 221, No. 290. Aöhnlich kiutet 
die Bestallung des Yogts von Schivelbein a. a. 0* XYUL S« 251, No. 54.^ 
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ren die beiden Vögte, Werner Pfui, Vogt zu Küstrin, und 
Jacob von Polentzk zu Schivelbein und Dramburg :^> 
Ich gelobe und schwöre meinem gnädigen Herrn, Mark- 
graf Albrecht und seiner Gnaden Erben und an seiner 
Gnaden Statt, meinen gnädigen Hen*n Markgrafen, Johann, 
seiner Gnaden Sohne, hold, getreu und gewärtig zu sein, 
Ihren Nutzen zu werben, ihren Schaden zu wenden und 
des Schlosses und Amtes hierselbst, als ihr Amtmann, so 
lange ich dasselbe von Ihrer Gnaden wegen inne habe, 
gegen jedermann zu warten und zu folgen, auch seine 
Gülten, Zinsen und Bede (Landbede), die ich von ihrer 
Gnaden wegen allda einnehme, zu guter Habe Ihnen zu 
reichen, auch Ihnen das Getreulichste und Beste nach der 
Herrschaft Nutz und meinem Verständniss zu rathen und 
ihren Bath bis an meinen Tod zu verschweigen; Alles 
getreulich und ohne Gefährde, so Gott mir helfe und die 
Heiligen. 

Characteristisch ist, dass in der vorangefiihrten Bestal- 
lung des Vogtes Arndt Lüderitz eine Warnung ausgesprochen 
wird Niemand zu bedrücken. Eine starke Vermuthung muss 
doch also wol för derartige Excesse gesprochen haben. 

In einer anderen Urkunde, wodurch der Vogt von Schi- 
velbein ernannt wird,**^> wird diesem besonders aufgegeben, 
„dass er keine Fehde, Unwillen oder Kriege mit Niemand 
„machen, oder anheben solle ohne des Markgrafen VoUbort, 
„Wissen und Geheiss.^ In einem erlaubten Kriege würden 
ihm dagegen alle Kosten und Zehrung ersetzt werden. Deutlich 
ist damit angezeigt die militärische Function des Vogtes, die 
doch sicherlich zunächst in auswärtigen Kriegen sich be- 
währen soll. In der That erscheint auch der Vogt mehr- 
fach gleich einem Statthalter, der nur unter ihai^kgräf- 
licher OontroUe steht, auswärtigen Machthabem gegen- 
über als selbständiger Vertreter seiner Vogtei. Er schUesst 



260) Of. Büdeh C D. Br. m. I. S. 590, No. 376. 

261) Gf. ob Not 259. 



TOGTOBRICHT. §. IS« 143 

Verträge sehr yerschiedeneu Inhalts mit den benachbarten 
Fürsten ab, z. B. in den Jahren 1400 und 1402 mit den 
Fürsten von Sachsen-LsAienburg, mit Sachsen und 1406 mit 
Braunschweig, *^^ Nicht immer wird dabei die markgräfliche 
Genehmigung vorbehalten, nur in dem Vertrage mit Braun- 
schweig geschieht es. Gewiss hatte der Vogt oft rücksicht- 
lich der auswärtigen Verhältnisse besondere Instructionen, 
die ihm in der einen oder anderen Beziehung freie Hand 
Hessen. Er konnte desshalb wol oft der ausdrücklichen 
Genehmigung des Markgrafen entrathen, ohne darum doch 
seiner freien Willkür überlassen zu sein. 



g. 13. 
Der Vogt in seiner Beziehung zur Justiz. 

In seinem Sprengel ist der Vogt gewissermassen der 
Walter des Friedens. Dazu gehört vornehmlich, wie auch 
schon angedeutet worden, dass er die Justizpflege überwacht, 
sie leitet und für die VoDstreckung der ürtheile sorgt. Für 
das gegenwärtige Werk liegt gerade in dieser Thätigkeit 
der Schwerpunkt des ganzen Amtes und bedenkt man die 
Wichtigkeit der Jurisdiction für die Erhaltung des Friedens 
und der Rechtssicherheit, so ist es zu verwundem, wie sel- 
ten der riehterlichen Functionen des Vogtes Erwähnung ge- 
schieht. In den Bestallungen der Vögte wird der Fürsorge 
für Recht und Gerechtigkeit fast gar nicht und dann ' nur 
ganz nebenbei gedacht. Die vom Vogt geleiteten .Gerichte, 
welche die SteUe ordentlicher Landgerichte von Hause aus 
einnahmen, die also die eigentlichen, normalen, hauptsäch- 
lichen Gerichtsstätten ausmachten, treten in den UeberUefe- 
rungen der Quellen sehr selten hervor und nur versprengte 
Spuren sind es, die allerdings mit ziemlicher Sicherheit auf 
ihre Existenz und auf die Art ihrer Thätigkeit hinweisen. 



262) Cf. Bieda, C. D. Br. L XIV. S. 203, No. 269; V. S. 371 
No. 148; S. 372, No. 161 ; S. 374, No. 153. 
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Zum Tbeil erklärt sich diese merkwürdige Erscheinung aus 
der allgemeinen, lückenhaften Natur der märkischen QueDen 
überhaupt, zum Theil daraus, dass bei Weitem die meisten,, ur- 
kundlichen Zeugnisse au» dem'15. Jahrhundert herrühren, einer 
Zeit, in welcher die Landgerichte nach vielen Exemtionen 
bei Weitem einen so umfangreichen Geschäftskreia und ein 
so verbreitetes Ansehen nicht mehr genossen, als wol in den 
früheren Jahrhunderten, namentlich im 13. und 14. der 
Fall war. 

Trotz dieser Schwierigkeiten lässft sich erweisen, dass 
in jurisdictioneller Hinsicht der Vogt dieselbe Stellung ein- 
nahm, wie etwa der Graf im sächsischen Recht. Vor dem 
von ihm geleiteten Gerichte kommen die schwereren Civil- 
und Criminalfälle zur Entscheidung, während leichtere Strei- 
tigkeiten in den untergeordneten Dorf* und Stadtgerichten 
abgemacht wurden. So lange die Städte noch einen inte- 
grierenden Theil des Vogtsprengeis ausmachten, waren sie 
der Jurisdiction des Vogtes untergeben, dessen Oognition 
wichtigere Streitigkeiten nicht entzogen werden durften. 

In einigen sehr wenigen Fällen wird von einem Goge- 
richt erzählt, dass man in der Stellung eines ordentlidien 
Landgerichts erblickt und das unter der Leitung des Vogtes 
gestanden haben muss. Die Besitzungen des Klost^s Bid- 
dagshausen werden im Jahre 1310 eximiert a conventu po- 
puli quod vulgo dicitur ghodinc.*^* Bei einer gleichen 
Exemtion der Stadt Treuenbriezen heisst es ebenfalls, dass 
die Bürger frei sein sollen a judicio, quod dicitur go e ding.***^ 
Das Goding führt seinen Namen vielleicht daher, weil der 
Sprengel des Landgerichts dem des sächsischen Gografen 
entsprach, der gewiss nur ftlr eine Unterabtheilung der Graf- 
schaft, die Cent, der geordnete Richter der freien Landsassen 
war. Auch die märkischen Vogteien entsprechen wol ihrer 
räumliehen Ausdehnung nach den Oenten, denn dass sie den 
Umfang einer vollen Grafschaft nicht erreichten, darf wol 
als unzweifelhaft betrachtet werden. 

263) Cf. Biedel, C. D. Br. n. I. S 287, No. 306. ' 

264) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. EL. S. 857, STo. U. 
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Es irird sich in dieser Hinsicht kaum ein Unterschied 
zwischen der Justiz in der Mark Brandenburg und der Cent- 
gerichtsbarkeit anderer Territorien auffinden lassen. ^*^^ 

Gewöhnlich wird in den vielen Exemtionen der Städte 
der Name des Landgerichts angewendet, von dessen 6e- 
riohtsbann sie frei sein sollen. ^®> Das deutlichste Beispiel 
von der Thätigkeit eines Landgerichts bietet das Gericht 
vor der Brücke zu Tangermünde. Es war ein vom dortigen 
Vogte geleitetes und in besonderem Ansehen stehendes Ge- 
richt. In ziemlich ausführlicher Beschreibung^^^^ sagt der 
Kurfürst Friedrich, dass bei entstehenden Streitigkeiten in 
der Altmark Jeder zunächst den Andern im forum domicilii 
des Beklagten, oder im forum rei sitae belangen solle. Werde 
ihm aber hier das Recht verweigert, so, heisst es weiter, 
yfhaben wir gemacht y gesetzt und bestätigt ein Landgericht , 
das alle Mittwoch soll gesessen und gehalten werden vor der 
Brücke des Schlosses zu Tangermünde ; vor demselben soll 
dann Jedem , dem, wie obe?^ berührt ^ Recht verzogen und 
verweigert ist, unzögerlich Rechtes geholfen- werden,^ Eine 

265) Cf. Eichhorn, D. St. u. Rechtsgesch. II. S. 434 (5. Ausg.) 
§. 302. Für die Mark behauptet derselbe, dass auf dem linken Eib- 
ufer die Centgerichtsverfassung (Gografschaften) , auf dem rechten Eib- 
ufer die Sprengelein th eilung nacn festen Cameralämtern gegolten habe, 
(cf. ibid. S. 412 413.) Das vorher angeführte Beispiel vom Godinc bei 
Treuenbriezen, also auf dem rechten Eibufer widerlegt ihn hinlänglich. 
Auch von Baumer, C. D. Br. 11. S. 117 behauptet einen unerweislichen 
Unterschied in der Sprengeleintheilung zwischen Altmark, Mittelmark 
und Keumark. In der Altmark soll die Burgwardverfassung, in der 
Mittelmark die Territorialverfassung , in der Neumark die slawische 
CasteUaneiverfassung gelten. Er beruft sich, ohne sonst durchgreifende 
Unterscheidungsmerkmale hinzustellen, darauf, dass in der Mittelmark 
das Havelland, das Land Zauche^ der Barnim, Teltow u. s. w. unter- 
schieden würden und darum habe hier die Territorialverfassung gegolten. 
Mit demselben Becht könnte man das Gleiche für die Neumark anneh- 
men, wo die Länder Königsberg, Arenswalde, Friedeberg u. s. w. unter- 
sclüeden werden. Was von Baumer annimmt, dass der Territorialver- 
fassung zufolge alle Vogteien des Havellandes in Brandenburg, alle des 
Barnim in Stranasberg ein gemeines Landgericht besessen, ist eine will- 
kürliche Annahme. Wir haben keine Nachricht, dass in Brandenburg 
jeder Einsasse des Havellandes und nicht etwa bloss die der Yogtei 
Brandenburg; Recht nahmen. — Mit Hecht gründet Biedel, M. Br. 11. 
S. 480 ff. die ganze märkische Gerichtsverfassung nur auf die Vogteien. 

266) Im folgenden Cap. Y. wird dieser Exemtionen von Städten und 
ihren Beziehungen zum Landgericht, ausführlicher gedacht werden. 

267) Cf. Btedel^ C. D. Br. L XVI. S. 89, No. 109. 

XOhUS, GBRICHT9-VBRPA88UVO. ][Q 
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neae Organisation und Competenz erhielt das Landgericht 
durch diese Verordnung allerdings, sofern es allwöchentlich 
Sitzungen hatte und über Justizverweigerung Recht sprach. 
Es ist aber das alte Gericht von Tangermünde, das schon 
im 14. Jahrhundert vorkommt und dessen Vorsitzer der 
Vogt von Tangermünde ist.*®*^ 1358 ist der Vogt in der 
Altmark Vorsitzer des Gerichtes vor der Brücke zu Tan- 
germünde und da eben dieses Gericht später die Bezeich- 
nung eines Landgerichtea föhrt, so wird man schliessen 
dürfen, dass der Vogt für das Landgericht seiner Vogtei 
der Vorsitzer war. Demnach ist das Vogteigericht und 
das Landgericht identisch und steht unter der Leitung 
des Vogtes. ^^) Im Zusammenhange mit diesen Thatsachen 
wird auch die Stelle des Sachsenspiegels (I. 2, §. 4), in 
welcher vom Vogtdinge die Rede ist, klar, zu welcher die 
Glosse in einer älteren Form bemerkt: 
hir mercke ock dat he dir dit (Vogtgericht) in dy marke 
meinet j wenn in greveschap sint nene vogde, dy rickten.^^^ 
Die Streitigkeiten, welche vor dem Vogtgericht werden 
erledigt worden sein, sind wol zunächst, von Besonderhei- 
ten abgesehen, die wichtigeren Civil- und Griminalsachen, 
also namentlich Streitigkeiten über Grundstücke und Pro- 
cesse auf Lebensstrafe. Vermuthlich im Jahre 134G hat der 
Vogt der Altmark, Gebhardt von Alvensleben, im Gericht 
vor der Brücke zu Tangermünde zwischen dem Stift zu 
Stendal und dem Knappen Heinrich von Cloden einen Streit 
um ein Gut zu Byswede entschieden. ^^^^ In einer vorher 
(Note 268) angeführten Urkunde von 1358 soll der Vogt 
zu Tangermünde zwei Klagen im Lehenprocess richten, die 
dritte aber der Markgraf, oder der Hofrichter. 



268) Cf. Bieäel, C. D. Br. I. XV. S. Iö2. No. 200 (d. a. 1358): 
Wanne man si oder erre ennich umme lengud beklaghen wil, — so sal 
unse Voget up des sit der elve in der aldm ma/rke twe klaghen rich- 
ten vor der Jarugghe to Tangermünde, die dnidde klaghe scolen wie 
selre richten, oder unse hoverichter in unsern hof. 

269) Cf. KMen, Waldemar I. S. 119; Biedel, M, Br. II. S. 433 ff. 

270) Cf. Büdel, M. Br. II. S. 438. 

271) Cf. Biedel, C, D. Br. I. V. S. 95, No. 143. 



VOGTaERICHT. §. 13. 147 

Noch deutlicher als die Jurisdiction über Grundstrei- 
tigkeiten ist die schwere Criminaljurisdiction des Vogtes 
in seinem Landgerichte erkennbar. Wenn Exemtionen von 
den ordentlichen Landgerichten des Markgrafen ertheilt 
werden, so behält der Letztere sich in der Regel den Blut- 
bann vor. Nur bei ganz besonders begünstigten Personen 
wird durch ausdrückliche Verleihung dem herrschaftlichen 
Patrimonialgericht die Ausübung des Blutbannes überlassen. 
Kirchliche Stiftungen erfahren diese Gunst sehr häufig und 
da die Kirche die Blutgerichtsbarkeit nicht persönlich aus- 
üben darf, so muss ein Kirchenvogt diese weltliche Ange- 
legenheit ausfähren. Li der Regel wird bei derartigen Ver- 
leihungen dem markgräflichen Vogte diese Advocatie der 
Kirche hinsichtlich des Blutbannes übertragen, wobei indes- 
sen zur Wahrung der sonst uneingeschränkten Patrimonial- 
jurisdiction der Kirche sehr genau aufgezeichnet wird, in 
welchen Arten von Oriminalfällen der Vogt seine Mitwirkung, 
beziehungweise sein Präsidium eintreten lassen dürfe. In 
einer sehr merkwürdigen Urkunde vom Jahre 1162 besitzen 
wir in dieser Richtung ein Zeugniss in Betreff des Klosters 
Leizkau. *^*^ 

Der markgräfliche Vogt Evererus soll dreimal im Jahre 
in den Besitzungen desselben Gericht halten und Gegenstand 
seiner Jurisdiction soll sein: Tödtung, Diebstahl, Hausfrie- 
densbruch, Entführung, blutende Körperverletzung, erhobenes 
Gerüffte. Q^nau dieselbe Competenz wird för den Vogt 
hinsichtlich seiner Mitwirkung bei der Justiz im Jahre 1211 



272) Cf. V. Ledebur, Neues allgemeines Archiv für Geschichtskunde 
des preuss. Staates, I. S.371. Etedel, C.D.Br. I. XXIV. S.323,No. 2. 
Statuimus, ut idem Evererus, vel omnes futuri successores ejus per nos 
et nostros heredes substitueudi Advocati Ecclesiae in Monte Sancte 
Marie Liezeche tribvs vicüms per annum, sicut mos est, Placitum ge- 
nerale haheant super Montem foris Claustrum sub silva. An einer an- 
deren Stelle : Dignum quocjue duximus annotare, de qualibus habeat 
judicare, videlicet de homicidio, furto, si quis inimico in domo assultum 
fuerit, quod nostri Hussuocon^e dicunt, de violento raptu feminarum, 
quod Noden dicitur, de sanguinis vi armomm effusione, de consueta 
volge conclamatione. 

10* 
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vorgeschrieben, als ein Edler von Amstein die Yogtei von 
Leizkau übernahm. *^*^ 

Schon aus diesen Beziehungen des Vogtes zum Blut- 
banne der Kirche wird es wahrscheinlich , dass auch im 
eigentlichen Landgerichte schwerere Criminaljurisdiction wird 
geübt worden sein. Der directe Beweis kann auch erbracht 
werden. Der Sachsenspiegel (I. 2, g. 4) erwähnt das Vogt- 
gericht; welches, wie oben bemerkt, *^*^ von der Glosse als das 
märkische Vogtgericht bezeichnet wird. Gerade aber als 
Gericht, welches den Blutbann übt, erscheint dieses Vogt- 
gericht des Sachsenspiegels;*^*^ denn die Bügepflicht des 
Bauermeisters soll sich namentlich und sogar ausschliesslich 
erstrecken auf verletzte Dingpflicht, blutende Wunden, ge- 
zogenes Schwert und Alles, was an Leib und Hand 
geht. Auch in der Mark kommt schon aus dem Jahre 
1293 in der Gegend von Perleberg ein urkundliches Zeug- 
niss vor, dass Fälle an Hals und Hand vor das Vogt- oder 
Landgericht (commune Judicium) gehören. *^**^ Die Bestim- 
mung war in der Mark bis in die zweite Hälfte des 16. 
Jahrhunderts hinein praktisch. Die Herren von Schulemburg 
nämlich hatten in der Altmark so ausgedehnte Besitzungen, 
dass sie nicht bloss die Patrimonialgerichte in den Dörfern 
ihrer Herrschaft besassen, sondern sogar ein den Dorfge- 
richten übergeordnetes Landgericht, welches die schwereren 
Rechtshändel entschied. Dass sich in dem engeren Kreise 
dieser Herrschaft die Verhältnisse der Jurisdiction ganz nach 
Analogie der märkischen Einrichtungen bildeten, darf von 
vorn herein vermuthet werden und wird sich im zweiten 



273) Cf. Biedel, C. D. Br. I. X. ß. 80, No. 12. 

274) Vgl. oben Note 270. 

275) Ssp. I. 2, §. 4 : . . . in jewelkeme vogetdinge sal jewelk bur- 
mester wrügen alle, de to dinge nicht ne komet, de dar pHchtich «int 
to komene, unde dat rückte und minsehen hludende wunden, de eme en 
ander hevet gedan, unde getogene stvert m enes anderen mannes scO' 
den unde al ungerichte dat in den lif, oder in de hant gat^ of it mit 
klage vor gericnte nicht begrepen is ; anderes ne darf he nicht wrügen. 

27da) Cf. die Stelle unten §. 15, Note 304a. und vrgl. GaMua in 
Beitr. zur Gesch. und Alterthumskunde ed. Gaüus und Neumafm, 
Heft 2, S. 97, Note. 
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Buche bei der besonderen Darstellung ergeben. Im Schu- 
lemburgischen Landgerichte, das hienach dem märkischen 
Landgerichte des Vogts entsprach, sollen noch im Jahre 
1572 die Schulzen der Dörfer die Rügepflicht über Verge- 
hungen im Dorfe ausüben. ^^^> Man wird demnach annehmen 
dürfen, dass auch im Landgerichte des Vogtes eine ähnliche 
Rügepflicht des Dorfschulzen bestand und, da der Sachsen- 
dpiegel in der Mark Brandenburg practische Anwendung 
fand, dass dieselbe sich auch auf schwere Verbrechen 
bezog. 

Bei Errichtung ferner des lebuser Femgerichts im 
Jahre 1313, welches ganz speciell für schwere Landfried- 
brüche bestimmt war, ist es der Vogt, der in dritter Klage 

(d. i. im definitiven Termin) die Griminalsachen entscheiden 
soU.«^7) 

Aus dem Jahre 1362 wird endlich berichtet, dass der 
Vogt bei Verfolgung von flüchtigen Verbrechern hilfreiche 
Hand leisten soll. Die Verbrecher sollen, im Falle der Vogt 
abwesend ist, diesem ausgeliefert werden, „der mit ihnen 
fahren (verfahren) soll, wie Recht ist," welches Letztere auf 
Führung des gerichtlichen Processes deutet. ^^®J 

So ist der Vogt mit seinem Landgericht in höherer 
Civil- und Criminaljurisdiction der ordentliche Richter. Er 
kann daher füglich, was auch gelegentlich in den Quellen 



276) Cf. Büdely C. D. Br. L VI. No. 486, S. 307. 
377) Cf. Biedel, C. D. Br. L XX. S., 200, No. 29. Ceterum addi- 
cimuB pro vestro commodo et profectu, quod quicunque contra quem- 

Slam ex vobis egerit excedendo, sive in latrocinio vel furto authomici- 
io quicunque seu quocunque casu excessuum perpetraverit quod su^er 
eo judex loci illius sive sit civitas, sive villa, debeat duas sententias 
judicare et terciam sententiam ad nos deferendam Henricus de Werben, 
prenötatus noster Advocaius fidelis, riostro nomine judicdbü, 

278) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XXIII. S. 90, No. 129, (1362) : wir " 

heizen unsen ersamen Borgern und eeburn, di in der widighe (Vogtei?) 
tzn Leims gesessen sin, in den Landen, die dartzu gehorn Yrankenvord, 
M onkeberg und furstenwald unnd allen dornen, die dar tzu ghehorn, ap 
si enghe mher. Rober oder schedelike Lude Begripen oder ankörnen, 
da/r unse voide oder Hoptlude nicht met uf dem velde sin, dat sie die- 
selben sehedeKken Lude unsem voit in dem Lande zu Lübus, oder den 
egenanten steden in derselben widighen antworden sollen, di dar mid 
varen solen, cde recht ie etc. 
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vorkommt, ein Richter genannt und anderen Arten von Rich- 
tern in der Mark entgegengesetzt werden. ^^*> 

Anderer Meinung über den Umfang des Yogtamtes ist 
Riedel (M. Br. II. S. 478 f.), der die schwere Criminaljuris- 
diction, wenigstens was die Endentscheidung in dritter Klage 
betrifft; dem Markgrafen persönlich und nicht dem Landge- 
richte des Vogtes zuschreibt. Seine Hauptgründe sind: 

1. Ein argumentum a contrario. Es werde nämlich 
in einer Urkunde dem Vogt die Endentscheidung schweren 
Blutbannes ausnahmsweise und mit dem Bemerken, dass sie 
eigentlich vor den Markgraten gehöre, gegeben. (Cf. die 
Urkunde oben Note 277.) Allein es ist nur gesagt, dass 
der jedesmalige Dorf- oder Stadtrichter des Ortes, wo ein 
Verbrechen begangen, die erste. und zweite Klage richten 
solle, die dritte aber der Vogt. Des Letzteren Jurisdiction 
ist eine ' markgräfliche und steht im Gegensatze zu den 
meisten Dorfgerichten, die patrimonial zu sein pflegten, und 
zu den Stadtgerichten, die ebenfalls nicht immer als mark- 
gräflich angesehen werden können. Wenn es also heisst: 

tertia sententia ad Nos deferenda, 
so ist damit nicht gesagt , der Markgraf persönlich solle 
eigentlich über jene Vergehen richten, sondern sie sollen nur 
den markgräflichen Richtern, d. i. denen, die stets mark- 
gräflich waren, zugewiesen werden. 

2. Im Landbuch von 1375 (ed. Pidicin, S. 32) werden 
die Revenuen von den 4 markgräflichen Gerichten : Judicium 
curiae, Judicium advocatoiiim, Judicium injuriarum, Judicium 
supremum erwähnt. Von keinem dieser Gerichte würden Gefälle 
aus dem Blutbann berechnet, diese vielmehr gesondert unter 
dem Titel de Bxcessibus et eorum correctionibus aufgeführt, 
woraus zu schliessen, dass schwerer Blutbann in der mark- 
gräflichen Kammer unmittelbar geübt worden sei. — Auch 
hier steht der Zusammenhang des Landbuchs entgegen. Das 



279) Cf. Biedel, C. D. Br. I. VI. S. 11, No. 3, vom Jahre 1217, wo 
bei einer ScheDkung der gesamten Jurisdiction an einer Herrschaft ge- 
sagt wird: omnem justitiam tarn a4vocati qtiam eujusHbet alterius ju- 
dicis contulimus u. s. w. 
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Judicium injuriarum ist competent de poena sanguinis. 
Unter den Excessen, die nach Riedels Annahme definitiv 
nur in der markgräflichen Kammer entschieden wurden, ste- 
hen fast nur todeswürdige Verbrechen wie furtum, rapina, 
crimen falsi und alle Arten von injuriae et violentiae. 
Wenn nichts davon im Judicium injuriarum abgeurtheilt 
wurde, so ist nicht zu ersehen, was eigentlich zu demselben 
ressortierte. Auch der Ausweg ist unmöglich, dass das Ju- 
dicium injuriarum in den genannten CriminalfäUen etwa nur 
2 Klagen gerichtet habe, die dritte aber des Markgrafen 
Kammer. Denn es wird vom Judicium injuriarum ausdrück- 
lich gesagt: 

villani .... una cum judice president, jvs dictant et dif- 

ßniunt, 
was verständiger Weise doch wol nur auf eine End Sen- 
tenz (dritte Klage) gedeutet werden kann. 

Endlich sei ein allgemeiner Grund ausser den vorher 
schon angeführten gegen Riedel nicht verschwiegen. Wo 
hätte der Markgraf für die persönliche Erledigung der vie- 
len CriminalfUlle Zeit und Kraft hernehmen sollen, wo ist 
femer auch nur ein einziges Hofgerichtsurtheil über ein 
schweres Verbrechen eines Nicht-Ritterbüi'tigen bezeugt, und 
endlich warum übersieht Riedel das Zeugniss des Ssp. I. 2, 
§. 4, das dem Vogtgericht den Blutbann geradezu zuschreibt? 
Die richtige Ansicht, ob wol nicht aus guten Gründen, ver- 
theidigt Hälschner.«^»«) 

Die Personen, welche vor dem Vogtgericht Recht nah- 
men, sind alle Eingesessenen des Sprengeis, soweit sie nicht 
durch Exemtionen entzogen waren. Hauptsächlich traf dies 
die bei der Vogtei verbliebenen Dorfeinsassen, denn die 
Städte waren meist eximiert und hatten ihre besonderen 
Stadt-Richter. Zwischen Slawen und Deutschen fand hiebei 
kein Unterschied statt. 



278a) Brandenb. preuss. Strafrecht S. 9, Note 8. 
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l 14. 
Die Controlle der Vögte. 

Das deutsche Reich ist in einem gewissen Sinne um 
seine Ki*aft gebracht worden durch seine eigenen Beamten. 
Es fehlte an der Aufsicht, die die Amtspflicht den einzehien 
Vorstehern der Sprengel in Erinnerung brachte, und damit 
lockerte sich das Band, welches die einzelnen Theile zu- 
sammenhielt. Die Mark Brandenburg hat trotz eines nicht 
seltenen Wechsels seiner regierenden Häuser, trotz mancher 
Fehler in der inneren Verwaltung, namentlich in volkswirth- 
schaftlicher Hinsicht niemals ernstlich sich von der Ctefahr 
bedroht gesehen durch Eigenwillen, oder Wi^ersetdichkeit 
ihrer Beamten in Verfall zu gerathen. Zeiten der Unruhe, 
der allgemeinen Vernichtung des Wolstandes haben nicht 
gefehlt, aber Fälle, dass die grösseren und wichtigeren Be- 
amten den Markgrafen die Treue gekündigt und etwa in 
offener Empörung, was im deutschen Kelche so häufig vor* 
kommt, mit den auswärtigen Feinden gemeinschaftliche Sache 
gemacht haben, ist keine hervortretende, geschichtliche Er- 
scheinung. 

Der beste Grund dafür scheint gewesen zu sein, dass 
die Controlle der Beamten, insbesondere der wichtigen Vögte 
niemals gefehlt hat. Damit soll nicht gesagt sein, dass 
dieselbe jede üngehörigkeit hintertrieben, oder schnell zur 
Entdeckung und Bestrafung gebracht hätte. Im vorigen 
Paragraphen ist auf die reiche Zahl von Fällen, in denen 
Uebergriffe der Vögte zu rügen waren, aufmerksam gemacht 
worden. Aber im Allgemeinen blieben die Vögte ihrem 
Amte treu. Wie die Controlle bewirkt wurde, ist JRir die 
älteren Zeiten nicht ganz genau zu sagen. Es lässt sich 
annehmen, dass bei verhältnissmässig ruhigen Zeiten und 
so lange die Mark noch nicht zu einem sehr beträchtlichen 
Umfange angewachsen wai', der Markgraf persönlich jene 
Aufsicht geübt hat. Schon in den ältesten Zeiten, wird uns 
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berichtet, haben die Markgrafen durch vielfaches umher- 
reisen von einem Landestheil in den anderen persönliche 
Ueberzeugung von dem Zustande der einzelnen Vogteien 
zu gewinnen gesucht, eine Sitte, die, wie aus den ungemein 
verschiedenen Ausstellungsorten der Urkunden hervorgeht, 
auch im 14. und 15. Jahrhundert noch nicht verschwunden 
ist.*^^ Dass eine directe Abhilfe gegen etwaige üebergrifife 
der Vögte von Seiten der Markgrafen stattfand, beweist 
eine Zusage dieser Art, die der Markgraf im Jahre 1350 
an die Stadt Prenzlau macht, ^®^^ wonach er derselben „von 
seinen Vögten helfen will^ im Falle von Uebergriffen der 
Letzteren. 

Bald aber sahen auch^e Markgrafen ein, dass zu einer 
ununterbrochenen ControUe der Vögte ihre pei^sönliche, 
selbst angestrengteste Thätigkeit nicht ausreichend sei und 
dass eine dauernde Einrichtung zu diesem Zwecke begrün- 
det werden müsse. Sie fiengen wol zunächst an in den einzel- 
nen grösseren Ländercomplexen , wie in der Altmark, der 
Priegnitz, dem Havellande, dem Barnim, dem Teltow, der 
Zauohe, der ükermark, dem Lande Lebus und in der Neu- 
mark einen von den mehreren Vögten, die in jedem dersel- 
ben walteten, mit einer Oberaufsicht über die übrigen Vögte 
desselben Landes zu betrauen. Das Verhältniss des so zum 
inspicierenden Vogte Erwählten war das eines primus inter 
pares und gewählt wurde wol in der Kegel derjenige, wel- 
cher die bedeutendste Vogtei des Landes inne hatte, oder 
durch persönliche Eigenschaften dieses Vertrauens sich be- 
sonders würdig zeigte. Nur an wenigen Stellen lässt sich 
der Nachweis hiefür führen. 1474 wird Hans von Bredow 
Hauptmann zu Boitzenburg und in dem Ukerlande genannt ^^^^ 
und schon früher wird der Vogt von Driesen zugleich Land- 
vogt derNeumarkim Jahre 1457. ^*> Diese verhältnissmässig 

späten Zeugnisse scheinen den Oebrauch früherer Jahrhun- 
• 

. 280) Cf. Biedel, M. Br. n. S. 86. 

281) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XXI. S. 167, No. 104. 

282) Cf. oben §. 11, Note 214. 

283) Cf. oben §.11, Note 241. 
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derte darzulegen, so dass yon ihueo Rückschluss auf die 
Umstände in der ersten Hälfte des 14. Jahrhunderts ge- 
macht werden darf. 

AUmählig wurde indessen diese Einrichtung ebenfalls 
als ungenügend befunden. Man führte über die Vögte eiiies 
zusammengehörigen, grösseren Landestheils einen Aufsicht- 
beamten ein in der Person eines sogenannten Landvogts 
oder Landhauptmanns. Seit Beginn des 15. Jahrhunderts 
scheint dies allgemein geworden zu sein, schon im 14. Jahr- 
hundert kommt es sogar vor. In dieser Weise gibt es 
Land Vögte in der Altmark, *^^ der Priegnitz,^^^ im Havel- 
lande und Glin,*^> im Barnim mit dem Hauptsitze Berlin. ^^"^^ 
Es gibt Vögte über die Mittelmark überhaupt, welche wol 
Havelland, Barnim, Teltow, Zauche und vielleicht Lebus 
zusammenfasste.^^^ Endlich gibt es Landvögte in der üker- 
mark*®^^ und in der Neumark, die auch den Namen der 
Vögte „ober Oder*' führen, ^^o) 

Das Amt des Landvogtes war hauptsächlich, die ihm 
untergebenen, einzelnen Vögte möglichst sorgfältig zu über- 
wachen. In der Bestallung des Hans von Wedel im Jahre 
1381 (Note 290) wird in Beziehung auf die innere Verwal- 

284) Cf. Biedel, C. D. Br. I. V. S. 484, No. 373 (1414): S. 341, 
No, 89 (1365). XV. S. 411, No. 452 (1488). XVI. S. 28, No. 33 (1385), 
S. 54, No. 62 (1429). 

285) Hans Rohr 1432 cf. Biedely C. D. Br. I. II. S. 287, No. 28 ; 
Hans von Lindow 1497 ibid. ,S. 292, No. 34 und 1478 IV. S. 104, 
No. 89. 

286) Lippold von Bredow cf. Biedely C. D. Br. I. VH. S. 118. 

287) Die Grafen von Sehwarzburg 1403 cf. Büdel^ C. D. Br. I. VH. 
S. 119. Tile Brügge 1361 I. XI. S. 57, No. 82. Vgl. über die Vogtei 
Berlin-Barnim oben §. 11 bei Note 200—203. 

288) Graf Albrecht von Lindow im Jahre 1440 cf. Miedelf C. D. Br. 
I. IV. S. 96, No. 77; Lippold von Bredow (1392; cf. Biedel, 1. c. XIL 
S. 167, No. 20. 

289) Hans von Bredow und Lüdeke von Arnim 1463 c f. Bi edel, C, 
D. Br. I. VIL S. 165, No.71, Ludicke von Arnim 1458 I.e. VEI. S.417, 
No. 461. Hans von Arnim 1536 a. 0. XXL S. 508, No. Ss. 

290) Hans von Wedel im Jahre 1381 cf. Biedel, C.D.Br. L XVIIL 
S. 234, No. 30; Gebhardt von Alvensleben (1369) 1. e. V. S. 344, No.95. 
Johann von Wedel (1356) XL S. 51, No. 72. Otto von Sliewen (1354) 
XVIIL S. 226, No. 20. Jan von Wartenberg (1396 und 1400) ibid. 
S. 243, No. 44 und XIX. S. 285, No. 174; Wolf Borck (1528) 1. e. S. 211, 
No* 155. 
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tuDg dem Landvogte das Recht gegeben alle Landrichter, 
Heidereuter, Förster und Landambachtleute einzusetzen 
und abzusetzen. Er hatte also ziemlich freies Schalten 
und Walten im Lande und durfte sich gewiss auch in die 
Jurisdiction der Vögte einmischen. Zuweilen wie in der 
ebenerwähnten Urkunde wird der Jurisdiction ausdrücklich 
gedacht; auch wo das nicht geschieht, wird man annehmen 
können, dass es ihm freigestanden die Gerichte zu inspi- 
cieren. In einigen Fällen jedoch kommt es vor, dass er 
von den Gerichten ausgeschlossen wird und der Markgraf 
dieselben sich persönlich vorbehält. So geschah es 1528 
bei Bestellung des Landvogtes in der Priegnitz.^^> Solche 
Einschränkungen des Landhauptmanns darf man füglich 
als Ausnahmen betrachten, die nur in ganz besonderen Um- 
ständen ihren Grund gehabt haben werden. 

Die Analogie des Vogts mit dem Landhauptmann ist 
überall erkennbar, nur dass der Letztere den Vögten gegen- 
über die Person des Markgrafen repräsentiert. Daher ver- 
einigt derselbe mit seiner Aufsicht über die innere Verwal- 
tung auch in militärischer Hinsicht das Recht der Oberan- 
führung über das Heeraufgebot der ihm untergebenen 
Vogteien.*®^^ 

Welche Bedeutung der Landvogt für die Jurisdiction 
über gewisse , von den Vögten eximierte Personen hatte, 
wird sich an späterer Stelle zeigen ;*^^> sie beruht auf dem 
Grunde, dass der Landvogt die Person des Markgrafen 
selbst darstellt. 

Gelegentlich führt der Landvogt auch wol die schlichte 
Bezeichnung Hauptmann, die ebenso auch für den Vogt 
vorkommt, welcher Letztere von dem als Hauptmann be- 
zeichneten Landvogt wol zu unterscheiden ist. Im Jahre 



291) Cf. von Raumer, C. D. Br. II. S. 282, No. 68: Es sollen 

die gerichte «6er den Adelig Burger und pawem one miteUpleiben und 
zustendigk sein. — Ohne Mittel d. h. direct unter markgräflicher 
.A.iifsicli1i 

292)* Cf. Müdel, C. D. Bn L XVIII. S. 234, No. 30. 
293) Cf. Cap. VI. 
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1435 wird dem Guno von Eickstedt bei Erwerbung des 
Schlosses Arneburg vorgeschrieben, er solle, wenn er zu 
dem Ackerwerke Dienste bedürfe, es dem Hauptmann, oder 
dem Vogte desselben zu Tangermünde anzeigen. *^^ 



DAS VERHÄLTNISS DES VOGTGERICHTS ZU DEN 
DORPGERICHTEN UND ZUR LANDLICHEN PATRI- 

MONIAL-JÜRISDICTION. 



§. 15. 
Die Competenz der Dorfgerichte in der Vogtei. 

Die Dorfgemeinde ist die natürliche Unterabtheilung 
der Vogtei. Dass auch sie ihren besonderen Vorsteher hat, 
würde man von Hause aus annehmen müssen, wenn auch 
nicht die Rücksicht auf die Geschäftüberlastung des Vog- 
tes solche in der Gemeinde thätigen und stets gegenwärti- 
gen Beamten zur Nothwendigkeit machten. Dem allgemei- 
nen Grundsatze getreu, ist auch der Dorfschulze in der 
Mark (praefectus) mit verschiedenen Functionen betraut. 
Er hat ebensowol polizeiliche, administrative und richterli- 
che Geschäfte zu besorgen. Ein klares Bild von seiner 
Thätigkeit zu gewinnen ist für den heutigen Forscher so 
leicht nicht, weil er sich in einem engen Kreise bewegte, 



294) Cf. Biedel, C. D. Br. I. VI. S. 201, No. 267: das sol er hassen 
von JBredowen, uuserm haubimanuy oder seinem wiffte eu Tangermund 
verkündigen. 
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WO die meisten Angelegenheiten mündlich abgemiicht war* 
den, mithin weder die Wichtigkeit der einzelnen Geschäfte, 
noch die Form ihrer Erledigung eine Veranlassung zu ur- 
kundlicher Aufzeichnung gaben. Eine normale Einsicht in 
die Competenz des Dorfschulzen als Beamten, geben eigent- 
lich nur die der Zahl nach geringen Zeugnisse in Betreff 
von Dörfern, die bei der Vogtei verblieben sind. Denn die 
vielen, patrimonial verwalteten, hintersässisch gewordenen 
Dorfgemeinden werden zwar im Allgemeinen ziemlich nach 
Analogie der markgräflichen Dorfschulzen behandelt worden 
sein, ihre Einrichtungen werden oft einen analogen Schluss 
auf die Zustände von Dörfern der Vogtei zulassen, im Ein- 
zelnen aber hat sich doch wol Manches nach den besonde- 
ren Verhältnissen der betreffenden Herrschaft eigenthümlich 
gestaltet, so dass das BUd in der einen oder anderen Hin- 
sicht getrübt wird. Während also die Natur der Patrimo- 
nialdörfer zu einer gewissen Ejritik ihrer Zustände auffor- 
dert, stellt die grössere Gleichmässigkeit der rechtlichen 
Beziehungen in der Vogtei, insbesondere zwischen dem Dorf- 
schulzen und dem Vogte die Grenzen der beiderseitigen 
Amtbefagnisse schärfer vor Augen und repräsentiert ge- 
wissermassen den Typus der Dorfverwaltung. Leider sind 
die Nachrichten insbesondere von Vogteidörfern so spärlich, 
dass von Patrimonialdörfem auf sie analog zu schliessen 
nicht vermieden werden kann. 

Zunächst erscheint der Dorfschulze, wie es auch heut- 
zutage noch in diesem Amte liegt, als Verwalter der Ort- 
polizei. Ausdrücklich wird dieselbe zwar in Urkunden, ins- 
besondere für markgräfliche Dörfer nicht bezeugt. Aber schon 
was der Ssp. 11. 55. von der verbindlichen Kraft der Be- 
schlüsse sagt, die der Bauermeister mit der Majorität der 
Gemeinde macht, ist gewiss vorzugweise auf polizeiliche 
Fürsorge des Dorfschulzen für die Orteinwohner zu bezie- 
hen. Auch aus äusseren Handlungen des Schulzen darf man 
den Schluss auf die polizeiliche Aufsicht, die er übte, ma- 
chen. Demselben wird im Jahre 1423 vom Markgrafen zur 
Pflicht gemacht den Krugverlag beim Krüger seiner Ge- 
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meinde gehörig zu regulieren.^) Nach dem Wortlaute der 
Urkunde hat der Dorfirichter (d. i. der Schuke) mit dem 
Dorfgerichte das Mass för das Verschenken und für den 
Umfang der Kruggerechtigkeit festzusetzen. Der in der Ur- 
kunde erwähnte Ortel von Gzemen scheint der competente 
Vogt des in Rede befindlichen Dorfes Hindenburg zu sein, 
der die Execution der dorfgerichtlichen Festsetzungen be- 
sorgt. Es ist hienach kein Zweifel, dass der Dorfschulze 
mit seinen Gerichtmännem das Mass des Ausschanks be* 
stimmt und somit sich in einer rein administrativen Sphäre 
bewegt. 

In gleicher Stellung tritt der Dorfschulze auf, wenn 
uns berichtet wird, dass er die landesherrlichen Abgaben 
einzuziehen und abzuliefern habe.^^^ Im Jahre 1543 han« 
delt es sich um den Verkauf eines markgräflichen Kammer^ 
gutes mit seinen Dörfern an die von Kökeritz. In derVer- 
kaufs'Urkunde werden die Dorfrichter angewiesen die Ab- 
gaben (die Pflicht), die sie einzuziehen haben^ an den neuen 
Käufer gehörig zu entrichten. Auch hier sieht man ganz 
ähnlich wie beim Vogte die financielle Seite des Doorfschul- 
zenamtes. Die Abgaben müssen im vorliegenden Falle vor 
dem Vericaufe an den Kurfürsten gegeben worden sein, und 
zwar höchst wahrscheinlich zu Händen des Vogtes, oder 
seines Kastners, wie sie nach demselben dem neuen Käufer 
zukommen sollen. 

Endlich eine polizeiliche Thätigkeit in genauerer Be- 
ziehung zur Criminaljurisdiction ist zu erblicken in der schon 



296) Cf. Biedel, C. D. Br. L VI. S. 200, No. 261: Das Wir (der 
Markgraf) .... Bule, kruger . . . . , von besunderen gnaden gegunett 
nnd erlaubett haben, das er allein und sanst nymant eynen erbkruchk 
do haben und hier seilen oder schenken und eynen yeczliehen ein Bed- 
lieh mas, als Im dann Ortel' von Gzemen nach Rat dis Bichters und 
der pawr daselbst seczen wirdet, geben sei. 

296) Ci. Biedel, C. D. Br. I XIII. S. 306 , No. 148 (1543): Der Kurfürst 
verkauft ein Kammergut (mit allen Dörfern) : wie wir dann auch darauff 
die Bichter aüer Dö^er von wegen äUer Leuth an den von Kokeritz 
nnd folgends Käuffer angewiesen sich mit endirichtung ihrer phligt in- 
halt eines registers, deren wir nichts femer entwenden wöltenj neben 
e^uldigen gehorsam zu haUen. 
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frölier erwähnten, auch durch den Sachsenspiegel bezeugten 
Rügepflicht des Dorfschulzen (oder, wie ihn der Ssp. nennt, 
des Bauermeisters) für erheblichere Vergehen. ^^^ Zunächst 
ist damit ausgesprochen, dass der Dorfschulze auf alle De- 
licte in seinem Dorfe ein aufmerksames Auge haben soll 
und, wenn er deren erfährt, gewiss auch die vorläufigen 
Ermittelungen des Thatbestandes so weit zu fuhren hat, 
dass in dem Landgerichte ein Anklageverfahren darauf ge- 
gründet werden kann. 

Auf diese Weise sieht man im Kleinen bei dem Amte 
des Dorfschulzen sich wiederholen, was für einen grösseren 
Umkreis und für wichtigere Geschäfte bei dem Vogte beob- 
achtet worden. Auch in richterlicher Beziehung ist die Stel- 
lung des Dorfschulzen eine ganz ähnliche. 

Er ist Vorsitzer und äusserer Leiter eines Dorfgerich- 
tes, das mit den Bauern der Gemeinde besetzt ist. Er ist 
nicht selbst Urtheiler, sondern er verkündet nur das von 
den Beisitzern gefundene Urtheü, er erhält die äussere Ord- 
nung in den Gerichtsitzungen und wahrt den rechtmässigen 
Gang des Proceßses. An dieser Stelle ist die Frage nach 
der Competenz des Dorfschulzengerichtes von besonderer 
Wichtigkeit. Schwierigkeiten ftu- Beantwortung derselben 
entspringen aus der höchst zweifelhaften und andrerseits 
lückenhaften Natur der^ Quellenüberlieferungen. 

Fast nirgends wird ex professo die Grenze für die 
Thätigkeit des Dorfgerichtes beschrieben. Aus gelegentlich 
auftauchenden, überdies sehr seltenen Acten desselben muss 
man entnehmen, was Gegenstand seiner causalen Competenz 
sein konnte, ohne dass man darum weiss, was nicht vor 
den Dorfrichter gehörte. Zu einem vollständigen Bilde von 
der Competenz eines Gerichtes gehört, dass man deutlich 
erkenne, wo die Jurisdiction desselben aufhört. Und dies 
gerade genau zu fixieren ist für die iuärkischen Dorfge- 



297) Cf. oben §. 13 bei Note 276. Vgl. ferner eine ähnliche Rüge- 

E flicht für die Schulzen der hintersässiscnen Dörfer des Stiftes Havel- 
erg 1344 bei jRiedel, C. D. Br. I. UI. No» 45, S. 179. 



160 QBSCHIOHTE DBB OBBI0HT8-YBBFA88UHO. 

richte ungemein schwer. Eis fehlt zwar nicht an kurzen 
Aeusserungen über den Charakter der Dorfjustiz, aber die 
dabei gewählten Ausdrücke sind so dunkel, obwol damals 
gewiss allgemein verständlich gewesen, dass der heutigen 
Forschung nicht weit geholfen ist, wenn man auch weiss, 
dass im Dorfgerichte das ^Judicium majus et minus^, 
das ^hogeste und sideste Gericht^, die ^summa et 
pedanea Jurisdiction, das ^us bassum et altum'^ und 
was dergleichen Ausdrücke mehr sind, gehandhabt wurde. 
Was ist in dieser jurisdictio enthalten, ist die stets wieder- 
kehrende Fra^, für welche nur mit Mühe eine annähernd 
befriedigende Antwort gefunden wird. 

So viel wird man, ausgehend von dem Character des 
Dorfschulzenamtes, das als Hilfs- und Unteramt für den 
Vogt erscheint, annehmen können, dass es wie einen enge- 
ren Kreis, so auch eine niedere Gompetenz hatte als das 
Vogt- oder Landgericht. Der Vogt konnte zunächst die 
Ausfuhrung der Verordnungen, die er ergehen lassen musste, 
nicht bis in die einzelnen Dorfgemeinden hinein überwachen. 
Dass also in dieser Hinsicht der Dorfschulze sein Substitut, 
oder Grehilfe war, ist ohne Weiteres als unzweifelhaft anzu- 
nehmen. In Hinsicht auf die Jurisdiction konnte dem Vogte 
und seinem Landgerichte unmöglich die Aburtheilung aller 
der unzähligen, kleinen Bechtshändel aufgebürdet werden, 
welche in den Dörfern in civiler wie crimineller, oder poli- 
zeilicher Hinsicht niemals aufhörten. Kleine, persönliche 
Ansprüche eines Bauern gegen den andern, Forderungen 
auf einzelne Terminalzahlungen von Beallasten, Injurien, oder 
leichte Körperverlet^pungen, die bei den vielen Schlägereien 
im Dorfkruge, oder auf dem Felde gewiss keine Seltenhei- 
ten waren, Contraventionen gegen die Feldpolizei und drgl. 
mehr waren Sachen, die für den Geschäfikreis des Vogtes nicht 
bedeutend genug und andrerseits zu zahlreich waren, um hier 
ihre Erledigung zu finden. Zweifelhafter könnte man schon 
werden über Streitigkeiten in Betreff von Bauergütern, mö- 
gen dieselben nun, was wol die Regel, Brbstreitigkeiten, 
oder einfache Vindicationen gewesen sein. Oben ist hervor- 
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gehoben worden, dass die Vogtgerichte Processe über 
Grundstücke als einen Theil der wichtigeren Civiljurisdic- 
tion zu ihrer Competenz gezogen hatten. Dass sie mithin 
auch Bauergrundstücke zu ihrer Gerichtsbarkeit rechneten, 
scheint also eine zulässige Annahme zu sein. Dennoch muss 
wol das Gegentheil als geltendes Recht angesehen werden. Die 
Quellen unterstützen das einigermassen. 

Bekanntlich galt in der Mark Brandenburg sächsisches 
Recht und besonders der Sachsenspiegel. Des Letzteren 
Vorschriften werden so lange auch für das märkische Ter- 
ritorium als giltiges Quellenzeugniss angesehen werden kön- 
nen, als directe Abweichungen^ nicht erwiesen sind. Dieses 
Rechtsbuch aber^^®^ unterwirft den klagenden Nichtdorfein- 
sassen nicht nur der Dorfjurisdiction, sondern auch dem 
dort geltenden Localrechte, wenn es sich um Erbe, Gut, 
oder Schuld h«indelt. Daraus ergibt sich deutlich, dass vor 
dem Dorfgerichte um Erbe (d. i. unbewegliches Gut) geklagt 
werden kann, wobei gewiss, ob der Kläger ein'Dorfeinsasse 
war, oder nicht, keinen Unterschied gemacht haben wird. 
Wäre das sächsische Landgericht des Grafen competent, 
80 ist nicht ersichtlich, warum davon keine, auch nur ent- 
fernte Andeutung gemacht worden wäre. 

Die märkischen Quellen unterstützen dieses Resultat 
nur sehr indirect dui'ch das ^mehrfach vorkommende Zeug- 
niss, dass Auflassungen an Grund und Boden, und zwar ge- 
rade an Bauergrundstücken im Dorfgerichte geschehen. '^^^' 
Es ist wol kein ganz unzulässiger Schluss, dass, in welchem 
Gerichte die Auflassung von Grundstücken erfolgt,' eben da 
auch die sti'eitige Gerichtsbarkeit zum Austrag gebracht 
worden sei; der älteren, deutschen Anschauung wenigstens 
widerspricht es nicht. " Als negativer Beweis mag es noch 



298) Cf. Ssp. III. 79, §. 2: Nen uiwendich man n'is ok plichtich 
in deme dorpe to antwerdene na irme sunderliken dorprechte, mer na 
gemeneme lantrechte; he ne klage dar up erve, oder uppe gut, oder 
umme scuU, 

299) Cf. Riedel, I. XVI. S. 423, No. Ö3 (1300). V. S. 315, No. 32, 
(1337); VIII. S. 322, No. 326 (1378); S. 361, No. 380 (1389) u. a. 

KÜHMS, OBUGHTB-TBSFASSVKG. H 
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dieneD, dass Streitigkeiten um Bauergrundstücke im Land- 
gerichte des Vogtes nicht vorkommen, sondern nur, wo es 
sich um Ansprüche auf ganze Dörfer, oder HeiTschaften 
handelt. Nach einer gewissen, natürlichen Theilung erscheint 
der grosse Grundbesitz vor dorn Vogtgericht, der kleine, 
bäuerliche vor dem Dorfgerichte als Streitobject. 

Nachdem die Competenz des Dorfschulzen für bäuer- 
liche Immobilien festgestellt worden, ist es natürlich, dass 
geringere, auf unbewegliches Gut Bezug habende Ansprüche 
ebenfalls vor demselben erörtert worden sind. Forderungen 
aus Rfeallastcn, persönliche Vertragsschulden unter den Dorf- 
einsassen waren wegen ihres noch geringfügigeren Werthes 
dem Dorfgerichte zugewiesen. Trotz mangelnder, speciell 
märkischer Quellenstellen ist das aus dem vorbemeritten 
Artikel des Sachsenspiegels zu entnehmen, wonach auch 
um Schuld vor dem Dortgerichte geklagt werden kann. 

Leichtere Delicte und Polizeiübertretungen werden im 
Allgemeinen dem Dorfschulzen zugefallen sein. Von einem 
von Gröbenschen Patrimonialdorfgerichte wird sogar aus 
dem Jahre 1335 bezeugt, dass selbst ritterbürtige Personen 
wegen etwaiger Excesse, wozu wol Hader, Zank und Feld- 
frevel vorzugweise zu rechnen sind, vor demselben zu Recht 
stehen müssen. ^^^ Noch zwei Jahrhunderte später, nämlich 
1533 ordnet der Kurfürst ausdrücklich bei Gelegenheit einer 
Grenzberichtigung an, dass jeder Zank, Hader, Thätlichkeit 
auf der neu regulierten Feldmark des Dorfes von dem näch- 
sten Dorfschulzen gerichtet werden soU.*'*^ Man kann nicht 



300) Cf. Riedel, C. D. Br. I. X. S. 463, No. 23a. : Etiam si aliquem 
excesBum nuncupatus Hellenbertus (de Falkenrede) et sui filii, vel sua 
familia perpetrant, illum praefectus (villae .Barnim) praememorati Do- 
mini de Groben et suorum Heredum verorum debet judicare. 

301) Cf. Biedel, C. D. Br. I. X. S. 376^ No. 271: Wo ettJwas wider- 
will, zcank unnd haders geschee unnd tetthchs furgenomen uff die he- 
ben der von Schmergow, so über die huffein nach Pheben wart liggen, 
worde, das soll allezeit im gerichte von Pheben gehören und der SchuUze 
doselbst soll macht haben darüber na^h der der herschafft m richten. — 
Riedel sieht in der Urkunde (wie die von ihm verfasste Ueberschrift 
beweist) eine Competenz des Phebenschen Dorfschulzen über künftige 
Grenzstreitigkeiten. Er scheint zu übersehen, dass der Dorfschulze 
nur allen Zank und ThätlicU[eit auf den Heben des Dorfes Bchmergow, 
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aimelimen, dass etwa in dieser Urkunde der Kurfürst aus- 
nahmsweise dem Dorfschulzen von Pheben eine Delictsjuris- 
diction besonders verliehen habe. Die Neuerung besteht 
nur darin, dass er diese Gerichtsbarkeit auch haben soll an 
einem nahe belegenen Theile der schmergowschen Dorfmark, 
für die Dorf Phebenschen Aecker wird dieselbe als selbst» 
verständlich behandelt. Wie weit die Delictsjurisdiction des 
Dorfschulzen sich erstreckt habe, ist aus märkischen Quel- 
len nicht zu entnehmen. Eine Andeutung enthält nur der 
Sachsenspiegel (II. 13, §. 1, 2), wonach Diebstahl imDorfe 
unter einem Werthe von drei Schillingen vom Dorfschulzen 
nur dann gerichtet werden sollen, wenn die That noch nicht 
übernächtig sei. Selbst kleine Diebereien also überschreiten, 
vom Falle handhafter That abgesehen, die Competenz de« 
Dorfrichters. 

Nachdem der Umkreis der dorfgerichtlichen Competenz 
in civiler wie crimineller Hinsicht erörtert jwrorden, ist es 
nunmehr an der Zeit, die räthselhaften , schon vorher be*- 
merkten, allgemeinen Bezeichnungen der Dorfgerichtsbarkeit 
in Betrachtung zu ziehen. In einer unzähligen Menge von 
Urkunden werden Dörfer veräussert mit dem hogesten 
und sidesten Gerichte. Andere gleichbedeutende Ausr 
drücke, die in den verschiedenen Stellen gebraucht werden, 
hier aufzuzählen ist für den augenblicklichen Zweck unwe- 
sentlich. Die gewöhnlichste, lateinische Uebersetzung ist 
Judicium supremum et infimum, ein Ausdruck, der im Lantf- 
buche Karl's IV. von 1375 sehr häufig wiederkehrt und na- 
mentlich in der berüchtigten Stelle über die Gerichtsver- 
fassung der Mark (Bl. 37)^^^^ wenigstens als Judicium su- 
premum vorkommt. In den mannigfaltigsten Formen und 
Spielarten wird dieses Gegensatzes Erwähnung gethan. 
Höchstes und niederstes Gericht kommt vor ebenso wol am 
ganzen Dorfe und seiner Feldmark (was die Regel bildet) 

ffdie nach Dorf Phdfen au liegen,** richten doli. Der Delictsgesichts- 
punkt waltet hier ofifenbar vor und der Schuhe übt diese Jurisdicttou 
an ei^m oahe belegten Xlieile der schmergowschen DorfiAark. < 

302) Cf. Fidicin, Landb. KarPs IV. v. 1376, S. S2. 

11* 
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als an der Dorfstrasse^ an einem Gewässer, das zur Dorf- 
mark gehört, an dem einzelnen Hofe. Kein Unterschied 
gilt dabei zwischen Veräusserungen , die vom Markgrafen 
ausgehen, und solchen, wo ein einzelner, herrschaftlicher 
Grundbesitzer, ein Stift, ein Bischof, eine Stadt als Ver- 
äusserer, oder Erwerber erscheinen. 

An diesem Orte fiagt es sich, was bedeutete das 
höchste und niederste Gericht in Dörfern der mark- 
gräflichen Vogtei? Denn es ist viel wahrscheinlicher, 
dass die Verhältnisse auf patrimonialem Grund und Boden 
sich nach Analogie der markgräflichen Dorfgerichtsbarkeit 
gebildet liaben als umgekehrt. Die Veräusserung eines 
markgräflichen Dorfes mit der betreflfenden Jurisdiction an 
eine Privatperson ist hiebei hauptsächlich in das Auge zu 
fassen, weil sicherlich in der Regel das veräusserte Dorf 
in derjenigen Verfassung, mit eben denjenigen Pflichten, 
Abgaben und mit dem Umfange, wie es unter der Herrschaft 
des Markgrafen sich befunden hat, an den Erwerber wird 
übergegangen sein. Die Annahme, dass der Markgraf bei 
der Veräusserung zu Gunsten des Erwerbers neue Rechte 
constituiert, z. B. etwa der Dorfgerichtsbarkeit mit dem so- 
genannten Judicium majus eine Erweiterung hinzugefügt hätte, 
darf wol kaum präsumiert, sondern muss direct erwiesen 
werden. Es fehlt nun an Veräusserungen der Markgrafen 
von Dörfern mit dem höchsten und niedrigsten Gerichte an 
Ritter, Stifter und Städte keineswegs. ^^^ 

Der in den deutschen Rechtsquellen überhaupt häufig 
vorkommende Ausdruck von hoher, oder höchster Jurisdic- 
tion, Hochgericht und dergl. bedeutet in der Regel den 
Blutbann. Dass dies indessen in dem Judicium supremum 
des märkischen Dorfgerichtes nicht enthalten sein kann, 
zeigen die vielen Urkunden, in denen bei der Veräusserung 
des höchsten und niedrigsten Gerichts an einem Dorfe 

303) Cf. Gercken, C. D. Br. IL S. 447, No. 248 {auch abgedr. bei 
B4edel, C. D. Br. I. XIII. S. 232 und 234, No. 44). Vgl. ferner Gercken^ 
C. D. Br. V. S. 422, No. 18; VII. S. 396, No. 8 und Biedel, C. P. Br, 
I. I. S. 495, No, 35. 
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ausdrücklich hervorgehoben wird, dass das Judicium manus 
et colli'*, das Gericht an Hals und Hand und dergl. mehr 
ausdrücklich mit dem höchsten und untersten Gerichte ver- 
liehen sein solle. ^^'^^ Wäre dasselbe also in einer der letz- 
teren beiden Categorieen an sich schon enthalten, so wäre 
die besondere Brwähnung^^^ des Blutbannes unerklärlich. 

Demnach muss der Gegensatz des höchsten und nieder- 
sten Gerichtes in märkischen Dörfern eine andere Bedeu- 
tung haben. Beide sind andrerseits nicht wesentlich mit 
einander verbunden. Es kann sehr wol vorkommen, dass 
das Judicium infimum in der einen Hand ist und das Judi- 
cium supremum in einer anderen. Schon die vorerwähnte 
Stelle des märkischen Landbuchs von 1375 (cf. oben Note 302) 
erwähnt das Judicium supremum allein, aber auch Veräusse- 
rungeu von Dörfern, oder Grundstücken kommen oft genug 
in den Quellen vor, bei denen der Veräusserer sich das 
Judicium infimum vorbehält und das supremum überträgt. ^^> 

Wo urkundlicher Beweis unmöglich (und in der That 
äussert sich keine Urkunde über die Competenzverschieden- 
heit des Judicium majus vom Judicium infimum bei Dörfern), 
da muss Analogie eine Aushilfe bieten. Im Umkreise der 
normalen, vollständigen Dorfgerichtsbarkeit sind zu unter- 



304) Cf. auch von Baumer ^ C. D. Br. II. S. 202; Gercken, C. D. 
Br. III. S. 307, No. 178; Vü. S. 115, No. 39; Vin. S. 462, No. 38; 
B\ßdel, C. D. Br. LH. S. 315, No. 15; VI. S. 36, No.ö3; S.37, No.56; 
XIII. S. 485, No. 5; S. 345. No. 53; XXI. S. 21, No. 33. 

304a) Im engeren Kreise ist der Dorfgerichtsbarkeit analog die 
Zaungerichtsbarkeit. Sie wird ebenfalls mit höchsten und sidesten 
Bechten, sogar mit Hals und Hand gewährt Cf. darüber den folgen- 
den §. 16. Besonders belehrend ist darüber eine Urkunde über eine 
Zaungerichtsbarkeit in den Dörfern Dobertsyq und Spighelhagen in der 
Nähe von Perleberg, bei Biedel, C. D. Br. f. I. S. 124, No. 3: In super 
excessus guoslibet in ntanum sive in collum peccantes judicabunt et hoc 
in curia contingentes; si vero extra curiam evenerint, tunc civili spec- 
tant judicio vel communi. Welches Verbrechen an Hals und Hand 
nicht binnen der eximierten Zäune vorfällt, gehört nicht vor die Zaun- 
gerichtsherren, sondern vor das Landgericht, nicht aber vor das 
Dorfgericht. 

305) Cf. Biedel, C. D. Br. L VI. S 31, No. 45 (1351): Der Mark- 
graf überträgt einem Bürger von Werben: supremum Judicium super 

uno cum dimidio manso exclvso infimo ju- 

dieio ei censu. 
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scheiden Civiyurisdiction über Bauergüter, um bewegliche 
Sachen und persönliche Forderungen, auf der anderen Seite 
Criminayurisdiction über Contraventionen der Orts- und 
Feldpolizei, leichte Dclicte wie Injurien, leichte Körperver- 
letzungen und dergl. Wie schon bemerkt, muss die Ge- 
samtheit dieser Jurisdictionsrichtungen den VoUbegriflf des 
Judicium majus et minus ausmachen; denn in diesem Zu- 
stande mit der ausdrücklichen Bezeichnung der Dorfgerichts- 
barkeit als Judicium majus et minus werden mariegräfliche 
Dörfer der Vogtei veräussert. Wenn man als feststehend 
betrachten kann, dass im übrigen, sächsischen Rechte, na- 
mentlich auch in der Mark Brandenburg als die höhere Ju- 
risdiction erscheint die über Grundstücke und über schwere 
Verbrechen, so ist es nicht unwalirscheinlich, dass auch in- 
nerhalb der Dorfgerichtsbai'keit als das Judicium m^yus die 
Jurisdiction über bäuerlichen Grundbesitz und die über De- 
licte zu betrachten ist, sofern diese etwa über einfache Feld- 
und Ortspolizeicontraventionen hinausreicheu« Im Verhält- 
niss zur höheren Jurisdiction des Vogtes erscheint also 
dieses Judicium majus des Dorfrichters als eine niedere Ju- 
risdiction, aber innerhalb der Dorflurisdiction erscheint sie 
gegenüber leichten Scliuld- und Mobiliaransprüchen unzwei- 
felhaft als die ausgezeichnetere, die, wenn einmal ein Gegen- 
satz constituiert wurde, als Judicium majus sehr wol be- 
zeichnet werden konnte. 

Diese Annahme steht im Widerspruche mit den bisher 
ausgesprochenen Meinungen in der Literatur. Biedel sowol 
wie von Raumer^^ betrachten das bei den Dorfgerichten 
erwähnte Judicium supremum als die eigentliche Blutgerichts- 
barkeit, welche bei Veräusserungen eines Dorfes mit ober- 
stem und niederstem Gerichte auf den Erwerber übergegan- 

306) Cf. Biedel, M. Br. IL S. 483 ff. und von Baumer, C. D. Br. 
II. S. 118. Biedel bleibt sich übrigens nicht getreu, wenn er (M. Br.IJ. 
S. 521) sagt: dass das oberste ^nd Aöc^^^e Gericht weder in den Städtep, 
noch auf dem platten Lande die unbesehrankte Crinunaljnrisdiction 
(näinlich bis an Hals und Hand) enthalten habe. Cf. auch ibid. S. 527- 
(L c. S. 484). Dass das Judicium supremum in Dörfer^ den Blutbavin 
enthalte, vertheidigt auch Walter^ Rechtsgesch , (2. Aug.) U. % 621. 
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gen sei. Gründe für diese Ansicht führen Beide nicht an. 
Denn es ist wol nur ein lapsus calami des verdienten; mär- 
kischen Forschers, wenn ßiedel als Grund fiir den von ihm 
behaupteten Inhalt des Judicium supi*emum als Blutbann .an- 
zuführen scheint, dass der Herr von Borst£|.l im Dorfe 
Schinne als Inhaber des höchsten und sidesten Gerichten 
erwähnt werde. Ein Oausalnexus dieser Thatsache mit dem 
thema probandum ist gar nicht zu erkennen. 

Darin aber muss man Riedel beistimmen, dass der Ge- 
gensatz des Judicium supremum et infimum auf eine wirk- 
liche Competenzverschiedenheit deutet und nicht etwa 
bloss einen financiellen Sinn hat. Ea ist nämlich eine land- 
läufige, weniger in der Literatur direct begründete als ge- 
legentlich sujftauchende Meinung, dass, wenn bei einem Dorfe 
dem Erwerber das oberste und niederste Gericht, oder nur 
eines von beiden übertragen werde, die wirkliche Ausübuiig 
der Dorfg^icHtsbarkeit von einem solchen Vertrage gar 
nicht betroffen werde, sondern nur die Vertheilung der G^- 
richtsgefalle. Im Falle des verliehenen Judicium supremum 
behalte der Markgraf zwei Drittel der Gefälle und ein Drit- 
tel gelange an den anderen Theil. Man kann zugeben, dass 
das hauptsächlichste Motiv bei Erwerbung der Dor%ericht8- 
b^keit das pecuniäre Interesse an den Gefällen und Straf- 
geldern gewesen sein wird, aber gerade um die Vertheilung 
derselben richtig vorzunehmen, wird es nöthig gewesen sein, 
wenn der Eine das Judicium infimum und der Andere das 
supremum hatte, zu wissen, von welchen Rechtsstreitigkeiten 
die Gefälle dem Einen und von welchen dem Anderen zu- 
zuweisen seien. Also gerade auch die äusserlichste Betrach- 
tungsweise des Verhältnisses fährt nothwendig zur Annalxme 
eines jurisdictionelleu Gegensatzes, wenn man nicht jede 
Vernunft aus dem Ausdrucke: Höchst und sidest Gericht, 
oder Judicium supremum et infimum vertreiben will. Nach 
•der obigen Auffassung wür'den dem Inhaber des Judicium 
supremum mit der Ausübung der Justiz über bäuerlichen 
Grundbesitz und Dolicte, auch die hiebei ent^^tandenen Ge- 
fälle zukommen, dem Besitzer des Judicium infimum die 
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Justiz und Einkünfte aus kleineren Civilhändeln und Dorf- 
polizeisachen. Die vorbemerkte, allerdings in den Quellen 
begründete, finaneielle Theilung der Gefälle beim Judicium 
supremura im Verhältniss von jf zu ^ bezieht sich nur, wie 
auch bei anderen Aemtem vorkommt, auf die Tantieme des 
Dorfschulzen. Er soll ^ nehmen und f an den Gerichts- 
heiTn abfuhren, geht also das Dorf an einen Patrimonial- 
herrn über, so soll er die f an den Letzteren geben. 



g. 16. 
Die Patrimonialgerichtsbarkeit in den Dörfern. 

Schon die letzte Ausführung über den Sinn des ober- 
sten und niedersten Dorfgerichts fiihrte nahe heran an die 
Thatsache der häufigen Veräusserung von Dörfern an ein- 
zelne ritterliche, oder geistliche Personen, die dieselben mit 
ihren Herrschaften vereinigten. Die wirthschaftlichen Grund- 
sätze waren in jenen Zeiten so schlecht, dass diese Art von 
Verkäufen, oder Tauschgeschäften immer mehr überhand 
nahm und schon gegen Ende des 14. Jahrhunderts, wie das 
Landbuch von 1375 zeigt, der grössere Theil des ländlichen 
Grundbesitzes in der Regel mit den erwähnten Gerichtsbe- 
fugnissen in die Hände von Privatpersonen gelangt war. 
Die Markgrafen verringerten das Capital ihrer Macht und 
verschlechterten damit ihre financielleu Umstände in fort- 
schreitendem Masse. 

Bin Bild von dem allmähligen Portrücken des patrimo- 
nialen, herrschaftlichen Besitzes gewährt die Art, wie oft von 
kleinen Anfängen ausgehend, und nur allmählig sich erweiternd 
eine Erwerbung der anderen folgte und niemals dabei ver- 
gessen wird auch die Jurisdiction sich' mit übertragen zu 
lassen. Man nehme eine Herrschaft in irgend einem Um- 
fange an, deren Besitzer aber Geldmittel und Lust hat eine 
Erweiterung derselben vorzunehmen. In einem benachbar- 
ten Dorfe erwirbt er, da er vielleicht das ganze Dorf nicht 
erlangen kann, einen Bauer- oder Cossäthenhof. Wie es in 
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jenen Zeiten Sitte war, nahm in der Regel der Gutsherr 
den Bauerhof nicht vselbst in Bewirthschaftung, sondern be- 
liess entweder den alten Wirth auf demselben, oder setzte 
einen neuen darauf an. Der Colone musste Abgaben, Real- 
lasten jeder Art an den neuen Gutsherrn entrichten. Aber 
auch die G^richtsgefälle wünscht derselbe nicht zu entbeh- 
ren, und aus diesem Grunde erwirbt er mit dem Hofe die 
Zaungerichtsbarkeit (dat gerichte binnen tuns). Alle 
Streitigkeiten, die diesen erworbenen Bauerhof betreffen, 
oder die darauf wohnenden Personen, alle Delicte, die in- 
nerhalb seiner Umzäunung vorfallen, sollen rücksichtlich 
ihres Geldertrages dem Gutsherrn zufallen. 

Es ist bei so enge gesteckten Grenzen der Jurisdiction 
klar, dass die wirkliche Ausübung derselben nur dann einen 
Sinn hat, wenn bereits eine grössere Herrschaft, die beson- 
dere, patrimoniale Dorfrichter hat, vorlianden ist. Nur in 
diesem Falle kann es geschehen, dass der Inhaber der Zaun- 
geriefatsbarkeit die vorkommenden Rechtsfälle durch seinen 
Richter richtet und die betheiligten Personen etwa naeh 
seinem benachbarten, hintersässiscben Dorfe citiert. Oft 
wird auch dies nicht geschehen sein, sondern man übertinig 
dem Richter des Dorfes, wo man die Zaungerichtsbarkeit 
erworben hatte, die Erledigung der Processsachen und liess 
sich von ihm nur die Gefälle berechnen. Bin ziemlich spä- 
tes Zeugniss vom Jahre 1530, das aber füglich einen Rück- 
schluss auf die Zustände in früheren Jahrhunderten gestat-' 
tet, gewährt einen ziemlich vollständigen Einblick in die 
beregte Jurisdiction. ^*^> Im Dorfe Marke hatte Hans Hake 
das Dorfgericht. Hans Spill hatte in demselben an mdire- 

307) Cf. Biedel, C. D. Br. I. VII. S. 178. No. 89: Anno Domiai 
millesimo quingentesimo tricesimo vigilia Anareae isth eyn vor^ach 
gemaket twyschen den Erbaren Hans Haken einsz. deylsz unde Hans 
Spylh dasz ander dey], wye hymach folget In dem dorpe to Marke 
scal Hans Spyl und sine erffe up syne nave de gerychte hynnen tunse 
hebben. Den dyngetach scal Hans Hake macht hebben to setten myth 
dem bedcbeide, dat hye Harn Sp^lsjs bUrefi acht taghe to vame Utk 
ansegghen, ahz denne schalen $zy dar tho können unde geva^ tvy 
andere huren to marke in aUer mathe unde gestaltk, wye by Bertram 
von Bredowsz tyden gescheen ysz. . 
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ren Höfen die Zaongerichte erworben. Ueber die Ausübung 
der beiderseitigen JurisdictiQu kommen beide Tlieile dabin 
überein y dass der Hans Hake den Dorfgeriehtstag den 
Banjern, die unter die Spillsche Za;ungerichtsbarkeit geboren, 
8 Tage vorher verkündigen soll, dann aber sollen dieselben 
vor ihm erseheinen und die Gefälle entrichten , wie her- 
kömmlich. 

Die Zaungeriehtsbarkeit konnte nun mit denselben Qua- 
litäten erworben werden, wie es vorher (§. 15) an der gan- 
zen Dorfgerichtsbarkeit bemerkt worden ist. Es gab ebenso 
ein höchstes und sidestes Zaungericht, wie dies beim Dorf- 
gerichte vorkommt« In einer Urkunde vom Jahre 1541 wird 
gesagt, ^^> der Zaungerichtsherr nehme die Strafe, flir das 
Delict, das in seinem Zaungerichte vor^fallen sei. Denn 
in der Urkunde 

in welches von Bredow Zanngorichte die Straffe fdUt — 

-^ — — cUrselb€ nimmt die Strafe 
muss der Ausdruck ^dio Strafe fällt'' vernünftigerweise, 
wenn nicht eine leere Tautologie in der Stelle liegen sofl, 
dahin verstanden werden, dass, wo die Strafe durch Be- 
gehung des Delicts verfällt, (verwirkt wird), des Ortes 
Gerichtsherr dieselbe einziehe. Deutlich ist damit die cri- 
•minelle Seite der Zaungeriehtsbarkeit aufgewiesen. 

Die langsame Erweiterung der herrsohaftilichen Patri- 
monialjurisdietion geschah Schritt vor Schritt. Hatte man 
einen Hof mit der Zaungeriehtsbarkeit erworben^ so folgte 
:bald der zweite und dritte. So wird z. B. von der schwar- 
izmi Schulembnrgischen Linie bezeugt, dass sie im Doi*fe 
Haä&mjM drei Baüerhöfe mit den Zaungerichten besass, 
nämlich am Schulzenhofe, am Hofe Hans Mollers und dem 
.Jlermau Pipers. ^^^ Noeh Dutzende von Dörfern Hessen 
sich nachweisen , in denen anfangs einige , dann mehrere 
und zuletzt vielleicht das ganze Dorf mit Hilfe der Zaun- 



, 30S) Cf. Biedel, d. D. Sit I. YU. B. 59 in No. 30: la welches vmi 
jBreflIow Zaungeriehte iLie Strafe fäUt, auch das Erbe genommcii wird, 
derseibe mmmt dh» Straffe mmd iOncA denahechMs^ 
308a) Cf. Büdel, C. D. Br. I. V. S, 413. 
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gerichtBbarkeit an einzelnen Höfen vollständig in die Patri- 
montaljorisdiction eines Gutsherrn übergegangen war. Zur 
Zanngerichtsbarkeit gesellte sich wol das Strasseugericht 
für alle Delicte auf der Dorfgasse, ^^^ so dass seibat der der 
Gemeinde zustehende Grund und Boden der Patrimonial- 
justiz unterworfen werden konnte. 

Das gerade war das Gefährliche bei dem Begriffe der 
Zaungerichtsbarkeit, dass er das Anwachsen patrimonialer 
Herrschaften allzusehr erleichterte. Schon mehrfach ist es 
hervorgehoben worden, dass die Veräuaeerung von Gerichts- 
ämtern, wie von Staatshoheitsrechten überhaupt, als verderb- 
lich für das politische Gedeihen zu erachten ist. Abej* 
wäre die Gerichtsbarkeit niemals an einem kleineren Terri- 
torium als an einem ganzen Dorfe mit seiner Feldmark ver- 
liehen worden, so würde das Entstehen, oder die allmählige 
Ausdehnung herrschaftlicher Besitzungen vielleicht oft ver- 
hindert, jedenfalls gehemmt und aufgehalten worden sein. 
Gar mancher Grundbesitzer war seinen Geldmitteln nach 
nicht im Stande ein ganzes Dorf mit den dazu gehörigen 
Gerichten auf einmal zu erkaufen. Es würde fraglich ge- 
wesen sein, ob er je, selbst wenn sein Grundbesitz ihm 
baare Ueberschüsse abwarf, in die Lage zu solchem Er- 
werbe gekommen wäre. Fortgesetzte Sparsamkeit war auch 
in den adligen Familien jener Zeit eine sehr seltene Er- 
scheinung und bei der geringen Kunst Gapitalien verzips- 
lich anzulegen, würde in jedem Falle ein sehr langer Zeit- 
raum zur Ansammlung der erforderlichen Summe Qöthig 
gewesen sein. 

Jetzt aber trieben die Markgrafen, freilich von eigener 
Geldnoth gezwungen, mit Dörfern, Gütern und Landsohafl;^ 
nebst den dazu gehörigen Gerichtsbefugnissen einen Handel 
en gros und en detail. Bis zu den Zäunen eines bäuerU- 



309) Cf. Riedel, C. D. Br. I. V. S. 339. No. 84. Es wird beün 
Strassengericht hervoi^gehoben, dass es an und auf den Land8tra$|act^ 
sei. Daraus scheint zu folgen, dass das Strassengericht an sich keine 
Jurisdiction auf der Lan<£tra8se gab, sondern auf den Dorfgasseii. 
Freilich ist dies nur ein« Vermathung. ..J 
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chen Hofes zersplitterte man die jurisdictionellen Districte. 
Ein nur mit massigen Ueberschüssen ausgestatteter Guts- 
herr konnte gar wol einen Hof mit Zaungericht erwerben, 
er konnte vielleicht bei aufmerksamer Sorge für seine Herr- 
schaft jährlich einen Hof oder ein paar erlangen und so 
parcellenweise nach einigen Jahren zum Gutsherrn des hal- 
ben, oder des ganzen Dorfes sich aufschwingen. 

Es liegt auf der Hand, welche Polgen für die Sicher- 
heit, Schnelligkeit und Klarheit der Rechtspflege aus sol- 
chen Zuständen erwachsen mussten. Zwei, drei, vier und 
noch mehr Gutsherren konnten in demselben Dorfe, jeder 
an seinem Stückchen Landes, Zaun-, Strassen-, oder sonst 
eine Miniatürgerichtsbarkeit haben. Jeder w^-r erpicht auf 
seine Gefälle, von dem er auch den geringsten Bruch theil 
nicht gesonnen war aufzugeben. Reibungen, Hader der ver- 
schiedensten Art waren die unausbleibliche Wirkung diesfer 
Zustände, die unzählige Processe hervorrief, oder, was noch 
viel schlimmer war, die bei dem Adel beliebte Fehde. 
Wenn man das geordnete Walten der Gerichte vergleichen 
darf mit einem ruhig dahin strömenden Flusse, der Schiffe 
auf seinem Rücken trägt, den Verkehr der Menschen erleich- 
tert, so gleicht die Mark Brandenburg mit ihrer unendlichen 
Zahl von Patrimonialherrschaften einem Gewässer, dessen 
vielfachen Inseln, Klippen und Sandbänke das Fahrwasser 
verengen und gef&hrliche Brandung hervorrufen. 

Eins aber, trotz aller Verwirrung und Unordnung, ge- 
schah nicht, und das war die Hauptsache für die territo- 
riale Entwickelung der Mark. Der Markgi'af verlor die 
Gerichtsherrlichkeit nicht aus den Händen. Mochte 
immerhin eine grosse Anzahl gi'össerer und kleinerer Herr- 
schaften sich bilden, die ihre Dorfrichter einsetzten und die 
Gefälle für sich bezogen, nirgends ergieng die Jurisdiction 
im Namen eines anderen Herren als des Markgrafen, nir- 
gends durften . seine Anordnungen gemissachtet, die Grund- 
züge des Gerichtsverfahrens, oder der Verfassung, wie er 
sie vorgezeiehnet, abgeändert werden. Auf den grossen 
Herrschaften der von Schulemburg, der von Alvensleben, 
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der von Bredow, der von Wedel, der Bischöfe von Bran- 
denburg und von Havelberg konnte man wol Landgerichte 
bilden, weil das herrschaftliche Gebiet umfassend genug 
war, man konnte Landrichter ernennen und über die beim 
Gerichte betheiligten Personen Manches vorschreiben, aber 
nichts verrücken an dem, was im Namen des Landesherrn 
ergehen musste, wenn anders es verbindliche Kraft haben 
soUte. In diesem Sinne ist es vollkommen verständlich, 
wenn im Jahre 1324 der Markgraf anordnet :^*^^ Wer höchste 
oder niederste Gerichte oder Frohnden besitze im Lande, 
der solle seine üntcrsassen nicht mit Dienst und Gerichten 
zu unrecht verderben. Ob dieses Gebot in der Praxis stets 
beobachtet worden, ob die Vögte die ihnen vermuthlich ob- 
liegende ControUe der Patrimonialrichter stets kräftig und 
aufinerksam gehandhabt haben, mag dahin gestellt sein, das 
Rechtsverhältniss der Patrimonialjurisdiction ist jedenfalls 
klar. Der Markgraf überwacht den Geist der Jurisdiction 
über die Hintersassen ebenso wie über die Angehörigen 
der Vogtei. Je mehr die Entwickelung der Mark Branden- 
burg neueren Zeiten entgegenrückt, um so mehr steigert 
sich der Einfluss der landesherrlichen Gewalt auf alle exi- 
mierten Justizverhältnisse und schon im Beginne des 16. 
Jahrhunderts ist es zum vollkommen klaren Bewussstsein 
geworden, dass der Landesherr bei Verleihung von Patri- 
monialjurisdiction im Besitze der obersten Gerichtsherrlich- 
keit bleibe. Bei Veräusserung der Gerichtsbarkeit an den 
Rath der Stadt Brandenburg im Jahi'e 1522 behält der Kur- 
fürst sich vor, „seine fürstliche Obrigkeit und dazu die 
Halsgerichte, Strafe über den Adel und sein wesentlich Hof- 
gesinde.*^ Deutlich wird also die Gerichtsherrlichkeit her- 
vorgehoben. 

Am Schlüsse dieses Capitels über das Dorfgerictat sei 
noch mit wenigen Worten der verschiedenen Ausdrücke 



310) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XV. S. 78, No. 105. We ock ghe- 
ricbtCj hogeste, oder sideste, und dhenest hevet in deme lande, dhe 
fical sme undersaten mit dheme dhene^ie und gheriMe to unrechte nicht 
wrderven. 
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gedacht, welche in den Quellen für die DorQurisdiction vor- 
kommen. Dem allgemeinten Sprachgebrauche des Mittelal- 
ters gemäss ist das Wort Recht ^eich Gericht. Die häufig 
für die Competenz vorkommende Bezeichnung Recht und 
Unrecht ist gleichbedeutend mit der ebenfalls erweisbaren: 
Gericht und üngericht. Der Ausdruck soll die crimi- 
nelle und civile Seite der Jurisdiction umfassen. 

Der viel erwähnten Wendung l^ogeste und sideste 
Gerichte, Judicium supremum et infimum ist gleichzusetzen 
die andere: summa et pedanea jurisdictio,*"^ jus 
bassum et altum.^"> Das Dorfgericht wird schlechtweg 
Burding genannt, oder lateinisch Judicium prefectu- 
rae.^^^^ Einer besonderen Erklärung sind bedürftig die, 
zwar nur selten, aber gerade vom Dorfgerichte geltejiden 
Ausdrücke Judicium dispositum, Judicium servatum, 
Judicium firmatum. Dieselben kommen nur vor bei 
Gelegenheit von Auflassungen im Dorfgerichte und schon 
dieser Umstand bietet eine Handhabe für die Auffassung 
der Worte. Die Urkunde von 1351,***) welche von einer 
Auflassung sagt, sie sei geschehen: 

coram disposito judicio; 
erklärt das gewissermassen selbst, wenn es im Eingange 
heisst: 

in qua curia Judicium cum suo proprio judice et villanis 
dicte ville disposuerwnt^ aicuti cum Judice et villanis publice 
potent proteitari. 
Man hegte ein Gericht mit dem Dorfiichter und den 
Bauern, wie es zur Bekundung eines gerichtlichen Actes 
(einer Veräusserung) erforderlich ist. Dispositum Judicium 
ist ein gehegtes Dorfgericht. Dasselbe bedeutet der Aus- 
druck Judicium servatum.^*^^ Anch hier ist die Bezeugung 
der Auflassung ,yCoram judido servato^ bemerkenswerth. 



311) Cf. Gercken, C. D. Br. IL S. 5(58, No. 344. 

312) Cf. Gercke^, C. D. Br. YUl. S. 4ö5, No. 32. 

313) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIX. S. 18», No. 38. 

314) Cf. Biedel^ C. D. Br. I. XXII. S. 67, No. 112. 
314a) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. V. S. 315, No. 32. 



f 



s 

N 



STADTa&RIGHT. §. 17. 175 

Servare heisst bewahren, beim deutschen Gerichte: es vor 
Störung, Unruhe und Hader bewahren. Blnen ähnlichen 
Sinn hat das deutsche Wort hegen. Ein geüegtes Gericht, 
oder Judicium servatum ist ein durch die Formel des Priede-» 
gebietens geschütztes Gericht. 

Endlich Judicium firmatum hat den gleichen Sinn,*^^ 
firmare kann hier wol mit dem Worte servare als gleichbe- 
deutend angesehen werden. 

Zuletzt der Ausdruck Judicium secundarium heisst Ün- 
tergericht, Judicium infimttm.^*^> 



V. CAFITEL. 

VBRHÄLTNISS DES STADTGERICHTS ZU DEN 

VOGTGERICHTEN. 



§. 17. 
Die Städte als Theile der Vogtei und ihre allmälige Exemtion 

von der Jurisdiction des Vogtes. 

Es ist hier die Aufgabe die Entstehung der Stadtge- 
richte, wie sich dieselben aus den besonderen Kreisen der 
Vogtei heraus gebildet haben, zu entwickeln. In den Vor- 
dergrund tritt dabei die Frage, ob ein Ort, sobald er zur 
eigentlichen Stadt erhoben war, noch mit dem übrigen, länd- 
lichen Sprengel der Vogtei zusammenhieng, namentlich seine 
Bürger vor das Landgericht des Vogtes citiert werden 
konnten, oder ob er dann ipso jure von der Jurisdiction 
des Vogtes eximiert war und eigene Gerichte erhielt? Es 

315) Gf. Biedel, 0. D., Br. I. XVI. S. 423, No. 53. 

316) Cf. Biedel, C D. Br. t XIV. S. 23, No. 20. 
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läSBt sich nämlich yerständiger Weise auch sehr wol denken, 
dass man im Mittelalter und besonders in der Mark Bran- 
denburg das Wesen einer Stad^emeinde gerade darin er- 
blickte , dass dieselbe von der Jurisdiction des den Land- 
sprengel verwaltenden Beamten eximiert wurde. Dann erst, 
könnte man sagen , schloss sich die Gemeinschaft in einem 
bestimmten (regensatze gegen die ländlichen Gemeinden ab, 
als die Angehörigen der Ersteren nicht mehr in die Ge- 
richte der Letzteren dtiert wurden; Landgericht des Vog- 
tes und Stadtgericht bilden einen Gegensatz und eine Stadt 
wurde erst dadurch wirklich eine solche, dass sie eigenes 
Gericht und eigene richterliche Beamte hatte. Der ange- 
sehenste, märkische Forscher Riedel'"^ scheint dieser Auf- 
fassung der Verhältnisse nicht abgeneigt zu sein. 

Diesen Bedenken gegenüber handelt es sich demnach 
um den Beweis, dass ailerdings eine Zeit existiert haben 
muss, in der eine Stadt, obwol bereits mit städtischen Pri- 
vilegien ausgestattet, der Gerichtsgewalt des Vogtes unter- 
worfen war. Grosse Schwierigkeit erregt dabei der wenig 
exacte Sprachgebrauch der Quellen, welche meist nur schlecht- 
hin von Vögten (advocati) reden, ohne anzudeuten, ob der 
Vogt des Landdistricts gemeint sei, oder der Stadtvogt. 
Denn, auch besondere Stadtvögte gab es, wie sich bald zei- 
gen wird. Dem Umstände daher, dass bei irgend einer 
Gelegenheit der Gerichtsgewalt eines Vogtes in der Stadt 
Erwähnung geschieht, darf man nicht zu viel Gewicht bei- 



317) Cf. M. Br. II. S. 501 und besonders S. 319. Vgl. auch Zöpfl, 
Rechtsgesch. 3. Ausg. S. 501. Eichkom, St. und Rechlsgesch. II. 
S. 469, §.310 (5. Ausg.) und namentlich Eichhorn^ in Zeitschr. f. gesch. 
Rechtswissensch. I. S. 223, 225 f. Dafür, dass die Erlangung völliger 
Exemtion von der Jurisdiction der Grafengewalt wesentlich sei für 
die Entstehung einer Stadt, stützt sich Eichhorn auf das Stadtrecht 
von Strassburg. Dort ist jedoch nur eine solche Exemtion angeordnet, 
nidit aber dass ohne sie der Begriff einer Stadt nicht existieren würde. 
Auch das von Eichhorn angezogene kleine Kaiserrecht IV. c. 1. (ed. 
Endemann, S. 222) sagt nur, dass Justizexemtion ein städtisches Privi- 
legium sei, nicht dass ohne dieselbe eine Stadt ihrem Begriffe nach 
nicht existieren könne. In den altem Exemtionen nimmt einen noch 
fortdauernden Znsammenhang von Stadt und Land noch an Arnold^ 
Verf. Gesch. d. deutschen Freistädte. Bd. I. S. 30—34, 
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legto, weil in d^n meisten Fällen, namentlich trenn die Ui*-' 
künde bereits dem 14., oder 15. JährhraoldÄrt angehört; der 
städtische Vogt gemeint ist. Dennoch ist mit' Sicherheit 
zu erkennen und \drd auch von allgemeinen örtthden unter- 
stützt, dass die Städte (die ein^ längere, die arideren kUr- 
zere Zeit) sich in der Amtsgewalt, mithin auch, supp6sitis 
supponendis, unter den JurisdicMon des Vogtes vom länd- 
lioben Sprengel befanden. « > • 

' Direct freiÜKsh kann dieser Binfluss des Vogtes ^*®^ a/uf 
die Ghemeinde der Stadt sich nicht erstreckt und nicht alle 
Angelegenheiten derselben ergriffen h&ben. Denn: 'wie jedes 
Dorf seinen Schulzen, so musste auch die Stadt ihren be- 
sonderen Beaanten, der gewiss von jeher Schulze genannt 
wurdey haben. Derselbe wird innerhalb der gleichen Gom- 
petenzgrenzen thätig gewesen sein, wie oben §. 1'5 beim 
Dor&chulzen erörtert worden. Nur die sehlrerefre Oriminal- 
jurisdiction an Leib und Leben, Streitigkeiten der ganzen 
Stadtgemeinde, insbesondere über die Orenzen ihreö Gebietes 
und endlich die Aufsicht über die engere Jurisdiction des 
Stadtscihulzen wird Aufgabe des Vogtes gewesen sein.' ' Hie- 
nach kann es nidit Wunder nehmen, dass in der Stadt schon 
ili sehr Mhen Zeiten Schulzen vorkommen, die auch wol 
gelegentlich Stadtrichter (judices, praefecti) genannt '^^rerden, 
aber man darf daraus nicht schliessen, dass der Vogt von 
der Stadt gänzlich- ausgeschlossen gewesen sei. 

An einigen der wichtigsten, märkischen Städte ist deut^ 
lioh >3U eHi:ennen, dass: die Exemtion von der Jurisdiction 
des Vogtes oft erst lange, nachdem die Stadt Zoll- oder 
andere Privilegien erlangt hatte, nachf<>lgte, dass überhaupt 
eine Stadt schon ein entwickeltes Stadtrecht besitzen und 
dieses sogar auf andere Städte übertragen konnte, ohne 
eigene, selbständige Richter und völlige Freiheit vorn Vogt- 
gerichte zu gemessen. Wir besitzien die Beleihungsurkunde 



318] Vogt schlechtweg bedeutet in der nachfolgenden Darstellung 
immer aer Vogt des Landdistricts im Gegensatz zum Stadtvogt. 

KÜBM8, eBRIGHTS-YBRFASSUK'e. 12 
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für die Neustadt äalstwedel mit verscfaiedeBen, dtädtisckjdii' 
Privilegii»! vom Jabre 1247. In derselben heisst est^**^ 
Noverint igitur presenles pariter et podteri' presentem 
pagina&i int^peoturi, quod nos nove öintati nostrein Salt* 
wedele überaüter eonoedimu« omiifia jura et' öon^ti- 
taitiones, ^^ue habet lantiquaf civitas^ et httc ^sqne 
. dinodoitur habttiese^ ita ^fiod ipsa nova omtas eisdein jn- 
ribus gaudeat libere et quiete. Pretereu ipsi civitati 
ita du&iiiius iadulgendum, quod Advooätus 
noister, quem ipsi civitati jpr^^^9»<j[^ord statueri* 
mus, quanda judicm preäldebit, secftmdni&i quod a cbnan^ 
libii» ejusdem civitatis' seBtentia^m faent,^ jodicabif^ 
eaadem seta/ti^iitiaB öi«niinodis prosequendo. \Ädihe/;'Vdiu- 
mu8^ ut quieutiqii^ ad »ipsam- Bovalm ' oivitatein' eoulhiKe* 
riut rudtici, teutoniei; mve slavi sub nobii^j, vel < snb quo« 
emique» maneivleld, coram juidi^ce/ ci.vitati»' ejusdeilL 
atfi^nt Judioioi <sorühi 60<de!hii6, quibusincusati 
fueirjnt, rteapointimriJ - 

Auäider Stelle ist also zu entaebmeu^ dasd- der Neu« 
Stadt SalElwedel eretenä das. Stadtreöi^t der AlUttdt Sal2- 
wedel übertragen lind owteitefts eim b^Hondere« Stadt^e* 
rieht 'geaetzt: wind« • < ilm < Stadtrebht -der Altstadt < äalawedel 
masä alBOider Anepxiueh auf au^Bcbliessliieiie Jiirisdiction vor 
einem be^nideren Stadtriohteir nicht lenthahän gewesen sein^ 
d. h. vor 1247 muss Alt-äalzweOel) einestibbeondeoren 'aas- 
sdUiesslicheo, Btadtgeridht» entbehstti 'babenl Mik Gegbnar- 
gament i«jli^aH<^h daraus nicht !hehauleitän,.idjaB8''8al2rw:eder 
unter ai]f4e)!^D^>alt'anärki«ebjeii Städten iniagdeburgisehe&llecM 
und vermutbliah au6h< magdebui^giiaobci ■ Geriohtsvief*fa«8it»g 
beaasB. E» «isti.fjragjl&eh, ob' Magdeburg schon 1188 "vom 
läoftdlichen Sprengel de«« Burggrafen geschieden war; Denn 
in dem Privilegium für Magdeburg ton letzterem Jahr^ fin- 
den Mtir Spuren 7.1 da£ti Magdeburg' noch ndt * der Yerwal? 
tung eines Landsprengeis, zusammengehangen hat. Denn 
. < . " I . / 

319) Cf. Bißdel, C. 1). Br. I. XIV. ö. a, No. ö,. 



69..b^teat doirt §4!& (Gß.upp, tka s^Hq! magdobüiirg. ItäUiBobei 
Biecht. S.:, ^16)-: . ,' Pr ■ '■ - •' ■ " '■'' • •' •" 

Si y4(ro aliquifl intira.ivel extri« eiyitaietm dpoliatQS^ 
ftikMU:atu8 veL occisus fuerit et linfra« texnainos, iU 
quibuö ittjuriiMa austinuity ad.judifcem proolamavcrit 
de reo» si comprebensus fifterit, debita fiat justicia^ aut ,si' 
. aufugerit, si po^tmodum ille, qui leeto fuerit, . reum invene- • 
rii et. injuriam iöuam taatibus idoneis m praelamasse pro-» 
Jt>are potuerit^ tacquam: 8i ii^ia recena axisteret^. ei> »ar. 
tUfadat. ... . ■■ . ■ , 

Danach mu68 alt^p ein •Bärgeif yam Magdeburg wegen 
Raub, VeapwuBtdnng oder TddtuÄg selbst bei nicht handhafter . 
That /aueaerhiajb. der Stadt zu Recht stehen, wenn er die 
Tfaat ausserhalb der Stadt, vollbraeht hat. Die riefateirlix;he> 
Exemtion scheint also für Magdeburg und folglich aaeb für 
Ait*Salawedel noohieichtyvollz^xgenBu sein; Wenn demnach 
auch Sakwedel von diem Landdisti^ote no^ch nicht völlig exi* 
miert . :War , ' SO: ifolgt daraus: freilich, mchty dii^s gar keine 
Ortsjurisdiction in AltiSalzwediel, letwa« durch einein . Stadtr 
sohulzemi,, geÄbt worden sei. Vieluaehi? he»tätigife,der Wort- 
laut ,ded Stadtreohtsi von Aljt-'Salzwedel, wfel^hes - duitcih Ver- 
leibungswfkuBde , an. Perlebetg vom» Jaht!^ 123£y erhalten .wor-- 
den ist,^*®> dass die civitas d. h. wol die Stadtgeuj^eijade 
unter JbeitAl«g ihrös.OrteyorstandÄs^alöO etwahoineu^cluttlzen 
kleiawe« Reehtahtodel -^ta^it des. iadvocattt$..eöillaoheijdeii durfte, - 
Eö wU*d hervorg'ehoben, Bxoejiseiöl der. iGkricdWissitzuBig gegen 
den Vogt, falf ch' . Maea . lund Gewidhjt , . soUem i^oa . dei* icivitas,' . 
nicht vom 'advocatus gerichtet undje.mit/ 3 soll'atesp^.^ Mark 
gestraft werden. , E« ,sin4 dasjii offenbar geringiepri^Veifgöhen, 
die! auf einem: DoriEeirg^wiaiö auch fcl$i)* iDorfecbulaen s&icn Ab- 
urtbeiiung zttgeötandeuihaflbien.mätdeia.. i . , : ' ,. .: '.' 
. Da ;Alti-iSal«w(edel »aeh d0r vQijherigeu; Dwlttetion im^ 



320) Cf. Biedel, €♦ D./Br. 1 J. S. 1^3, ! Na li f^^niÄcaiOue vobis 
jur» Bo»tra/(v<Qdi Alttßalzwedel), ^xk^- si' qui$ exceiserii in placito con- 
tfßußdnoetiAmm vftdiaUit.III Jftärcaa, ex ms habebU dvita» duas partes* 
dopKunus autem.eiyitodB tertiam: Jnaewikß juim habebit aävocatus, 9ed 



12* 
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Jlihr6l2iS9 noch keinen^besonderen, ausscbUesäKchen Stadf« 
richter hatte, so ist der im dortigen Rechte erwähnte advcH-. 
catUs hieht etwa 6in Stadtvogt, sondem der Vogt des Land- 
districts. Hiergegen ist auch nicht einzuwenden, das Ex- 
ctesse gegen den Vogt im G-erichtsdinge erwähnt wer- 
den, woraus- Jemand geneigt sein könnte zu folgern, dass 
der Vogt in der Gerichtssitaung anwesend gewesen oder den 
Vorsitz geführt haben mtisse,: mithin wol ein beisofnderer 
Stadtvogt gemeint sei. ABein tiüoh d«61*'' Vogt del Lahd- 
districts konnte in der Stadt anwesend sein, sei es, dass er 
die niedere" Jüri^dictifon des StÄdtschulzfen controllierte,»! sei 
es, dass' er (was ihm ohne Zwei^ zustand) an Stelle des- 
selben präsidierte , sei es; dass er itr seiner eigenen Vogt-* 
gcfrichtsbaykeit , oder in anderen Angelegenheiten ein^ Ver- 
sammln^ am Orte abhielt. 

Ist es hiönach richtig, dass Alt-Salzwedel noch 1239^ 
d^r Vogtgewalt unterworfen warj -so ist dasselbe von der 
Stadt Perleberg anzunehmen, welche im genannten Jahre mit 
sälj?^edeler Recht be«traut wn'rde und Wo bei d^em Privileg 
gi'üm'der dortigen Schustergilde des Vogtes g^acM Wird, 
dör tinbltttige Schlägereien unter '10 Sol. Strafe nicht' rich- 
ten solle. ^^*^ Auch hier' ist wol an keinen Stadtvogt zu 
denken. " < • 

Als Stendalum das Jahr Hol Ms^deburgi0ehes>^lßtadt- 
recht erhi'ölt, erlangte es auch einön Stadtritihter, daneben 
aber gab es dort einen; Bür^rafen, der stets die höhere 
Jurisdiction für Stadt und Land zu üben pflegte/ (Ofi bben 
g. 10; Üfote 101.) Auch hier ist also die Scheidung von 
der Land^sjimsdietion nicht ausgesprochen. 

• Bin ferneres Bdspi^l gewährt Rpandeüburg. In der 
berühmten Urkunde vom Jahre 1170, deren Echtheit mit 
Recht wo! ntoht zu bezweifeln ist, ^^ werden im Botdinge 



S2i) Gt^Bieda, a D. Br. I I. S. 123, No. 2. 

322) Cf. Riedel, C. D. Br. I. IX. S. 2. Besonders che' Worte: Ac- 
cidit atitem, ut prenomtnatus Mai'chio (Otto) Redens in«' castrum siium 
Havelberg ad pl^^itum suhidi, qnod vulgo dieitur Botting, pro tribonali 
a Baronibus suis inquisivit, quod castrum principatus ejus - ^yepialiter 
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des Märkgrafen die besonderen Vorzüge der Stadt Branden- 
burg hervorgehoben. Es wird das „gloriosum et famosum 
nomen" Brandenburgs, dass es ein.>*egale castrum.und ein 
bischöflieher Sitz " sei, gerühmt , aber nichts von einer «elb- 
atändigen Gerichtsbarkeit gesagt — und doch muss die 
Stadt Brandenburg schon existiert haben. Denn obschon 
nur von der Burg Brandenburg (castrum) die Bede ist, wird 
die Zollfreiheit den cives Braadenburgenses verliehen Tr- 
aber nur die Zollfreiheit, obwol Brandenbui'g gerade als 
Stadt beträchtet wird. Es dauerte auch geraume Zeit uAd 
manches andere Privileg Brandenburg' s ausser jener ZoU- 
freiheit wird erwähnt, bevor auch nui' eine Andeutumg zu 
finden ist, dass Brandenburg eine abgeschlossene, dem 
Vogte gegenüber selbständige Gerichtsbarkeit gehabt* . Im 
Jahre:'12^ erfoJgt eine allgemeine Steuerbefreiung, dör Alt- 
stadt Brandenburg, aber mit keinem Worte wird einer ju- 
risdictionellen Exemtion gedacht* ^?^ Dabei heiflßt in der 
Urkunde die Stadt antiqua civitas* Kein markgräfliebar 
Vogt oder Beamter soll Steuern erheben. Das kanli nur 
von Beamten des Landdistricts , insbesondere .vom Vogt 
verstanden werden. Die erste Erwähnung '^^^ der ausschliess- 



principale .^o^leü teneret, Surfens quidem unus de primis consilii et 
palacii domini Marchionis, nomme Borchardus pro omnibus et pro om- 
nibus circumsedentibus resijondit: pre caeteris castris totius Marchie 
Brandenburg, gloriosum ejus nomen est et famosum, regdle castrum 
Camera imperMis, Hdes epiacopalis. £a pi^pter, ddibcrato <a Mar- 
chione et pi^matibus ejus communi consüio, civibuB Brmuknlmrgensibu$ 
Uberam emendi et ffendendi.ßer omnem terraw düioni nostre Bultjectui» 
data est potestas abi^pte teloneo* GeiieraUter auteu tekneitm de pisci- 
buB non remisit^ nisi taotum de alecibus, •mntenis et laAsis. 

823) Cf. Biedel, C. D. Brt I* IX. S. ö, e^ No. 7. 
- ' 324) ef. Riedel, C. D. Br. L IX. S. 12, No, 17: Nos ifcaque dona- 
tianes ac libertates dictorum nofitrorum progenifioruifi approbanteßy sin- 
gulas presentibns confirmamus, tum quia iptfa ciYitas naitra pre (Mmi- 
biüs folget Banno regio, qui vulao dicitur JKomgesbany tum quia nostri 
principatus titulum recepimus ab oadcm, tum quia (otum nostnun do- 
minium, ab eadem traxit originem, tanquam a. tonte rivuli derivanjbur. 
■ j, ^ , . 1 — -^-^-^ 

Preterea Yolumus, ut quicunque in predicta nostra civitate dignmeitur 
mviä esse seu burgenBi's coram scuUeto vel judice civitutis ^jusdem jus 
faeiat et.reoipiat, omni contradictione et eKcusatione qualkumque pro- 
cul remotis. 
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liohen StadijnriBdictkm unter ermm Stadtscfanlzen wiKl erbt 
im Jakre 1315 direct bo^seugt, wo in der That, nachdem er- 
wähnt woviten^ dass Brandenburg durch den Königsbann 
ausgezeichnet sei , eine ausechlies&liche Jarisdiction für je- 
den Bifrger von Brandenbarg vorgeschnebcn wird. Obwol 
man freiliah' igelten* lassen muss, da)sf» schon im Jahre 1309 
eine JurisAiofionsexemtion z\x. Gunsten von Bmndenburg be- 
standen hat/^>^ sa ist immer noch nicht gesagt, dias^^ die- 
selbe schon von der Zdit an existiert habe) wo überhaiifpt 
Brandenburg eine Stadt genannt wurde« ImiMrhin wäre es 
hck^st wunderbar, dass bei einem so ausgezeichneten, städti- 
schen Gemeinwesen, welches schon seit 1170 in den Quel- 
len vorkommt, ein urkundliches Zeugnis» über daB Jurisdic- 
tionsprivilegium während mehr alR eines Jahrhunderts aus 
Ziifall uns entgangen sein sollte. Als bestätigendes Moment 
tritt hinzu/ dasä 4362 das Stadtreeht von Ak^Brauideid^urg 
an die Stadt Grahsee gelieiben wird, aber auch' hier einer 
jnri^diotionellen Ekemtion keine Erwähnung geschieht. •^^^^ 
Auch darauf wird man sich nicht stützen können, dass 
schön in der Zeit der Burggrafen in Brandenburg advoeati 
vorkommen, die etwa als jgtadtvögte eine ausschliesslich 
städtische Jurisdiction geübt haben. '*^^ In einer Urkunde 
von 1197 kommen neben einander vor der Burggraf von Bran- 
denburg Sifridus, der Vogt von Brandenburg Friedrich und der 



324a) Cf. ütedel, O. D. Br. I. IX. ^ 10, No. 14: Baadni«» mit Ber- 
lin: Item st fl^^fut-cives traherentar adplactta terrae, que io rv^go 
dkuutur Lantdiac exttiiic, gicnt ex nun«, e^peMae comtaiiueB esse debent 
(zwischen den> Städten Berlin, Cldln nnd< Brandeftiiarg.) 

324b) Cf. Eiedei. C. I>. Br. t IV. S. 418 «nd S. 426, No. I. Dife 
ersten Scnulzen von Braildenborg, die aber immer tiöch imter d^m Yogte 
des Landdifitriets gestanden haben kbnnen, kommen 1241* vor. Cf. 
Büddj C. D. Br. L VIIL S. 154^ No. 6«. Unrichtiges folgert ans die- 
ser Urkunde Heffter; Geseh. d. Stadt Brandenburg, 8. 174. 

325) Cf. Riedel, C. D. Br. I. VII. S. 469, No. 1. Die hier in Be^ 
trach% kommenden Unterschriften sind: SifHdm^* ccuieliemii» in Brcm- 
deubtirg, et frater ejus comes Baderious in Donenburch,''dapil«r fienri- 
cns jpincerna, Everardus advocatus in SfMindowe, Fridericus adveeahte 
in Ara/ndenbufch, £fenricns, adtiooatus in Vorlande ^ urbani Braadebnr- 
genses videlicet Rndolfus deWiddinge, Hearicus de Stegeliz, Conradot^ 
fienriousi Albertus, Alextindir, i^hocaiw- Sifridi eoiteiktni et alM 
quam pluresi 



l^^ogt 4e;s Bcurg^^afen Sifridiiis|,l Alexander. Diese intei^essÄnte 
ät<^Ue',i&t ifeinBeweisj das» soboa gegen, finde des 12. Jahr- 
hunderts die Viogttt von deita Amtsspi^engel des Burggrafen 
»ich vollkoÄmeil losgelöst hatte. Der Vogt in Brandenburg 
ist lYorsteier ; der ländlichen Vegtei Brandenburg und hiettte 
nattirliah in. der Stadt selbst seinen Sitz. Für- den Spren- 
gel des Burggrafen ist wol in ricMerMchen Geschäften der 
Tjogt AlexaiMicü: fiir den Letzteren eingetreten, während die- 
ser /siob auf; die obere militärische und administrative Lel- 
tujig ;<Je^. Dinge einschränkte. Auf diese Weise erklärt sich 
d^s A^ftretfen yon zwei Vögten- neben einem Burggrafen 
VOM Brtmdenburg vollkoiamen, ohne dads man' etwa 'anzu- 
n^^hmen ihätte, der erwähnte Vogt in Brandenbui^ Friedrich 
sei^eiölStädtvogt und .somit diö städtische Rechtspflege 
in.BraÄdenburg gegen die übrige Vogtei oder den Burgwart 
abgeschlossen. Diese letztere Auffas sung würde schon darum 
unzulässig sein, weil der gedachte Vogt iij Brandenbiirg 
unterscheidungloB in» der Reihe der Vögte von Spandau 
und Vorland erscheint, welche beide unzweifelhaft ländliche 
Districte verwaltet haben. Er muss also auch • wie diese 
einen gleichartigen Amtssprengel gehaibt haben; 

Nach dem Volrstehenden dürfte als erwiesen zu be- 
trachten si6in , dass , um eine Stadt mit den Rechten eines 
städtischen Gemeinwesens auszustatten, die Gewährung aus- 
sobliesslicher: i Gedchtsbarkeit und gän^zli^ehe jurisdictionelle 
Lostremiung von der Vogtei nicht wesefttlich waf.' Es wäre 
also auch. kein) Gegenbeweis y wenn von dieser oder jener 
Stadt dargethan würde, dass sie mit der Erhebubg zu einet* 
eigentlichen i Stadt gleichzeitig besondere Stadtjurisdictlon 
empfangen habei - Gewiss hat der Modu^ der Exemtionen 
bei' den einzelnen Städten in sehr verschiedener Weise statt- 
gefunden und bei der einen hat sich die Zahl der einzelnen, 
städtischen Privilegien, unter andern auch d^ Justizprivile- 
gipms erst s^llmählig in längerem Zeiträume angesammelt, 
bei anderen. iSind alle, oder die meisten und wichtigsten mit 
einem. Schlage erlangt worden. Wenn daher Riedel auf 
die Stadt Werf)ea hinweist, welche! schon im Jahre 12^25 
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einen besonderen, aussohUesrslichen Stadtriehter besessen 
habe,'^ so ist daraus ein Schluss auf andere Städte nieht 
zu machen. Die eine Stadt erlangte früh, was anderen spä- 
ter zu Thoil wurde und dennoch ist auch bei Werben noch 
nicht erwiesen, das» sie erst seit Erlangung der ausschliess- 
lichen Jurisdiction als eine Stadt angesehen worden sei. 

Es gibt noch eine Reihe von charaoteri^scheti Spuren, 
welche zeigen, dass Städte, lange nachdem sie städtische 
Privilegien erlangt hatten, mit dem Landgerichte des Vog- 
tes in einem gewissen Zusammenhange blieben. Sehr klar 
ist das zu sehen an der Stadt Prizwalk, welche 1256 mit 
seehausenschem Stadtrechte bewidmet wurde. ^'^•^ Hier war 
die Exemtion des Stadtgerichts sdiou ziemlich vollständig, 
aber doch nicht ganz; denn die Bürger von Prizwalk kön- 
nen noch ausserhalb der Stadt klagen, wenn sie nur zu- 
erst ihren Stadtrichter angegangen haben; Es heisst: 
Item si aliquis civis de civitate Prizwalck querimoniam 
fecerit de suo eoncive extra civitatem Prizwalck, nisi 
i]Ji$um. primo accvsaveritr cor am judice iyo , persolvat va- 
dium potöstati et civitati suam vadimn« 
Nur die erste Klage ist vor dem Stadtgericht, in zwei- 
ter Klage kann der ßüiiger von PriÄWChlk vor dem Land- 
gerichte erscheinen. Dehn auf dieses sind sicherlieh die 
Woji'te extir.a civitatetm zu deuten^ . 

Was hat es denn fernear.für einen Sinn, daes maniioch 
spät iO) 14*. «nd äelbst 15. Jahrlmndert bei alten wie jun^ 
gen Städten in den Bestätigungen der Privilegien die fast 
typische C]jausel findet, sie sollten frei sein von .jeder La- 
dung , ihrer Bürger vor das Landgericht ^ wenn sogar zu 
dij&deia Zwecke Bündnisse unter den. Städten gesehlosßen 
werdea?^^^^/ Besondiers interessant und der bisher verthei* 

336) Qi. MieM, M. Br. IL S. 502. . 
. 326a) Cf. Biedel, C. D. Br. L III. S. 343, No. 9. 

327) Cf. oben Note ^24a. Beispielsweise nenne ich Lands'berga.'W. 
(1317), dt Gercken^.O: D. Br. V. S. 175, No. 106; Müncheberg (131», 
1348). Cf, Biedel C. D. Br.. L XX. S. 133, No. 11; S. 139, No. 20: 
Frankfurt (1317), ^d Bteäel,' C. D. Br. I. XXIII. S. 14, No. 17 und 
Görteke (1286), Biedel^Q. IX Bh n. L 8. 171, N<>. 2Ä3.r 
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digten Meinung günstig ist die Fassung , welche bei Eid- 

mierung der Stadt Beeskow zur Anwendung kommt. ^^^ Es 
wird geradehin gesagt, dass die Bürger der Stadt nunmehr 
vor ihrem Stadtsohulzen zu Recht stehen sollen, während 
sie früher vor dem Vogte d. h. vor dem Landgerichte ge- 
standen. Der advoeatus kann hier gewiss nicht von einem 
Stadtvogte verstanden werden. Denn wenn es in der Ur- 
kunde heisst, dass die Bürger von Beeskow nicht mehr 
vor dem Vogte stehen sollen, ^o setzt diese Ausdru(^sweide 
voraus^ dass das Amt des Vogtes noch fortdauert^ wäre er 
aber ein Stadtvogt gewesen, so wäi^ seine Stellung über- 
haupt verschwunden. Denn ein Stadtvogt ohne Jurisdiction ist 
wol kaum eine wahrscheinliche Annahme. Der Ausdnidc 
der Urkunde lässt aber jede Andeutung vermissen, dass 
durch die neue Jurisdiction des Stadtschulsen das Amt des 
Vogtes gänzlich aufgehobmi wurde, und man kommt deshalb 
sehr natürlich zu der Annahme, dass der Vogt des Land- 
districts gemeidat ist. Dass Beeskow in der früherem Zeit, 
als seine Bürger noch vor dem Vogt erschienen, eine Stadt 
hiess und &tädtisdke Privil^en genoss, geht diraus hervor, 
dass in der nämlichen, Urkunde ein früherer, der Stadt verb- 
liebener Besitz bestätigt wird und dazu als neaes Greschenk 



328) Cf. Itiedel, C. D. Br. I. XX. S. 342, No.3 (1321): JToverint — 
presfintes let* sciant posteri, quod nostre CMiati Besekmo^ et oiäUibus 
Civibus nostris et in futurum inibi residciutibus onu^i^ eq^nia ^itra, C]ofi- 
suetudines, quas ab ahtiquis temporibus ab eorum dominfs, viaelicet 
Ulis de Str^e- bone memoria habtteront,' -damits etdoiiaimiisac äpfpro- 

Chitatem ieseköwe ac nostros Cives predictos grada jßrosequi uheriort 
et favare dantes eisdem, quod coram scuUeto de ünpetendi» qu&)%Mb(^ 
dehent et non ooram nostro (idvocato secundum juris formam respan- 
dere, quemadmodum fecerünt ab ahtiqm. Zur Vermeidung Ton Miss- 
deolnngen braucht wol kaam liervorgehoben zu wenden, dftBS die leish 
ten Worte (quemadmodum fecerünt ab antiquo) nur damn zu verstehen 
sind, däss die Btlrger von Beeskow früher vor dem Vogt erschienen 
wareiiy •nioht iertwa vor dem. Stadtschulzen; denn dieüer Gerichti^aiMl 
soll nach den Worten der Urkunde eine Neuerung sein. — In der 
deutschen Uebersetzyng obiger Urkunde sind die Worte : „et non coram 
nostro advocato*' wiedergegeben mit „unnd nicht vor unserm haubtmann 
^Qt foite" (cf. JFörstemann^ Neue iMittheilnngen ans dem Gebi^ bist 
antiqu. flQn^uog«]!, Bd. IV. H.- 7, 3i 6). Unter einem Haujitmitiiii 
versteht man in der Hegel den Vogt eine^ Landdistriola« 
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laiude^berrlioher Huld die! Gewährung ' beBonderer Justiz hin- 
zutreten aoU. . ' . 

..fjudliehi bewährte aitich erlangter au»doidiesHlicher Stadt- , 
juiisdiotioni <3er Vogt deB lähdlichen Distriiets nodi seine 
Amtsgewalt übel* idas flelbständig geirordene Stadtgericht. 
An, zwei SteHea wird uns^beriehtety das» gewissen 8<iäidien 
außdrücklich zugesagt wird, den äit^^wagen ihres • öeriokte8 
sollte der Vogt, oder ein Unterheamter desBelben nicht bei- 
wohnen. Dieses- Recht des Vogtes ist gewiss al» OontroUe 
desselben über das Stadtgeri^ anzuseheä und die ausdrüek- 
liehe Zusage, dass sie hinfort nicht mehr stattfinden solle, 
ist ein Beweis, dase sie sonst nidit gerade ungewöhnHeh 
WBA Im Jahre 1337^^ wird!, naohdean die Bxemtion der 
Stadt Wriezen von der Justiz des Vogtes auBgesiprochen 
w^den, hervorgehoben: Bs solle bei dem i wnesener Siadt- 
riebter kein Bote der Vogtei siteen zu ii^end einer Klage. 
Vaa der Stadt Müncheberg wird afus dem Jahre 1819*^^ 
däsBelbe bezeugt. Wenn der Vogt durch einen Boten, oder, 
wie die Urkunde in Betreff' Münchebergs an die Hand gibt, 
dm^ den .Landreiter oder Unteryogt dSe Oontrolle üben 
lässt, so mnss derselbe selbst als abwesend gedacht wer- 
den. St' kann also nicht der Stadtvogt ^ein, sondern yt>m 
ländlichen Vogteisprengel aus scheint die ControUe der 
Stadtgerichte geübt , zu werden. Ein . Wahrscbeinlichkeits- 
sdilttss legt es aber in Verbindung mit den übrigen, geltend 
geniaöhteÄ Momenten nahe diesef Oontrolle des Vogfes über 
SiAdtgeriehte als den Reet eines ehemaligen, jurisdietionellen 
Zusammenhanges von Stadt; und Jjand unter dfer GffeWalt des 
Vogtes ansuseh^n.. 

War aber die Stadt der Jurisdiction deä Vogtes uMeiJ- 
WDtffen (und dass es dem Wesetn derselben . nicht . wider* 
gpriiljht, ist versucht worden im Vorstehenden , zu. erweisen), 
iftOsist während dieser Zeit die Stellung derselben < ähnlich 



i >329) Cf. MMdel, C. D. Br. I.XII. S. 417, No. 7t Bi >Trem Bichter 
«w «oäl odk user ifofft di^ hodt nene aetten tu jingherhande eUige, . 
330) Cf. oben §. 12 bei Note 256. 



wie die «Ines Dorfes. An der Spitze der Stadt BtaÄd ebenso 
ein städtisohea:; dem Vogte untergeordnete^' BeÄteter,''der in 
denselben Gompetensgrenzen die städtischen Angelegenhei- 
ten vei^altete, wie der Dorfsobulae di^ der Dorfbewohner. 
Auch er verband wol administrative,, poliielliche^ nttd rich- 
terliche F^Bctfonen in seinem Amte und auek für seine Ju- 
risdiction • wird der Umfang 'des hörcliBten tind-sidefften-: (un- 
tersten) Qericlitö maesgebljnd gewesen seinj • Alles ' vorste- 
hend) im §. ]& über diesen Oegenstand Gresagte kann hj^r 
mit Beziöhmiig aaf Stftdte wiederholt wel*flenj die dem (Be- 
richte des Vogtes unterlagin. Der Beweis/ welches dcir 
Inhalt des< Jadieinm tnajus et itiinus in Städten gewesen, ist 
aber nicht \ leicht; weil ebensowenig wie bei Dörfern , die 
Gorapetenz des Schulaengerichtes beschrieben wirdJ üeber- 
dies ist es oft unmöglich dari^thnn, dass eine Stadt noch 
nicht von der Gewalt des Vogtes eximiert worden, mithin 
die städtische Jurisdiction noch keinen veränderten Gharac- 
ter und keinen Competenzzuwacbs erhalten hat.' Erschei- 
nungen aber finden sich, die die Aebnlichkeit dei^ städti- 
schen Justiiü* mit der dförflichen in der hier- beregten; ältesten 
Zeit ^emlieh nahe l^en. ' • v . 

Wie bei Dörfern wird in häufigen Fällen» das oberste 
vmA niederste (xericht einer Stadt, oder- eineä von beiden 
alleinXveräussert, sei es an die Stadt, sei es an andere 
Privatpersonen. An! der äusseren Handhabung 'des Gesobäf- 
tes, an den oberftäehliohen Andeutungen betreffs des städti- 
schen hohen und niederen Gerichts ist nichts ztt entdecken, 
das einen Unterschied von< ähnlicheifi V^äusseirungbn der 
Dorfgerichte kenntlich> maohtei Besoiiders interessant . • iftt 
der Verkauf des Städtchens Gross-Dossow im Jahre 1385.***^ 
Bs heisst in der Urkunde, dass die Grafen von< Lindow das 
gedachte Städtohen an den Bisöhof Dietrich von Havelberg 
' mit allen seinen Rechten und Pertinenzen verkaufen. Daiss 
die Stadt wirklieh eine solche war und mit städtischen Fvei- 
ikeiten ausgestattet, beweisen die Worte: J 
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381) Cf.' Eiedely C. D. Br. l U. S. 331, No. 4. 
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vendidimus '- opidum, quod 

didtur Mfyor Doasa, ernst onmibus et 

singulis jmribus »uis, videlicet Molendinin et eorum reddi- 
tibiifi, flruotibuB et utilitatibus Smgulisque libertatibvs 
commmnüer ml m speeie quaque modo concessis secumdu^ 
tenoreni prifsilegiorum super hoc confeetorum, 
ÜBter den beaondei*en Crerechtsamen im Städtchen Gross- 
DoBSow, welche die Grafen von Lindow auf den Bisdiof von 
Havelberg übertragen, wird auch die jnrisdictio in alto et 
basao genannt. Denn es heisst im weiteren Laufe d^ Ur- 
kunde, die Yerättssei^ung geschehe: 

cum pactis (Pachten, Abgaben, Zehenten) agrorum et 
ai'earam censibus, Juriadictiombus in alto et Basso, cum 
jure Patronatus ecclesie parrochialis ejusd^m et advoca- 
.tia Ita eane, quod ad/»ocatvs seu ofßoiales nostri nullum 
jus ompiffnerandi n09tro nomine vel wo bom» habeant in 
premis$is. 

Da die Grafen von Lindow die obersten und untersten 
Gerichte in der Stadt veräussern, so müssen sie dieselben 
bis dahin besessen haben, da sie femer die Yogtei über die 
Stadt übertragen, stand dieselbe unter gräflicher Vogtei. 
Möglich wäre es hier allerdings,' dass die Vogtei von den 
Grafen von Lindow durch einen besonderen Btadtvogtg^üM 
wäre, so dass durch diesen besonderen Beamten der Zusam- 
meiihang dßr Stadt mit den ländlichen Di^rtricten. au%ehobeii 
wäre. Allein wenn ein solcher StadtvogI in Gross-Dossow 
existiert hätte, so wäre die Aeusseruiig, das» advöca4;us seu 
offieiales keine Pfändung auf dem Stadtgebiete mehr vor- 
nehmen sollen, von eben jenem Stadtvogte zu verstehen. Böi 
dieser Voraussetzung wäre aber im vorlii5ge»den Fall^ der 
gewählte Außdruck ein ausserordentlich schiefer, unnatüi*- 
licher, einseitiger und unvollständiger. Wenn man annimmt, 
dass in ! Groaa-Dossow ein besonderer, gräflicher Stadtvogt 
-vorder Vearänsserung bestanden hat, so ist die Folge der 
Letzteren, da auch die Vogtei über die Stadt auf Aeä 
Bischof von Havelberg übertragen ist, dass der bisherige 
gräfliche Stadtvogt «ein ganzes Amt verliert und an seiner 
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Stelle ein neuer Stadttogt eintritt, dfen der netie Erwerber 
des Städtchens ernennt. Das kann freilich entweder so ge- 
schehen, dass an die Stelle des früheren gräflichen Stadt- 
beamten eine andere Person, der bischöfliebe Stadtvogt, 
tritt, oder so, dass die Person zwar dieselbe bldbt, aber 
der bisher von Grafen eingesetzte Beamte nunmehr vom 
Bischof seine Amtsgewalt empfängt. Dem- sei, wie- ihm 
woUö, jedenfalls ist die wahre Folge der Veräusserimg der 
Stadt' Gross-Dossow mit der Vogtei, dass das Amt des 
Stadtvogtes, als gräfliches, eingeht und ein bischöfliches 
beginnt. Dies Jwürde die Urkunde nun so ausdrücken, der 
gräfliche Stadtvogt solle auf dem veräusserten Stadtgebiete 
keine Pfändungshandlung mehr vornehmen. Statt also das 
Eingehen dfes ganzen Amtes auszusprechen, wird nur eine 
vereinzelte Function hervorgehoben, die nunmehr unanwend- 
bar werden solle. Ueberdies aber stimmt die Grundan^ 
schauung des Ausdrucks nicht mit der Sache selbst. Wenn 
nur gesagt wird, der Vogt solle auf dem Stadtgebiete nach 
der Verärasserung nicht mehr pfänden, so setzt das voraus, 
dass das Amt des Vogtes als solches immer noeh fortbe- 
stehe und nur rücksichtlich des verkauften Grundes und 
Bodens keine Wirkungen • inehr äussere. Der in der vorlie- 
genden Urkunde bezeichbete advocatus muss also dieser 
Grundanschauung zufolge ein solcher sein, der durch die 
Uebertragung von Gross-Dossow an einen anderen Erwerber 
nicht des ganzen Amtes beraubt wird, sondern nur hinsicht- 
lich der räumUcben Auf^dehnung seiner Befugnisse eine Ein^ 
schränkung erleidet Daraus folgt, dass in gegenwärtiger 
Urkunde von einem Stadtvogte mit dem Worte advocatus 
gar nicht die Rede ist, sondern von einem Vogt des länd- 
lichen Districts. Dieser muss vermöge der Vogtei des Gra- 
fen von Lindow über Gross-Dossow seine Amtsgewalt au<A 
auf diese Stadt erstreckt haben und namentlich wol auch 
seine Jurisdiction. Wenn also von der jurisdictio in alte 
et basso die Rede ist, so ist das nur ein dem Vogte unter- 
geordnetes, städtisches Schulzengericht. • Es liegt mithin ein 
Beispiel vor, dass ein summum: tcfi infimUm Judicium' in der 
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Sladt wie in einem Dorfe ezistierea konnte und gleich 
der liadürhim Yogtgewalt unterlag. 

Die Beweii^kraft diese» Beiapiel» wird dadurch nicht 
ge^chwÄcbt, das» Gross-Dossow aur Herrschaft Ibip{>in ge* 
hdrte, mithin im Jahre 1325 kein Theil der Mark Branden- 
bttrg war. Einestheilä waren die Verfaß ungäverhältnidae in 
der Herrschaft Ruppin denen in der Mark Brandenburg ger 
Wim selir ähnhch und folglich ein Reicher Fall in dem Lan- 
desgebiete der Letfiterea sehr wahraoheinlich^. andemtheik 
giedg gerade durch die beregte VeräuiiSHerung des stcldtisdien 
Gerichts Gross-Dossow auf den Bischof von; Ha^elbei^ über 
dessen Grundbesstz zur Mark Brandenburg gehörte. Da die 
Yerfassnng der Stadt Gross^Dossow durch den Verkauf, nicht 
alteriert wuinle, so muss dieselbe uAieh in dem Besitze -des 
havelberger Bischofs in gleicher Weise der Gewalt eines 
ländlichen Vogtes, unterworfen gsew^Bcn sein; 

Die äte4t Gross -Dossow war gewiss sehi* klein,. im 
dteissigjährigen Kriege scheint sie^ wie viele .andere Ortr 
Schäften völlig verschwunden zu ;sein. Aber > gerade ihr 
kleiner. Umfang beweist, dass sie füglidi trotz , ihrer städtie 
sehen Privilegien der Verfassung ' des läadliehen Distrikts 
unterworfen gewesen sein Jkann. • Dwn 0CO6se StädUe haben 
wol wegen der . U-ebeiiulle der Gesdi^te besondet'e Eichter, 
also auch Treiunung von der Justiz iik xter Yogtei begehren 
müssen.' * ,,..(. > , > i • - • 

:<< i^jioh Biedel bezeugt: v/on einer« kleineren Sia^t in ilufer 
ältesten Zeit^ , nämlidh »von L^Zien.,>das^ siel miti der ! Uuadli* 
eben Verwaltung und. folgetveise auÄh mit ' der Jurtsdiction 
des. Vogtes in Zusammenhang .gestanden habe.^?^^ 

. " Wenn nun , eine • Stadt in dcia Zeitpunkt * igetreten war, 
wo- aie- aus der Unterordntog unier. das Vogtgericbt hinaus-^ . 
treten sollte, welche Aenderung; gieng> dann in deix Juirisdic^ 
tionsverhÄltnis$en vor? Bisher, so legt es die Analogie der 
Dorfgerichtsbarkeit nahe, übte wol einy8chulze das höchste 
und niederste Gericht^ di h. die Gerichtsbarhdt über städti- 
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333) GL.^iedel, U D. Ihr« L U. S. 69. 
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GKshe Onmdstücke, leichtere Delfcte, die Aameiläich tib«r 
luiblmtige Kdrperverletzungeti nicht biriaiis^ie-Ei^ii üild end- 
lich die städftisohe Strassen-, Feld- n^ Markt-Polizeisaehen. 
.Die letzteren kat neben dem Stadtsohulacto "gewiss schon^ 
in sehr frühen Zeiten der Rath der Stadi (Condnles) ei*le- 
digt, weuiigstens zeigt das ruppiüer Stadtrecht, welche*' mit 
dem von St^dal identisch ist, diese Erscheinung scho'h im 
Jahre 1266.^^^> Yw das Landgericht nwowöten die Bürger 
der Stadt also gehen, wenn sie iSber Grundstücke auf dem 
platten Land^ - klagten und vielleicht auch,' wenn sie dess- 
halb beklagt wurden; ferner bei schweren Orimtnalstreitig- 
keitenron-der bluti'geti Schlägerei- kii bis zum» todesWürdi*- 
gen Vertröeheh, bei Streitigkeiten' der Stad%emeinde übei* 
ihr Gebiet, denmdass .di-etio von den Staldtgeridhten abgeur- 
theilt /Worden wären, ist wenign^^^hrscheinlrch. Der exacte, 
qaiellenmässig& Beweis kann für diese- Annahme der Compe- 
tenzgr^fazeii' nicht • ei-bracht werden, nör die' Analogie iüit 
d«m Dorfgeirichte nnterstftt»!; *i'e. Ist aber einmal erwiesten, 
das« das Staidtgerichf noch Thcil" dfer • Vögteiju'risäiction 
Mieb, ' so ! ifiit I dir Zuläftsigkeit dieser Analogie kaum öin sach- 
lictoer Gmnd entgigenzuset^on.' • '; 

Trat nun die Exemtion der Stadt vom Vogtgeticytfe 
einy Bo wol" gerade die Abschficssüng der städtischen 'Justiz 
in>'iillei^ den« Sabhen; 'ersibhtlicb, Wo xiie Bük^er' der Stadt 
bighteif •' vor» dem» Vogtigerichtö' zu Recht stehen mussteni Das 
Preiotiscbsite 'waar dabei die Erlangung soIbiltäki^Aigen, städti-^ 
scheu r-Blutbanne») 'd^h diese Sachen waren diÖ häufigsten, 
ifi»d<)4ien 'Bürger vcwr»dem Ländgerichtfe« »u Jerseheinen h^titeri: 
Ah»! diesem- G«inae pflegt' es- din de» Exemtionö Privilegien her^' 
vorgehoben zu werden, dass die Bürger in keiner Sache, 
namentliehf in Iceinei' criminellen den il^aduäigen des iLandge- 
ridhtes Folge zu leisten brauchten. Faöt keine Bes^ätxgimg 
eiat6s-städtiBchep'Es)emtiont§privilegt3 'kotaamt vojr), olm^* die 
CJa^sel[MAss' ait^^er 'im ^etiler fiandhiä)ft.er That kein Burger 

ausser den Mauern seiner Stadt solle- vor GOT<dit erscheinen 

' ' ■*. ■. . . .. • . 1. • . '. * •• 

333) Cf. UiQdd, G. D. Br. I IV. S. 082; No. 2. 
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müssen. Ohne hier den überflüssigen Beweis einer so gut 
wie notorischen Thatsache zu führen, seien zwei Beispiele 
von Stadtrechten erwähnt, wo gerade die Gewährung der 
Criminaljuriädiction, welche nunmehr doroh städtische Beamte 
geübt werden soll, als ein besonderes Neues zu den übrigen 
Privilegien der Stadt hinzutiitt So wird es bei Exemtion 
der Stadt Wusterhausen geradezu hervorgehoben, dass auf 
die Stadt übertragen werde, pjtfaefeotura et jurisdictio 
ejus in qualtbst $$ntentia, tarn in superiori quam 
in bassa, quod respicit (ad) «praefecturam cum 
obventionibui^ excessuum et vadiationum, und soll, 
heisst es weiter, die Hälfte der Gefälle dem Grafen von 
Lindow verbleiben. '^^ In ähnlicher Weise erlangt die Stadt 
Ruppin im Jahre 1315 die Grimioaljurisdiction ganz aus* 
drücklich, SjO dass k^ ruppiner Bürger mehr wegen schwe^ 
rer Verbrechen vor den Vogt zu folgen brauchte. ^^^^ Vor 
dem gedachten Jahre, nämlich seit 1256, hatte Ruppin 
stendaler Stadtrecht, seine Stadtrichter schienen also vor 
1315 keine höh<(re Crimina^urisdiction gehabt zu haben, 
woraus zu folgern ist, dass bis zu diesem Zeitpunkte die 
völlige Exemtion der Stadt Ruppin vom Iiandgerichte niebt 
erfolgt war. 

Wenn demnach gerade die Erlai^ng des Blutbannes 
das characteristische Zeichen für die ausgedehntere Oompe* 
tenz der städtischen Gerichte, und mithin der vollendeten, 
jurisdictionellen Exemtion ist, so ist es vollkommen erklär- 
lich, dass alle grosseren Städte vom 14. Jahrhundert ab im 
Besitze des obersten Halsgerichtes getroffen werden. Meist 
haben sie sogar auch über ritterbürtlge Personen Strafge* 

334) Gf. B4edel, C. D..Br. L lY. 8. 394, No. 6. Das Wort exoes- 

sus in der TJrkunde bedeutet dem allgemeinen Sprachgebraache di^c^ 

.336) €£ Biedei, G. D. Br. & 284, No. 4: >,tale8 {iraerogatites art»* 
culos beneficii jam subscriotofi et ad usum nostre Givitatis Euppin coa- 
ferenda concedimus öt prencimus. Primus si quidem est, qualiscunque 
eopC€8em fuertt perpettatuß. in Civitate ml in Gamfo ott^tto^'s, sine in 
homicidio sive %n lyulnere vel lesione seu causa guacunquef Judicibus 
aämittimus et concedimus judicandum n. s. w. Die Juaices sind wol 
Stadtrichter oder Stadtschnlzen. < 
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richtsbarkeit gehabt. Seit der Mitte des 14. Jahrhunderts 
etwa ist die städtische Entwickelang soweit zu einem Ab- 
Schlüsse gekommen, dass alle Civil- und Criminalstreitigkei- 
ten vor den städtischen Richtern abgemacht wurden. Die 
genauere Detaillierung der städtischen GompetenZ; ob z. B; 
ein Bürger selbst, wenn er klagend etwa wegen eines nicht 
jätädtischen Grundstückes auftrat, auch vor dem städtischen 
Biditer Gehör verlangen konnte, soll dem zweiten Buche, 
wo von der Stadtjurisdiction im Besonderen gehandelt wer- 
den wird, zur Erörterung gelangen. 

Auch wie nach vollendeter, jurisdictioneller Abschlies- 
sung die Justiz in den Städten gehandhabt worden sei, 
welche und wie viele Beamte dazu erforderlich gewesen 
und in welchem Verhältnisse diese selbst unter einander 
gestanden haben, ist nicht an diesem Orte zu behandeln. 

Nur soviel sei bemerkt, dass mit der Exemtion vom 
Yogtgerichte die nunmehr besondere Stadtjustiz durchaus 
nicht aufhörte, markgräflich zu sein. In der Regel wurden 
anfänglich städtische Yögte vom Markgrafen ernannt, die 
neben dem Schulzen, der dann das Judicium supremum et 
inSmum behieM, die höhere Jurisdiction, namentlich den 
Blutbann verwalteten. Später geschah es, dass dem Schul- 
z&a die gesamte Stadtgerichtsbarkeit übertragen wurde und 
die städtischen Vögte verschwanden. 



g. 18. 
Andere Jurisdiotions-Privilegien der Städte. 

Der Schluss des vorstehenden Paragraphen ergab, dass 
die Entziehung der städtischen Einwohner von der Gerichts- 
gewalt des Vogtes noch nicht die Bedeutung hatte die 
Ausübung der städtischen Gerichtsbarkeit von anderen, als 
markgräflichen Beamten verwalten zu lassen. Wenn man 
daher auch jene Exemtion der Städte ein Privilegium nen- 
nen muss, so begründet dasselbe doch nur einen singulären 
Anspruch auf die Enthebung von der Sprengeleintheilung 

KUHNS, •SBICHT8-VBBFAS8UNO. ]3 
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und auf Emennong besonderer) tstädtischer Beamter. Dass 
aber derjenige, welcher diese Letzteren ernannte, ein Ande^ 
rer sei als der, welcher das Ernennungsreeht für die allgemeinen 
Vc^ämter hatte, war damit nioht ausgesprochen. Die Folge 
davon ist, dass selbst nach Gonstituientng besonderer, Ju- 
risdictionen gänslid) abgeschlossener Stadtgerichte die Gre^ 
richtsgefölle an den flössen, der als Landesherr die Ausübung 
auch der städtischen Jurisdiction hatte, d. i. an den Mark- 
grafen. 

Gerade aber in diesem Ernennungs- und Sportelrechte, 
welches die hauptsächlichste Folge des Besitzes an der 
Ausübung einer Jurisdiction ist, konnte durch ein neues 
Privilegium dae Aenderung herbeigeführt werden. Der 
Markgraf konnte die gesamte Ausübung der Stadtgericht»^ 
barkeit, oder einen Theil derselben veräussem. That er 
das an eine andere Privatperson^ z. B\ einen adligen Grund- 
besitzer, ein geisÜiefaes Stift, so wird die Stadt (ganz ähn- 
lich einem veräusserteu Dorfe) patrimonial und es entsteht 
der Begriff einer Medidtstadt. Nidit selten ist dies geschar 
hen und manohe Städte der Mark 6rand^ib%urg erscheinen 
entweder von Alters her, oder durch spätene Veräusserung 
in der Stellm^ von Meidiatstädten. Häufiger und durchaus 
die Regel war aber Verättsserung . der Stadtgeriehtsbarkeit 
an die Stadt selbst, so dass diese, vertreten durch ihren 
Rath, gewissermassen Herrin der Jurisdictionstibung über 
ihre eigenen Einsassen wurde. Der Rath der Stadt erlangte 
alsdann aus irgend einem. Privatgeschäfte , welches Kauf, 
Verpfändung oder Schenkung au sein pflegte, im Besetzungs- 
recht der städtischen Richterämter und entweder völligen, 
oder, was die Regel bildet, partiellen Genuss der Gerichts- 
einkünfte. 

Solcher Erwerb der städtischen Justiz konnte gewiss 
schon in einem Momente geschehen, wo die völlige Hkera- 
tion der Stadtbewohner vom Vogteigerichte noch nioht statt- 
gefunden hatte. So ist z. B. in Wusterhausen im Jahre 
1325 das Ober- und Niedergericht erworben worden, ohne 
dass früher eine Spur der Befreiung, der Stadtbevölkerung 
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vom Landgerichte ersiehtlich ist;^^) Reichlich Beispiele 
zu finden scheitert auch hier an dem Umstände, dass von 
den einzelnen Städten der Augenbliek erlangter Exemtion 
90 schwer festzustellen ist» Nach derselben kommen bis spät 
in das 15. Jahrhundert £ä*we3i^bungen des oberen und nie- 
deren Gerichte durch dem Balh einer Stadt, vor. ^'-^ Auch 
das obere» oder das niedere Gericht wird vom Baihe allein 
erworben* Wenn die Esemtion der Stadt vom V<^tdge^ 
rieht b^^its erfolgt war, war oft auch die Blutgeri^tsbar* 
keit und Alles, was sonst vor^ das Landgericht gehört hatte, 
Gegenstand städtischer Erwerbung. So erwirbt im Jahre 
1577 die Stadt Angermünde das oberste und. niederste Ge- 
richt mit dem Blatbann,^^ Frankfurt hat schwere CruminaP 
Jurisdiction im Jahre 1504. ^^^ 

Als Regel darf indes sien nicht aufgestellt w^den, dass 
etwa gegen Ablauf des 15. Jahrhuadeorts alle Städte im Be* 
sitze der völligen Jurisdictionsübung mit Einsohluss des 
Strafgeriebts auf Lefben und Tod geworden wären. Nicht 
eitimal hinaicbtlieh des obersten, oder des niedersten Ge- 
richtes lässt sich behaupten, dass in der Mehrzahl der Stftite 
der Bath im Qeinusse des B^otzungsreohtes und der Ge- 
ftUäe gewesen sei.. Seit, der Mitte des 14. Jahrhunderts etwa 
kann man zwar für die Mehrzaht der grösseren, märkischen 
Städte die Abschliessung selbst der schweren Omminfljy uris- 
diction gegenüber dem Y ogteigericbte als vollendet ansehen, 
aber ob die so abgeschlossene Stadijustiz durch markgräf- 
li4^ Beamte, oder durch . solche, die der Bath ernannt hat, 
geübt worden sei , ob ea dieser Beamten mehrere gegeben 
habe> oder nur einen einzigen Stadtscbulzen, dals sind Fra- 
gen, die naich einem numerifitcben, sichei^en Yerhältniss nicht 
bestimmt werden kdnnan. Zwei grosse Rechte glänzeti nach 

336) Cf. Eieikh G. B. Br. L IV. & 334, No. 6. 

337) So in Havelberg (1431) cf. Ger^ken, C. D. Br. VII. S. 229; 
ferner in Neu-Landsberg cf. Bieäel, C. D. Br. L XVin. S. 407, No. 62. 
KöDigBberg I. N. (1393) ibid. XIX. & 284, No. 171 «. s. ir, 

338) Cf. Biedel, C. D. Br. L XIII. S. 200, No. 27, (verb,: »Ober- 
und Untergerichten mit Halsgerichten) 

339) Cf. oben §. 2 g. E. 
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dem Bisherigen hinsichtlich der Justiz aus dem Kreibe der 
städtischen Privilegien hervor: erstens Exemtion vom Vogt- 
gerichty d. h. kein Bürger der Stadt kann vor das Landge- 
richt geladen werden; zweitens das Besetzungsrecht der 
städtischen Bichterämter. Damit ist aber die Zahl der ja- 
risdictionellen Privilegien noch nicht abgeschlossen. Auch 
dem Hofgericht gegenüber haben die Städte Exemtionen zu 
erlangen gewnsst. Dadurch erhielten sie den Vortheil nicht 
ritterbürtige Personen, die vermöge ihrer bevorzugten Stel- 
lung entweder nur vor der Person des Markgrafen, oder 
seines Hofriebters zu* Recht stehen brauchten, innerhalb 'der 
Stadtmauern vor ihren Richter citieren zu - dürfeü und somit 
jeder Entfernung aus dem städtischen Gebiete enthoben zu 
sein. Es ist hier nicht der Ort dieses Recht der Städte, 
das mit den Beziehungen derselben zu dem Yogtgerichte 
nichts zu thun hat, näher zu erörtern. E^en dahin gehören 
auch die in den Urkunden häufig begegnenden Bestimmun- 
gen, dass über Excesse ritterbürtiger Personen, ÜberStras- 
seoraub, die binnen städtischen Gebietes vorfallen, die städti- 
sdieir Gerichte colnpetent sein sollen. 

' Vergleicht man zum Schhiss die Stellung der Städte 
zum Yogtgericht mit der der Dorfgerichte, so -ergibt sich 
als einfaches Resultat: 

1. IMe Dörfer bleiben oft im Vogteisprehgel trotz vieler 
Yeräusserungen. Die Städte dagegen, sofern sie zu 
wirklicher Bedeutung sich erheben, durchbrechen den 
Zusammenhang mit dem Yogtgericht aus eigener, inne- 
rer Nothwendigkeit und ziehen eine Scheidewand in 

- Hinsicht auf die Jurisdiction zwischen ihrer eigenen 
und der ländlichen Bevölkerung. Namentlich äussert 
dies seine Wirkungen auf den Blutbann; 

2, Die Dörfer gelangen durch Yeräusserung an gutsherr- 
liche Privatbesitzer, unter deren Gewalt sie innerhalb 
des herrschaftlichen Grund und Bodens in ähnlichen 
Yerhältnissen bliebe wie ehedem in der landesherr- 
liehen Vögtei. 



J 
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Die Städte werden; von den' Mediatstädten abge- 
sebetB, meisteiks.ihre eigenen Patrimonialherren und ver- 
walten die städtische Justiz dturdh selbst bestellte Bicli- 
ter und theilweise zum Yartbeil ihrer Stadt^Oasse. 



VI. CA.I>ITEL. 

VERHlLTNISS DES HOFGBKICHTS Zu DEM VOOT- 

GERICHTE. 



g. 19. 
Der Gerichtsstand der RitterbQrtigen. 

Das natürliche Verhältniss des Vogtes zu seinen Spren- 
geleinsassen ist, dass er alle ia Dörfern, oder herrschaftli- 
chen Oütem auf dem Lande wohnenden Leute seiner Amts- 
gewalt unterwirft. Mag er immerhin fttr Dörfer und Städte, 
so lange diese aus dem Verbände der Vogtei nicht aus- 
schieden, besondere Unterbeamte gehabt haben, die Aucto- 
rität seiner Befehle reichte dennoch bis zu dem geringsten 
Einwohner jedweder Ortschaft. Je mehr überdies Dorf- 
und Stadtgerichte für die Angehörigen ihres engeren Krei- 
ses in einer grossen Anzahl von Streitigkeiten die compe- 
tente Behörde waren, um so mehr war die eigentliche Thä- 
tigkeit des Vogtes und seines Gerichtes gerade auf dieje- 
nigen Personen gewiesen, welche weder der Dorf- noch der 
Stadtverfassung angehörten. Dies waren vor allen Dingen 
die Besitzer der grossen Herrschaften, welche über ihre 
hintersässischen Dörfer meist eine besondere, gutsherrliche 
Jurisdiction übten. Im Principe war es vollkommen zuläs. 
mg, dass der vornehme, wolhabende, grosse Grundbesitzer 
im Vogtgerichte neben dem einfachen Dorfbewohner erschien. 
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den vielleicht ein stAiwerer Oriminalfiill dorthin gefihrt hatte. 
Selbst wenn es vorkam^ dass ein Gmlsherr, der ober seine 
Hinteraiasen keinen Blutbann üben durfte, mit den Bauern 
seines eigenen Patrimonialdorfes im Yogtgerichte zusammen- 
traf; so mochte thatsäcblich ein lästiges^ fiör die Betbeiligten 
unbequemes Yerhältniss entstehen, aber juristisch war darin 
keine Abnormität zu erblicken. Wenn es im Laufe der Zeit 
geschah, dass die Gutsherren vor einen anderen Richter 
gewiesen wurden, als das gemeine Landvolk, so geschah es 
nicht durch den Draiig einer imeren, sadilichen^Noth wen- 
digkeit, sondern weil in ihrer vornehmeren Classe ein Be- 
ruf und und mit ihm ein Glana von äusserer Ehre verbreitet 
war, der die Gemeinschaft mit dem gemeinen Manne als 
standesungemäss erscheinen liess. 

Von jeher ist es ein Zug des deutschen Rechtes gewe- 
sen, dass da, wo wirkliche Standesunterschiede, sei es in 
der Lebensweise, sei es in dem Vorzuge. der. Geburt sich 
geltend machten, der rechtliche Ausdruck davon sich in dem 
Gerichtsstände und in dem Familienrechte zeigte. Keine 
Gemeinschaft im Gericht, keine Gemeinschaft in der Ehe, 
das ist das Erkennungszeichen wirklicher, juristischer» Stan- 
des verschiedenheiit. Nie hat ein Uebergenosse in jenen bei* 
den Punkten die Gleichstellung mit einem Untergenossen 
ertragen und wenn unter den Mitgliedern desselben Standes, 
die Einen sich zu higherem Stande emporschwingen woll- 
ten, so war dies das Ziel: rechtliche Trennung von den 
übrigen, bisherigen Standesangehörigen in Gericht und Ehe 
zu erlangen. 

Es ist dieses Ortes nicht die gesamte ständische Bewe- 
gung seit dem fränkischen ^Reiche einer besonderen Erörte- 
rung zu unterwerfei^. Es ist genug, auf die allgemein be- 
kannte Thatsache hinzudeuten, dass schon seit dem 10, Jahr- 
hundert, ja, wenn man das Beneficialwesen mit in Betracht 
zieht, seit der merovingischen Herrschaft ritterliche, berufs- 
mässig kriegerische Lebensweise der Person einen Glanz 
verlieh, der anfangs nur in äusseren Ehren, später aber in 
rechtlichen Vorzügen seine Wirkung zeigte. Ein natürliches 
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Gefühl im 2in8aiaia6nhaiige mit den ältesten, nationalen An- 
sdiauungen flösste der Menge des Volkes Achtung ein gegen 
diejenigen, welche das Bestehen gefahryoUer Kämpfe zu 
ihrer Lebensaufgabe gemacht, welche in vielen Gelegenhei- 
ten persönliche Energie, Selbständigkeit und unerschtltterli- 
chen Sinn bewiesen hatten und welche endlich durch das 
Band kriegerischer Kameradschaft mit den Vornehmsten des 
Volkes in enge Freundschaft, oder in vertraulichen Verkehr 
gekommen waren* 

Dem ritterlichen Manne, der von seinem Führer mit 
reichem Grundbesitze und dem Genüsse anderer Ein- 
künfte ausgestattet wai*, dünkte es eine Herabwürdigung 
den Bauer im groben Kittel, oder den Städter mit seinen 
vom Handwerke gehärteten Händen als ebenbürtig anzuer- 
kennen, selbst da wo mit denselben vollkommene Geburts- 
gleichheit bestand. Nicht bloss wajr es Hochmuth, der diese 
Gleichstellung von sich wies, sondern es war ein wirklicher, 
tiefer, innerer Unterschied in der Gesinnung des Ritters von 
der des Stadt- oder Lai^dvolkes. Einem besonderen Ehr- 
geize gab jener sich hin und demselben durch persönliche 
Auszeichnung zu genügen war sein Stolz; die friedlich, dem 
Gewerbe, oder dem Ackerbau lebende Bevölkerung suchte 
Bereicherung, oder rang in tiefster Armuth um das tägliche 
Brot. Kein Wunder daher, wenn der Stand der ritterlich 
Lebenden die Bande der Geburt, die ihm mit anderen, är- 
meren und weniger ausgezeichneten Genossen verbinden, 
sprengt und, getragen von dem Glänze seiner Waffen, sich 
emporschwingt zu höheren Rechten und machtvollem Ein- 
fluss. 

Kein Geburts stand ist frei geblieben von den Einwir- 
kungen des neu sieh bildenden, ritterlichen Standes. Die 
Geschlechter der Schöffenbarfreien, welche ländlich auf ihrem 
väterlichen Erbe lebten, wurden weit überstrahlt von den- 
jenigen ebenfalls schöffenbarfreien Standesgenossen, die mit 
den Waffen in der Hand kriegerischem Ruhme nachjagten. 
Weit bleiben im Stande der Unfreien und Hörigen die länd- 
lich, im Dienste des Herren Lebenden hinter denjenigen 
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zarück, welche als Ministerialen kriegerisehe Diteiste leiste« 
ten und an der ehrenden Auszeichnung kriegerischen Be- 
rufes gleich den freien Rittern Theil nahmen. 

Wenn aber irgendwo die Bedeutung kriegerischer Le- 
bensweise eine höhere Würde, ein grösseres Ansehen ge- 
wiUirte; so war es in der Mark Brandenburg der Fall, na- 
mentlich in den Zeiten, als den Slawen Schritt vor Schritt 
jeder Fuss breit Landes abgerungen werden musste. Ge- 
burtsfreiheit im Sinne des deutschen Rechtes gab es hier 
nicht; oder nur in sehr geringem Masse. Hörige Leute, 
die nicht ritterlich, und solche, die ritterlich lebten, das 
war fast der einzige Standesgegensatz, der in der märki- 
schen Bevölkerung vorkam. In den ältesten Zeiten der 
märkischen Geschichte trat die Wichtigkeit der kriegerischen 
Mannen vor der ländlichen und städtischen Bevölkerung so 
ausschliesslich hervor, dass dieselben schon wegen ihrer 
politischen Nothwendigkeit für das Land einer gewissen 
Auszeichnung theilhaftig gemacht werden mussten. Beson- 
ders also in der Mark war die Erhebung des'' ritterlichen, 
obschon von Geburt meist unfreien, Standes zu höheren 
Vorzugsrechten eine natürliche Folge der Bedingungen, un- 
ter denen dieses Territorium von Anfang an sich ' bildete. 
Auch hier zeigen bereits die ältesten, uns überlieferten Ur- 
kunden eine Trennung der Ritter (milites) von dem Gerichts- 
stande des übrigen Volkes, ja es kann sogar die Frage er- 
hoben werden, ob überhaupt jemals die Ritter der Juris- 
diction des Vogtes unterworfen gewesen seien. Freie 
Vermuthung «teht hier offen, denn die Quellen bieten auch 
nicht die geringste Andeutung. 

So lange' die Mark Burggrafen hatte, die Jurisdictionen 
einem Bui^wart vorstanden , ist es natürlich anzunehmen, 
dass vor dem Gerichte des Burggrafen ritterliche Mannen 
wie die übrige Bevölkerung des Sprengeis zusammen er- 
schienen sein werden. Dies ist um so wahrscheinlicher, als 
in den Zeiten des Markgrafen Gero ein so bestimmter Ge- 
gensatz ritterlichen Standes gegen die übrigen Einwohner 
sich noch nicht gebildet hatte, sondern erst ganz allmählig 
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bis zum. Ablauf des 13. Jahrhunderts hin zu aeiner Yotten- 
dung kam. Yiellöioht hat hauptsächlich die . kriegerische. 
Regierung Albrechts des Bären zu der Entwickelung eines 
Standesgegensatzes beigetragen, der im 13. Jahrhundert in 
bestimmten, urkundlichen Zeugnissen hervortritt. . So viel 
wird man daher glauben können, dass mit der abgeschlossen 
nen Bildung des neuen Standes auch der Vorzug seiner An- 
gehörigen v:or dem übrigen Volke in Gerichtsbarkeit und 
Eheschliessung vorhanden war. 

Derjenige nun, vor welchem die Ritterbiirtigen ihren 
besonderen Gerichtsstand hatten, war kein geringerer als 
der Markgraf selbst. Es ist uns zwar keine einzige Ur- 
kunde überliefert, in der die persönliche Jurisdiction des 
Markgrafen über seine Bitterbürtigen allgemein und für das 
ganze Land ausgesprochen wäre. Dass aber in der- That 
eine solche persönliche Sondergerichtsbarkeit des Markgra- 
fen bestand, ist aus einzelnen, localen Privilegien mit Si- 
cherheit zu entnehmen. 

Im Stadtrechte von Prizwalk im Jahre 125& wird der-; 
selben besondere Stadtjurisdiction verliehen, aber nicht über 
die ministeriales, milites und servi des Markgrafen. ^^^ Hier 
ist nicht gesagt, wo die eximierten Personen zu Recht ste- 
hen sollen. Deutlicher spricht sich eine andere Urkunde 
aus von 1275:»*i) 

Milites vero et famuli nostri armigeri eoram nobis sotum-- 

modo Habunt juri. 
Endlich enthält die Urkunde von läl9 für die Stadt Span- 
dau die Aeusserung,^^^) dass der Markgraf auf Klage von 



340) Cf. Biedel, C. D. Br. I. III. S. 343, No. 9: Item si quis civium 
dicte civitatis accommodaverit bona sua homini 'cuicunque, deoitor tene- 
tur ipsi respondere in civitate, exceptis nostris Minigterialibus, militi' 
bus atque servis^ 

341) Gf. Biedel, M. Br. II. S. 408, Note 5. 

342) Cf. Biedel, M. Br. II. S. 409, Note 1 : prefectus civita- 
tis jam dicte omnea potest et debet judicare excessus, qui in auo judi- 
cio exsiatmit perpetrati et jam dictis civ^us a nostris miUtilms et vor 
saUis, quos' inpetere nituntur vel nUendunt, in nostra Curia jiidicium 
reale et personale, quotiescunque necesse fUerit, debemus ordinäre täU" 
ter, guod nostri juris beneficium ipsis eivibus omnimodo suffrageiur* — 
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sptndauer Btk*gern gegen Bitterbürtige in seinem Hofe das 
judidom reale et personale abhalten wolle. In allen diesen 
Stellen ist eine so nnverkennbare Hindeutnng auf persdn* 
liehe Jorisdietion des Markgrafim über Bitterbürtige enthal- 
ten, dass man annehmen mnss, sie sei in den ältesten und 
einfachsten Zeiten allerdings waeh von ihm gehandhabt wor* 
den. Aber gewiss schon fräh zog er dabei einen Stellver- 
treter herbei, dem er die Entscheidung gewisser Streitigkei- 
ten übertrug mit der Kraft und Bedentuag, als hätte der 
Markgraf selbst sie getroien. SSnen solchen Stellvertreter 
nannte man einen Hofrichter und- als die Jurisdiction des- 
selben nach verschiedenen Bichtungen hin organisiert wurde, 
entstand das Hofgericht, welches zu dem (Berichte des Vog- 
tes ein besonderes Yerhältniss einnahm. 

Der Hofrichter stand an Stelle des Markgrafen und die 
Personen, die vermöge besonderen Standesvorsuges den 
Markgrafen selbst zu ihrem Bichter hatten, mussten auch 
der Sentenz des Hofrichters gleiche GiHigkeit und Becfats- 
kraft einräumen. DiiBse Identificierung des Hofrichters mit 
dem Markgrafen, sofern dieser Bichter war, wird in einigen, 
allerdings späteren Urkunden sehr deutlich ausgesprochen. 
In Betreff des taagermünder Landgerichtes wird erwähnt, 
dass zwei Klagen vor der Brücke zu Tangermünde der 
Vogt richten solle, die dritte aber der Markgraf, oder 
sein Hofrichter. ^*> 

Schon sehr früh ist wol der Zeitpunkt anzunehmen, wo 
der Markgraf die persönliche Jurisdiction übetr seine Bitter- 
bürtigen eine allznsohwere Bürde fand. D^in, wie die an- 
geführte, spandauer Urkunde bezeugt, waren es alle Ange- 
legenheiten derselben (omne reale et personale Judicium) die 



Die Bprachlich sehr corrumpierte Urkunde ist vielleicht dahin tn erneu* 
dieren: et jam dictis civibus a (ex) nostris mütibus et Taatidlis, quos 
ceieri cms nipetere nituatar vel mtendunt n. s. w. — D. h. wenn ein 
Bpandaaer Borger gegen einen anderen dortigen Bürger, der 2tt den 
markgräfliohen Rittern oder Yasallen gehört, klagt, ao toll dm» Geriekt 
im marfcgr&flieben Hofe gehalten Verden. Gf. abngem den Textabdruck 
bei Miedel, €. D. Br. I. XI. S. 25, No. 35 nnd unten §. 26, Note 414. 
343) Gf. oben §. 13, Note 268. 
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seiner Cognition unterliegen sollten. Den ersten Anfang mit 
einer Stellverlretung, d. h. mit Ernennung eines HofHehters 
machte er wol nur färeins&elne Fälle, an deren persönlicher 
Wahrnehmung er durch Krankheit, Krieg, sonstige Abwe- 
senheilr verhindert war. Mehrere Spuren von Hofrichtern, 
deren Mandat nur auf einzelnen Fall lautete, machen es 
wenigstens wahrscheinlich, dass in frilh^en Zeiten, wo die 
Geachäftslaat noch weniger drückend und dauernd war, die 
Stellvertretung anfltnglieh nur je nach Gelegenheit eintrat, 
später aber ständig wurde. In dem bekannten Feloniepro« 
cesse gegen Werner, von Holtzendorff sagt der urtheilende 
Hofriehter Hans von Torgow, 
Ich Hans von Torgow, here zu Zossen, bekenne niit 
diessem briefe, als der hochgeboren furste und here, here 
friedrich, borggrafe czu Nuremberg, vorweszer der Marche 
cztt brandenburg mich czu nn^m richter czu richtende in 
lehenreclUe» an diessem heutigen tage gesaczt had.^^^ 
Als unter wachsendem Drange der Qeschäfte das Hof- 
ricbteramt ein dauerndes werden musste, ist es wahrschein- 
lich, dass zunächst die Bestellung im Sinne eines judex ge- 
neralis gesebah. 

Von allen Theil^ä des Landes strömten Rechtsstreitig- 
keiten auf den Markgrafen ein, för das ganze Land war er 
der Richter der Ritterbürtigen. Schritt er nun einmal zu 
der Wahl eines Stellvertreters, so ist es natürlich, da die 
Grundanschauung die Identißcierung des Hofrichters mit 
dem Markgrafen in jurisdictionellel* Hinsicht ist, dass auch 
der Stellvertreter für das ganze Land die Jurisdiction über 
Ritterbürtige zu üben hat. Wenn man für einzelne Landes- 
theile besondere Hofrichter findet, so deutet dies schon 
einen entwickelteren Zustand an, in welken selbst ein ein- 
ziger Stellvertreter nicht ausreichte, sondern unter mehreren 
eine Theilung der Arbeit eingeführt werden musste. Meh- 
rere Urkunden erwähnen auch den judex generalis, oder zu 
deutsch: den gemeinen Hofrichter in der Mark. Im Jahre 

344) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XII. S. 240, No. ö. 
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1339 nennt sich Jabänn vonBu^ einen judex generalis 
cuxiaie JUnstris principis,*^^ oder ^c in einer Ur- 
kunde von 1336 schon Tovkommt^ einen „meynen (gemeinen) 
richter des hofes to Brandenborg^. Statt des Wortes Hof- 
richter wird auch der Ausdruck Hauptmann oder capitanens 
generalis gewählt, wie namentlich eine Urkunde von 1^336 
beweist, in der Johainn von Buch, der in demselben Jahre 
als gemeiner Hofrichter bezeichnet ist, sich einen „miles et 
eapitaneus marehiae brandenburgensis generalis^ 
nennt. ^^^ Scdche allgemeine Hauptleute oder Hofriehter 
kommen aber nur bis gegen Ende des 14. Jahrhunderts vor.^^^ 
Seit dieser Zeit sieht man sich zu einer räumlichen und 
sachlichen Scheidung der hofgerichtlichen Jurisdiotion ge- 
ni^thigt. 

Wenn man für die Zeit des 13. Jahrhunderts eine Yer- 
muthung über die Thätigkeit der allgemeinen Hofidchter nnd 
ttber das Yerhältniss derselben zu der der Markgrafen wa- 
gen dajrf, so ist es die, dass denHofrichtem wol geringere 
Streitigkeiten der Bitterbtirtigen zugewiesen wurden. War 
freilich der Markgi*af dauernd an der Wahmebmung irgend 
eines richterlichen Geschäftes verhindert, so mussten auch 
die wichtigsten Bechtshändel ritterlicher Personea dem stell- 
vertretendem HoMchter überlassen werden. Dies war ai>er 
nicht immer der Fall, sondern der daiiemde, stets fortwirkende 
Grund für die Beibehaltung von Hofrichtern war das An- 
wachsen der Geschäftslast. Eine Theüimg in die ricfaterli* 
chen Geschäfte fand zwischen dem Markgrafen und dem 
Hofrichter ganz in derselben Weise statt, wie ehedem, zwi- 
schen /dem fränkischen K&nige und dem Comes palatii. 
Hier machte man aber gewiss einen Unterschied zwischen 
schwereren und leichteren Streitigkeiten und nur. die Letz- 
teren,, deren numerische Fülle wol allerdings auch die be- 



345) Cf. Riedel, C. D. Br. I. X. No. 5, S. 244, No. 129; XXIII. 
8. ?88, No. 348. , 

346) Cf. Riedel C. D. Br. I, XXHI. S. 30, No. 40. 

347) Cf. noch Riedel, C. D. Br. I. XVIII. S. 226, No. 19 (1354); 
XXI, S 409, No. 36C (1348); XXII. 8. 51, No.: 83 (1348). 
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deatendere war, fielen der Thätigkeit des Hofrichters an- 
faeim, der isie im Namen des Markgrafen erledigte. Zn die- 
sen gelvöirte namentlich ^ine bestimmte Art von Klagen; 
nämlich iuis Forderungen gegen Ritlerbürtige. 

Bei der Neigung des damaligen ritterlichen Standes 
seinem kriegerischen Ruhme nnd seinem politischen Anse- 
hen durch einen glänzenden Haushalt und stattliches äus- 
seres Auftreten eine Folie zu geben, war ein grosses Be- 
dürfniss nach baarem Gtelde vorhanden, das am Besten in 
den Städten befriedigt werden konnte. Gerade in' den Be- 
sitz von ' Geldi*eichthiun waren die Bürger gekommen und 
sie fanden es keine unvortlieilhafte Verwendung ihres Capi- 
tals dasselbe darlehensweise an vornehme Bitter vorzustrek- 
ken. Bei schlechter Wirthschaft wie sie in den ritterücken 
Familien jener Zeiten sehr häufig war, kamen Unpünktlich^ 
keiten in Rückzahlung geschuldeter Darlehen sehr Uäiifig vor 
und die Gläubiger in den Städten hatten deshalb sehr oft 
Klage zu erheben. Vermöge des besonderen Jurisdictions- 
privilegs der Rittierbürtigen war in den früheste^ Zeiten, 
streng genominen, immer der Markgraf pertönUch anzugehen. 
Als es allgemeine Landes - HofHditer gab, war bei diesen, 
wo sie sich aufhielten, namentlich wenn sie in der Nähe 
wären^ der Anspruch geltend zu machen. Beiden Thefl^i 
war diese Nothwendigkeit den stets auf Reiseii befindlichen 
Hofrichter in ihren Rechtshändeln aufzusuchen, sehr unbe- 
quem und wol schon in den ältesten Zeiten, wo es Hofrich- 
ter gab, traf man eine Abhilfe durch die Vorschrift, der 
Hofrichter solle bei seinen Reisen gewisse Städte in regel- 
mässigen Zwischenräumen berühren, um hier an Ort und 
Stelle über die Förderungen von Bürgern gegen Ritterbär- 
tige Recht zu sprechen. 

In diesen Zusammenhang ist wol zu bringen die im 
Jahre 1247 erfolgte Einsetzung eines zeitigen Hofrichters '^^ 

348) Cf* Biedet, C. D. Br. I. XVI. S..3, No.5: Cv^m libertaüs tem- 
pore durante (während 8 Freijahre), ipei civitati similiteriiidttlsiiiius, at, 
81 qms ci^mim ipsius aliquem hominem nostrum, militem, nve fier^m, 
duxerit incusandum, si is, qui incusandus fuerit, ad nostram pro eo 
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bei Oröndtuig der Stadt Neu-Salswedel, wo os heisst, dass 
bei Ktogen von Bürgern gegen Bitter nach Wahl der Leta* 
teren der Markgraf, oder der Hofrichter soll ai^egangen 
werden. Man k<>mito aas d^ Stelle herleiten woUeii^ dass^ 
da in der Urkunde der früheste, überhaupt bekannte, mär- 
kische Hofrichter erwähnt werde and gerade dieaw ein lo- 
caler für Neustadt Salzwedel gewesen, nicht, wie vorher 
behauptet worden, die allgemeinen Hofrichter fiir das ganze 
Land, sondern gerade .die für besondere Districtc die äl- 
testen Hofrichter seien. Allein schon der Umstand, dass 
Alberich Ton Kerkow nur auf 8 Frei^hre als Hofrichter 
Yon Neu-Salzwedel bestellt wurde , fährt dahin , dass hier 
nur ein Versuch vorliegt, der in ganz besonderen, «ug^ar 
blieklichen Umständen seineu Grund haben musste. Auch 
ist ein ähnliches Beispiel eines loeaien Hofiichters aus dem 
13^ Jahrhundert nicht bekannt. 

Abgesehen also davon ^ dass in der angeführten Stelle 
von einem localen Hofrichter ausnahmsweise die Bede ist, 
ist das Mandat seiner Jurisdiction so weit gefasst, dass je^ 
der persönliche Anspruch eines Bürgers aus Neustadtr^alz- 
wedel darunter begriffen und mithin dem Forum des Albe- 
ricb von Kerkow zugewiesen zu sein scheint Ob sogar 
jede Art von CriminalaAsprüehen mit umfasst ist, wird sich 
an einem anderen Orte zeigen, Privatforderungen der Bür^ 
ger aber aus jedwedem Sobuldverhättnisse gehören jedeli- 
&lls dahin. Schon gegen die Mitte des: 13. Jahiiiundertä 
also, einer Zeit, in der die Existenz von allgemeinen Hof- 
richtem noch zweifelhaft ist, war in Salzwedel der VeAehr 
so gestiegen, dass für besondere Reohtaaztöppüofae der Biör- 
ger gegen Bil^rbürtige ein besonderer Beamter ndthig ge^ 
worden. 

Oegen die Mitte des 14. Jahrhunderts hin ist die Ge- 
schäftslast so gross geworden, dass man für die einzelnen 



nokt aeced^re pfeseniiam responsurus, fidektn nöstrum Almriem^ de 
kerixm coiiMiumus judieim sup^ eo vokwtes, vi qm$qm homimnn 
imstrarum ooram ipio respondeai^ pr&mt vice nospra ßentenäkttmn fmrU 
eoram ipäo. 
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Laade&theile Hofriohter bestellen musste, die, nur mit der 
Jiimdiction über ritterbürtige Personen betraut, oft d«n 
Namen von Laadrichtern führen. Dieselben sind mit den 
Laoidgerichten der Vögte niehl zu verwechseln, neben denen 
sie ganz selbständig thäiig sind* Das älteste Beispiel eines 
besoaderen Hofriohters ist vcmi Jahre 1324, wo in Stendal 
ein Landrichter für Schuldkli^n der Büi*ger gegen Ritteiv 
bürtige bestellt wird.^*®*^ Auch im Jahre 1843 wfa-d ein 
Hofrichter für die Altmark ernannt, ^> aber mit der Auf- 
lage alle 14 Tage in Stendal ein!;iireiten , um zu richten 
über Sitter und Knechte um Schuld und auch über Münz- 
meister. 

Ein anderes Hofgericht vom Jahre 1388 muss-man mit 
Riedel cuäuehmen für das Land Friedebeiig.^^^ Das in der 
betreffenden Urkunde zwar nur als Judicium provinciale 
bezeichnete Geiicht wird in einer anderen von 1384 ein 
Judicium vasallatus genannt. ^.^^ 

Im Lande Stolpe findet man 1348 Henning von Beme 
als judi^x militum et militarium terrae Stolpen* 
sis,^^^^ im Havellande eifelgt 1356 die Ernennung eines 
Hofrichters über die besessenen Leute (herrsohafüichen 
Grundbesitzer) in der Person Branings von Hakenberg.^^ 



348a) Cf. Btedel, I. XV. S. 77 und unten Note 360. 

349) €f. Mkdd, C. D. Br. I. XV. S. 105, No. 13«: Ok schoUe wi 
en gheven eynen hoverichter, de beseten st in der olden Mard^^ di 
alle virteynnacht in de stad tho Stendal riden schal unde schal richten 
over ridthr unde kneehk wnme sdniMe unde ok aoer den mimimeisier. 

350) Cf. Biedel, M. Br. II. S. 415 und Gercken, 0. D. Br. III. 
S. 202, No. 96: Discreto viro Ludkino civitatis nostre Vredeberg civi 
since? e nobis dilecto — deputanras ata id, ut Judicium provmdale tan«' 
quam iudex le^timus fideliter regat et dirigat trea warcas atrgenti 
Srandenburgensis u. s. w. 

d&t) 0£ Biedel, M* Br. II. 3. 416, Note. lAidovicus commislt 
Judicium Vfksallatus districtus Fredeberg Wilkino gHtzzer Buper mo- 
dis, förmig et consuetudinibus quibus Ludeke, Schuctetus quorCdam ihi- 
dtfitf, cum pereq^tume trium marcamtm aryenti de pensione annua dfH' 
tatis predicte. 

352) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIX. S. 234, No. 101. 

353} Cf. Biedel, C. D. Br. I. VII. S. 319. No.25: Wir Ludewig der 
Römer oekennen u. s. w. — dat wi tu eime richter hebben gesät over 
ottse «Mm««, riäder unde kueehte und ander luäe, di beeeiün n» in 
deme havellande, di wi nicbt vorsat hebben, den ?eaten loiecht Bru- 
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Ob ausser den angegebenen Hofrichtern in der Altmark, 
im Lande Friedeberg, Stolpe, im Harellande jeder Landes- 
theil, mochte er aus einer, oder aus mehreren Yogteien be- 
stehen, mit einem speciellen Hofrichter fär die Justiz über 
die Ritterbürtigen ausgestattet wurde, ist eine Frage, die 
sich nach Lage der Quellen nicht mit voller Bestimmtheit 
beantworten lässt, wahrscheinlich ist es aber wol nicht. 
Dem Gharaoter jener Zeiten war es nidit' eigen Aendenin- 
gen in der Organisation eines öffentlichen Zustandes mit 
YoUem Bewusstsein und mit einem einzigen Entschlüsse 
durchzufiihren. Heute, nachdem die Kunst der Regierung 
und die Soi^e für das öffentliche Wohl auf Grund des mo- 
dernen Staatsrechtes die Hauptaufgabe jeder Landesregie- 
rung gei^orden ist, pflegt man einen fühlbar gewordenen 
Missstand in Berathung zu nehmen und dann durch eine 
defimtive, allgemeine, neue Einrichtung Abhilfe zu schaffen. 
Im Mittelalter dagegen war es nur der unwillkürliche Druck 
der Veiii&ltnisse, welcher Neuerungen hervorrief. Höchst sel- 
ten erfasste man die Mängel eines best^enden Zustandes 
mit allen ihren Orinden und Wirkungen in 3irem ganzen 
Zusainlnenhange und buchte das Uebel mit der Wursel zu 
heben, sondern man traf nur da, wo die Noth am Dringend- 
sten war, eine augenblickliche Abwehr, ohne zu wissen, oder 
sich klar zu machen, ob die neue Massregel dauernde, oder 
allgemeine Befriedigung gewähren könne. Auf diese Weise 
schoben sich in ganz allmähligen U^bergängen die Verhält- 
nisse mehr in sich selbst zurecht, als das9 eine feste, si- 
chere Hand sie gestaltet hätte. Auch hinsichtlich der Aen- 
derungen in der Zahl und Stellung der Hofrichter ist ge- 
wiss eine bewusste, definitive Massregel, die mit einem 
Schlage fiir jeden Landestheil in Kraft trat, wol nie getrof- 
fen worden. Man gieng nicht darüber hinaus in den ver- 
kehrreichsten Landestheilen , wo die Ansprüche gegen Rit- 
terbürtige sich in einem Masse mehrten, das mit den dama- 



ninghen wm häkenbereh, unsen liwen getrawen, dat si aUe vor em adw- 
Un re(M geven und nemen u. s. w. 
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ligen Kräftenf nicht sni bewältigen war, besondere Hofrichter 
einsuftihräa-, «b^r zu einer allgem^inon Einrichtang erhob 
Hma sich niobt. 

Diese S^t^ung wird untersttttst ' durch die quellenmäs«» 
sig erweisbltre Thatsaobe, dass nooh in der zweiten Hälfte 
de» 14# Jahrhunderts Hofrichter vorkonuaen, die man nicht 
gut anders als föi* aUgemelne, im Lande umherreisende neh- 
men kann. Im Jahre 1352 spricht in der Stadt Soldin der 
Höfriditer Henning Yeltb^rg ^uxta debitam formam juris 
yasallorum^ dem Jacob Boytin die Hälfte des Städtchens 
Sbppe S5U. ^^^ Dieser Hofrichter Henning Veitberg scheint 
keinen besonderen District gehabt zu haben ^ sondern ein 
aUg^meiner für das ganze Land gewesen zu sein. Denn, 
obwol er nicht gerade als gemeiner HoMchter (judex ge- 
neralis) beseidinet wird, erscheint er 1362 in Berlin und 
erledigt einen Process zwischen eiu^n Bürger und einem 
Bitterbärtigen« ^*^ In ähnlicher Weise wird auch im Jahre 
1^76 ein Ho&ichter Otto Morritz erwähnt, der in Königs- 
berg in der Neiunark einen Streit wegen Oeldschuld ent- 
sdieidet und in der Urkunde, sich nennt: 

Ich . . . ., Haverickter in der marcke des hochgeboren 

Vorsten u. s. w. 
Auch die berühmten HoMchter wie Otto Momer, der als 
solcher noch 1373 vorkommt,^) sind gewiss allgemeine, keine 
District-Hofrichter gewesen. 

Dem Distriot-Hofriobter war in der Begel wol ein Land 
untergeben, das mehrere Yogteien umfasste, wie die vorher 
angeführten Beispiele des HoMchters in der Altmark und 
des anderen im Havellande beweisen. 



354) Cf. Bkdel, C. D. Br. H. H. & 344, No. 967 u. Klöden, Waldes 
mar IV. S. 119. 

36Ö) Cf. lUedil, C. D. Br.«I. YU. S. 324, No. 32: Wy Senningh 
VeUberch, eyn hoverichter des Hochgebom Vorsten, hern Ludewighes, 
Marggraven tu Brandenborch und tu Lusitz bekennen u. s. w. — .Am 
Schluss heisst es: Des heb wi Betkene velkener vorbat darup eynen 
vreden üpgheirracht, also al9 tnynes hern man vunden hebben vor 
eyn recht. 

356) Cf. Biedel, C. D. Br. I. I. S. 304. No. 14. 

■OSXS, «*jaCHT8-TSIFA8SUKe. |4 
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' Die Competenz dieser ständigen DistrictrHofHchter hbi* 
fasste ebett&Üs nicht die gesamte Jurisdiction, wie sie der 
Markgraf über Ritterbärtige hatte, sondern wol nur die leich-' 
teren, unwichtigeren BechtsfäUe. Was der Miu-kgraf 'sich 
zunächst vorbehielt, war die Lehengmehtsbariceit. Diese 
blieb UBgetheilt und wurde von dem Hofgerichte zu Tanger- 
münde für die ganze Mark gehandhabt. So lange es noch 
reisende, aUgemeine Hofrichter gab, konnte es wol vorkom- 
men, dass auch anderwärts eine Lehensache erledigt wurde. 
So hat allerdings der schon erwähnte Henning Yeltberg im 
Jahre 1352 über eine Lehensache geurtheüt zu Soldin (cf« 
oben Note 354). Aber aitch hier ist es fraglich, ob seine 
Sentenz unmittelbare Kraft hatte, denn der Markgraf Lud- 
wig findet sich dennoch veranlasst dieselbe ausdrücklich zu 
bestätigen. Sonst finden sich zwar vor der Jkfitte, oder dem 
Ende des 14. Jahrhunderts mancherlei Processe um Hab 
und Gut, aber es ist nidit mit Sicherheit zu sagen, dass 
sie gerade im eigentlidien Sinne Lebenprocesse gewesen. 
Der berühmte Streit über das Dorf Schmollen im Jahre 
1390 ist vom Hofgerichte zu Tangermünde auf Ladung des 
Markgrafen selbst entschieden worden und da die von Al- 
vensleben und die von Carpzow Parteien in der Sache wa- 
ren, ist die Annahme, dass es eine <iausa feudalis gewesen, 
nicht unwahrscheinlich. ^''^ 

Aus dem Zusammenhange der Urkunden ergibt sich hie^ 
nach: ein Lehenhofgericht; in einzelnen Landestheilen stän- 
dige Hofrichter mit Competenz für geringere Streitßüle der 
Ritterbürtigen, namentlich Forderungen; promiscue daneben 
noch gemeine Hofrichter gelegentlicfa vo^onunend mit ge- 
wiss, je nach der Natur ihres Auftrages, sehi» willkürlicher 
Competenz. 

Diesem Zustande der Dinge entspricht vollkommen die 
berüchtigte, wenn man sie isoliest, auch vollkommen räth- 



367) Cf. Riedel, C. D, Br. L XI. S. 70, No. 1X0 and auch XTII. 

S. 89, No. 80. 
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seihafte Nadiridit des Landbuciies Ton 1375. Dort heisst 
e» BÄBÜich:*»? 

Jüdüium curie, qood est super questionibus pkeudorum, 
Bt quia Judem curie personam domim representat, quilibet 
ma/^ddonista de et super pkeudis coram eodem Judice re* 
spondere tenetur. 

Judüium advocatorum, qnod est super debitis, quare 
in qualibet advocada unus deputatnr Judex. Et quia 
nie persönam advocoH represeniat^ extra eandem advoca- 
dam degentes eoram illo respondere non cogtmtur, nisi per 
modum reconvendönis. 
DasB hier mit dem Judicium curiae das Lehenhofgericht ge- 
meint sein liittss, leuchtet ein. Dieses nach der Angabe der 
Stelle emz^ L^enhofgerieht, vor welchem in Lehensachen 
jeder Märkeir zu Recht stehen muss, ist aber nach der An- 
gabe des berliner Stadtbuohes in Taagermünde oder, wie 
dieses die Stadt iiennt, Angermünde. Es heisst:^*^ 

weh tu Angermunde plach von older der he^'en hctmer tu 
Wesen, dar man ordel up schalt und ok alsus reckt halede 
umme lehn und lehnerve; dat makede, dat di stad lecht 
tuschen der olden und nyen marke. 
Zweifelhafter dagegen ist man über die Bedeutung des Ju- 
dicium advocatorum. Zunäichst liegt es nahe an das ge- 
wöhnliche Vogt- oder Land 'Gericht zu denken. Aber es 
wäre> diese Bedeutung vorausgesetzt, eine sehr mangelhafte, 
sogar falsche Beschreibung des Vogtgerichtes seine Com- 
petenz auf die Justiz über Porderüngen einzuschränkenj oder 
wenigstens den Anschein zu gewähren, als wäre dieselbe der 
wesentlichste Bestandtheil davon. Gerade Forderungen sind 
gewiss in der Zeit des Lahdbuches von 1375 so gut wie 
gar nicht vor dem Vogtgerichte zur Sprache gekommen. 
Die Stadtgerichte haben jedenfalls von jeher gerade darin 
einen Haupttheil ihrer Thätigkeit erblickt die aus Han- 
del und Wandel entspringenden Forderungen der Bür- 

358) Of. Fidiein, Landb. S. 32. 

359) Cf. Fidkin, dipl. Beitr. I. S. 164. 

14* 
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ger ^gen ^inand^ reehtliek zii eniiecheideik. AuA auf den 
Dörfern haben die geringfügigen Streitigkeiten dit Camera 
unter einander aus persönlidien Forderungen; oder Beallas- 
ten gewiss ihre Erledigung ¥or dem DorÜBchnlsen gefiinden, 
der das höchste und niederste Gericht im Orte handhabte. 
Nur wenn ein persönlicher Anspruch gegen Ritterbtirtige 
gieng) fragte es steh, vor welchem Oerisehte^ das über den 
Dorf- und StadtF-Geriohten stand, derselbe zu verfolgen war. 
Man konnte dabei freilich s&unächst sehwanken zwischen dem 
Yogtgerichte und dem HoilQgeriobte. Aber wenn man bedenkt, 
dass in dem Hofe des Markgrafen, also vor dem Ho%e- 
richte ^omne reale et personale Judicium^ der Bitterbürti^ 
gen gehandhabt werden solUie, so muäs man sofaon aus die- 
sem Gedanken heraiid sich für d^s Hofgerfebt entscheiden. 
Die Urkujoden bestätigen dies insofern, ate manche Fälle 
von Forderungen gegen Rittei*btirtige bekan&t sind, die vor 
dem HoMc^ter erledigt wurden, atber kein eimsig^r, da8$ 
dies im Yogtgerichte geschehen wiire. Im Jahre 1384^^^ 
soll der Hofric^ter für Stendal Sohuldklagen der Bürger 
gegefi ßitterfoürt^e richten upd der Vogt soll die B^eeation 
vollstrecken. In ähnlicher Weise soll liii^^^ in Buppin 
gegen Mannen der Grafen von Liiidow vor dem grMicheii 
Richter (gewiss dem Hofricbter) geklagt und von den Gra- 
fen selbst für die Execution Soiige getragen weiden. Dass 
hier von obligatorischen Ansprüchen die Bede ist, beweist 
die Erwähnung der Pfändupg in der Executionsinstams. 
1328 wird der Stadt Berlin dasselbe Becht dett Bitterbür- 



360) Cf. Biedel, C. D. Dr. t XV. ^ 77, No. 104, S 78, No. 105; 
und C^reken, C. D. Br. S. 317; No. 183b.: Worde ok jennich Bidder 
oder Knape von jenniffen unser h&rpere belöget wnme smldc i»or useme 
Landrichter^ den wi en setten, unde die klage volrichtet worde ^ algo 
dat en Pant gedielet (d. i. zugetheilt) worde dem klegere unde dat Pant 
geweigert worde, so scal de Slegere dat vor uns brengen unde wie sco- 
len denne bieden useme Vogede, oder useme Ambaohmanae, dat he dat 
Pant utpande. 

361) Cf. Eiedel, C. D. Br. I. IV. S. 287, No. 7: Vortmer heft unser 
vorbenumede horgher ennich tu schuldeghede enghen unser Man, wan hie 
Yul gheklaget heft, des em unse richte r bemnt, so schole wi em hel- 
pen eynes pandes mit syme hove, edder mit sjme gude. 
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tigen gegenüber gegeben^?) und bekanntlich ist 1302 ein 
«oleher perRönlipher Anspruch von deHi Hofrichter Henning 
Veitberg entschieden worden. '^^ 

. AusdiesiBn SiwUen ergibt 8i<^ init Bestimmtheit, dass 
gerade der District-Hofrichter eine specifisch obligatorische 
Jurisdiction hat. Wenn also voki einem Gerichte gerade 
dieäe Gompetenz hervorgehoben -wird, so ist e? in sich wahr- 
Bcheinlioh). dass / das H^gemht gemeint ^ei. Da schon seit 
dem dritten Deoennium des 14. Jahrhunderts, besondere 
DistrieihofriohtervoriLoinmen^ deren Hauptthätigkeit jedenfalls 
in Entscheidung von Schnldansprüchen gegen Ritterbürtige 
bestand, so erklärt sich aueh die ebettfalls vom Landbuehe 
ausg^sproeheoie Bemerkung, dass nicht jeder Angehörige der 
Maih, sondern nur der in der betreffenden Yogtei angeses- 
sene Maan^ vor dem judieium advocatorum 2u< Recht stehe. 
Wunderbar erscheint nur der Ghrund, der für diese aaif ^nen 
bestimmten Spriangel etsge^ehränkte Oompetene angegeben 
wird; Man erwarte<^ dass der Hofriehter nur ein Mandat habe 
fibr einen bestimmteq Landes&eil und dass er darum seine 
Amtsgewadit nicht über die Gremaen dessdben hinaus erstrecken 
diilie. Statt ' dessen • heisat es, der Hofriehter repräsentiere 
die Person des Yogtes und darum kdnnen nur Einsassen 
der Yogtei vor ihm erscheinen. Auf <len ersten BÜck scheint 
die Andeutung, dass der Richter über Debita den Yogt re^ 
präsentiere im direeten Gegensätze zum Hofrichter en ste- 
hiffli^ dessen Wesen ja gerade darin gefunden werden muss 
die Person des Markgrafen zu repräsentieren. Ueberdies 
ist unmittelbar vorher beim Judicium curiae - die Repräsen- 
tation des Markgrafen und. die därtEuis folgende Gompetenz 
Aes Hofrichters über das ganze Lkiid hervorgehoben wor- 
den. Wenn abo beim jitdieium advocator^m das Gegentheil; 
RqpiräsentatiaD der Person des Yogts, gesagt wird, so 
scheint von einem gana anderen Gerichte, als vom Hofge* 
richte die Rede zu sein. Den Text des Landbuches zu 



362) Cf. Fidicin, dipl. deitr. Q. S. W^ No. 2». 

363) Cf. oben bei Note 364, 355. 
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ändern und, wie Biedel thut,^^^ zu einer so gewaltsamen 
Gonjeotur zu greifen, dasB es auch beim judioiom advoca- 
torum heissen müsse: 

et quia ille (jtdex) p^sonam Dominr (nicht adrocati) 

representat, 
ist geradezu unmöglich. Denn offenbar fichwebte dem Ver- 
fasser ein bestimmter Gegensata vor^ der m dem Resultate 
endigte, dass das Judicium cunae über alle Einwohner der 
Mark competent sei, das judidum adTOcatormn aber nur 
über die Einsassen eines einzelnen äprengels. Er 
findet den Grund dieses Gegensatses darin y dass das Judi- 
cium curiae die PeiBon des Markgrafen, das Judicium adro^ 
oatorum nur die Person des Vogtes repräsentiere. Wenn 
man hier im ^zweiten Gliede des Gegensatzes denselben 
Grund wie -beim ersten Satae snbstituieirt, so. kommt der 
WJKlersinn h^aus : das Judicium adTX)catoi^um sei nui^ aibei* 
ßinen bestimmten Dietrict oompeteJat, weil «s gerade so 
wie das über alle Mackein^ohner campetente Judicium cur 
riae die Person des Markgrafen .repuäsentiere. Solchen 
Widerspruch dam V^erfasser des • Landbuches, weom er auoh 
ein Böhme war, aa&obürden liegt kein Grand tos. : . Er mochte 
wegen Unkenatnisa der Landesverhältiiisse' einen unrichtigen 
Grund sucben fiir die Erscheinung jenes .Gegensatzes, aber 
derselbe muss. im logiseben Verhältniss mi- den Dingen sie* 
hen, die er erklären wollte^ es ist mnmiöglich, dass er Atin? 
selben Grund für :iw6i entgegengesetifiite Thatsa^ 
eben anfährt, '?^> /..... 

Gend.uet* zugoseheui ist aber 4ie Aensserung desiliand" 
bttchesy dass . der District^Hofrichter den Vogt nepräsenttere, 
gar nicht so unerklärlidi; obwol sie andrerseits auch* (niebt 
als ein cotreeteir Auadrudt des wirklich obwaltenden Rechts- 
verhältnisses angesehen werden k:aan.' In den yorher.aBigef 
führten Stellen ^^^> ißt ühoraU eine Thatsache bezeugt, die 

364) Cf. M. Br. II. S. 413 f. 

364a) Cf. Hälschner, Geschichte des brandenhurgisch-preass. Straf- 
rechts (Bonn. Marcus 185Q)» 8v 12. igoiß U. ■ • v t . i 
364b) Cf. oben Note 360—362,. - - 
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deutlich eine Yerbiiidimg deB District-Hofrichtere mit dem 
Vögte beweist. Der Hofrichter soll das Urtheil sprechen, 
der Vogt soll pfilnden, d. h. die Execution roUstrecken. In 
zwei Theile ist also die Jurisdiction des Hofgerichts ge- 
tbeilf, die eigentlibhe Rechtsprechung und die Executive. 
Die Stellvertretung des Markgrafen in der Rechtsprechung 
hat der District^Hofrichter, die in der Exekutive der Yogt. 
Vogt und Hofrichter müssen daher gemeinschaftlich die 
Justiz über die Ritterbttrtigen üben. Weil nun ^st durch 
die Hilfe des Vogtes die Sentenz des Hofrichters Kraft 
und Nachdruck erhält, so kann gäe nur da ertheilt werden, 
wo der Vogt vermöge seines Amtes obrigkeitliche Gewalt 
hat. ' D. h« jeder Vogt ^ann nur innerhalb seiner Vogtei zu 
der Setntenz des ' Hofriehters die Execution vollstrecken. 
Der H<ofrichter fUr das Havelland z. B. hat über alle Rit- 
terbürtigen dieses Landes Jurisdiction. Das Havelland um- 
fasst die Vogtei^ Rathenow, Spandau, Pritzerbe und Krem- 
men. Der Hofriditer kann nun nicht in Rathelnow etwa 
seinen Sitz aufschlagen und die Ritterbürtigen der Vogteien 
Spandau, Pritzeorbe und Kremmen vor sich eitleren. Thäte 
er da«, so würde es ihnran dei^ Executive gebrechen. Denn 
ev. hat keine Exceutionsgewalt und der Vogt von Rathenow 
hat sie ebienüadls nicht filr Einsassen anderer Vogteien. 
Nimmt 'man an, dass der Vogt als Vollstrecker der Execu- 
tive, übwhaupt wiüirend des Processes selbst schon den 
Gehorsam der richterlichen Befehle zu erzwingen hat, so 
würde er es auch sein, der deft Ladui^en, oder sonstigen 
Verengungen des Hofriehters als ausfahrende Beh<)rde zur 
Seite steht Lüde also der Hofrichter Einsassen einer an^ 
deren, haveUjIndisch^A Vogtei nach Rathenow, so würde der 
Ladung kein Gehorsam enswungen werden können. Es bleibt 
also nieints übrig, als dass der Hofriohter des Havellandes 
von Vogtei au Vojgtei sieh begibt, die betreffenden Ritter- 
bürtigen dieses Sprengeis eitiert und mit Hilfe des compe« 
teaten Vogtes der Execution unterwirft. In Städten bei 
dort izu vollstreckender Pfkndung und dergl. vollzog sie der 
Stadtvogt, auf. dem Lande der DisMctvogt. Diese Erschein 
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nung hat wol der Yerfadaer des LajaMibuchs rer Augei!, vrevaa 
er sagt: 

in qualdbet advoe'atia vmi$ deputatur Judeof* 
Der Hofirichter wird in der That in die einzelnen Yogieien 
seines Sprengeis deputiert. Indem der Yerfftsser des Lafid- 
buches Gewicht legt auf die Execntire, dureh wekbe die 
Sentenz allerdinga erait verwirklicht wird, indem er femer 
ins Auge fasst , dass . des Ho&idrters Senteiu nur saweift 
Rechtskraft erlai^e^ als. des b^effettden Vogtes Amtsgewalt 
reicht, hat er siok zu dem Ausdrucke verleiten lasseui: 

ille (judex) repraesentait personam advocati. 
Das i£^ nicht richtig,, sofern damit gesagt wird,, dass der 
judex d, i. der Hofriditer seine Amtsgewalt vom Yogt^ 
emp&nge und nur diesen vertrete. In Wahrheit steht der 
District-Hofrichter, der ja nach dem Bisherigen unter deti^ 
judex zu verstehen i^t, ebisndo im Namen und an Stelle des 
Markgrafen wie der gemeine Hofrichter (judex generalis) 
oder der Ldhenhofrichter in Tangermüade. Der Grmid,. den 
der Yei;fasser ded Landbuches angibt, ist unrichtig^, dennoch 
aber hat er sich diesen gedacht und konste ihn dendcea* 
£Ir hätte sageti sollen, w^U die Sentena des judex. an die 
Sxecution durch d^n Yogt gebunden ist, so hat sie nur 
Kraft für die Biasassen der Yogtei. Er hielt sieh aüer an 
die äusserliche, Thatsache, dass der Ho&iohter keine. ßentenz^ 
resp. Ladung über die GreDt!;ea der Yogtei earstreckeu dürfe, 
und hielt ihn deshalb füir den Stellvertreter des Yogtes« 

mner JBrklärung bedarf Bum- Schlmsse noch > der N-aine 
Judicium advocatorum. Das Ydgtgerieiht kann damit 
keinen Falte, g^oueiiit seiB. In der beregten Stdie spricht 
das Landbuch von vildr markgräfli^hreni Geriehti»!) .deren 
Einkünfte dem Markgrafen zukommen sollen ,.> nämlich vom 
Judicium cariae, Judicium, advocatorum, Judicium injuriaruib, 
Judicium supremum. Der Ausdruck judRJiim euriae la(g nr^ 
kufhdlich überliefert als ein techniseher vor, den der Yer^^ 
fasser des Latdbuchie^ laicht adoptieren konnte^ Da er dent 
selben aber in sehr enger Bedevitmg, . nämlieh nur fiir das 
Lehenhofgerioht verwendete^ so. fehlte. J^s ibm aai einem Auiir« 
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druoke für den District-Hofirichter , den es in der That in 
der amtlichien äpi^adse der Urkanden nickt gab. Er sah 
sich also genöthigt, einen Ausdruck selbst ku machen und 
wählte, da er den Diatpict^Hofticbter irrthümlfch für den 
Steiltrertr^r des Vogtes (ad vocatus) hielt", den Ausdruck: 
Judicium advooatoTtiin. Dass der Verfasser des Landbnehe!^, 
wo es ihm -nothwendig schien, einen Ausdruck machte, be- 
weist audi das Judicium injuriarum. Der technische Aus- 
druck wäi*e judieium provinoiale, oder Veheimdingy oder 
derglj ßs ist also a» sich nicht unwahrscheinlich das ju^ 
dictem advocatomai in einem besonderen, der Anschauung^- 
wtise des Verfassers entsprechenden Sinne zu nehmen. 



g. 20, •• » 
Df6 Enf^ickeluhg des Höflgerichtes im f5. Jahrhundert 

Die weitex« Bildung der Ho%er{>chte setzte sich im 
16« Jahthundert in derselben Richtung fort, wie der Ab- 
»chlttss des 14. andewtet. Was^ zunächst flie Leheng^ehts- 
jMtrkeit anlangt, so ist die Neigung unverkennbar und übri- 
gens auch sehr erklttriich das einsige Lehenho^ericht zti 
Tangermünde in ein bewegliches, wanderndes Hofgericht zu 
verwandeln. Der Geschäiftsdrai^ (deiin diesep muas man 
stets als die tr^ende Macht ansehen) scheint zu gross und 
diq I7n*bequemlichkeit des Verfahrens mit entfernt vom Ge- 
richtssitze wohnenden Parteien zu fühlbar geworden zu sein, 
um nicht aiich hier alltoählig dem Bedürfiiisse dei^ Lefceps 
eatgegi^zukömmeinL Schon das berliner Stadtbach vom 
Jahre 1897 fahrt gleich nach der Stelle, wo von dem tan- 
germünder Leheohofgertchte, als dem einzigen in der Mark, 
die Rede ist, mit der Bemerkung fort: . 

Nu aver lecht eyn herre syn kammerrecht, war he Wil: 
Da das Lehenhofgericht stets in der markgräflichen Kammer 
gehalten wurde , so ist anzunehmen , dass mit dieser auch 
^eBes gewandert sei. . , . ' . , 

Urkunden finden sich schon aus dem 14. Jahrhundei^tj 
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ia denen eigentliche Lehenproeesse auch «mderwirts als in 
Tangermünde entacbieden wurden. Im Jahre 1888^^^ ent- 
scheidet der Vogt über Oder^ also ein Landeshauptmann 
mit dem Viu^aUengericht eineai Streit' um 20 Hufen zwischen 
d^m Ab^ von Marienwalde, Kläger, Und Burchard Bork^ 
Beklagten. Die Sache scheint eijoe Leh^eisache tM sein, ob- 
wol der Becbtagrundr des Streitea in der Uriiunde nicht zu 
Tage tritt. Denn da beide streitienden Theile vor dem Va- 
saUengerichte erscheinen und es sich um ein nicht unbe- 
trächtliches Grundstück handelt, da femer fast aller Immo- 
biliarbesitz besonders ritterbürtiger Familien, oder aneh 
geistlicher Stifter Lehenbesitz zu sein pflegte, so ist die An- 
nahme sehr wahrscheinlich, dass es sich um einen Theil 
eines Lehengutes handelte. 

Deutlicher ist die Lehcnqttalität eines anderen Falles 
zu erkennen,, in Y^J^teflftj iöpt ^^e. .l^4Q5^>)f ^tr.,4ej%, Hof- 
richter im Ukerlande ein Streit zwischen der Stadt Prenz- 
lau und einsam Bittie;)^ i Ludeke Crat« .aebwebt^ In der Ent- 
scheidung des KoMcbters* wird als Streitfundamiiiil toge- 
g^bQ^, dass der Liid^k^ Gratz die Stadt Prebtlau, die mit 
ihm., eines He^rm. Vasall war, beraubt hatte, Bteshalb. die 
^et^tere hundert )[ark Silber verlailgt hatte. Der Streit 
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366) Of. Mtedel, C; D. Br. L XIX. S. 481. No. 56: Vor allen — - 
bekenne ich. Amfit von der 0^, \ogt der Mofrke iieseU der Oder 
u. s. w. Des legte ich nach meines herrn Manne rathe (den iPauteien) 
naäcn Jter teider wilköre einen Reclitstagk. (Der Streit um 2lö Huifeii) 
yr^t ganiz .geendet u|)4 gelendet wr meines A^itrei» MamtrecMe. '■ 

366) Cf. Biedd, C. D. Br. I. XXI. S. 239, No. 193: Ifth XWtae yoii 
Olöyen,* Mannrichter im Ükertände, vaii' d^s Dorchlüchtigen Forsten 

wegen, Hern Jo»tes — ^ t-, > tuekenne {«folgt Klage der Stadt Preaz« 

lau gegen Ludeke Cratz ^auf 100 Mark Silberfdat Tor, mi ^intjgei^esen 
di ersamen, wisen Lüde, 'Hathmann der'Stad Premslaw vaA der ganzeü 
S^dt wagien und hehl^ea met allen Reobteb' und met «echten otdcfUen 
utgeklaget und vervolget.uppe Ludeke CraAp und uppe ^n Gut, wor hi 
dat heft in mins Hern des Marggraven Lande und uppe dat'Gü^, dat 
oma^gegtorwen ia van »inen. Veddern Bertram Cratze, w^v dat i^ in 
mius Hern Lande, hundert Mark bra^deborgischen Sulvers,. dor^/» df$ 
tcillen, dat di äulve Ludeke Cratze di von Premslaw geröwet heft, diso 
9i enesMenff Memn sint, und 'mögen. dat Gut panden >niet mine3>Herii 
knechte und met ören Borgern also vaken, also em des Not is (f<^gU^ 
das Gut des Beklagten hafte bis auf den letzten Pfennig der iCN^ 
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dreht sach also um einen > Anispruch aus begangener Quasi- 
felonie und muss deshalb als Lehensache angesehen werden. 
(Cf. Söp. I. 40 öiid Richtsteig Lehenrecbt c. 11 a. E.) 

Als Werner von Holtzendorf im Jahre 1414 der Felo- 
nie angeklagt wurde, wurde der Lehengerichtshof in Berlin 
tersammelt, dabei aber auf Anfrage des Markgrafen das 
Prineip, dass'das Lehengericht an keinen bestimmten Oii;, 
mithin auch nicht an' Berlin gebunden sein sollte, vollstän- 
dig gewahrt. ^^> In der That ist auch im genannten Pm- 
cesse die zweite Klage in Berlin, die dritte in Tangermünde 
gerichtet worden. 

Seit den letzten Decennien des 14. Jahrhunderts tau- 
chen Lebenhofgerichte mehrfach an anderen Orten auf, als 
in Tangermtinde. Bei dem quelienmässig bezeugten Grund- 
sätze, dass der Markgraf schon vor dem Jahre 1997 <das 
Lehengericht an einen Ort legen durfte, an welchen er 
wollte, ist anzunehmen, dass alle diese Lehengerichte keine 
ständigen waren, sondern liur nach Wahl und Gelegenheit 
an den betreffenden > Oortdü ^haU^üWUHäeBr Freilich blieb 
auch hier wol die Entwickelung nicht lange aus, welche bei 
den Abrigen Arten der Hofgerichtsbarkeit schon frühei* ein- 
getreten war, nämlich fttr einzelne Landfedtheile Btändig, mit- 
Mii in Theile zerspalten zu werden. W>an!n> utid wie sich 
diese v^llz^ogen hat,- ist aus den Urkunden niebt zu entneh* 
men. Wahrscheinlich ist sie im Laufe der zweiten Hälfte 
des 15. Jahrhundeiis zur Ausbildung und selbst zum Ab» 
»ehliissei gelangt. Im Jahre 1522^^ wenigstens tritt tmfi in 
der Keumark eine vol&ommen entwickelte LehngerichtBbar> 
keit entgegen, deren Hauptorgan das Lehengericht zu Schi- 
velbein war. Es, wird ,auadrücklich bezeugt, dass ip Lehen- 
Streitigkeiten zuerst das Geridit des Privatlehenhemen dni* 

367) Cf. Riedel, C. D. Bf. I. XH. S. 240, Nd. 3, b«B. S. 242 i Dar- 
nach fragete mMn here, ob mein her« den rechtage von not und ge» 
Bchefftes wegen der lanne hie ctam BerHn nicht g^iden mochte, ^ et 
denke d^ recht tage ceu leheikreohte andir^ atHe legen und hesehedeft 
moehte. Daraff vort wart geteilt! vor recht, da» mein- here den feditoß 
mächte an\ egne andi^* stete -^Ci niesten), 

368) Gf. Büdely C. D. Br. I. XVm. S. 209, No. 153. 
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scheiden solle, dann das kurfiurstlielie Lehengericht '2u Schi- 
velbeii^ und endlich der Markgraf selbst. 

Die Distriot-Hofriehter sdieinen sich im 16. Jabrhandert 
gemehrt zu .haben. Wekiigsteas finden wir HoSaditer in 
Tangermünde, in der Altmark, in BerÜA, in Bärwalde, in 
der Ukermark, in Frankfurt a. O», in Grossen, und sogar ein 
Hofgericht auf dem Gebirge. ^^> Gewiss ist mit diesen An- 
gaben die Zahl der in, den einzelAeO' Landaatbeilen yorfijnd- 
liqhen Hofgerichte noch nicht er^ct^fkft« Ob die Jurisdic- 
tion über Lehensaohen tnit diesen Distrif^ttHofgeriobten verr 
bunden wurde, muss ebenfalls dahin gestellt bleiben. Je 
mehr diese sich vervielfältigten undiStändig wurden, Je- mehr 
die Theilung der Lebenjurisdiction in eins^ebtie Provinzen 
sich geltend machte, um so wahrscheinlicher ist diese Yerr 
eiaigon^» 



2.21. 
ExemtioMn von den Hofi^^riohten. 

4 ' 

Die Personen, welche vor 4^vi Ho%eriehte m Recht 
banden, warelL znnäiehst Bitterbürtige, Nj^n ihaen gebier- 
tea dahin allß Beamte des Mark^afen^ waa in vieletn Urr 
künden besjem^t wird und sohcm daraus JhefTOi^ebt., dass 
ndt den Ritterbürtigeii atch die Beamten (das Sofgesinde), 
insrbesondeire die Münzmeister den ätadtgerichteu entzogen 
»a werdeiti pflegen. ^^^> Im Jahre 1313 wird fttr Stendal ein 
l^sonderer Hofi*icbter für Schuldklagen gegen Bitteorbürtige 



369) In Tangerintinde. Cf. Riedel, C. D. Br. I. V. S. 131^ No. 199 
H&d XYI. 8. et, No. 112, in der Ahnark ibid X. B. 274t,. H^. ISl (U41) 
und XXII. S. 486 g. E. No. 2. (Der Hofrichter in Tangermünde war 
wol der für die Altmark überhaupt) Hofgericht in Berlin, ibid. XI. 
S. »73, No. J20, XXIL 'S. *04, Na Hl; Stdi^n, dipl, Beilr . I. S. 4i, 
Note; in Bärmlde, ci. Bied^l, a D. Br. I. XIX. S. 400, No. 3U; in 
Frankfurt a. O. XXIH» & 200, No. 245; in der UkermaKk ibid. XXI« 
8. 416, No. ^3; in CroMen a. O. ibid. XI. YL S. 26», No. 2463; Hol^ 
geiricki auf dam. OeUrge (147^ ^iä, S, ¥. S. 317^ Ni». 2023. 

370) Z. B. Pritzwalk cf. Eiedelj C. J). Br. L IIL & 349, N«w 9.. (Gf. 
oben Note 340), t *. 
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ernannt, diesemi Hofricbter wird auch der Münsineidter zu« 
gewiesein.. Der Zi^Uner von Frankfurt Heinr. Saohsenbnrg steht 
nur vor dem Markgrafen oder seinem Hofriehter zu Recht. ^^^^ 
I. Obwol nun die Entstehung des Hofgeriehts auf 
nichts weiter beruhet als auf der Exemtion gewisser bevor, 
zugter Personen von den ordentlichen Landesgerichten, so 
ist doch auch in engeren Kreisen der dem Hofgerichte eu^ 
stehenden Clässen lioiterc Exemtion nicht ausgeblieben. 
Der die gesamte Bildung des öffentidohen Rechtes in Deutsch- 
land durohdringende {iarticnlaristische Zag hat iatuoh den 
Hofgerichten gegenüber sich bewährt und es fehlte nicht an 
Rechtsverhältnissen) deren weitere Entwickelung zur Exem- 
tion vom Hofgerichte fühi*te. Yor allen gehörten hieher die 
Städte, deren Wachsthum von stets steigender AbiBchliessimg 
gegen das umgebende, platte Land und die allgemeine 
G^erichts^Organisation begleitet war. Als man anfieng das 
BedürfmsB einer rein städtischen Jurisdiction zu fahlen, 
suchte man auch den ritterbürtigen Personen gegenüber, 
welche entweder in den Städten als Bürger sich niederge- 
lassen hatten, oder wenigstens mit den Stadteinwöhnem in 
geschäftlichen Verkehr getrqten waren, die Freiheit vom 
Hofgerichte zu erlangen. Am Dringendsten war dieses Be- 
dürfniss in der ältesten Zeit, als noch der Markgraf persön- 
lich, oder ein allgemeiner Hofricbter fib* die ganze Mark 
der Jurisdiction über die Ritterbärtigen vorstand. Dem in 
der Regel nicht festen Aufenthalt des Einen oder des An- 
deren zu folgen war den Bärgern unbequem, zumal wenn 
es sich nur um geringfügige, persönliche Ansprüche handelte. 
Sie begehren daher, dass der Hofricbter ihre Stadt berühre, 
oder wol gar, dass er dauernden Aufenthalt in derselben 
nehme. So ist es geschehen in Neustadt-Salzwedel im Jahre 
1247 und m Stendal 1343.8^2) ßg-ld aber geht man noch 
einen Schritt weiter, namentlich nachdem die Städte selbst 
das besondere Besetzungs- und Sportel- Recht am Stadtge- 



3711 et oben §. 19, Note 349 ttnd Kloden, Waldemar IV. S. 47. 
372) Gf. oben §. 19, Note 348 und 349. 
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richte erlangt hatten, indem man aneh die Bitterbürtigen in 
Delictsklagen dem Stad%erichte unterwirft, waii weiter un- 
ten besonders behandelt werden wird. 

Je mehr man sieh aof diese Weise gewöhnte in den 
Städten das Hofgerieht zu vermeiden und sogar in Critaii- 
nalsaohen Bitterbürtige der städtischen Oerichtsbai^keit zu 
unterwerfen, um so leichter kam man zu der Anschauung, 
dass die Bärger der Stadt wie vom Landgerichte, so audi 
vom Höfgerichte dispensiert seien und in allen BechtshäU" 
dein mit Bitterbürtigen nur binnen ihren Stadtmauern Bede 
und Antwort zu stehen hätten. Im Jahre 1355'^^> ist Alt* 
Landsberg vom Hofgericht ausdrücklich eximiert worden 
und man wird dieses Beispiel, obwol es das einzige, aus- 
drücklich in den Quellen bezeugte ist, wol kaum för ein 
vereinzeltes ansehen dürfen. Gewöhnlich nahm Hian wol 
die häufigen und früher oder später , jeder Stadt zu Tkeil 
gewordenen Privilegien, dass die Bürger vor kein Landge-» 
rieht ausserhalb det' Stadt (extra civitatem) oitiert werden 
sollten^ in einem so weiten Sinne, dass auch ausserhalb der 
Stadt belegene Hofgeriehte als incompetent über ^adtbür- 
ger angesehen wurden. 

Ein Streit brach über diei$e Frage aus zwischen dei* 
Stadt Frankfürt a. 0. und dem Kurfürsten."*) Die Erstere 
war von dem Hofrichter zu Tangermünde in einer Klage 
des Kurfürsten wider sie wegen Gewalt citiert worden, sie 
erhob den Incompetenzeinwand und da der citierende Hof- 
richter, Guno von Gokede, demselben keine Bücksicht ange- 
deihen liess, sondern gleich wo] auf Gestellung des Bathes 
der Stadt Frankfurt bestand, so appellierte sie an den Kur- 
fürsten als an den höheren Bichter, obwol derselbe in die- 
ser Sache Partei war. Derselbe scheint eine persönliche 
Entscheidung zu fällen Anstand genommen zu haben. Denn 



373^ Cf. Klöderiy Waldemar III. S. 237, 417: dat sie (die Rathman- 
nen und Bttreer von Alt-Landsberg) keyn man schal utladen vor keyn 
lantdink noch vor keyn Hoverecht 

874) Cf. die Urkunden bei Biedel, G, D. Br. I. XXIII. V. S. 185— 
191, No. 336, 237, 238. . . 
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^ fiikdet sieh statt kurtürstlicher Entscheidung ein auf An^ 
firage der Stadt Frankfurt ergangenes Weisthum*'*^' der 
Schöffen zu Magdeburgs irolches^ weil die Stadt Frankfurt 
nicht im Sprengel des Hofgerichtes zu Tangermände liege, 
wdl sie ferner das Privilegium besitze nicht ausserhalb der 
Stadt vor ein Landgericht geladen zu werden, die Gompe- 
tenz des Hofgerichtes zu Tangermünde über Frankfurt a. O. 
nicht anerkennt und dem Hofrichter, der ohne Competenz 
die Stadt Frankfurt in die Yerfestung gethan, eine. Geld- 
busse an die Letztere auferiegt. Der interesMmte Streitfall 
lässt manche Bedenken über die Tragkraft der hier von 
den magdeburger Schöffen getroffenen Entscheidung übrig. 
Der Kurfürst hatte vor dun tangermünder Hofgerichte 
Klage erhoben und.es war fraglich, ob auch diesem gegen^ 
über die städtisebm Justizprivilegien ihre Kraft behalten 
sollten. Eine fernere Frage ist, ob das Privilegium nicht 
aii«8erhalb> der Stadt geladen zu werden, nur für die Ein- 
wohner derselben gelte, oder etwa auch für die Gemeinde 
alfli Corporation. Im vorliegenden Falle war die Klage of- 
feabar gegen die ganze Stadtgemeinde, vertreten durch ihren 
Bath, geriditet, nicht gegen einzelne Bürger. Es konnte 
wol glaublich sein, dass die Gemeinde der Stadt vor das Hofge- 
richt geladen werden dürfe. Denn im Jahre 14öl erkennt der 
Hofrichter zu Berlin Paul von Gonerstorp, über einen Stlreit 
zwischen der Stadt Köpenidc und dem Kietze. ^^^> Dabei 



375) Cf. Bieäel, Q. D. Br. I. XXIII. S. 190 f., No. 238: Sintdemal 
daz die Stadt und bürgere zu franckenvorde uff der oder Saxsisches 
rechtis gebrachen und in daz gerichte vor dy brugke zu Tangermunde 

nicht enhoren 

und von kaysern und konnvngen und yren heren und fursten mit de 
briven und hantvesten begnadet sind, daz men keynen burger vor heyn 
lant reck bussen der stat nicht zihen sal, sunder alle Sachen, die men 
weddir sy wirt haben und anslan, die sal men handelen und dirkennen 
in der stat vor yren richter und Schoppen und daz man sy by yren 

alden rechten, vryheiden und ffewonheiden lassen sal — ' , 

so ne mach men sy mit rechte bussen der stät Frankenforde nicht be- 
clagen und Cune von Cogde hat dar unrecht an gedon^ da8$ her sy 
vor der brugke zu Tangermunde had lassen laden dar sy nicht in ge- 
hören u. s. w. 

376) Cf. Riedel^ C. D. Br. I. XII. S. 23, No. 35. 
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mtd aasdrücklich hervorgehoben ^ öam der Knrförst beide 
Theile vor das Hofgericht 'gewies^i hatte, imd von einer 
auäseUiessIichen Gompelenz des Stadtgerichts ist gar keine 
Bede. 

Alle diese Zweifel dahingestellt, ist dennoch ans deoi 
erzählten Streitfalle mit Frankfurt al O, mit Sicherheit so 
viel jsu folgern, dass das Privilegium vor kein Landgericht 
geladen zu werden, auch dem Hofgerichte gegeamber geltend 
gemacht wurde. Auch die Städter haben hier, wie. es scheint, 
ihre völlige Abschliessung ebenso durchgesetzt, wie dem 
Landgerichte gegenüber. 

U. Von den Bitterbürtigen gab es femer manche Fa- 
milien, die einer so hohen Auszeichnung genossen, daäs sie 
mit der übrigen grossen Menge der Bitterbürtigen nidit 
gleichen Gerichtsstand haben sollten. Ihnen gegenüber ent- 
schlug sich der Markgraf seines Beehtes durch Bmennung 
eines Hofrichters sich in der persönlichen Jurisdiction einen 
Steilv^reter zu geben. Ursprünglich war dieses Becdiit 
gewisser, besonders angißsehener Familien, die man Schloss- 
gesessene nannte, unmittelbar von des Maikgrafen Person 
ihr Becht zu empfangen, eine Wahrheit, später aber 
schlich sich allmähKg eine Stellvertretung ein, indem der 
Landhauptmann die Jurisdiction über Schlossgesessene an 
Stelle der Person des Mariegrafen übte. 

Zu den so bevorzugten Fatmlien gehören die von ScIm« 
lemburg, die von Alvensleben zu Kalbe, die von Bertens- 
ieben zur Wolfsburg gesessen, die von Jagow von Plate, 
die Schenken von Flechtingen, die von Knysebeke zu Til- 
sen, die Herren von Bodendyk, seit 1436 die von Holtzen- 
dorflf zu Sydow, vor 1451 die von Bedern und von Arnim, 
von Uchtenhagen und von Wedel u. A. m.^^^^ 



377) Cf. die betreffenden Urkunden (U36) in RieckL C. D. Br. I. 
XXII. S. 486, No. 2; (1451) ibid. XII. S. 513, No. 40 (dies. Urk bei 
von Baumer, C. D. Br. I. S. 175). Die übrigen SchlossgesesBenen sind 
erst nach dem Beginne des 16. Jahrhunderts eximiert worden. 
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VerfiäHniss des Markgrafen zu dert Landesgerichten, besonders 

2um Hofgerichte; 



1 1 



Au8 der bisherigen Eirt^ökelüng der Gerichtsverfassung' 
geht hervor," in wie maimigfaJtiger Weise der Markgraf die 
Ausübung seiner Jurisdiction durch Stellvertretung bewirkte.' 
Dehn alte riohterliehön Beamteii sind Stellvertreter' des 
Mariegrafen, soföm sie da seiner Statt un<i in seinem Nfe/- 
meä das gerichtliche Verfahren «leiten und die ' Sentensi ver- 
köndigei'. Keinem Einlagen seiner Ri<3hter= gegeütiber hat 
sich aber der Markgraf seiner öerichtsherrlichkeit begeben^ 
d. h. des Rechtes in jedes Gerichtes Thätigkeit nach freie^r 
Bn'ischliessung und in .jeglicher Weise einzugreifen.- Von 
ihm stamint das Amt, er kann die einzelnen Befugnisse dem- 
selben einschränken,' oder erweitern, fer kann in einxelneil 
Fällen Sachen von d-em bompetenten Gerichte avocieren und 
seihst entscheiden, öder sonst die Thätigkeit des einzelnen 
Richters durch seine Befehle durchkreuzen. Was ist es 
denn anders als ein willkürliches Eingreifen in 'die Juri'sdic^ 
tion des Vogtes, wefen der Markgraf in Tausenden von FäP 
len Dörfer aus der Vogtei an herrschaftliche Ginindbesifzer 
mit dem höchsten und sidesten Gerichte vcräussört und da- 
durch meist der »ControUe des' Vogtes entzieht? 'Jede= 
Exemtion vom ordentlichen Vogtgeri^jht läuft in ihrem 
letzten Grunde auf einerf>>9irillküriichen EingriflP des Mark- 
grafen in die bestehende Gerichts -Organisation hinaus: 
Die Brtheilung des Privilegiums aü eine Stadt, daös^ihre 
Bürger nicht mehr vor das Landgericht gekden werden 

KÖHMS, eEBIGHTS-VBRPASSUKO. ie 
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sollen, ist eine räumliche und sachliche Einschränkung der 
Amtsgewalt des Vogtes und einen gleichen Sinn hat die 
Exemtion der Bitterbürtigen und der markgräflichen Be- 
amten. 

DasB der Markgraf dergleichen Aenderungen der be- 
stehenden Gompetenzrerhältnisse vornahm, war sein forma- 
les Becht als Gerichtsherr. Auch im Sinne einer guten, 
geordneten Landesregierung lässt sich nichts dagegen ein- 
wenden. Denn sofern die Verhältnisse zu einer Aenderung 
der Gerichtsorganisation drängten, war durch Einführung 
neuer Behörden, die die früheren einschränkten, nur einem 
Bedürfnisse Abhilfe geschafft. Nur einem Gerichte gegen- 
über scheint auf den ersten Blick eine Einmischung des 
Markgrafen, ungehörig und inconsequent — und das ist das 
Hofgericht. 

Wie im vorigen Capitel gezeigt worden, beruht das 
Amt des Hofrichters gerade auf einer Identificierung dessel- 
ben mit der Person des Markgrafen in jurisdictioneller Hin- 
sicht. Dieser Begriff scheint es nicht zu leiden, dass der 
Markgraf selbst neben dem Hofrichter auftrete und dass 
gerade, je mehr eine feste und ausgedehnte Organisierung 
dieser Art von Jurisdiction erfolgt war, je mehr die Hof- 
gerichte selbst eine verfassungsmässige Gestalt erlangt hat- 
ten, um so mehr jede Einmischung des Markgrafen überflüs- 
sig und selbst verderblich wäre. Demioch aber wog in den 
Zeiten des Mittelalters vor die Idee von der unerschöpfli- 
ch&OL Fülle der Gerichtsherrlichkeit. Einen Stellvertreter 
wollte der Markgraf sich allerdings schaffen, der, soweit er 
thätig wurde, die höchste Person des Landesherrn ersetzte, 
aber er wollte nicht gebunden sein an die Grenzen, die er 
vielleicht von Hause aus dem Amte desselben gesetzt hatte. 
DerHofrichter sollte Schranken haben für seine Thätigkeit, 
nicht aber der Markgraf, der höher stand. Gebunden wurde 
der Letztere nur durch Versprechungen, die er gethan, 
durch Privilegien, die er ertheilt hatte. ' Er pflegte aber 
den Hofrichtem nicht zu versprechen, dass er nie in die 
Sphäre ihres Amtes eingreifen werde, sondern er verpflich- 
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tete sie nur zur gehörigen Wahrnehmung ihres Amtes. Wenn 
er freilich einer Stadt versprochen hatte, dass die Forde* 
rangen der Bürger gegen Bitterbürtige in ihren Mauern 
durch den einreitenden Ho&ichter entschieden werden soll- 
ten, so wäre es ein Bruch dieses Privilegiums gewesen, 
wenn ^r selbst die gedachten Bechtshändel vor sein eigenes 
Forum ausserhalb jener Stadt gezogen hätte. Niehts aber hin- 
derte den Markgrafen statt des Ho&ichters selbst in die Stadt 
einzureiten und die Rechtssachen persönlich zu erledigen. 

In der That finden sich denn auch nicht seltene Fälle, 
in denen der Markgraf in die Thätigkeit der Hofgerichte 
sieh einmischt und dieselbe füi* gewisse Sachen ausser Ej'aft 
setzt. In dem Streite um das Dorf SchmöUen im Jahre 
1390 zwischen denen von Alvensleben und von Garpzow 
erlässt der Markgraf die Ladung und der Hofrichter hält 
den Termin für das ürtheil ab.»^«) Statt des Hofrichters 
übernimmt in vielen Fällen der Markgraf persönlich den 
Yoraitz des Hofgerichts, wie schon daraus hervorgeht, dass 
er für die dritte Klage im Landgericht zu Tangermünde 
entweder sich selbst, oder den Hofrichter ganz allgemein 
als präsidierenden Bichter bezeichnet. '^^^ Strafen, die das 
Hofgericht verhängt hat, eriässt der Markgraf, wie im Jahre 
1429 ans^ einem Falle in der Neustadt SaLswedel hervorgeht, 
deren Bsuth und Gewandsehneiderinnung zu einer Geldstrafe 
vom Hofgerichte in Tangermünde vernrtheilt war.^®®^ End- 
lich lässt der Markgraf im Jahre 1483 sogar eine Bestäti- 
gung einer hofgerichtlichen Grenzregulierung ergehen, '^^^ 
zum deutlichen Zeichen, dass er sieh auch dem Hofgerichte 
gegenüber alä höheren Herru betrachtete. 

Nach diejser Auffassung ist nicht wunderbar, dass mehr- 
facji Blemfunge^ vom Hofgerichte an den Markgrafen vor- 
kommen. Schon oben ist erwähnt wordem, dass die Stadt 
Frankftirt a. 0. von dem angeblich incompetenten Hofge- 

378) Cf. obeu §. 1^ bei Notö 367. . 

379) Cf. oben §. 13,' ITote 268. 

380) Cf. Gercken, C. D. Br. I. VII. S. 314, No. 170. 

381) Cf. Biedel, C D. Br. I. XXIH. S. 282, No. 348. 

15* 
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mht€ ZM T.a<ig6rmüQ<le aii den Eurförsten Appellation ein- 
iQgte^^^^ Bei Gelegenheit «inqs Erkenntnisaes voini Jahre 
)i483>^f^ oriüÄren; die Bäthedod: Markgrafen gexkdehin, „dass 
gein Crnade billig und • Ton Reckts wegen, ein oberstier 
Bichter. ist. al^ din Ziandeafilrst in' seiner Gnaden Fürsten* 
tbümäm. und Landen, und. das man sieh billig und vonReehtsk 
wegen an sein^ Gaadißn berufen und app^lüei^en mag.^ 
> Auf dieae Weise war trotz der rersefaSede^aiMgen, stän* 
digen : Gerichte für eine . persönliche Jiirisdiction des Msurt 
gmföu immer noch ein breiteir Raum gelassen, i y>6n jiedem 
Gerichte konnten ' Sachen wichtigeren, bd^ unwichtigeren 
Inhalte» zur unmittelbaren' Cognition des Markgrafen g^an** 
gen. .BeBtimmte Oompetetzgrenzeiv ziehen- zu wollen hiesse 
den ^el^n Gebrauch der markgräflichen Gerichteherrüchkeit 
ableugneUv« In' der That beweist auch die bunite Mannigfbl« 
tigkdt dei- vom Markgrafen dunch Vek-gleich, odet Ürtheil 
erliedigten Sachen^ wie willkürlich d^selbe dei;ne Befugnisde 
zu gebraudien wusste. Oriminalsachen an Lefb und Lebeii 
ebeuvsowol wie PolizeiübeHretungen w^g^n fdschen MasseB^ 
Civilanfeprüßhe dinglicher- wie persönlicher Art, Streit über 
gntsherrliche Rechte, .übet einzelne^ städtische Höfe, über 
exenite Personen wie* Ritterbürtige, Beamte, oder > die in 
märk^äfiichfem 'Schutze steheilden Juden ^ehen ohne jedä 
ratio dlstihgaendi im bunten Wechsel neben einander — es 
kannte eben jeder Rechtsstireit vor den Markgrafen ge^ 
langen* P^^ ' 

• • 882) CL lDb«i §. 21, bei Note 874 f. 

383) Cf. von Baumr, C. D. Br. IL S. ISO, No, }iV 

384) YgL über die einzelnen Bechtsfälle beispielsweise; 1. Crimi- 
nalentBcfaeilun^, Cf. em Haun^r, G. D. Br. II. 8. 181, No.'l2l (1483); 
wegen Mti^n^yergehen «f» Biedel, 0. D. Br. I. XV. S. 156, Nq.201; yre-* 

ten Aufrilirs ibid. S. 230, No. 206 (1429); wegen fianbes ibid. XVII, 
.109, m, 100 (1427)» — 2.' Fftlsci Mass. Cl wn Bäumet, C. D. 
Br. II. S. .18iß, ÜTo. 136..— 3. DiiDgliche Streitigkeiten. Ee«,Ua8ten cf. 
Riedel, CD. Br. I. X S. 144. No. 40 (1444). Gewere, ihid. S. 311; 
No. 222 (1467). Anspruch auf Grund und Boden (rei vindicatio, Grenz- 
streit?) ibid. Xin. S. 503, No. 27; XV. S. 2^3, No, 311 (1437). — 
4. Persönliche Forderungen ctBüdeLihx^. VII. S. 164, Ko. 60 (1460?). 
— 5. Lehensa<5^n. Cl .Q^rdcen^ß. D. Pr..yil> S- 22|6^.Nö* ß9 (1431). 
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> / . . •§. 23: ■ 
Die Entstehung des Kammei'gerichtsf. 



<• I 



1 1 * ) .1 



Bei steigender, territorialer Erweiterung det Mark, bei 
natürlicher Vermehrung der Bevölkerung und 'dein sich he 
beiiden Wolstande derselben namentlich in den Städten lässt- 
Bichy Jgwich ohne jeden quellomnäösi^cn Be^dis, vorheröag^l, 
dass dei" Markgraf selbst neben und tib<jr den Landesgetich- 
ten bald von einer Oescbl^tslast bedrückt sein würde, dii 
ihn' zur festeren Organisierung seiiw5r eigenen,» ^i^entl5ch 
höchst persönlichen Jurisdiction und namentlich zur Hernh^ 
siehung wiöderum von GTehilfen und StoUvertrotern nötlrige^ 
inirde. In der .Bntwicfcelung'' aller geschichtlicbeÄ' VeHi&lt^ 
nisse ist die dringende 'Noth, das steigende Bodcjrfniss- die 
imerhittlicfae Presserin, die nimmer ermüdende, tit*eibeiide 
Kraft Alles konnte der Murkgiraf nicht mit eigenen Aügei 
sehen, nicht Alles söj^gföttig und seiner Wichtigkeit geimäs!^ 
prüfen. Es handelte ^sich nicht fmmer bloss -dbrum filr 
einen, streitigen RechtsüstU naoh Anhörung beiäei" if^arteien 
eine kixrze, juristische EntBcheidung zu föllen, 'j^ofidem meist 
waren die Streitigkiöiten der Parteien • so ver^orlreh , die 
Vieorhältnisse, die den langwierig«n Sti'eit umgaben' und sidh 
oft an ihm festgesogen hatten, so 'terwick6lt,>!dass keini^ 
nenschMcheit Scharfeiinn ^ die : wirklieh richtige £^tscbeiddng 
ansgefunden' hätte und dass selbst 4iine solche,' Akne' beiden 
Parteien erheblich und migereclit weho ^ü'thun,' nicht hatte 
in Vollzug. ^eizt werden köniiien. Dann irM^ det' Vergleich 
der einzige Ausweg, beide Theile mussten 'fidedliicb den* ver- 
wirrten Knoten lösen, •Ä^eil'sio am' Bellten ihre» Snt*i^4ssen 
und, w'as ' denselben nladitheiBg wai^; kalmteil. ' Binett A^ei*- 
gleich zu Stande zu bringen, war in Sien meSbten 'Fällen cB^ 
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*- 6. Landfriedensbruch cf. S. 215, No. 80 (1430). — 7 lieber Stadt- 
Jurisdiction cf. BiedeL C. D.Br. I. XXI. S. 260, No. 219 (1426); S. 352, 

No. 311 (1479).' ■ 'l . I .'^ . '. .' '* . ' .' '\ i » ' 
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missliche, aber einzig mögliche Aufgabe des Markgrafen und 
gerade dazu gehörte eine Eenntniss der Personen, und That- 
sachen, eine Einsicht in die besonderen Verhältnisse der 
betheiligten Familien oder der Gegend, in der der Streit 
entstanden war, die der Markgraf nicht besitzen konnte, 
för die er also der Hilfe und Eenntniss anderer Personen 
sich bedienen musste. 

Sehr verscbieden ist nun die Weise geves^i, in weldier 
der Markgraf sich eine Hilfe zu schaffen suchte: In einigen 
wenigen Fällen ist überliefert, dass er die Entscheidung des 
Rechtsstreites vor den versammelten Landständen traf. Im 
Jahre 1427 sitzt der Markgraf aber eine Fehde und Berau« 
bung („nahm^) zwischen den von Lüderiz, Ringersli^, einer* 
seits und den von Alvensleben andrerseits zu Gericht. In 
der Urkunde wird hervorgehoben, dass der Markgraf mit 
seinen Bäthen, Mannen und Städten Recht gespro« 
chen habe.'^^ Nur selten scheint indessen und wol nur in 
Fällen von allgemeiner, politischer Bedeutung die Mitwirkung 
der Landstände in den richterlichen Geschäften herangezo- 
gen worden zu sein. Namentlich findet sich dieselbe in 
Streitfällen, bei denen der Markgraf selbst Partei war. Es 
ist auch kaum zu sagen, dass von den Landständen eine 
besondere Erleichterung für die Geschäfte des Markgrafen 
zu erwarten stand. Denn wenn es in den Landtagversamnv- 
lungen auch nicht an Personen fehlte, die im Einzelnen eine 
gute Kenntoiss aer tbatsächliiohen Verhältnisse besassen, so 
war die Handhabung jener grossen Versammlung gewiss 
sehr s<^wer, so dass die Erledigung der Sache meist lang-« 
sam und die Entscheidung nicht ohne Einmischong von Pai^ 
teünteressea zu Stande kam. 

Für die laufenden (Geschäfte, die den Markgrafen stets 
umlagerten, hatte derselbe schon firüh zur . Ernennung ge<> 
wisser, persönlicher Räthe.. schreiten müssen, die er nach 
seinem Belieben mit Besorgung gewisser Angelegenheiten 
betraute. Ein solcher markgräflicher Rath hatte keine be- 

, . . . s - ...» \ : . 

385) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XYII. S. 109. No. 109. 
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stimis^ten Amtsfunctionen; nichts wurde ihm ständig zur Auf- 
sicht, oder Ausführung aufgegeben, sondern er war nur be- 
rufen in jedwedem Falle, in dem der Markgraf es fordern 
würde, diesem seinen Rath ertheilen, oder einzelne Geschäfte, 
die ihm aufgetragen würden, abzumachen. In der Regel 
umgaben den Markgrafen mehrere Bäthe, die aber kein Gol-'' 
legium bildeten, sondern nur auf besonderen Befehl ihres 
Herren gemeinschaftlich thätig wurden, übrigens, jeder 
Einzelne fär sich, zu beliebiger Verwendung bereit waren. 
Die hauptsächlichsten Geschäfte, die der Markgraf seinen 
Käthen übertrug, waren Bechtsentscheidungen, sei es, dass 
er ihnen aufgab die thatsächlichen Verhältnisse zu unter- 
suchen und so die Sache für seine persönliche Endentschei* 
düng vorzubereiten, sei es dass sie einen Vergleich zwischen 
den Parteien zu Stande bringen sollten, sei es endlich, dass 
sie ganz an Stelle des Markgrafen zu verfahren und Recht 
zu sprechen hatten. Diese verschiedenartige Thätigkeit der 
Bäthe wuchs so mit der des Markgrafen zusammen, dass 
fast in allen Urkunden, in denen der Markgraf urtheilt, er 
dies in Gemeinschaft mit seinen Bäthen thut. (Gf. oben die 
§. 22, Note 384 angefahrten Stellen.) Dieselben assistieren 
also auch, wenn der Markgraf persönlich entscheidet. Oft 
aber auch wählt derselbe eine Gommissio% aus ihnen aus, 
die an seiner Statt das Urtheil fällt, oder einen Vergleich 
zu Stande bringt.*®*) 

Uebrigens war der Markgraf keineswegs daran gebun- 
den derartige Gommissionen zur Entscheidung, oder Ver- 
gleiohung von Bechtsfiillen gerade aus seinen Bäthen zu 
nehmen. Aus den verschiedensten Personenkreisen traf er 
seine Wahl und selbst Bürger von Städten finden sich unter 
den Schiedsrichtern. 

Die Bäthe aber, welche die gewöhnlichen, oder für eine 
bestimmte Zeit zur Seite des Markgrafen waren, hielten sich 
an dem jedesmaligen Sitze desselben auf. So lange dauernd 



3S6) Vgl. ein Beispiel für viele Btedel, C. D. Br. I. IX. S. 255, 
No. 334; S. 257, No. 337. 



4^1' Aufeütbalt öm Madsgrafen in Tangermünde Var^ waren 
aiQ ao; dieaem Orte, der d^ Markgrafen' Eantmeir genannt 
w^de.. A\b gegen Snde des 14. Jahifhunderte niohK; meltr 
an einem Orte der ständigo Sitz der markgräflichon £[ni»^ 
tner war^ sondern dieselbe nach landesherrliche iWHIktir 
vorlegjb wurde, wanderten aach die Begleiter des Markgrafen 
mit ihm. i 

. Wie auf diese. Weise, niemals fast der Markgraf ohne 
aeine R^the auftrat, so /wird er auch ailmählig gewisse 
((Grundsätze, oder wenigstens eine . gewisse Praadft bei sieh 
ausgebildet haben ^ der smfolge. et mam^he Saclien seinen 
Käthen zur EntBCheidmig^ oder Yer^leiohung übeortrug, aundre 
slieh selbst vorbehielt. . Nicht soll damit . freilieh gesagt sein, 
daaS' der Mai&graf sich ii^endwic die Hände gebunden; ge< 
wisB kaitien zahkeiche Abweiebvuigen vom gewdhilfichen 
Qiebriiuiche Tor und, wie immer man auch eine Begel. oder 
einen GTriindäatz übei* die Zuweisung von Sachen an- die 
Bätäie aufstellen^ mag, an mannigfaltigen Ausnahmen daron 
bat es wol zu kernet Zeit gefehlt/ Eben aus diesem Q-funde 
und. weil di^ Shte bei.deti verschiedenen Märkgrafen ver- 
schieden war, läösft isicb für den heutigen Föi'scher eine ge- 
wisse Einsidht'izk <^waige QrTU2ds&tz&^ die man thatsäcbMch 
und. im AUgeKnainen . festgehalten habe, lücht mehr ge^ 
winrienv / : • • • ,■'.,". •'.....- 

Immerhin aber geht aus der Stellung überhaupt, :iwelcli« 
die tRäthe isum Markgrafen einntahmdn , ' Tweieriei' hervor, 
nämlich dass sie 'ersteug» unentbehrlich und Hlariim. dduennd 
werdeny Seitens, dass trotz der wSUoirlichen Abweiehnngen 
des Märkgnafen gewisse Arten: von Oeschäftei^ denselben 
zufiefen.' In diesGoot' Anfängen ist schon d^ Koini -einfer be- 
stimmteren, gerichtlichen Organisation zu- e(rUicken, der 
bald witerEinwit*knng eine» anderen Umstandel^ ' zui* Ent- 
iittltung I gelangen 9oUtä.. ; Daä- Lehenh6%eraehli stämlixsk i gaki 
als^^lh^herbs gegentiberi'den im 14. Jahrlsiinderli.entitatn-t 
denen District-Hofgerichten. Es wurde gehalten, wo der 
Markgraf, sich|ai^fhijelt,,,uj^d ^Is ^egen Ende .des ^4, Jahr- 
hunderts die markgräfliche Kammer beweglich geworden 



WMf W^l 49'3,(pllejiiclve >auDh mit detn^ Lehex&bo^rioiite ge- 
Sfihi^en* Wo, vißo .<ter Markgraf mit seinen Bäthen dife 
höohöte , pearßänlicho . Jurisdiction ihielt , da war auch daß 
Lehßnhofgqriofet. Unter dieser Voraussetzung lag ea.nahe, 
zumal iu Zeiten,, die wie das, 15. Jahrhundert einer atrei^on 
Unterscheidung der Competenz^grensi^ noch so {^m stehen^ 
dieaelbeu Räthe, welche im Lehenhofgerichte thätig waren^ 
auoh al9 Bäthe inL.<iei:. persönlichen, markgräflicfaen Jurisdic- 
tion m verwenden. Dieselben Persouen handhabten dem- 
ij^ach, wie aBgeikommen werden kann, die zwie&che Gerichts« 
bajrkjBit und das ist um do eher wahrseheinlißh^ als alle oder 
die. meisten Bäthe des Markgrafen im Lehensne^us zu dem-» 
wölben gostaadeai haben werdjBn^ somit aJ^ MaBn/ea des Mark^ 
grafen zur höchsten Lehenjurisdiction fähig waren. De«i 
l^weiB . hierüber m. führen ist freilich nicht mdgäich , iKeil 
in den eintelneü Erkenntnissen , oder gerichtlichen. Acten 
diß, Namen der Bäthe und ihre etwaige Idehtitat mit den 
Personen, die im Lehengericht fungieren, nicht erkennbar 
sind. Atis3er den < aingegebenen Gründen sprkht für eine 
Yernüschung, der höehsten Lehes^urisdiction mit der. übrigen, 
persönlichem Crerichtsthätigkeit des Mari^grtfen der Umstand, 
daas beide ßmchte wenigstens während deor orsteD Hälfte 
des : 15, Jahrhunderts für die ganze Mark Biäadenburg Aue- 
torität .haitten-r nüthia wie in dem.>gemeinsohaftliGhien Oxte 
ihre»; Sitse^^ sq. Auch in: dem räumlichen Kreise ihrer Wirk^ 
samkeit concurrierten. Bei so vielen und wichtigen Berüh- 
rungspunkten ist auch die Annahme einer gemeinschaftlichen 
Besetzung mit denselben Personen nicht unwahrscheinlich. 

Nicht yergejblich' war auch die Berührung, in welche« auf 
dfese Weise die durch Bäthe geübte,' höchst persönliche 
Juriadiction mit der organisierten ^Handhabung des Lehen- 
hofgerichts tiiiter einem Hofrichter trat Die Erstere näm- 
lich w^rde auf diese Weise einer gewissen, inneren, verfasi 
sntigsinässigen Ausbildung thcilhaftig ] das Letztere erhielt 
einen höheren Glanz vor allen übrigen Hofgerichten durch 
die fa^t , stä,ndige' Verbindung, in die es mit der Jurisdiction 
des Landesherrn gelangte. 
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Eine interessaate Urkunde legt von dieser Thatsaobe 
Zeugniss ab. Es ist oben gezeigt worden, dass im Lanfe 
der zweiten Hldfte des 15. Jahrhunderts das bis dahin ein- 
zige Lehenhofgericht der Mark in mehrere Landeslehenhof- 
gerichte zertheilt wurde, so dass etwa ein besonderes Le- 
henhofgericht für die Altmark, eins für die Mittelmark, für 
die Ukermark und für die Neumark bestand.^) Dasjenige 
dieser mehreren Lehenhofgerichte, welches sich an dem 
Sitze des Markgrafen befand und mit dessen persönlicher, 
höchster Jurisdiction sich mischte, trat vor allen übrigen 
hervor und konnte füglich als ein ^oberstes Hofgericht^ 
bezeichnet werden. So belehnt denn um das Jahr 1450 der 
Kurftirst den bekannten Paul von Conerstorff mit folgenden 
Worten:««) 

So haben wir Im unnser oberste Hoffgerichte In 
unnseren Landen der Nuwen Margk zu Brandenborg das 
wir ytzund hei'' kein Coln vor unser Slos gelegt haben, etc. 
geliehen. 

Das hier erwähnte „oberste Hofgericht^ in der 
Neuen Mark zu Brandenburg ist das Hofgericht der Mittel- 
mark, und zwar das Lehenhofgericht. Dieses wurde, da der 
Markgraf seinen Aufenthalt in Brandenbui^ damals zu neh- 
men pflegte, mit der persönlichen Jurisdiction desselben in 
Verbindung gebracht und erhob sich selbst über die übrigen 
Lehenhofgerichte. Es wurde nach dem Zeugniss der Ux- 



387) et oben J. 20 hinier Note 367. 

388) Cf von Baumer, C. D Br. I S. 176, No.27. Cf. auch Riedel, 
C. D. Br. I XL S. 382, No. 133. Der Letztere gibt das Jahr 1452 an. 
weil in dem Copiarium unmittelbar vorher eine Urkunde von 1452 und 
unmittelbar nacnher eine von 1453 sich findet, mithin die gegenwärtige, 
nicht datierte Urkunde zwischen 1452 und 1463 fallen müsse. So zu- 
lässig an sich der Schluss scheint, so ist er in diesem Falle doch nicht 
richtig. Denn selbst bei Riedel werden zwei Urkunden abgedruckt (cf. 
C D. Br. I. XII. 6. 23, No. 35 und 8. 447, No. 48), in denen Paul von 
Conerstorff als Hofrichter bezeichnet ist und die, zu Berlin ausgestellt, 
das völlig glaubwürdige Datum: Dinstag nach Bartolomaei (31. Au- 
gust) 1451 tragen. Vor dem 31. August 1451 muss die Beleifaung also 
an Paul von Conerstorff stattgefunden haben. Vorsichtiger ist die 
Aeusserung von Raumers, der a. a. 0. die Urkunde um das Jahr 1450 
setzt. 
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künde schon vor 1450 von Brandenburg nach Oöln verlegt. 
Den^ dass es vorher in Brandenburg sich befunden hat, 
beweist das berliner Stadtbuch, wo es heisst: 

Tu land rechte und tu borgerechte vint man tu Branden^ 
burchj dat nu is di hogeate dingestat^ dat hir vormals was 
bi der Klinke by Brandenborcb.^^^ 
Es scheint unzweifelhaft, dass die Verlegung der markgräf- 
lichen Kammer von Tangermünde, nach Brandenburg der 
Grund dafür war, dass Letzteres die höchste Dingstatt ge- 
nannt wird. In Brandenburg war das Lehenhofgericht der 
Mittelmark, Beides die Kammer und das Hofgericht der Mit- 
telmark wurde um 1450 nach Cöln gelegt und zwar als 
ohei'stes Hofgericht, So entstand ans der Vermischung des 
mittelmärkischen Lehenhofgerichts mit der persönlichen Ju- 
risdiction des, Markgrafen, das sogenannte Kammergericht 
In gewissem Sinne kann man sagen, dass das oberste 
Hofgericht der beregten Urkunde deji ersten geschichtli- 
chen Keim des späteren Kammergerichts enthält, In der 
That lässt denn auch die Bemchnung eines Kammergerichts 
nicht lange nach 1450 auf sich warten* Schon 1468 er- 
scheint dieselbe. ^^^ Im Laufe des 16. Jahrhunderts wird 
fast, typisch das ICammergerieht: Hof«- und Kammergericht 
genannt, eine Erinnerung an den ehemaligen, historischen 
Ursprung. ^^*^ 

So war ein nettes Gericht entstanden, das während dei» 
2)w6iten Hälfte des 15» Jahrhunderts seine bestimmtere Vert 
fassung erhielt und zu dessen definitiver Constituierung im 
Jahre 1516 der erste Versuch in Gestalt einer Kammerge- 
ricbtsordnung . gemacht zu,, sein scheint. . Es ist am gegen- 



389) Fidicin^ dipl. Beitr^ I. S. 164. 

390) Gl ron. Baumer, G J). Br. I. S. 232. Diunit d^r FiscaJ. der 
hier bestellt vird^ , nicht Unrecht thufi und Niemand beschwere wira,,ge- 
ordent und gesätzt unsere Hofs kammergericht, vor dem er (der Fiscal), 
alle sach, so vern es npt ist, sol und möge nsstragen und, erfordern.*' 

. d90a) Vielleicht das älteste Beispiel vom Ausdrnck JBbf" und Kam- 
mwgßnckt findet sich ViOm Jahre 1484 bei lUedely G. D. Br. IIL IL 
S. 304, No. 246: Bie soll man teilen (urtheilen) im B&ff»- und Cam- 
megpericht. 
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yrfirügen Orte die BesetBin^, Thltigkeit «d Yerfagsimg 
des Eammeiigerichts nidit m ^ntwick^.**^) Nur das sei 
bemerkt, dass, je mehr das Eammergericht als sebst&ndige 
Behörde neben dem Eorfbrsten hervortritt, um so mehr auch 
die Unersdiöpflichkeit der Gerichtslierrlichkeit desselben 
wiederum zur Geltung kommt. Das ist^ wie gezeigt worden, 
der innerste Gedanke des Kammergerichts, dass die Person 
des Landesherm, als obersten Richters, sich mit demselben 
unbedingt identificiert. Gerade den Hofgeriditen gegenüber, 
die schon von Hanse aus auf derselben Idee beruhen, mussCe 
dieses Princip um so schärfer und consequenter hervortre- 
ten — und dennoch ist es nicht der Fall. 

Ohne auf das Detail der kammergeriditlidien Thätigkeit 
einzugehen, zeigt sich an zwei ßrscheinungeti auf das Deut- 
lichste, dass der Markgraf als Hohler selbst über dem Kam- 
mergeridite steht und dads er dies in mehr als einem Falle 
practisch zur Geltung bringt. 

Obwol noch im Je^e 148S das Kammergericht kraft 
seiner Identität mit der Auctorität des ' Kurfürsten als Läni- 
terungsinstanz erscheint, *^) obwol es an Stelle des KuH&i^ 
sten als obersten Richters entscheidet^> und folgeweise 
auch eine eleciive Concurrenz des Eammergerichts mit' dem 
Kutfiirsten geradezu bezeugt wird, ^^> so ^klärt sich den* 
noch andrerseits das Kammergericht in einer Criminalisache 
fSr incompetent und weist auf den Kurftiidteii hin, als den 
allein zuständigen Richter; ^^^> Schon im JaUre 1430 avoci(»rt 

d91) Besondere Aufschlüsse werden darüber in einem künftig un- 
ter memer Mitwirkang erscheinenden Werke , das sich aaf die - Ge- 
schichte des Kamniergerichts bezieht, enthalten sein. 

392) Cf. von Baumert C. D. Br II. S. 164, No. 85. Die Parteien 
versprechen mit „handgebenden Treuen* die ^Icwterung Jrer zwytracht 

Irmus forder vor nymant anders j tfoeh andi^rsiro, dann vor dem 

nianten unsenn gnedij^en Herof Marggrave Jokanssen^ oder »diftfit gna- 
den Bete an winer gnaden 9tme zm wartem u$& ^n^ tragen mnd eu be* 
reehtevien. • 

393) Cf. von Baumer^ €. D. Br. II. 8. ISO, No. 116 <d. a. 1483). 

394) Heinrich Bork soH zu Recht sti^n „«9r wM e^lven' (dem 
Markl^rafen), öder in wiee Jtamer (1489)/ et Biedel, C. IX Sb-.l. XYIH. 
H. 196, Ho. 136. • 

395) Cf. von Baumer, C. D. Br. IL S. 182, No. 121 (1481^: Itaben 
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derKurfÜTst eine Sache voa seineB Bäthen. ohne Weiteres. '^^ 
So war es doch keine Wahrh^it^* dasa in der Mark irgend 
eijae Oeri^htöbehöorde bestünde ; welche die Person des' Qe* 
richtsherrn unbedingt und ohne alle Einschränkung repräsen- 
tierte. Noch lange sollte es auch dauern, bis auch die ne- 
ben dem Kaaimergerichte geübte^ höhere, persönliche' Juris- 
diction (dcB (Markgrafen neben den geordneten Gerichten 
ganz schwieg, nie in ihren Gang eingriff, sondern wie es 
heute gilt«^ sich auf das BegnadiguiigsreGht in Criminalsachen 
einschränkte. Ueber (fie gegenwärtig zu b&handdnde Periode 
liegt dieinter^sante Entwiokeluüg hinaus, wie aus der per- 
sönlichen Jurisdiction des Kurfürsten neben dem Kammer- 
geüchte wiederum eine verfassungsmässige Form erhielt im 
späteren, sogenannten Geheimen. Justizrath. 

Alle diese Thatsachen beweisen aber unwiderleglich die 
sobon zu Anfang dieser .ganzen. Darstellung aufgestellte Lehre 
von der selbständigen Gericfatsherrliehkeit der Markgrafen. 
Denn in der That kann wol kaum ungebundener und freier 
von jeder Einmischung des Kaisers ein Gerichtswesen ge^ 
ordnet und umgestaltet werden, als es in der Mark Branden- 
burg geschehen ist. 



§. 24. 
Der Markgraf als Schiedsrichter. 

An sich würden keine Worte darüber zu verlieren sein, 
dafis der Markgraf für die Einsassen seines Landes auch 
häufig als Schiedsrichter vorkommt. Denn es ist Sache bei- 
der Parteien über einen .vertrauenswürdigen Mann überein- 
zukommen, der ihren ftechtahandel entscheide. Dass in sohl* 
vielen Fällen gerade Derjenige in der Mark des beidersei- 
tigen Veii;rauenB genoss, welcher im Lande der Höchste 



unaerds guedigen Herrn Harggrave Johannsen Rete über ere und pein- 
liehe samen nicht erkennen wollen^ aunder die fachen mederumb an 
sein gnade getoeisi, 

396) Ct. JUedel, C. D, Br. J. XX S, 204, No. IIQ. 
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war, hat nichts Wunderbares und scheint die eben bemerkte 
Thatsache hinlänglich zu erklären. Allein es kommt noch 
ein Anderes hinzu, welches die schiedsrichterliche Thätigkeit 
des Markgrafen in einem eigenthtimlichen Lichte erscheinen 
lässt. 

Die Markgrafen sprechen es als ein positives Recht an, 
zu Schiedsrichtern gewählt zu werden, auf Grund ihrer Stel- 
lung als Landesherren. Andeutungen davon finden sich 
schon im 13. Jahrhundert. So wird zwischen den armen 
und den reichen Büi^em von Stendal im Jahre 1285^'^) ein 
Vergleich geschlossen, in dessen urkundlichem Texte es her- 
vorgehoben wird, dass beide streitende Theile 

in nos (den Markgrafen) tanquam in arbitro» et veroa Do- 
minos hereditarios unanimiter conscnserunt. 
Noch mehr tritt das in späteren Zeiten, namentlich im 
15. Jahrhundert hervor. Im Jahre 1482®^ wird ein Com- 
promiss auf den Eurßirsten zwischen dem Bischof von Ha- 
velberg und der Stadt Wittatock niehi bldsa für einen ein- 
zelnen Fall, sondern auch fiir alle etwa später entstehenden 
Streitigkeiten geschlossen. 

Die Thätigkeit, welche die Kurfürsten des hohenzoller- 
sehen Hauses entfalteten, ist in der That keine geringe. 
Von den auf unsere Tage gekommenen Urkunden sind etwa 
81 Schiedsprüche des Landesherrn über Streitigkeiten sei- 
ner Unterthanen zu bemerken« Die* pedrs^iüch richterliche 
Thätigkeit des Markgrafen, worin er nicht von den Parteien 
gewählter Richter ist, sondern die Sache im ordentlichen 
Instanzenzuge an sein Forum gelangt, beläuft sich auf etwa 



397) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XV. S. 34, No. 42. Ein ahnlicher 
Fall von 1280 a. a. 0. XIV. S. 24, No, 21. 

398) Cf. Biedel, L III. S. 487, No. 232;. Wurden aber die ol«nan. 
ten partein farbas mehr mit einander irrig werden, alsdann soU die 
that und uffimre czwischen In nachbleiben zu entscheid und usstrag der 
sachenn komen; das sie uns dann an beiden partien also zu thun und 
solchen unsern spruch (des Kurfürsten) und entverscheide unvorbrochen- 
lich gelobt und geredt haben mi Mlden, Cf. ähnliche Schiedsprüche des 
Kurnirfiten, die er als Landes fürst, also mit Berufung stif diesen 
Titel zum Schiedsrichteramte fällt v. J. 1482 bei Biedel, C. D. Br. I. 
X. S. 29, No. 20; XVL.ß^ 378, No. 96 <1521). 
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60 Fälle. Nimmt man an, dass trotz der lückenhaften 
üeberlieferung von Urkunden, der Zufall im Ganzen mit 
gleicher Willkür über den Schiedsprtichen, wie über den 
Sentenzen des Markgrafen geschaltet haben wird, dass also 
die Masse der in beiden Categorieen uns fehlenden Urkun- 
den in demselbßn Verhältnisse zu einander gestanden habe, 
wie die Masse des uns Erhaltenen, so ergiebt sich eine be- 
deutend stärkere, schiedsrichterliche als rein richterliche 
Thätigkeit. Man darf aus dieser Erscheinung folgern, dass 
die Markgrafen ein besonderes Gewicht auf ihre Stellung 
als Schiedsrichter legten und dabei die offenkundige Absicht 
hatten nach Kräften dem mannigfachen Hader und Privat- 
kriege zu steuern, der Wohlstand und Ruhe des Landes 
häufig zerstörte. Trotz aller Gefahr des Irrthums, die mit 
statistischen Zusammenstellungen für so weit zurückliegende 
und so mangelhaft bezeugte Zeiten verbunden ist, darf man 
wol einen weiteren Schluss auf die Regierungsweise der 
verschiedenen, markgräflichen Familien machen, weim man 
die Zahl der schiedsrichterlichen, markgräflichen Entschei- 
dungen im 14. und die im 15. Jahrhundert mit einander in 
Parallele setzt. 

Aus dem 15. Jahrhundert werden seit dem Regierungs- 
antritt des hohenzoUerschen Hauses etwa 65 von jenen 81 
Fällen erwähnt, aus dem 14. Jahrhundert seit dem Regie- 
rungsantritt des bairischen und während der Herrschaft des 
luxemburgischen Hauses nur 11. ^^^> Mag immerhin die Zahl 
der Urkunden aus dem 15. Jahrhundert in stärkerem Ver- 
hältnisse erhalten sein als die aus dem 14., so ist dasselbe 
jedenfalls nicht «gleich 65 : 1 1 . Nimmt man aber nicht an, 
dass aus dem 14. Jahrhundert sechsmal soviel Schiedsprüche 
verloren gegangen seien als aus dem 14. Jahrhundert, so, 



399) Diese 11 FäUe sind: (1315) Büdel, C. D. Br. I. XIV. S. 54, 
No. 70; 1320 Eiedel, C. D. Br. I. IX. S. 17, No. 24; 1333 bei Biedel, 
C. D. Br. I. XVIII. S. 11, No. 12; 1335 ibid. X. S.463a, No.23a; 1355 
ibid. X. S. 249, No. 138; 1359 ibid. XXIH. S, 86, No. 123; 1365 ibid. 
XrV. S. 142, No. 200; 1388 ibid VIII. S. 355, No. 371; 1399 ibid. XI. 
S. 72, No. 103; ibid. IX. S. 77, No. 121 (1398) und S. 78, No. 124. 
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ist klar, dAss das hohenzollersche Hans eine weit grössere 
Thftt^keit als ScMedsidchtcr entfeitet hat als das bairische 
uzkI loxemburgisetac. 

Diese Thatsache ist darum von Gewicht, weil sie zeigt, 
mit welcher Energie ein bestimmter Markgraf sich um die 
Angelegenheiten seiner Landbewohner kümmerte uüd deren 
Wolfahrt zu fordern trachtete. Die allgemeine, politische 
Geschichte lehrt aneh ein mit der vorstehenden Beobachtung 
vollkommen übereinstimmendes Eesultat. Das bairische und 
das luxemburgische Haus* haben die grösste Anzahl von 
nachlässigen, sorglosen Regenten gestellt, sie haben daher 
das Vertrauen der Landbewohner in nicht so hohem Grade 
besessen wie die Herrscher aus dem hohenzöllerschen 
Hause. 

Man ist in den Zeiten des Mittelalters fast daran ge- 
wöhnt, die Sorge ffiir das politische Gedeihen des Landes, 
für die Wolfahrt der einzelnen Bewohner gänzlich" in den 
Hintergrund treten zu sehen. Nur im einseitigen, finan- 
ciellen Interesse des Landesherrn pflegen die meisten Ge- 
schäfte des Letzteren vorgenommen zu werden; dfiiher der 
Handel mit Staatsämtern jeder Art, daher die zahlreichen 
Verpfändungen und Veräusserungen von Städten, Dörfern, 
Äegalien üüd' dergh meln^: Gewiss ist die Staatskunst im 
Mittelalter in den einzelnen, deutschen Territorien eine sehr 
geringe und die bisherige Darstellung ist keineswegs blind 
gewesen gegen die Missstände, welche auch in der Mark 
Brandenburg durch das ünwirthschaftHcbe und unpolitische 
Verhalten der Markgrafen herbeigeftihrt worden sind. Um 
so mehr aber verdient es hervorgehoben zu worden, däss 
nicht überall ' die Herrächer ihrer höheren und ernsteren 
Pflichten gegen das Land vergassen, dass insbesondere die 
HohenzoUern mit aufrichtigem Bemühen die Streitigkeiten 
zu schlichten, dem Unfrieden und namentlich der stets so 
leicht ausbrechenden Fehde ^u wchroi;i t^-achteten , dass. sie 
dadurch um das. innere Wolbetinden des Landes Verdienste 
erwarben, in denen keines der früheren Fürstenhäuser, (die 
Ascanier vielleieht zum Thwl ausgenommen) um den Vor*« 
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raog mit ihm streiten kann. Nirgends ist ersichtlich, dass 
die Kurfürsten die Schiedsprüche gegen Entgelt thaten, dass 
sie financiellen Gewinn in dieser Thätigkeit zu erlangen 
suchten. Wirkliche Einsicht in die dringende Noth und in 
das wahre Yerhältniss des Herrschers zu seinem Lande 
scheint das treibende Motiv gewesen zu sein. 



g. 25. 
Der Markgraf ala Partei. 

Eine CoUision der richterlichen Stellung des Markgra- 
fen -trat ein, wenn derselbe als Partei in einem Rechtsstreite 
erschien. Zunächst würde in allen solchen Fällen der Kai- 
ser der berufene Richter gewesen sein und dies ist denn 
auch in mehreren Fällen geschehen. Dass dies in den äl- 
teren Zeiten geschah, wo der Gharacter des markgräflichen 
Amtes noch reiner festgehalten wurde, kann nicht Wunder 
nehmen. Albrecht der Bär ist, wie oben g. 4 hervorgeho- 
ben worden, von einem Reichsgerichte verurtheilt worden. 
Im Jahre 1212^) erscheint ebenfalls der Markgraf vor dem 
Kaiser, wo dieser zugleich die Gegenpartei ist. Aber auch 
als sich später die landesherrliche Selbständigkeit der Mark- 
grafen entschiedener entwickelte, blieben Streitigkeiten nicht 
aus, in denen die Markgrafen vor dem Kaiser, oder im kaiserli- 
chen Ho^richt, oder vor dem Pfalzgrafen an Kaisers Statt 
als Parteien erschienen. Es ist dabei auch kein Unterschied 
zwischen Streitigkeiten staatsrechtlicher, oder privatrechtli- 
cher Natur, nicht, ob die Gegenpartei ein anderer, deutscher 
Fürst, oder ein Landesangehöriger der Mark Branden- 
denburg war.^^-^ 

400) Cf. Büdel, C. D. Br. ü. I. S. 5, No. 10. Es heisst: accepta 
conventione, marchio in presentia tmperaiorie productis utrobique con- 
scriptis, inoocentiam suam probabit. 

401) Fälle dieser Art sind: y. J. 1334. Gegenpartei ist der Bischof 
von Brandenburg, cf. Biedel, C. D. Br. I. VIII. S. 78.— 1349, 1350 cf. 
Biedel, G. D. Br. IL ü. S. ?61, No. 894 und S. 269, No. 903 (Streit 
mit dem falschen Waldemar). Gf» auch darüber Bieaelf a. a. 0. jt. Xu. 

xObM0, 9BBICHT8-TBRFA88CK8. j^Q 
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Der Praxis nach blieb aber die Berufung an den Kai- 
ser in Streitigkeiten des Markgrafen weder der einzige, noch 
auch nur der gewöhnliche Weg. Namentlich dann, wenn 
Angehörige des eigenen Landes die Gegenparteien waren, 
zog man eine Jurisdiction vor, deren Entscheidung innerhalb 
der Landesgrenzen getroffen wurde. Dabei wählte man ver- 
schiedene Wege, nämlich entweder ein Schiedsgericht für 
den speciellen Fall, oder der Markgraf unterwarf sich dem 
Spruche seines Hofgerichtes, oder seiner Räthe, oder end- 
lich (was namentlich bei politischen Händeln eintrat) man 
überliess die Entscheidung den Landständen. 

Man darf annehmen , dass dem Markgrafen eine Strei- 
tigkeit mit seinen eigenen Landsassen in der Regel peinlich 
war eben wegen der Schwierigkeit eine richterliche Entschei- 
dung herbeizuführen. Eine competente Behörde ausser dem 
Kaiser gab es über den Markgrafen nicht, dieser aber war 
für gewöhnliche Privatstreitigkeiten in der Regel zu entfernt. 
Oft finden sich daher schon bei Eingehung gewisser Rechts- 
verhältnisse Stipulationen darüber, wem, bei etwa ausbre- 
chendem Streite, der Markgraf und seine Gegenpartei sich 
unterwerfen wollten. Eine solche Festsetzung eines com- 
promissarischen Richters war der beliebteste und in der 
Regel wol der kürzeste Weg. 

Characteristisch ist hiefär ein Fall vom Jahre 1448, 
wo der Kurfürst mit einem Schieferdecker über die Beda- 
chung des Schlosses in Cöln auf 1000 Gulden Lohn contra- 
hiert, aber zugleich auf einen Schiedsrichter wegen etwaiger, 
streitiger Ansprüche compromittiert.^^^ Bemerkenswerth ist 



S. 497, No. 21. — 1466 cf. Büdel, 1. c. HI. III. S. 77, No. 64, S. 79, 
No. 65. (Streit zwischen dem Kurfürsten und seinem Bruder. Beide 
wollen vor dem Kaiser zu Recht stehen.) — 1473 cf. ibid. III. II- S. 71, 
No. 72, S. 88, No. 75. (Streit des Kurfürsten mit den Städten der 
Mark). 

402) Cf. von Mautner, C. D. Br. I. S. 216, No. 74: und solen wir 
dem cenanten bertolt (dem Schieferdecker) Tausend gülden Rynisch 
gütlich und wol zu dancke geben und betzalen, doch mit solchem be- 
dinge und undcrscheit: wurde es nach allen solchen vorgangen Sachen, 
durch unnser und unnser fsic l) Bat und lieben getruwenhernd grave 
und hern zu Begenstein erkant, das der geiiante bertholt uns mit tiiasend 
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dabei allerdings, dass nicht der Schiedsrichter allein, son- 
dern auch der Karfiirst (also in eigener Sache) denSchied- 
apruch geben soll, was im praetischen Effecte darauf hin- 
ausläuft, dass der Kurfürst sich wider seinen Willen dem 
ürtheile des Schiedsrichters nicht zu unterwerfen braucht. 
Immerhin geht aber aus dem Falle hervor, dass man in pri- 
vatem Wege für Streitigkeiten mit dem Markgrafen eine 
Entscheidung herbeizuführen suchte. Aehnliche Oompromisse 
kommen mehrfach vor, in denen der Markgraf aber sich 
meist unbedingt der schiedsrichterlichen Sentenz unterwarf 
und nur in sofern einen Einfluss zu üben suchte, als er 
selbst die Person des Schiedsrichters bestimmte, oder, wenn 
es mehrere waren, einen Theil derselben. *^^ 

Es sind auch mehrere Fälle erweisbar, dass der Kur- 
fürst sich dem Erkenntnisse des Hof- oder Kammergerichts 
oder seiner Bäthe unterwarf*^, und ebenso haben zuweilen 
die Landstände in seinen Streithändeln geurtheilt.*^^^ * 

Im Allgemeinen sind die Streitigkeiten des Mark- 
grafen, die auf eine der vorstehend erwähnten Weisen zum 
Austrage gekommen sind, theils reine Privathändel, theils 
von politischem Interesse erfüllt. Ein sachlicher Unterschied 
lässt sich zwischen diesen verschiedenen Arten nur in sofern 
zu bemerken, als Streitigkeiten von politischem Character 

gülden solche arbeit en seinen schaden nicht het verbrengen mugen, 
oDgeverlich, das wir im den nach unser und des genanten unnsers lie- 
ben getruven grave Berndes redelich erkenntnisse solch thusend gülden 

403) Solche Fälle sind: 1234 cf. Biedel, C. D, Br. I. VUI. S. 149, 
No. 64 (Streit wegen Zehent mit dem Bischof von Brandenburg). — 
1282 ibid. XIV. S. 28, No. 25 (Schiedsgericht mit den Mannen der Vog- 
tei Salzwedel). -- 1308 ibid. XV. S. 55 , No. 70 (Standesgericht von 
principes, barones, ministeriales und milites gegenüber dem Busso von 
Barby). — 1334 cf, Gercken, C. D. Br. HI. S. 161, No. 55 (Schiedsrich- 
ter Henn. v. Svdow, Gegenpartei Gebrüder Wagenschütz), 1349 cf. 
Biedel, C. D. Br 11. II. S. 258, No. 891 (Markgraf Ludwig unterwirft 
sich einem Schiedsgericht, ob er die Mark wiedererlangen soll). — 1350 
cf. Biedeh C. D. Br. I. XXI. S. 167, No. 104. 

404) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XII. S. 242, No. 6 (1414) ; XDI. S. 372, 
No. 88 (1449); XVUI. S. 252, No, 54 (1456); XI. S, 455, No. 244 
(1502). 

405) Cf. Biedel, C. D. Br. I. VII. S. 431, No. 38 (1414). Gercken, 
C. D. Br. Vm. S. 501 ff. No. 59. 

16* 
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mit Vorliebe, den Landst&nden, oder dem Kaiser rorgelegt 
worden sein werden. Das Letztere gilt aach von Streitig- 
keiten des Markgrafen mit anderen auswärtigen Fürsten, 
wo entweder ein Reichsgericht, oder ein Schiedsgericht aus 
Standesgenossen angerufen zu werden pflegte. 

Besonders interessant ist indessen noch eine Art von 
Streitigkeiten, in denen der MariLgraf als Partei auftritt, die 
aber g^en die übrigen Ansprüche des Markgrafen einen 
hervortretenden Gregensatz bilden. Die gewöhnliche Erschei- 
nung ist nämlich, dass der Markgraf an der Entscheidung 
ein directes, in der Regel financielles Interesse hat. Ein 
Grundstück soll ihm zugesprochen, eine Schuld abgespro- 
chen werden, hier ist das Privatinteresse handgreiflich. Auch 
bei politischen Streitigkeiten wie z. B. ob er eine gewisse 
Abgabe (Bede) erheben dürfe, oder nicht, ob er einen An- 
spruch auf den Besitz des Landes habe, oder nicht, erkennt 
man deutlich, dass der Markgraf je nach dem Ausfalle der 
Entscheidung eine wesentliche A Iterierung seiner Umstände 
zu erwarten habe. Nur ein indirectes Interesse dagegen 
kommt in das Spiel, wenn es sich um Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Ordnung, um gute Justizpflege, namentlich um 
Sorge für die Verfolgung jedes strafwürdigen Verbrechens 
handelte. Am letzten Ende freilich kann man es auch hier 
betonen, dass die Gerichtsgefälle durch die Bestrafung jedes 
Delicts, oder die richterliche Entscheidung jeder Streitigkeit 
wachsen und mithin ein pecuniäres Interesse des Markgra- 
fen an einer guten Justiz nicht abzuleugnen sei. Aber schon 
seit dem 14. Jahrhundert flössen die Gerichtsgefälle nur 
noch in sehr seltenen Fällen direkt in des Markgrafen Kasse, 
vielfache Veräusserungen und Verpfandung hatten sie meist 
Privatpersonen zugewendet. Aber selbst zugegeben, dass 
des Markgrafen pecuniäres, directes, oder indirectes Interesse 
die wirkende Ursache gewesen sich der öfientlichen Ord- 
nung anzunehmen und als Partei die Bestrafung jeder Un- 
bill im Rechtswege zu bewirken, so ist dennoch dieses Re- 
sultat im Sinne der allgemeinen Landeswolfahrt wolthätig 
und nützlich zu nennen. In der zweiten Hälfte des 15. Jahr-* 
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hunderts ersoheint ein markgräflicher Beamter^ der procnra- 
tor fiscalis, welcher einerseits das Pinanzinteresse des Mark- 
grafen, namentlich hinsichtlich des Mtozrechtes wahrzuneh- 
men, überhaupt aber jedem Unrecht durch recht- 
zeitige Verfolgung des Strafwürdigen vor Gericht 
vorzubeugen hat. Wie sehr der Markgraf dabei das all- 
gemeine Landeswohl im Auge hat und, vertreten durch den 
Fiscal, sich zum eigentlichen Anwalt jeder Rechtsstörung 
macht, beweisen die Worte der Urkunde: 
Wir (Maitgraf Friedrich) bekennen, dass wir erkannt und 
gemerkt haben, auch sonst trefflich vor uns gekommen ist, 
wie mancherlei Ueberfahrung und Verbrechen gegen un» 
sere Gebote, die wir mit gutem Rathe und zn unseres Lan- 
des Bestenn der Münze und Satzung halbe?* haben ergehen 
lassen, und auch sonst viele Sachen die sträflich sind, un- 
gestraft geblieben, und damit bessere Achtung und Aufsicht 
darauf gethan werde, der Gerechtigkeit und allen Lieb- 
habern des Rechtes zur Handhabung haben wir unsem 
gegenwärtigen lieben getreuen Herman Moire von Garde- 
legen zu unseren Procurator fiscal aufgenommen und em- 
pfangen und ihm kraft dieses Briefes unser Fiscalamt 
empfohlen, von allem Dem Recht und Straf ung zu fordern, 
das bruchlich und sträflich ist, wie es einem Fiscal von 
Rechtswegen gebührt; doch dasa er Niemanden soll Un- 
recht thun, wozu wir geordnet haben und gesetzt unseres 
Hofes Kammer gericht, vor dem er alle Sache, so fern es 
noth ist^'sol xmA mag austragen und erfordem.'^^) 
Der Schluss dieser Urkunde enthält zwar den Vermerk: 
^Ist ny uS9geg<mgen^f d. h. die Urkunde sei nie ausgefertigt 

406) Cf. von Maumer, C. D. Br. I. S. 233, No. 98 (1468). Man hat 
in neuester Zeit die Fiscale mit unseren heutigen Staats-An- 
wälten in Verbindung zu setzen gesucht und den Fiscal, ähnlich wie 
diese, als Repräsentanten des Gerichts he rrn angesehen* Dies ist 
eine schiefe Auffassung. Der Fiscal vertritt den Markgrafen, sofem 
dieser Partei ist, nicht sofem er Gerichtsheri' ist. Das vorwaltende 
financieUe Interesse beweist das. Es kann das Interesse, das der Lan- 
desherr an der guten Justiz nimmt, bewirken, dass er als Partei auf- 
tritt und nunmehr den Fiscal auch init Ueberwachuog der fusti« be- 
auftragt. 
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worden, mithin auch nicht in Beditskraft getreten, aber 
dass es wirklich Fiscale gab, beweist eine andere Urkunde 
von 1476, ^^'> wo in einem Lehnsstreit zweier Privatpersonen 
der Fiscal Einwendungen macht, also, wie es scheint, auch 
die Civiljustiz überwacht. Dass auch 1n späterer Zeit das 
Amt des Fiscals in diesem Sinne verwaltet wurde, beweisen 
Urkunden des 16. Jalirhunderts , in denen dem Fiscal die 
verschiedenartigste Controlle über Recht und Ordnung über- 
tragen wird.*^) 

Auf diese Weise fand auch das öffentliche Wohl in der 
Jurisdiction, wo der Markgraf Partei war, Schutz und recht- 
lichen Halt. 



VIII. OAPITEL. 

VON DEN ARTEN DER JURISDICTION. 



§. 26. 
Die Civil- und Criminal-Jurisdiction. 

Die Aufgabe des in diesem ersten Buche zu behandeln- 
den^ allgemeinen Entwickelungsganges der Gerichtsverfas- 
sung ist es die verschiedenen Arten märkischer Gerichte in. 
ihrer geschichtlichen Ausbildung wenigstens soweit zu ver- 
folgen, als zur Einsicht in das Wesen derselben erforderlich 
scheint. Auf diese Weise sind in der bisherigen Darstellung die 
einzelnen Gerichte, als Dorfgericht, Landgericht, Stadtgericht, 
Hofgericht und zuletzt das Kammergericht mit allgepieinen 



407) Cf. van Baumer, C. D. Br. II. S. 127, No. i. 

408) Cf. Biedel, C. D. Br. L IH. No. 33, S. 324 (1558). 
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Zügen characterisiert worden, namentlich was den Uinfang 
ihrer Cony;)etenz betrifft. Obwol so bis zur höchsten, juris- 
diotionellen Thätigkeit des Markgrafen ^selbst die ganze 
märkische Gerichtsverfassung in äusseren Umrissen zur An- 
schauung gekommen ist, sind dennoch nicht alle Erscheinungen 
erörtert, die in der Gerichtsverfassung zu Tage treten und 
die zum Theil auf selbständige Principien von grosser Wich- 
tigkeit zurückgeführt werden müssen, zum Theil manchen 
bisher dunklen Punkt in helleres Licht setzen. 

Nur Der wird ein vollständiges und lebendiges Bild von 
einer Gerichtsverfassung haben, der nicht bloss weiss, an 
welchen Stätten, in welchen Formen, über welche Sachen 
Gericht gehalten worden ist, sondern auch Rechenschaft 
davon geben kann, aus welchen inneren Gründen die ge- 
wöhnlichen wie die ungewöhnlichen Erscheinungen hervoi^ 
gegangen sind, warum etwa ein Gericht eine gewisse Com- 
petenz nicht besessen habe und welcher Vortheil, oder Nach- 
theil darin liege. Es ist deshalb lehrreich die einzelnen 
Arten der Jurisdiction zu verfolgen und auf diese Weise 
sich nach sachlichen Gesichtspunkten ein Urtheil darüber 
zu bilden, ob den einzelnen Arten von Rechtsansprüchen 
eine bequeme, ausreichende Rechtsprechung zu Theil ge- 
worden ist. 

Unter den Arten der Jurisdiction sind folgende drei 
Gegensätze besonders auszuzeichnen: 

1. Civil- und Criminalr Jurisdiction, 

2. Land- und. Lehen-Gerichtsbarkeit. 

3. Weltliche und kirchliche Jurisdiction. 

Jeder dieser drei verschiedenen Gegensätze soll im Nach- 
folgenden eine geilauere Erörterung finden. 

Die Bedeutung der Eintheilung in Civil- und Criminal- 
jurisdiction ist an sich klar. Auch über die Weise, wie 
beide Arten der Justiz gehandhabt wurden, scheint kaum 
ein Zweifel zu bestehen. Bei jedem der im Vorstehenden 
behandelten Gerichte waren bis zu gewissen Grenzen Civil- 
und Criminaljurisdiction mit einander vereinigt. Ein Paral- 
leUsmus ergab sich anch in sofern, als leichtere Civilstrei- 
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tigkeiten (d. i. die nicht Ghrandeigeiitlium betreifeii), mit l^thr 
teren Criminalsacheii (d. i. bei deBea kein Blut gelossen) 
vor demselben Fomm erledigt werden, wichtige Cifilsachen 
dagegen zusammen mit schweren Criminalfallen über jene 
Grenzen hinaas höheren , aber wieder denselben Gerichten 
zugewiesen werden. 

Im Dorfgericht stehen neben einander Streit^eiten 
über Bauergöter, nnd Forderungen von Bauern auf der 
einen Seite, Delicte bis zur unblutigen Schlägerei auf der 
anderen. Schwerer Blutbann der Bauern dagegen mit Strei- 
tigkeiten über grösseren Grundbesitz vereinigen sich im 
Landgerichte des Vogtes. '^^ 

In den Städten wurde, seitdem diese definitiv die Exem- 
tion von der Gerichtsverfassung des platten Landes klangt 
hatten, sowol über civile als criminelle Streitigkeiten Becht 
gesprochen. Selbst Blutbann stand in der Regel dem Stadt- 
geiichte zu und wenn dies nicht der Fall war, so war das 
Vogtgericht auch hier competent.*^®> 

Während auf diese Weise vom Bürger- und Bauern 
filtande die Handhabung der Civil undCriminaljurisdiction volt 
kommen klar ist, stellen sich in Betreff der Criminaljuris- 
diction über ritterbürtige Personen erhebliche Zweifel ein« 
Es fehlt nämlich nicht etwa an Nachrichten über Criminai- 
Wie der Ritterbürtigen, vielmehr war es gerade ein Unglück 
der Mark Brandenburg, dass die Ritterbürtigen sieh Vorzugs^ 
weise mit Gewalttbaten und LandMedbrüchen beschäftigten; 
— aber die mannigfachen Ueberlieferungen über diese Rechts- 
pflege scheinen sich so zu widersprechen, dass man^nst auf eine 
Einsicht in das zu Grunde liegende Princip und in den Gang der 
geschichtlichen Entwickelung verzichtet. Auf der einen Seite 
wird in den Urkunden bezeugt, dass Vergehen der Ritter- 
bürtigen im Hofgericht, vor dem Markgrafen mit seinen Rä- 
then, vor dem Eammergericht, selbst vor den Landständen 
erledigt werden, auf der anderen Seite fehlt es aber nicht 



409) Cf. oben §. 13 hinter Kote 270 und §. 15 hinter Note 297. 

410) Cf. oben §. 17 hinter Note 330 und besonderB biei Note 332* 
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an Andeutungen, dass aucb das Landgericht des Vogtes und 
nachdem Zeugniss desLaDdbuehes|yon'^;]375 sogar ein mit 
Bauern besetztes Gericht über ritterbtirtige Personen in Ori- 
minalsachen competent sein solle. So entgegengesetzte That- 
saehen scheinen einer Vereinigung nicht fähig zu sein. In 
der That ist der historische Gang, den die Oriminaljurisdic- 
tion über ritterbürtige Personen genommen hat, nicht ohne 
Schwankungen, deren Gründe genauer ermittelt werden müs- 
sen. Auch hier wird es sich zeigen, wie sehr allgemeine, 
politische Verhältnisse auf die Justiz - Organisation ein- 
wirkten. 

In den ältesten Zeiten seit etwa dem 13. Jahrhundert, 
in denen die Exemtion der Ritterbürtigen von den gewöhn- 
licheren Landesgerichten eine yollständigere war, hat gewiss 
der Markgraf in seinem Hofe die Vergehen von Ritterbür- 
tigen gerichtet. An sich ist diese Annahme schon natürlich, 
weil, welche Auszeichnung man den Civilstreitigkeiten jenes 
Stande» zu Theil werden liess, dieselbe auch den criminel- 
len Anklagen gegönnt worden sein wird. Ueberdies aber lauten 
manche zu Gunsten der Mtterbürtigen ergangenen Bxem- 
tionsurkunden so allgemein, dass auch die Criminaljurisdic- 
tion darin enthalten sein muss. Der Markgraf will fär seine 
milites und servi ^omne reale et personale Judicium 
ordinäre", ein Ausdruck, in dem das Gericht über Verbre- 
chen gewiss auch begriffen ist.**^^ Es entspricht daher nur 
der Regel, wenn im Jahre 1427 der Markgraf mit den Land- 
ständen in einer Criminalsache wegen Raubes über die Her- 
ren von Lüderitz und von Alvensleben Gericht hält.***> 
Trotz der geringen Anzahl von hofgerichtlichen Criminal: 
entscheidungen über Ritterbürtige würde es kaum fraglich 
sein können, dass in den Hofgerichten, oder vor dem Mark- 
grafen persönlich die Criminal- Jurisdiction über sie geübt wurde. 

Eine Trübung dieses Verhältnisses tritt nur ein durch 
die, wie es scheint, sehr argen Zustände, welche mit dem 

> 

411) Cf. oben §. 19 bei Note 242. 

412) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XYII. S. 109, No. 109. 
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Beginne des 14. Jahrhunderts in der Mark Brandenburg 
überhand nahmen. Seit dieser Zeit finden sieh die vi^a- 
ehen Privilegien an Städte, welche denselben Jurisdiction 
selbst über ritterliche Mannen geben, von denen städtische Bür- 
ger durch Raub, oder sonstigen Landfriedbruch verletzt sind. 
Besonders deutlich ist gerade das Beispiel der Stadt Ber- 
lin, welche durch die schwankende Weise, in der sie zu dem 
Besitze jenes Privilegiums gelangt, anzuzeigen scheint, dass 
gerade im Anfang des 14. Jahrhunderts diese Art von städti- 
scher Justiz; über Bitterbürtige erst in Uebung kam« Schon 
im Jahre 1317 erlangt Berlin Jurisdiction über Delicte der 
Ritterbärtigen, **^^ im Jahre 1319 dagegen wierden bei Be- 
stätigung der berliner Privilegien die Ritterbärtigen der 
städtischen Justiz wiederum entzogen ^^^^ und dem Markgra- 
fen persönlich zugewiesen. Noch im Jahre 1328 dauerte 
wol dieser Zustand fort, denn Bürger von Berlin erscheinen 
als Kläger gegen Bitterbürtige vor dem DistricMIofrichter 
und der Vogt ertheilt das Pfand. Es ist zwar nur von 
persönlichen Civilansprüchen die Rede, aber da hier das 
Ho%ericht competent ist, so wird es auch in Griminalsachen 
nicht anders gewesen sein.^'^^ Schon 1350 haben indess die 
Berliner Juatiz über Ritterbürtige geübt, wie die früher er- 
wähnte Hinrichtung des Henricus Hemerer beweist. ^^^ 
Auch das berliner Stadtbuch von 1397 bezeugt die Ju* 



413) Cf. Fidiciny dipl. Beitr. I. S. 57: Echter wil wi^ dat unse 
manne, welkerleyge achtunge sy gerichtet werden vor ore handteftige 
daet, der gebrieke, di sy began an wunden, an gerichte, oder an ander 
sericheit, scölen. sy tu rechte stan vor deme gerichte des schulten dar- 
selvens und scolen vor diselve gehreke rede geven, 

414) Cf, Fidicin, dipl. Beitr. 11. S. IS (1319): .... citibus (wn 
Berlin und Cöln) a nostris müitibus et vasalUs, quos impetere nituntur 
vel intendunt, in nostra curia Judicium reale ac personale quotienscum- 
qu}ß neceäse fuerity debemus ordinäre. 

415) Cf. Fidicin, dipl. Beitr. 11. S. 28, No. 22: Word ok ridder, 
oder knape von jenegeme nser borger vorclaghet umme schulde vor 
ttseme laadricfater und di clage vol richtet, also dat» ein pant gedielet 
worde deme clegere und dat pant geweigert worde, so scal die cleghere 
dat vor uns bringen und wi scolen denne bieden usem vogede oder 
usem Ammechtmanne, dat he dat pant utpande» 

416) Cf. oben §. 2 bei Note 9 und 10. ! 
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risdiction der Stadt über Deliote der Ritterbtirtigen, indem 
es sagt: 
wen allerhande klage und alle ungerichte mut die Richter 
wol richten bynnen symo gerichte ane over des heren 
mafiy sy hegyngen dan Gewalt und ungeridite.^^'^^ 
Dieser Entwickelungsgang, welcher der Stadt Berlin 1317 
eine Criminaljurisdiction über Ritterbürtige zuweist und sie 
ihr 1319 schon wieder nimmt, beweist, dass diese Unterwer- 
fung unter niedere Gerichte, als welche die Stadtgerichte 
angesehen werden müssen, dem ritterlichen Stande unge- 
wöhnlich wai- und dass er gegen solche Herabsetzung sei- 
ner Würde manche Reclamationen : erhoben hat. Es gelingt 
ihm auf seine Beschwerden seine eximierte Jurisdiction im 
Hofe des Markgrafen wieder zu erlangen, aber keinenfalls 
dauernd, weil er um die Mitte des 14. Jahrhunderts schon 
wieder dem Stadtgerichte unterworfen ist. Auf der anderen 
Seite i$Lt aber auch kein vernünftiger Grund- denkbar für die 
ünter^rerfung der Ritterbtirtigen unter die Stadtgerichte, 
als das Ueberhandnehmen von Unordnungen, die dem Land- 
frieden gefährlich waren. Im Hofe des Markgrafen wurde 
der Ritter, welcher Wegelagerung, Strassenraub , oder son- 
stige Gewaltthat getrieben hatte, von seines Gleichen ge- 
richtet, die im Bewusstsein ihrer eigenen, oft sehr ähnli- 
chen Handlungen zu grosser Mildie geneigt waren. Anders 
dachten darüber die Bürger in den Städten, welche gerade 
jenes gefährliche Treiben der ritterlichen Mannen als das 
gTii^Sste Hinderniss ihrer eigenen Wol£ahrt ansahen. Hier traf 
dier Schuldige also einen strengen Richter, der ihn die volle 
Schärfe des i^Lechtes empfinden liess. Sollte also mit durch- 
greifender Energie dem im Anfange des 14. Jahrhunderts 
aufkommenden Raubwesen gesteuert werden, so gab es 
kaum ein wirksameres Mittel als die Justiz lüber derartige 
Fälle in die Hände der Stadtgerichte zu legen. **®^ 

Trotz aller Klagen der Ritter wurde die Unterwerfung 



417) Cf. Fididn, dipl. Beitr. I. S. 85- 

418) Cf Klöden, Waldemar H. S. 854. 
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derselben in Delictssachen unter die städtische Justiz die 
allgemeine Regele wie viele urkundliche Zeugnisse beweisen. 
Stendal, Tangermünde, Prenzlau, Brandenburg, Beeskow, 
Berlin, Frankfurt u. a. Städte haben die Oerichtsbarkeit 
über Ritterbürtige besessen. *^*> 

Derselbe Grund, welcher eine Zuwendung der Justiz 
über Ritterbürtige an die Städte bewirkt hat, ist es auch 
der auf dem platten Lande die Einführung ausserordentli- 
cher Massregeln veranlasste. Auch gegen Bauern wurden 
Gewaltthaten verübt, Dörfer geplündert, wol selbst Ritter- 
bürtige von ihren Standesgenossen angegrifien. Namentlidi 
den vielfachen Störungen des Ackerbaues musste ebenso 
entschieden entg^engewirkt werden, wie es bei den Städten 
zu Gunsten ihres Handels und Gewerbebetriebes geschehen 
war. Aus diesem Grunde fiel man wol auch hier auf den 
Gedanken die Justiz über Landfriedensstdrungen auf dem 
Lande gerade den Bauern in die Hand zu geben, die dar- 
über mit derselben Strenge zu Gerichte sassen wie in den 
Städten die Bürger. Das G*ericht, welches auf diese Weise 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung mit Nach* 
druck gehandhabt werden sollte, war im Namen des Mark- 
grafen thätig, es wurde von seinen Beamten, nämlich dem 
Vogte, gehalten und niemals veräussert. Denn gerade hier 
war es besonde^rs gefäiirlich einen Privatmann, etwa gar 
einen Ritterbürtigen, bei einer Gerichtsbarkeit zu he- 
theiligen, die meistentheils gegen Ritterslettte< gerichtet 
war. In diesem Zusammenhange wird der Sinn einer 
Nachricht des Landbnches von 1375 klar, die man so vie)^ 
fach räthaelhaft gefunden und mit kecker Oonjectur vergebe 
lieh zu bessern gesucht hftt. 

Bekanntlich zählt der Verfasser jenes Landbuobes die 
Gerichte auf, deren Einkünfte in die Kasse des Ms^kgrafen 



419) Vgl. beispielweise Biedel, C. D. Br. I. XVI. S. 328, No. 27 
(1348); XXI. S. lÜ, No. 99 (1348); HI. ü. S 43, No. 4S (1377); LIX. 
S. 12, No. 17 (1315); X. S. 488, No. 51 (J394J; XIV. S. 593, No* 369 
(15. Jhrlx.); XV. S. 122, No. 164 (1346). 
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fiiessen. Als drittes dieser Gerichte nennt er das Judicium 

injuriarum, von dem er sagt:*^^ 

- Judicium injuriarum^ quod requirit penam sanguinis et 

est 8uper injuriia et violendis. In quo Judicium Septem 

villani ad hoc spedaliter electi una cum judice president 
* (resident), jus dictant et diffiniunt, coram quibus tam mi- 

UtareSy quam alii quicunque cuilibet querulanti tenentur 

respondere. 
Der Präsident dieses GericKts ist der judex, d. h. der Vogt, 
denn auch dieser wurde Richter genannt: **^> Die Beisitzer 
des Gerichtes sind 7 Bauern, die speciell zu diesem Zwecke 
gewählt werden. **^> 

In der Angabe, dass diese yiUani spedaliter ad hoc 
(Judicium) electi seien, erkennt man, dass der Verfasser des 
Landbuches eine aussergewöhnliche Eigenschaft des Judicium 
injuriarum andeuten will» Die gewöhnlichen Landschöffen, 
welche im Vogtgerichte thätig waren, waren zwar auch er- 
wählte entweder von der Gemeinde, oder vom Vogte, oder 
vom Markgrafen. Aber da sie dieses Amt ständig beklei- 
deten, so wäre es eine nicht recht natürliche Ausdrucks^ 
weise sie „specialiter ad hoc (Judicium) electi" zu 
nennen. Es liegt darin die Anschauung, dass jene Schöffen 
keine gewöhnlichen waren, sondern nur in diesem Judicium 
injuriarum ürtheil fanden, also nur innerhalb der Compe- 
tenz dieses Gerichtes über injuriae et violentiae sich 
bewegten. Keine Giviljurisdiction stand ihnen zu, auch nicht 
einmal jeder Griminalfall, sondern nur injuriae et violentiae, 
Gewaltthaten, oder, wie man es wol am Besten übersetzen 
würde, Landfriedbrüche. So ergibt es eine genaue, wörtli- 
che Interpretation der Stelle. 

Diese Rechtsprechung über gewaltsame LandMedbrüche 
soll von den bäuerlichen Schöffen des Judicium injuriarum 



420) Landbuch Carls IV. ed. Fididn, S. 32. 

421) Cf. oben §. 13, Note 279. 

422) Hälschner, brandenb. preuss. Strafrecht S. 13, Note 18 hält 
die in der Stelle erwähnten Septem villani für 7 St^uhten, Yillanus 
heisst in der Regel ein Bauer. 
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im Allgemeinen zwar über Jedermann, vorzugweise aber 
auch über Ritterbürtige geübt werden. Denn offenbar wird 
es mit Accent hervorgehoben (was ja auch bei der sonsti- 
gen Gerichtsverfassung in der Mark auffallend genug war), 
dass gerade militares vor diesem Bauerngerichte erscheinen 
sollen. Wenn der Verfasser des Landbnches^eine so merk-' 
würdige Thatsache direct bezeugt, so muss er einen entspre- 
chenden Zustand vor Augen gehabt haben. Alle Auslegungs- 
versuche also, welche irgendwie dies wunderbare Factnm 
zu beseitigen streben, dass Ritter vor dem Bauergerichte 
erschienen, treten mit der deutlich erkennbaren Absicht, in 
der die Stelle geschiieben worden, in WiderBpinich. Wenn 
also Eichhorn^) die Stelle auf Zeiten bezieht, in denen der 
Ritterstand noch keine Geriohtsexemtion besessen habe, 
sondern mit den Genossen des Geburtsstandes in einem Ge- 
richte erschienen sei, so thut er der Stelle Gewalt an. Denn 
1375, wo das Laadbuch geschrieben wurde, waren die Vor- 
zugsrechte der Ritterbürtigen vor den Bauern längst ent- 
wickelt und gerade Ritterbürtige werden mit dem Aus- 
drucke der Stelle: militares bezeichnet. Wenn Riedel,***^ 
obwol er sonst das Judicium injuriarum im richtigen Lichte 
erblickt, statt der villani in den Fällen, wo Ritterbürtige 
angeklagt waren, ritterliche Beisitzer annimmt und deshalb 
statt der villani scabini oder viri emendicrt, so ist auch hier 
gerade Das, worauf es dem Verfasser des Landbuches an- 
zukommen scheint, verwischt und für solche Conjectur nichts 
Besseres anzuführen, als das« im Landbuche eine grobe Un- 
wahrheit überliefert werde. Ebenso ist auch von Räumer***^ 
im Irrthume, wenn er glaubt, nur wenn es sich nicht um 
Leib und Ehre gehandelt habe, hätten im Judicium injuria- 
rum villani über militares Recht gesprochen. In diesem 
Geiichte handelte es sich stets um Leib und Ehre, wie die 



423) Cf. Staats- und Rechts-Geschiohte 11. S. 442, §. 302 Aomerk. 
(5. Ausg.) 

424) M. Br- IL S. 418-420. 

435) Cf. C D. Br. IL S. 112. Ihm tritt theil weise hei Häisd^ner, 
Gesch. des brandenb. preuss. Strafr. S. 13, Note 18. 
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Worte beweisen: Judicium injuriarum quod requirit pe- 
uam sanguinis.^ 

Allen diesen AuiBFassungen gegenüber muss es hervor- 
gehoben werden, dass gerade in der Zuständigkeit des Ju- 
dicium injuriarum mit seiner bäuerlichen Besetzung über 
Ritterbürtige die wahre Eigenthümlichkeit des ganzen Ge- 
richts zu erblicken ist.*^^*^ Aus diesem Grunde ist dasselbe 
nicht das Vogt- oder Landgericht, wie Eichhorn, von Rau- 
mer und Hälschner annehmen ;*^^^ denn dieses hat im 14. 
Jahrhundert sicherlich keine Criminaljurisdiction über Ritter- 
bürtige gehabt. Zwar ist der Vogt selbst, wie vorstehend 
behauptet worden, Vorsitzer des Judicium injuriarum, aber 
daraus folgt nicht, dass dasselbe das Landgericht der Vogtei 
gewesen, sondern nur dass es selbständig aber unter der 
Leitung desselben Beamten neben demselben existiert hat. 
Schon Riedel hat mit Recht dargelegt, dass im Judicium in- 
juriarum eine ausserordentliche Massregel gegen die sich 
häufenden üebergriflFe der Ritterbürtigen gewesen. Im Fem- 
gericht von Leb US, das seit dem Begimie des 14. Jahrhun- 
derts eingeführt ist und das durchaus nicht vereinzelt vor- 
kommt, erkennt er die practische Gestalt des Judicium inju- 
riarum und wenn ii^end etwas, so konnte gerade diese rich- 
tige Beobachtung ihn zu der Eri^lärung der Thatsache füh- 
ren, dass villani über militares zu Gericht sitzen. Was den 
Bürgern in den Städten eingeräumt wurde, kann auch den 
Bauern auf dem Lande gewährt worden sein. Dass Unord- 
nungen vorfielen und etwa der Hass der Bauern gegen rit- 
terliche Pehdeführer in ungerechter Justiz sich Luft machte, 
das verhinderte eben der markgräfliche Vogt, der auf die 

425a) Bichtig hebt das hervor Homeyer in seiner Becension des 
Wohlbrttckscheu Werkes über Stift Lebus. Gf. Berliner Jahrbücher 
für Wissenschaft!. Kritik, Jhrg. 1829, 2 Bd. Sp. 600. Einverstanden bin 
ich aber nicht mit der Andeutung Homeyers: dass villani über militares 
richten, entspreche dem Sachsenspiegel. Im Jahre 1375 hatten sich die 
Standesverhältnisse so entwickelt und namentlich der Stand der militares, 
dass das Ständerecht des Sachsenspiegels keine directe Anwendung 
mehr finden konnte. 

42öb) Vgl. auch WaUer, Bechtsgesch., 2. Ausg. II. §. 621 und 
WQhlbrückj Geschichte des Bisth. Lebus I. S. 329 ff. 
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gehörige Ordnaog des Yerfiüireiis za achten haue und durch 
Stellung der Fragen das Finden des Urthols in die redite 
BiUin leiten konnte. 

Genan entspricht das 1313^^^ errichtete Femgericht im 
Lande Lebos (placitnm provinciaie qaod yocator yeheym- 
dinck) dem Bilde des Judicium injuriarum. Der Vorsitzer 
desselben ist der Vogt Heinrich von Werben, der somit die 
Bolle des judex im Landbuche übernimmt. Was die Be* 
Setzung des Gerichtes betrifft, so finden sich in der Urkunde 
zwar keine ausdrücklichen Angaben, aber von der einen 
Seite ist auch über den Stand der Beisitzer keine bindende 
Vorschrift gemacht, von der anderen beweist die spätere 
Praxis des lebuser Femgerichts, dass Bürger sowol wie 
Bauern die Jurisdiction handhabten. Der Eingang der ür- 



426) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XX. S. 199, No. 29: Waldemaras — 
Marehio et totor illustris Johannis de Brandenburg inarehionis Uiiiver- 
sis 81118 yasallis in castris Stemeberg, Lubus et Yalkenhageii atqae in 
districtibus ipsis adjacentibus constitutis , nee non civitateDsibus et op- 
pidanis ac Tiilanis eisdem confinibus, unirersis salutem. — £x instincta 
nostrorom fidelioin in advocatia Frankenvordeiisi morantiuBi decrevimaa 
Yobis dare presentibus firmiter in mandatum, Quatenus post reccptionem 
presentium ad ^dieiwok nostri advocaU, domdni Henrid de Werben, 
conyenire debeatis, conspirato aoimo Judicium promnciaUj quod voca- 
tur vehewndink instttuendo, Judices ad hoc aptos eligentes, qui hujus- 
modi Judicium secundum cp&rtumtatem temparum omnibus vobie ad iä 
vocatii celebrdbunt Fonnam rero jadicii sie servantes, anod ubicim- 
que di£raniatu8 mälefactor cum quacunque re publica deprehensus fuerüy 
senUnUie veatr&rum examinum eupponatur. Et si quis vestrum vel 
ali^ni spoliati fuerint suis rebus, aut aliquibos aliis dampnis, seu mo- 
lestiis perturbati, bos insultatores Yolomus, ut omni» terre populos 
inseqai non desinat, donec capiantur. Vel si ad castrum ali^ßiod seu 
fartaiidum aut dvitatem confugerint, bujusmodi municio cum ipsis ma- 
lefactoribus erit proscribenda. Et si aliquis collegerit tales malefactores 
hospitando, quod testimonio conpro^ari poterit, Is vita huaoetur (sie!) 
et rebus suis omnibus deprivetur. Et quicun^ue consecuti non fuerintl 
ut premissum est, insuUores dictorum distnctuum quibus clarificatum 
fnent rei acta hiis penis affioientur, villa tota et integra in decem ta- 
lentis, civis quivis ciyitatum ac opidanus pro uno talento et mÜes quivis 
ac armiger pro decem talentig per nostmm advocatum, aut per suos 

officiatos inpi^noretur 

Ceterum adaicimus pro vestro commodo et profectu quod quicnnque 
contra quempiam ex vobis egerit excedendo sive in latrocinio vel fuHo 
aut homicidio^ teu quacunque caeu exceseum perpetraverit, quod super 
eo judex loci illius sive sit civitas, sive viUa debeat duas eententias ju- 
dieare et terciam eententiam ad nos deferendam dominus fienricus de 
Werbin, prenotatus noster Advocatoa fidelis, nostro nomine judicabit. 
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künde wendet sich zwar an dievasalli, civitatenses etoppi- 
dani und an die villani mit der Aufforderung auf Verfügung 
des Vogtes sich zu versammeln, mit einmüthigem Geiste ein 
Femgericht gegen jedweden üebelthäter einzusetzen und 
passende Richter zu demselben zu wählen. Nicht aus einem 
bestimmten Stande sollen diese Richter gewählt werden und 
es brauchen nicht etwa Ritterbürtige zu sein, weil solche 
unter den Wählern des Landes sich befinden. Auch die 
Annahme findet in der Urkunde keinen Halt, dass, wenn 
ein Ritterbürtiger beklagt wurde, die Beisitzer des Femge- 
richtes auch Ritterbürtige hätten sein müssen. Denn aus 
den gewählten Ausdrücken geht hervor, dass die judices 
des Femgerichts zwar in einer ausdrücklich zu diesem Zweoke 
berufenen Versammlung gewählt werden, mithin gerade das 
sind, was das Landbuch nennt ^specialiter ad hoc Judicium 
electi", dass sie aber andrerseits ständige Beisitzer des Fem- 
gerichtes, bleiben und nicht etwa für jeden Process, oder 
für jede Gerichtssitzung eine Neuwahl stattfindet. Denn es 
heisst, jene judices sollen 

hujuBmodi Judicium seamdum oporttmitatem tempomm om» 

nibua vobia ad id. voeatü celebrare, 
WAS man am Besten übersetzen könnte, sie sollen über je- 
den von der Landschaft, der vorgeladen wird (omnilms «o- 
6i* ad id vocatis), wes Standes er sei, nach Gelegenheit der 
Zeit Recht sprechen. War daher eine bestimmte Zahl von 
Richtern z. B. zum Theil aus Ritterbürtigen, zum Theil aus 
Bürgern, zum Theil aus Bauern erwählt (denn das musste 
nach dem Wortlaute der Urkunde möglich sein), so urtheilte 
dieses gemischte CoUegium pro opoHunitate tempoi'um über 
ritterbürtige, bürgerliche und bäuerliche Beklagte ganz gleich- 
massig. Dass auch Ritterbürtige schon in der Urkunde 
selbst als Beklagte gedacht werden, beweisen die Worte: 

(Si malefactores) in castrum aliquod vel fortalicium — 

confugerint, hujusmodi munido erit proscri" 

benda. 
Wer anders als ein Ritterbürtiger wird wol in der Regel 
in ein Schloss fliehen und gerade hier Schutz erwarten? 

XÜHS8, «BHICHTS-VBRFASSITNO. ]^7 
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Die einzige Divei^ens der Urkunde über Errichtung des 
lebnser Femgerichts von den Angaben des Landbaches be- 
steht darin, dass im Letzteren die Besetzung des Judicium 
injuriarum nur aus Bauern zu bestehen scheint, beim le- 
buser Femgericht aber aus jedem Stande die Schöffen her- 
vorgehen können. In der That scheint es auch nicht die 
Absicht bei Errichtung des Femgerichtes gewesen zu sein 
gerade nur den Bauern die Justiz über Landfriedbrüche in 
die Hände zu geben. Aber gleichwol geschah doch immer 
ein wichtiger Schritt, nämlich: Aufhebung der Standes- 
verschiedenheit. Der ritterbürtige Mann konnte vom 
Bauern, oder Bürger gerichtet werden, und da dieser Weg 
einmal eröfihet war, so blieb das practische Resultat nicht 
aus, dass bald nur Bürger, oder Bauern über ihn rich- 
teten. Bauerstand und Bürgerstand waren jeder zahlreicher 
als der Ritterstand, jene ersteren beiden waren im Allge- 
meinen der angegriffene und leidende Theil bei Landfried- 
brüchen, die Ritter der angreifende. Daher war es ein na- 
türliches Bestreben die Justiz, um sie streng und energisch 
handhaben zu können, möglichst allein zu erhalten, d. h. ein 
Gericht zu haben, in dem, wenii möglich, nur Bürger, oder 
nur Bauern, und keine Ritterbürtigen sich als Beisitzer be- 
fanden. 

Schon im Jahre 1318*^) befinden sich die Rathmannen 
von Frankfurt im Besitze einer Jurisdiction, die der des 
lebuser Femgerichts völlig conförm ist. Wie dieses sollen 
die frankfurter Rathmannen über jeden Landfriedbrnch im 
Lande Lebus das Urtheil über Leben und Tod sprechen 



427) Cf. Riedel, C. D. Br. I. XXffl. S. 16, No. 20: Wi Woldemar 
von der ghenaden godefl tu brandenborgh UDd tu Insythz eyn margrere, 
bekennen unn betugen openbare, dat wi den wrumen beden usen Ra- 
mannen tu frankenvorde hebben ghegeven tu rychtene up or ede, dy 
^i uns gesworen hebben, over alle mts dedige lüde, dy dat hoygesle ge- 
richte vorscvMet hebben in vseme lande, si sint rovere, dyffe, oder mor- 
dere dy lüde morden um or guth, unn over eynbreker unde wruenscen- 
der, sy sint scalber oder beymelich. Dyt reych (recht) hebbe wi ghe- 
geven den bederven tu hulpe unn den bösen tu scaden, dy dat godes 
gherrchte nicht en vorchte^ dat sy doch vorchten dat gherichte 
der lüde. 
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düifen. Man kann sich versaeht fahlen diese Geriehtsbar* 
keit des frankfurter Rathes mit dem lebuser Femgericht für 
identisch zu halten, und somit dabin kommen, dass der Er- 
steare den Besitz des Letzteren wirklich erlangt habe.**^ 
Dem Wortlaute der Urkunde von 1318 und, wie sich gleich 
zeigen wird, dem Laufe der geschichtlichen Entwickelung 
würde solche Meinung aber nicht entsprechen. Denn es 
steht nichts davon gesohriebea, daiss das Femgericht von 
Lebus an den frankfurter Rath übco-gehe; der letzte soll nur 
auch für das Land Lebus und für dieselben Yerbredhen eine 
concurrierende Jurisdiction üben. Dass dies auch wirklich 
der Fall war, beweist eine Urkunde von 1362,^**> wo von. 
Verfolgung der Landfriedbreoher die Rede ist und den* Bür- 
gern und Bauern, wenn sie die flüchtigen ergreifefn, auf- 
gegeben wird, dieselben entweder an den Vogt, dder an 
die Städte der Vogtei, unter denen voraugweise Frankfurt 
orwähiit wird, ausauliefem. . » :< ' •■ 

Die Entwickelung also, welche seit denl Jahre 1313: dm 
lebuser iFemgerichte eingetreten ist, sch<bin<i folgende izu sein. 
Ursprünglich waren ohne allen Stsuidesuntek^chied ;Ritter* 
bürtifee, Bürger und Bauern vor demselben Femigericht ver-» 
einigt. Bald aber zeigt sich unt^r dem AntiBLgonismiii; der 
Stände namentlich den Ritterbüirtigen {gegenüber- das Bestre- 
ben- den Letzteren die Theilüahme »an der Besetzung jenes 
Gerichtes möglichst zu verschränken. Demzufolge ' streben 
die Städter, zuerst wol die Stadt Frainkfurt, nach- /einer selb- 
ständigen Jurisdiction! über Landfriedbruchsachbn. So schei- 
det siöh ein städtisches Femgericht mit viflligi cöncurrieren- 
der Jurisdiction neben dem. ländlichen Femgerichte im Lande 

V 

I • 

428) Dies glaubt Biedel, M. Br. II. S. 418. 

429) Cf. medel, C. D..Br. I. XXIII. a:90,!Nd. 129: *irVwoU6il und 
iKizenansenersamen .6br^«rn und geburni, d£ in der widighb täü Lu- 
bns cesessen sin, In den Landen, die dar teu gehom^ vrankenvordy 
IConkeberg und furstenwald onnd allen dlirpenn, die dar tzu ghehorn, 
op 81 enghe fliher^ Böher^ oder schedelike Lade Be^ripen oder ankom- 
men, dur nnae Toide oder Hoptlude nickt m«t of dem yelde sin, dat sie 
dieselben -schedelike» Lade unsem ixntm deäi LmiidS zu Lubus^ od€r 
den egenanten sieden tu derselben widighen antworden sollen, di dar 
mid yaren solen, alz -reckt Jz< u. r. vr. . '. >• ' m > 

17* 
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Lebus aus. Ausser in Frankfurt scheint dasselbe in Mün- 
cheberg und Fürstenwalde geschehen zu sein ; denn die Ur^*' 
künde von 1362 lässt ihrem Wortlaute nach die Möglichkeit 
ZU; däss auch ihnen ergriffene Landfriedensbrecher ausgelie- 
fert werden. War jene Ausscheidung einmal erfolgt, so 
bleibt für das ländliche Femgericht nichts übrig als eine 
Besetzung mit Bauern und darum hebt der im Jahre 1375 
schreibende Verfasser des Landbuches hervor, dass das Ju- 
dicium injuriarum mit villani besetzt sei. 

In diesem Zusammenhange ist die Nachricht des Land- 
buches buchstäblich richtig und auch vollkommen erklärbar, 
wenn man nur nicht im Judicium injuriarum das gewöhnK- 
che Landgericht, sondern die aussergewöhnliohe Einrichtung 
eines Femgerichtes erblickt. Noch im Jahre 1378 dauerte 
das städtische Femgericht über Landfriedbrüche zu Frank- 
furt fort,^^^ nur mit der Erweiterung, dass nicht bloss Ver- 
gehen in der Vogtei Lebus, sondern auch anderswo began- 
gene dort gerichtet werden konnten. 

. Verwandt mit dem lebuser Femgericht ist das Landge- 
richt in den Herrschaften Beeskow und Stori^ow, das noch 
im Jahre 1518 existierte und mit Bauern besetzt war.^'^> 

Zur Erklärung des Wortes Femgericht und seiner be- 
sonderen Beziehung zur Aufrechterhaltung des Landfriedens 
sei eine Urkunde der Stadt Berlin von 1390 nicht verschwie- 
gen, welche sagt: 
dat • wy (die Berliner) met guden willen syen in dessen 
feyme und m den lantfrede, den herren und steyde 
ghemaket hebben und myn heren man, den wille wy 
stede unde gantz halden also, also dy fsymbriefe uet 
wysen.***^ 



\) Cf. Biedel C. D. Br. I. XXIH. S. 117, No. 169. 

L) Cf. Biedel, G. D. Br. I. XX. 8. 505, No. 188 (Erbregiiter von 



4dO) 
•4»lj 
Storkow) : Bartholomeus Werner ist ein Landt-BicMer in bejpdea herr- 
sckafften Beesskow' undt Storkow «ndt hat neben sich etliche Scköfpen 
ause dem Lamde d&nue geeeisft. Dieser Landt-Richter sampt seinen 
Schoppen haben wtörder und andere übeUthäter in die acht zue thwn 
macht y sonsten. haben Sie keine Freyheit weder an diensten, oder 
andern. 

432) Cf. Fididn, dipl. Beitr. U; ä 96, No. 70. 
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Die bisherige Geschichte der Criminaljurisdiction übet 
Ritterbürtige beweist, welche wirksamen Massregehi gegen 
die üebergriffe des waffenfähigen Standes getroffen wurden. 
Dieselben scheinen auch gefruchtet äu haben, denn während 
des 15. Jahrhunderts findet sich keine Spur mehr von der 
Wirksamkeit des lebuser Femgerichts. Es ist überhaupt 
fraglich, ob die im Lande Lebus geschaffene Einrichtung 
auch in allen übrigen Ländern der Mark bestanden habe: 
Schon im Jalire 1313 existierte das lebuser Femgericht, 
erst 1317 erlangen die Berliner Jurisdiction ober die Ex- 
cesse der Ritterbürtigen , 1319 wird ihnen dieselbe wieder 
genommen und erst 1350 sind sie wiederum in dem Besitze 
derselben. Dass also eine dem Land^ Lebus analoge, all- 
gemeine Einrichtung von städtischen und ländlichen Femge- 
richten in der ganzen Mark jemals unternommen worden sei, 
läs^t sich Inieht behaupten. Im 15. Jahrhundert kann daher 
fäglich, weil es nicht mehr nöthig schien, verschwunden sein, 
waö im 14. Jahrhundert auf Grund ausserordentlicher Um- 
stände nur partiell im Lande zur Geltung gekommen war. 
Hand in Hand mit dieser allmählig zurücktretenden Thätig- 
keit des Femgerichtes geht auch die andere Erscheinung, 
dass die Städte ihi-e Privilegien über Excesse der' Ritter-' 
bürtigen richten zu dürfen, nach and nach verliere«. 

Am Klarsten ist diese Thateache bezeugt bei der alten 
Stadt Salzwedel, der gegenüber der Kurfärst im Jahre 1488 
sich dahin äussert :^*^> 
Item ihr habt euch unterstanden und frevelich mit gewal- 
tiger that US unsern Steten Soltwedef gelqfen wider unser 
Erhar htfie, dieselben eines theils beschediget, beraubt, 
gebraut, gemordt und vom Lehen zum tod gebracht, wie 
wol wir uch an unnser Erbar Mansehaft keinerlei Gericht 
gestehen, oder gestatten wollen und uch also der Gericht 
gemissbrauchet. 
Auch der Stadt Frankfurt wird ihre Jurisdiction über Bit- 
terbürtige wegen Missbrauchs im Jahre 1504 genommen und 

433) Cf. Gmken, C. D. Br. IV. S. 662. No. 327. 
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lißuthjuttger, der dkaen Fall berichtet/**> bezeugt, der Kur- 
flirst bc(be den. Blutbann wieder an seinen Hof gezogen. 
So kehrte also im Laufe des 15. Jahrhunderts die Criminal- 
justiz an den Maorkgrafen zurück, wo sie sich bereits vor 
dein 14. Jahrhundert befunden hatte. Diese allmählige Lie- 
berierung der Ritterbürtigen von der städtischen Criminal- 
Justiz muds im Laufe des 15. Jahrhunderts sich vollzogen 
haben ; denn sehen 1427 urtheilt der Markgraf mit den Land« 
ständen .über die Herren von Lüderitz und von Alvienele- 
ben.^^^ Am Abliauf des 15. Jahrhunderts zeigt sogar die 
ausgezeichnete. Stadt Brandenburg, die jene beregte Justiz 
seit 1315 besessen hatte, daas sie über Adel und Hofge- 
sinde an Hals und Hand nicht mehr competent war.^"^> 

Die Bitterbärtigen scheinen in Griminalsachen ün 1 5. 
Ja*hrhundert nur direct vor der Person des Kurfürsten zu 
Beeht gestanden zu haben; wenigstem^ ist es ein GriminaJ-* 
fall, in welchem das Kammergerickt 1483 sich für inconipe- 
tent erklärt und die Sache an. die Person des Kurfürsten 
verweist. Streitende Theile waren hier Jobst von Czigeser 
und die von:Wulkow zu Qartzen.*?^^ Bei bürgerKichen Par- 
teien, dagegen scheinen die Bäthe des Kurfürsten auch in 
Griminalsachen competent zu sein , denn eine Anklage we- 
gen Mordes gegen den bernauer Bürger Simon Götzke wird 
vor üm^j freilich durch gütliöfaen Vergleich, zu Ende ge- 
brecht, ^»^^ ... -. 

Die Schicksale, welche die Griminaljurisdictiön! über 



4!B4) Cf. Leiithinger, hei Krause, Script d. reb. March. Brand. S. 14- 
effioit,'Ut'is (der.Kiirfavst) imdüüa ec^alta adae'curümftie suam re- 
vocaret et, guod .in üs jiis hactenu» senatus 9ibi ▼en,dic|a^set, pnme ab- 
rogarel 

. 435) Cf. oben Nöte 413. 

436Jt Cf. Biedel, Q. D. Bn I, IX. S. 271, No. 365 (1522): ErstHch 
bebälteh wir uns vor unser fürstlich öberkeit, darzu die Salsgerichte 
iU>er den Adell unnd unnser wesentlich Hofgesinde. *^ Die abgesekios- 
seaci Exemtion des rittert^ürti^en Standes zeigt an. eine Urkunde yo)i 
1479, eine XaiidmedeinigUDg zwischen Meklenburg/ Pommern und Bran- 
de]iliur,gO'vtder.Adeil 6oll Iblgea für dem fursten^'mndhafge^dnt^ mfäem 
er gesessen ist"- (cf. Biedel, C. D. Br. ü. V. S. 304, No. 2013). 

437) Cf. oben §. 23, Note 395. 

438) Cf. von Bautnery C. D. Br. n. S. 177 No. 109 (1482). 



juRiamOTioK USUS& alodb uhdl&xsk. §. 27. 26S 

Bitterbürtige in der Mark Brandenburg gehabt hat^ lehren, 
dass die Geriohtsherrllcbkeit des Markgrafen sich nach allen 
Bichfcungen hin und sogar einem ausgazeidlineten Stande 
gegenüber mit völliger Freiheit bewährt hat. Denn es war 
in der That eine Deniüthigung wegen Landfriedbruches den 
den Urtheilen von Gerichten unterworfen zu werden, welche 
mit Bürgern, oder mit Bauern besetzt waren. Des Markgra- 
fen absolute Gewalt setzte im Lande diese Massregel durch 
und das ist wol der trefQichste Beweis, dass das Dingen 
bei des Markgrafen Huld in Wahrheit ein wirksames Rechts- 
princip war. 



§. 27. 
Von der Gerichtsbarkeit iiber Afode und Lehen. 

Der zweite Gegensatz, welcher im deutschen Rechte 
hervorzutreten pflegt, ist der der Land- und der Lehenge- 
richtsbarkeit. Unter der Landgerichtsbarkeit versteht man 
dabei alle Justiz , sofern sie nicht Lehen betrifft. Sowol 
staatsrechtliche als privatrechtliche Verhältnisse vereinigen 
sich unter diesem Gesichtspunkte und weil dies einen sehr 
unbestimmten, allgemeinen Begriff ergibt, so sind daneben 
die Eintheilungen in Civil- und Criminaljurisdietion und der 
ersteren wiederum in dingliche und persönliche Ansprüche 
keineswegs entbehrlich. Es kann hier nicht die Absicht 
sein den einzelnen Arten jener Jurisdiction zu folgen, weil 
dies allsn^tief in das materielle Becht fuhren würde« 

I. Obwol es in der Mark Brandenburg im eigentlichen' 
Sinne den Gegensatz von Landrecht und Lehnrecht nicht 
gab, vardient doch eine besondere Erwähnung di6f Jurisdic- 
tion über alodiales Grundeigenthum. 

Die Priv$ttwtirthschaft im Mittelalter characterisiert es, 
dass. Grundbesitz den hauptsächlichsten Bestandtheil jedes 
Vermögens auszumachen pflegte. Wenn man deshalb Leh^ 
und Alodialbesitz unterscheidet, so ist dies vorzugweise ein 
auf Grundstücke bezüglicher Gegensatz und in einem präg- 
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naateren Sinne versteht man unter Alode schlechtweg ein 
Grondstöd^, das man im yölUg fireien, unbelasteten Eigen- 
thome hat, anter Lehen ^ ein Grundstück, dessen nutzbares 
Eigenthum man von einem Anderen lehenweise d. i. gegen 
Versprechen von Treue und Kriegsdiensten empfangen hat. 
In der Marie Brandenbarg nun, deren erste, territoriale An- 
fänge nur kriegerischen Ursprungs waren, war gerade das 
Lehenverhidtniss das bei Weitem gewöhnlichste. An der 
Spitze seiner kriegerischen Mannen zog der Markgraf gegen 
die Slawen, oder gegen andere Feinde zu Felde; Krieger sich 
in ausreichendem Masse zu verschaffen, oder dauernd an 
sich zu fesseln gab er den grössten Theil des Landes an 
dieselben zu Lehen. Es erklärt sich daher die That- 
sache sehr wol, dass in der Marie Brandenburg völlig freies 
Alode an Grundstück^i selten vorkam, nur wonige, adlige 
Geschlechter konnten gewissen,' völlig freien Grundbesitz, 
den sie von Niemandem zu Lehen trugen, als den ihrigen 
bezeichnen. 

Dennoch kommen Streitigkeiten über alodiales Grund- 
eigenthum vor, aber schwer ist die Frage nach dem Gericht, 
vor welches dieselben gehörten. Es kam auch hier darauf 
an, wer der Besitzer war. Unter den Bauern hat es si- 
cherlich kein alodiales Grundeigentfaum gegeben; denn nicht 
ein einziges Mal wird solcher Fall berichtet. In den Städten 
gab es dasselbe wol häufiger — aber hier ist es unzweifel- 
haft, dass das besondere Stadtgericht die Gompetenz 
besass. 

Wenn dagegen einem herrschaftlichen, ritterbürtigen 
Grundbesitzer Alode gehörte, so ist es zweifelhaft, wo 
das competente Forum etwaiger Streitigkeiten darüber war. 
Dass es Alode unter dem ritterlichen Besitze des Landes 
gab und selbst in so hervortretender Weise, um neben dem 
lehenmässigen berücksichtigt zu werden, beweisen einige 
Verträge tnit auswärtigen Machthabem^ welche auf Land- 
friedenseinigungen hinauslaufend, bei den gegenseitigen Strei- 
tigkeiten beiderseitiger Landeseinsassen auch der Ansprüche 
auf Alode gedenken. In einer solchen Einigung zwischen 
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der Mark und Böhmen vom Jahre 1473 ^^J werden Streitig- 
keiten über Erb und Eigen, worunter unzweifelhaft Alode 
zu verstehen ist, vor die Landtafeln, Hofgerichte oder Land- 
gerichte, wie es herkömmlich sei, gewiesen. Dass dabei 
gerade vom Alode der Ritterbürtigen die Rede ist, beweist 
die ausschliessliche Erwähnung von Land- oder Hofgerichten. 
Hätte man auch das Alode von Bürgern vor Augen gehabt, 
so würde der Stadtgerichte gewiss ebenfalls gedacht wor- 
den sein. Schwierig ist es aber aus der Urkunde etwas 
über die Competenzregel der verschiedenen Fora zu entneh- 
men. Die erwähnten Landtafeln sind als böhmische Gerichte 
nicht weiter zu berücksichtigen. Aber auf die Mark Bran- 
denburg scheint es sich zu beziehen, wenn es heisst: 

vor den Hofgerichten, oder Lanntgerichten, die über sie 

zu richten herbracht haben. 
Es ist freilich nicht ganz gewiss: ob hier Landgerichte und 
Hofgerichte verschiedene Gerichte sein sollen, oder ob nur 
Hofgerichte gemeint sind, denn der Hofrichter wird oft in 
märkischen Urkunden auch Landrichter genannt. Allein die- 
ser letztere Sprachgebrauch kommt nur im 14. Jahrhundert 
vor und da die gegenwärtige Urkunde dem 15. Jahrhunderte 
angehört, so darf man füglich annehmen, dass mit den Land- 
gerichten «in anderes Forum bezeichnet sein soll als mit 
den Hofgerichten. Hiezu kommt noch der Zusatz „die 
über sie zu richten herbracht haben**, dessen natürlichster 
Sinn wol der ist: Hofgerichte und Landgerichte haben in 
Beziehung auf Alode im Allgemeinen concurrierende Juris- 
diction, und zwar soU in jedem einzelnen PaUe dasjenige 
Landgericht, oder dasjenige Hofgericht competent sein, wel- 
ches dem Herkommen nach die Jurisdiction über das strei- 
tige Alodialgut besitzt. Bewiesen wird durch diese Stelle^ 



439) Cf. Biedel, C. D. Br. II. V. S. 236, No. 1956: Was leben aa- 
trifft, die sollen berecht werden vor dem Lehenherren, dannen sie zu 
leben ruren, und was geistlich sach ist, vor geistlichem geriebt. Es 
Bollen auch Erb und eigen an den Landtafeln ^ Hofgerichten oder 
Landtgerichteny die über sie zu richten herbracht haben, gerechtfertigt 
werden. 
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dass, die Verschiedenheit von Hofgerichten und Landge- 
richten vorausgesetzt, zwischen beiden die C!ompetenz 
schwankte und dass besondere Gewohnheit im einzehien 
Falle entschied. Dieses, dogmatisch angesehen, sehr pre- 
cäre Resultat entspricht yoUkommen dem Verhältniss, in 
welchem Alodialstreitigkeiten neben anderen BechtsfäUen 
vorkamen. 

Es muss als ein äusserst seltener Fall betrachtet wer- 
den, dass ein Alodialgut Gegenstand eines Streites wurde. 
Denn selbst wo Alode in irgend einer rittwbürtigen Familie 
vorkam, war es sicherlich altes Erbgut, dessen Succession 
feststand, mithin selten durch streitige Ansprüche alteriert 
wurde. Wenn wirklich ein Process eintrat, so war es Sache 
der Ortsgewohnheit, ob das Landgericht, oder das Hofge- 
richt competent wurde. Als die äitere Regel wird man es 
wol zu betrachten haben, dass Alode vor das Vogt- oder 
Li^idgericht gehörten, denn dies entspricht der ursprüngli- 
chen Gleichstellung der ritterlichen Personen mit ihren Ge- 
burtsstandesgenossen. Als die gerichtliche Exemtion der 
Ritterbürtigen sich vollzogen hatte, wäre allerdings die Mög- 
lichkeit vorhanden gewesen, dass über Alode im Hofe des 
Mj^rkgrafen gerichtet worden wäre. Die Ausdrücke in den 
mebrerwähnten Privilegien für Berlin und Spandau, dass 
der Markgraf über seine milites und servi ^omne reale 
et pejCiSonale Judicium" ordinieren wolle, deuten ihrem 
Wortlaut^ nach aller(}ings auch auf eine Gompetenz der 
markgräflicben curia über.iAlode. Dennoch ist zu bezweifeln, 
dass, als jene Worte gebraucht wurden, man gerade an die 
AlodiajjurisdiQtion gedacht habe. Die .besondere Competenz 
des markgräflichen Hofes über die Ritterbürtigen hatte zu 
ihirer hauptsächlichsten Grundlage. das Lehenverhältniss, wel- 
ches zwischen den Letzteren und dem Markgrafen bestand. 
La Betreff des Alode konnte aber dieses nicht in Frage 
kofiimen und es ist daher sehr wol möglich, dass, wenn 
Alodialstreit entstand, die Parteien spwol als der Markgraf 
es für Recht hielten das ordentliche Landgericht das Vog- 
tes entscheiden zu lassen. Bei welchen Gütern diese alte 
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Gewohnheit in ücbung blieb, da hat sich auch wol im 15, 
Jahrhundert die Cömpetenz der Landgerichte über Alode 
erhalten. Wo das nicht geschah, kann es leicht vorgekom- 
ine^i sein, dass, namentlich nachdem die Hofgerichte orga- 
nisiert« und mit festen Sprengein über das ganze Land ver- 
breitet worden waren, auch Alodialsachen zur Cognition der 
Hofglerichte gelangt sind. 

Eine sichere Regel über die Zugehörigkeit von Alode 
gab es also gegen Ende des 16. Jahrhunderts nicht. Eine 
solche ist auch nicht enthalten in einer anderen Urkunde 
von 1487. Im dem BündniBse zwischen dem Erzbischofe 
von Cöln, den Kurfürsten von Sachsen und von Brandenburg 
heisstos nämlich, *^^ Streit um Erb imd Eigen solle im fo- 
rum rei sitae zum Austrag kommen. Dass auch hier vom 
Alode der Ritterbürtigen die Rede ist, scheint kaum zwei- 
felhaft. Denn wenn auch im Beginne des Satzes nur von 
Streitigkeiten zwischen Bürgern und Bauern gesprochen 
wird, so ist dieser Gesichtspunkt itn Lietufe desselben Satzes 
doch wieder swifgegeben, weil am Schlüsse ganz allgemein 
von Lehensachen geredet wird und dass dieselben voi» dem 
Lehenherren und seinen Mannen gerichtet werden sollen. 
Dies kann nur von rittermässigen Leben verstanden werden. 
Wenn daher allgemein die Jurisdiction über Erb und Eigen 
zur Sprache kommt, so können dies füglich ebenso wol Alo- 
dialanspnüohle der Ritterbürtigen wie von Bürgern und 
Bauern sein. Jene Alodialjurisdiotiöö' ttun, die im forum 
rei sitae vediÄadeit werden soll; ist «mit dieser Ahdeutung 
keineswegs hinlänglich bestimmt. Denn fttr« jedes Gut auf 
dem Lande war ein Hofgericht und ein Landgericht in 
Concurrenz, jedes konnte dasselbe zu seinem Iricalen Spren- 



44Ö) Cf. Biedel, C. D. Br. ü. V. S 448, No..2i47.: Sind es aber 
Bürger und gepawrnn, So soll der kleger dem antwertter nachvolgenn 
jnjx das, stat- oder dp^fgerichit, dar jnn der antwertter gesegsen ist, und 
därselbs recht von im nemen, unnd soll umb eigenn unnd erb in den 
gerichtefij da dieselbenn guter gelegenn sind, gerechtet und gaistlich 
Sache vor gaistligenn gerichten ausgetragenn und was lehn berurt für 
den lehnherrn, von dem 'es' rurt,^ und siein ' lehenmann gewieseti unnd 
ausgetragenn werdenn, alles ongeverlich. 
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gel rechnen. Es blieb also immer noch möglich, wie die 
Urkunde von 1473 angibt, eine singulare Gewohnheit über 
die Gompetenz entscheiden zu lassen. 

Ein einziger Fall lässt sich ermitteln, in dem von einem 
Streit um Alode eines Bitterbärtigen die Bede ist und bei 
dem mit Hilfe allerdings kühner Schlussfolgernngen gerade 
das Landgericht competent zu sein scheint. Im Jahre 
1470*41) gehreibt nämlich Gevert von Bredow an den Bür- 
germeister der Stadt Brandenburg: 
Minen fruntUken düist tovoren, live berenwolde, Bidde ick 
fruntlik gy am dingstage negist kommende jn den Paschen 
.mochten to husz und aver myne degedinge wesen, wente 
ik denne to brandemborg .depedingen schal dat myn erve 
und guth an drepende is und gy my desz. nicht en wey- 
geren, will ik juw vordenen gerne. 
Aus dem Schreiben geht zunädbust hervor, dass wegen sei- 
nes Alode (der Ausdruck Erb und Gut bedeutet das unzwei- 
felhaft) Geverd von Bredow einen Termin in Brandenburg 
hatte, bei dem er den Beistand des Berenwolde erbittet. 
Es fragt sich , vor welchem Gerichte wurde jener Termin 
abgehalten? Mit Berücksichtigung historischer Nebenmo- 
mente ist Folgendes nicht unwahrscheinlich. 

1. Der Termin des Geverd von Bredow kann nicht 
vor dem Hofgeriohte von Brandenburg angesetzt gewesen 
sein; denn dieses war schon seit 1450 von Brandenburg 
nach Cöln verlegt worden. **2^ 

2. Geverd von Bredow kann auch kaum vor dem 
Stadtgericht zu Brandenburg zu Becht gestanden haben. 
Denn Erb-Alode hat er wol nicht daselbst gehabt. Es ist 
Gewicht zu legen auf den Ausdruck des Briefes: Erbe und 
Gut, welches auf altes Erbeigen der angesehenen Familie 
von Bredow deutet, und dieses lag auf dem Lande im heu- 
tigen, osthavelländischen Kreise. 

3. Auch der Schöfifönstuhl von Brandenburg, etwa zur 

441) Cf. Etedel, C. D. Br. I. VII. S. 169, No. 75. 

442) Cf. oben §. 23 bei Note 388. 



JURISDIOTION UBBJSR ALODE TJKD LEHEN. §. 27. 269 

Ertheüung eines Weisthums aufgefordert, scheint nicht das 
Forum zu sein, vor welchem GeVerd von Bredow erscheint. 
Denn wenn Anfragen an den SchöflFenstuhl zu Brandenburg 
ergiengen, ist es niemale vorgekommen, dass die Parteien 
vor die Schöffen zu einem Termine (wovon doch im Briefe 
die Rede ist) citiert wurden. **^^ 

4. Es bleibt daher nur die Annahme übrig, dass 6e* 
verd von Bredow vor dem Landgericht, das seit dem Ende 
des 14. Jahrhunderts von der Klinke bei Brandenburg in 
die Stadt selbst verlegt worden ist, zu thun hatte. Und 
gerade für dieses Forum ist es am Wahrscheinlichsten, dass 
er fär Erbalode zu Recht gestanden habe. Welches Erb- 
alode gemeint sei, ist nicht mehr zu ermitteln; denn von 
den zahlreichen, bredowschen Besitzungen lässt sich von 
keiner einzigen die AlodialquaMtät nachweisen. Das Dorf 
Bredow selbst, das der Familie den Namen gegeben, ist 
ein Lehen vom Markgrafen. ^**^ 

. II. So selten Alodial^treitigkeit^i vorkamen, so häufig 
sind Processe über lehenbare Grundstücke. Im strengen 
Sinne gehört in das Lehe^^richt nur der Streit zwischen 
zwei • durch den Lehensnexus mit einander verbundenen Per- 
sonen, also zwischen dem LeheEherren und seinem Vasallen, 
oder zwischen zwei Vasallen desselben Lehenh^rm. In der 
Mark Brandenburg findet aber die Jurisdiction des Lehen- 
gerichts eine beträchtliche Brwieiterung. Nach sächsischem 
Lehenrecht tnacht nur die Qualität der streitenden Theile 
den Begriff der causa feudalis aus , wenn also ein Vasall 
von einem dritten das Lehengut vindicierte, oder Ansprüche 
eines Dritten, sei er Bürger, oder Ritterbürtiger, abwehrte, 
80 war von einer causa feudalis keine Rede, sondern das 



443) Von den noch ungedruckten Acten des brandenburger Schöf- 
fenstuhls habe icb den ersten, umfangreichen Band benutzt, obwol meist 
Streitigkeiten aus dem 16. Jahrhundert darin enthalten sind. Nicht 
ein einziger Fall ist mir bekannt, worin die Parteien citiert worden 
Wären. 
. m) Cf. Biedel, C. D. Br. L VH. S. 123. No. 1 (1309). 
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gewöhBÜche Landgericht entsohied.^^^) Anders verhielt sich 
dies in der Mark Brandenburg. 

Hier fehlte es an dem im sächsischen Rechte hervor- 
tretenden Gegensatze des Lehenrechtes und Landrechtes. 
Im Landgericht nach Landrecht sein Lehen gegen Ansprüche 
dritter Personen zu vertreten hatte nach sächsischem wie 
deutschem Lehenreohte nur der freie Vasall das Recht. 
Der unfreie Ministeriale musste durch seinen Herrn vertre- 
ten werden, denn er durfte als Unfreier im Landgerichte 
nicht erscheinen. Da es aber in der Mark Brandenburg 
den Qcgensatz von freien und un&eien Vasallen der Mark- 
grafen im Allgemeinen nicht gab, die ersteren wenigstens 
so sehr zurüd^treten, dass' sie auf die Entwickelang des 
märkischen Lehenrechtes keinen Einflnss übten, so war kein 
Hinderungsgrund vorhanden den matkgräflichen Vasallen 
die Vertretung ihrer Lehengüter gegen jeden Dritten vor 
den märkischen Gerichten zu gestatten. Darin stellte sich 
also schon früh das märkische Lehen' dem rechten Mann- 
lehen des sächsischen Rechtes gleich, dass der Vasall ohne 
Beihilfe seines Lehenherrn jeden dinglichen Anspruch in 
Betreff des Lehens resrfolgen konnte. Eine zweite Folge 
ist die, dass das märkische Lehengericht : nicht bloss in 
eigentlichen causae ' feudales thätig wird d. fa. in Streitigkeit 
ten zwischen den Vasallen- desselben Lehenherrn, sondern 
gegen Jeden, selbst gegen Bürger aus Städten. 

Waren nämlich einmal did ritterbürtigen Vasallen zur 
selbständigen Reohtsvertheidigung ihres Gutes hinzugelassen, 
so klagten sie deshalb natürlich in demjenigen Gericht, das 
sie Tibei*hanpt als ihr Standesgericfat ansahen, und das war 
V das Hofgericht. Da es in der Mark auf den Unterschied 
von causa feudalis und von causa alodialis nicht ankam 
(denn derselbe hat nur einen Sinn, wo ein Gegensatz von 
Landrecht und Lehenrecht existiert .und wo in Alödialsachen 
der unfreie Vasall durch seinen Herrn vertreten werden 



445) Cf. Homeyer, Des Sachsenspiegels zweiter Theil, Bd. ü. 
S. 563 ff., bes. S. 566, 567. 
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muss)) so erklärt sich die Thatsache, dass im märkischen 
Lehenhofgerichte jede Streitigkeit entschieden wird, die 
überhaupt ein Lehengut betriflft. Gleichgiltig ist dabei, ob 
beide Parteien Vasallen desselben Lehenherren sind, ob 
beide, oder nur eine von ihnen dem ritterbürtigen Stande 
angehört, ob der im Streit befangene Anspruch das ganze 
Gut oder einen Theil desselben, oder nur ein Realrecht dessel- 
ben betrififfc, ob endlich das Rechtsfundament, auf das man 
sich beruft, Erbgang, lehenrechtliche Beleihung, Kauf, rich- 
terliches Urtheil oder dergl. mehr ist. Aus eben diesem 
Grunde wird in den Vergleichen, \)der Sentenzen des Hof- 
geriohtes fast niemals hervorgehoben, ob es sich um eine 
eigentliche Lehensache handele, oder nicht, welches lehen- 
rechtliche Verhältniss unter den streitenden Theilen obwalte, 
denn practisch kam es darauf nicht an. Auf diese Weise 
erhob sich das Hofgericht zum ordentlichen Forum über 
Grundstreitigkeiten des ritterbürtigen Standes ; denn der bei 
Weitem grösste Theil des Grundbesitzes hatte lehenrecht- 
liche Natur. 

Die Urkunden beweisen unzweifelhaft die vorstehenden 
Beobachtungen. Im Jahre 1339 erkennt das Hofgericht 
über eine Wicise, die die Herren von Groben gegen den 
Abt von Lehnin in Anspruch nahmen**®^ und deren Lehens- 
qualität in dem Urtheile mit keinem Worte angedeutet' wird. 
1346 ertheilt das Hofgericht ein Weisthum**^^ über diie Hand- 
habung des Peldzehenten auf Antrag des Capitels zu Sten- 
dal. Vor dem Richter im ükerlande mit den mai*kgräflichen 
Mannen, worin man wol das Hofgericht zu erblicken hat, 
wurde im Jahre 1378 das Leibgedinge an einem Güte auf- 



446) Cf. Ekdely C. D. Br. I. X. S. 244, No. 129. Das Hofgericht 
ißt nicht etwa als Schiedsgericht thätig. Denn wenn es auch in der 
Urkunde heisst: y^ex arbürio in nos facto de Consilio Consüiariorum 
ac vasallorum domini nostri Marchionis predicti terminavimus u. s* w., 
so bedeutet das nicht, dass die Parteien auf das Hofgericht compromit- 
tiert hätten, sondern dass der präsidirende Hofrichter nach dem auf 
seine Fräse gefundenen Urtheile (ex arbitrio in nos facto) der Bäthe 
und YasaUen entscheide. 

447) Cf. Biedel, C. D. Br. I. V. S. 94, No. 42. 
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gelassen. ^^^ Das Gut selbst scheint ein markgräfliches Le- 
hen zu sein, weil die Veräusserung mit Vorbehalt aller 
Rechte des Herrn (Lehenherrn) geschieht 1346 streiten 
ein Herr von Glöden und das Stift Stendal um ein Gut 
Byswede vor dem Vogt von Tangermünde. Dass der Vogt, 
also der Landrichter, hier urtheilt, kann nicht Wunder neh- 
men, weil in Lehensachen der Vogt von Tangermünde die 
erste und zweite Klage richten soll, die dritte aber der 
Markgraf, oder sein Hofrichter. ^^^^ Es konnte also die beregte 
Urkunde sehr wol den ersten oder zweiten Termin betreffen, 
in dem es allerdings schon zum Vergleiche kam. Dass das 
streitige Gut Lehenqualität hatte, ergibt die eine Andeutung, 
die Parteien hätten beiderseits zum Erweise ihrer Anspräche 
^Briefe und Handvesten der alten Markgrafen zu Branden- 
bürg Johann, Otto und Conrad, die sie über das Gut hätten, 
vorgewiesen."^®^ Endlich ist in dem berühmten Streite von 
1390 um das Dorf Schmollen die Endsentenz im Hofgericht 
zu Tangermünde ergangen. ^^^ 



§.28. 
Weltliche und kirohliohe Jurisdiction. 

Es kann nicht die Absicht sein die Interna der kirch- 
lichen Gerichtsbarkeit hier darzustellen. Die Aufgabe die- 
ses Werkes ist es nur die weltliche Gerichtsverfassung zu 
entwickeln. Aber auch auf diese ist die Jurisdiction der 
Kirche nicht ohne Einfluss geblieben. 

Das canonische Recht schreibt den kirchlichen Behör- 
den bekanntlich nicht bloss eine Jurisdiction über die geist- 



448) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XIII. S. 334. No. 43. 

449) Cf. Bkdel, C. D. Br. I. XV. S. 152, No. 200. Die Urkunde 
ist von 1358, aber schon vorher muss das Recht des Vogtes von Tan- 
germünde bestanden haben in Lehensachen die erste und zweite Klage 
zu richten, wie die im Texte erörterte Urkunde von 1346 beweist. 

450) Cf. Biedü, Q. D. Br. I. V. S. 95, No. 143 (1346). 

451) Cf. Riedel, C. D. Br. I. IX. S. 70, No. 110 und XVII. S. 89, 
No* 80. 
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Hohen und über äolche Sachen zn, die ihrer Na,tur naeh 
dem kirchlichen Leben angehören, wie Verbrechen der 
Apostasie, Keteeorei, Simonie unddergl., soindern auch in 
jeder Oivilsache soll das geistliche Forum auf Anrufung nur 
einer Partei competent werden und in Strafsachen waren 
es die delicta mixti fori, welche eine ausgedehnte Einmi- 
sohang in weltliche Händel möglich machten; Ehebruch, 
Goncttbinat, Sodomie, Sacrilegium, Magie, Grotteslästerung, 
Meineid und Zinswucher sollten diesem Gesichtspunkte zu- 
folge vor den geistlichen Richter, der hier mit dem weltli- 
chen concurrierte, gezogeü werden können. Dass alle diese 
Jurisdictionsansprüche des canonischcn Rechts nicht bloB^ 
Theorie blieben^ sondern auch practischen Werth erhielten, 
dafür sorgte die nicht unerheblidie , weltliche Macht der 
Kirche« Die Bischöfe und Stifter hatten auf ihren umfa^- 
s<^den^ hearrschafüichsn Besitzungen Gelegenheit genug die 
Regeln über kirchliche Jurisdiction in volle Geltung zu 
bringen,, und stefts waren sie bereit die Einsaasen der Diö- 
des^ ebenso vom ausschliesslich, kirchenrechtlichen Stand- 
ptKnkte zu behandeln wie^ ihre herrschaftlichen Hintersassen; 
Im Stifte Havdberg hieltefn die Dompröpste das Martinige- 
richt über die , hörigen Leute des Stiftes . ab' und die Cano- 
nici reisten in ähnlichem Interesse weltlicher Jin^isdiction 
von einem Dorfe zum anderen. *^*^ 

Die weltlidie Macht war aber nicht gesonnen die Ein- 
mischimgen der Kirche in weltliche Händel zu dulden, und 
von den ältesten Zeiten her finden sich Verbote nicht bloss, 
dass geistliche Gerichte weltliche Sachen vor ihr Forum 
ziehen, sondern auch Verbote, dass die Parteien statt das 
competeute, weltliche Gericht anzugehen, auf ein geistliches 
compromittieren.***^ Trotz dieser Ma^Jsregeln gelang es 

452) Cf. Biedel, C. D. Br. I. IH. S. 178, 179, No. 82; S. 115, No. 36 
und II. S. 364, No. 4. Vgl, auch Wohlbriick, Geschichte des Bisth. 
Lebus I. S. 349. 

453) Fidicin, dipl. Beitr. II. S. 126, No. 99, S 181, No. IQS (1401 
und 1413); Biedel, C. D. Br. II. V. S.5, No. 1768 (1447); von Baumer, 
C. D. Br. n. S. 18, No. 20 (1472): Biedel C. D. Br. I. XXm. S. 438, 
No. 433 (1528): t7on Baumer, C. D Br. II. S.212, No.8 (1518) —Ver- 
bot auf geistlicneB Gericht zu compromittieren. 

kOHNS, •BBICBT8-VBBFA8SUMO. 2g 
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doch nicht, so lange die katholische Kirche in der Mark 
herrschte, eiiteii friedlichen GrenEzustand zwischen der welt^ 
liehen und kirchlichen Jurisdiction herzustellen. Auch die 
weltliche Gctwalt ist dabei von allen Uebergriffen nicht fr^ 
zusprechen. Die Gesinnung, von der die Markgrafen den 
Dienern der Kirche gegenüber erlullt wiaren, erweist ein 
Brief Ludwigs des Saiern wegen der Tödtung des bernaüer 
Propstes ditroh die Sinwohner von Berlin; Zur Sühne dei* 
begangenen Oewaltthat waren die Gemeinden von Berfiti 
und Cöln bereit das Wergeid des Getödteten dem Bruder 
desselbian Hdnrich, Pfarrer in Ebers walde, ^u entrichten. 
Dieser hatte aber die gesetzliche Busse anzunehmen stets 
verweigert, so dass die. IJinwohner von Berlin und Cöln 
sich bereits eine lange Reihe von Jahren im Interdict be- 
fanden. Man begreift das Interesse, welches der Markgraf 
an der Wiederherstellung des geordneten, kirchHcben Zu- 
Standes batte, also namentüeh daran den Bruder des g4- 
tödteten Propstes zur Annahme des Wergeides zu bewegen, 
damit die Angelegenheit in gesetzmässiger Weise fra Ende 
käme. Statt «ich aber an die 'competenten^ kirehticheti Be- 
hörden zu wendeii, ,beäöhlt Ludwig der Baiei<^^>' seinem 
Sohole kureen Prooess zu machen und den widerspenstiigen 
Pfarrer- von Bberswalde ohne Weiteres abzusetzen. Offen- 
bar war das ein üebergriff gegen die Kirche, aber er seheint 
doch ernstiioh angedroht worden zu sein, denn' der Bischof 
von Brandenburg bequemte sieh zur Annahme des Wergel- 



1 1 



46i) Cf. den Brief von 1334 bei Gercken, C. D. Br. IIL S. 94, 
1^0. 22 und bei Biedel, C. P. Br. I. Xu. S. 48S. No. 6: Idcirco äi- 
lectionem tuam-senosissime requirimus et hortamur, nichllominus di«- 
strictius ixgungentes, q^ialenus i>refatam Heinricum ad jN-esentiam tui 
statim Btudeas citare et literis tuis presentialiter evocare statiiendo sibi 
termlnum duprum mengiam^ vel alium arctum etj competeiitem , infra 
quem acceptet et capiet emendam, quam sibi sapientes predictorum lo- 
corum super prefato homicidio, vel super bis que ei ex eodem emer- 
gen^ti cpmpeter& possent^. duxerint arbitrandam, Quod si facere fortasse 
renüerit, extunc ad prtvationem officii sui efficaciter procedas, nuUa 
conslderation^ alia ulteriuB citra hoc exspectata et hoc ipjBum beneficium 
Heinrico ' de Tsuden ' cöijiferas jndilate. 
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des, Über da« im Betrage von 750 Mark er im Jahre 1336 
Quittung leistete.**" ' 

Abgesehen von jedem weltlichen, politlschch Interesse, 
mhrte die Jurisdiction ddr Kirche in weltlichen Sachen, 
namentlich in CiVilstreitigkeiteü' zu sehr bedenilichöti, prafc- 
tiachen Consequenzen, Sehr interessant ist darüber feiiie 
Urkunde von 1445,**" in welcher Folgenäes angeordnet' Wil-d. 
Wenn der Klftger vor geistlichem Gericht geklagt habe, ao 
dürfe der Bekli^e immer noch auf den competenten, welt- 
lichen Kichter provoeieren. Dieser aber hatie dem Kli^^r 
binnen sechs Wochen zu seinem Rechte zu verhelföü. ' Öe- 
BChehe das nicht, ao dürfe der Kläger das geistlicliö Ge- 
richt wiederum angehen. Hier erhalte derselbe einen Bahd- 
brief gegen den (doch wol verurtheilten) Bekli^en, der 
diesen von aller chriatlichen Gemeinschaft iuaschliesse. SÖi 
der in Bann gethane Beklagte so arm, däss er die Söhuld 
nicht ti^en kOnnc, ao solle wegen aiiderer Ansprüche kein 
neuer Bann auf ihn gelegt Werden, aber bfe zur Be^ahlttn^ 
der ersten Schuld bleibe er allerdings ^xcömmiiniciert. ä^ 
er de^egen zur Zahl^g' Wol im Stande und verV^igere 
diese aus 'Frefelmuth, so solle der weltliche Arm um ge- 
waltsame Be&ledigang des Klägers in Ahg])ruch i;enomine& 
werden. Welche tiefe UääittlichUeit liegt hier hTdfer Vei-- 
hängung des Bitnnea über eineü kahlungsünfithigen Bektefi;- 
ten? Wie konnte die Kirche im Dienste der heiligsteh Ift- 



455) Cf. nUäel, C. D. Br. I. TIH. S.245. Ko.211; S. 247, No.217; 
S. 258, Ko. 233. Wie. unsanft ei 
Kirdtft «elbst härKteag, beweist ^ 



V- 



bei :Riedel, C. D. Br-X VH!. S. S 
«chofs von Brandenburg griff efc 
uDd Messer auf dem Kirchbofe xl 
2U verhaften. Dabei entstand ein 
neu der Käast&dt Brandenburg di 
den Tbeile zu verBöhnen. Sogar 
flen werden msasen. 

456) Cf. Riedel, C. D. Br. HI. I. S. 274 und 278. No. lÖB. In- 
teressant ist auch der Vertrag des MArkgrafön Friedrich mit dem Bi- 
schof von Halberstadt tlber die Ansübung d^ f^etStlidlän Jurisdiction 
im Balsambanne der Altmark, cf. von Bauiner, C. D. Br. I. S. 93, 
No. 57. 

18« 
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teiressen es yerautwoi'ten Jemaiideii duroli denBanii an sei- 
Dem Seelenheile zu strafen für eine weltliche Schuld, die er 
nicht tilgen konnte? 

So berechtigte, sachliche Gründe daher .auch lar die 
Ausschlieeaupg.dor geistlichen Jurisdiction ;yon weltlicheB 
Streits ac):ien sprachen > so wurden dennoch niemaU feste 
Grunds^ze über das, wap der ^nen oder ijer anderen Ju- 
risdiction aikgehöron sollte, aufgestellt. Bei mangelnder Bf- 
gel waren Uebergriffe vpn tjeiden Seiten un&usbleiblich. 

,, In ihrem Rechte war wol die Kirelie, weun sie wegen 
verletzter ^on^tagsfeicr sjch für competentewichtet,*"! wenn 
die Kirche Anne und Waisen gegen die Bedrückungen der 
Beiren yofi AlvensleUen in Sdiiitz oimmt,,*^) wenn der Bi- 
schof von Kayeiberg das Verfahren des geistlichen Geridite 
wegen des in HaUe emordetvn Krzbischofs von Mag^ebarg 
leitet,**^' yrenn ein Bauer aus dem Dorfe Wüstönnark, weil 
,er eine W^hrgagerio und Bauchrednerin über den Thäter 
eines, ihm zugefügten, piebatahls befragt , hatte, wegepi Aber- 
glaubens- vor, eil) geistUi^bes Ge,pclit oitiei't wird,*^' wenn 
das„Gleiche,g9^chi^ht wegen SchwÄBgepmjg. einer Nonne,"" 
weni^ d^ mit d,?" schn^eEsten und zafalreicji^tenyerbrechen, 
(vip Mord m luof Personen, JJfandstiftung,, B»uJ}) belastete 
Ab) von Iiehoiif, nachdem er 15 Jahre sein Wieseugßtii^- 
bev* vpn, de(p P^'Pate, tuf yerantwoiiuog^g^fogco} wirdtf' 
^pnp die Kirchenpönitenp über einqn der Brondstiärang an- 
geklagten Priester verhängt wird,***' wenn vom Papst Ni- 
colaus V. gegen Schismatiker eingeschritten wird.***' 

iieätl, C. D.Br. I Itt S.2M ad No, 10 (W27). liuJahce 
EaUi von Havelberg Ober verletzte Sonntagveier campe- 
del, ibid. S. 33},, So. 33- ■ 
öexelcen, C. D. Br. YI. S. 6H, No. 166, vgl. c. 10 C. 

Rwüjt C. Br. I. lU. S.,37l. Na 56, 8. 372, No. 57. 
Riedel,, C. D. Br. I. Till. S. 318 No. 320 (1378); üi«- 
; ist auch' gedmckt bei Gercken, braadeub. Stift BhiBtnie 
S. 609, No. 127. 

^1) Cf. Miedel, C. D. Br. J. VHI. S. 398, No. 434 (1426). 
■ «2) Cf. md^l. C. B. Br. I, X. S. 241, No 127 (133&). 
.... '463) Ci.:Riedel, C. D. Br. 1 X S. 256, Nb. 162 (1376). ■ 
464) Cf. nudeX C". D'. Br. L X. S. 287, No. 197 (1447). 
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Aber ^e Kirche gJöng übler die Grenzen ihrer Juris- 
dietioÄ hiliaus, wenn 1385 d^l* Dechait des Marienstiftes'zu 
Stendal einen Bürger' daselbst in den" Barin thut, weil et 
mit den Abgaben gegön das Stift^ in Rückstand gekommen 
war,^'^> noch bevor derselbe seine Eini-ederi vorgebracht 
hatte. Zweifelhaft war* die Competeni dör Kirche ini Falle 
eines Spoliums. Im Jahre ISSÖ wurden die von Kerkow 
und die von Alvöösleben, die wegen eines sblchieti excom* 
municiert* waren, von dem Banne wiederum befreit. ^^ Wfe- 
niger günstig lief ein anderer, berühmt gewordener Handel 
mit dem Knappen Krusemark wegen Spoliümä ab.' Es han- 
delte sich dabei tm' den Besitz eines Bauerhofes itn Dorfe 
Krusemark, den der genannte Knappe mit' Gewalt an' sicll 
genommen hatte. Als jerste Iristanz sollte der Decharit des 
Marienstiftes in Halberstädt als päpstlibhir Legat entschei- 
den,- der Beklagte stellte sich jedoch diesem Forum riiiht 
und wurde excomrauniciert. Dagegen nahm ihn Indessen 
der markgräfliche 'Tt)gt von Arneburg in Schutz. '^^V Der 
endliche Verlauf des Streites ist nicht bekannt, aber wenn 
auBdrüeklidK der Vogt von Amöburg den Beklagten in Schutz 
nahm, so seheini ^in Oompeten^confliCt vorzuliegen, so dass 
also" de^ Kircihe' ihre. Oömpeteiiz b'östrTtten Worden "wäre^ 
im Falle Jemand eines weltlichen Gutes der' Kirche sich 
init Gewalt biBmäöhtigte. ' .. ^ ^ : : =. i . 

Ein ^leichei* Streit über die' Oomt)etenz des geistlicTieri 
Gerteiites scheint dJe'TJnzucht in hHic^ten, Dass in einem 
Falle,' wo die ausserehelich geschwängerte Frauenspersoii 
eine Nonne wäi™, über die Zuständigkeit des geistlichen Ge- 
richtes' keiri' Zweifel' sein konnte, ist' schon vorher bemerkt 
worden. Aber bei einei^ Un^sücht lihter Laien schrieb sich 
änch der Veitliche BichtefJurisdiötioA iil.*' 1449 hätte ein 
gewisser Ouno Leddin von der Anschuldigung der' Unzucht 
sich eidlich und durch den Nachweis der wahren Thäter 



465) Cf. Biedel, C. D. Br, 1. V, S.'l29: Ijo. i;97. 

466) Cf. Riedel, C. D. Br. I. V: S. 135, Na, 206, " 

467) Cf. Biedel, C. D. Bfr. I. V. S.' 127, No. 196. 
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vQr.deui Stadtgeriolit z^ Ziesar gereinigt Deimocb. citiert 
ihn der bischcffliche Oificial vor 9ich und ist nioht anders 
b.^r^it ihn von eiaem weiteren Verfahren «u entbinden, als 
bi3 auch in seinem ^orum der Nachweis der Unschuld ge- 
fiibrt worden ist*^> 

Wie dreist die Ansprüctie der Priester auftraten, zeigt 
ein FaU eines Decans in der Di^Jicese Halberstadt, der ge- 
geu zwei Bürger von Qardelegen einen E^genthumsan- 
apy^ch zu haben glaubte, vor dem Decane der Kirche zu 
Magdeburg eine güi^sUge Sentenz und Execution erwirkte 
und es sogar dahin brachte, dass die gehörig in der recht- 
m^^^ig^n Form angemeldete Appellation wirkupgsjQS blieb. 
Der Papst mu^ste auf Antrag der Stadt Gardelegen das 
ganze. Yerffthren caaeieren und eine Commission zur erneuer- 
ten Prüfung des Recbtsfalles einsetzen. ^^^ Brandenburgei' 
Bürger wurden exeommuniciert, weil sie Zeugen derTöd- 
tung eines Priesters g€|wesei\, und nur unter sehr empfind- 
lichen Strafen wurde ihnen Lösung davpn zu Theil.*^®> 

Vpn weltlicher Seite liess mau, si/cb die willkürUchen 
Eu[),misQhungen k^neswegs gefallen. Die Städte dear AUmark 
schlössen |392 qn Bwdniss. den wiUk^Jrliqhem Ladungen 
der geisUicben Qerichte Widerstand , entgegen wsetzen.*^*^ 
Wie naebdrückUch ^i) Adel de», unbefugten, EiAroisctongen 
der geistlichen Gerichte entgegentrat^ beweist mk Beißpiel 
vom Jahre 1444, wo Heine Winterfeldt und Friedrich Clitzing 
ein^ü^ perleberger Bürger, der als Bote eines geistlicben 
Gerichtes eine Ladung bestellen wollte , unterwegs. aufKen'- 
gei^, il^u seiner meider beraubten und mijt de^))eu Stricken 
durcl^prügelten. Sie bekamen deshalb Fehde mit der Stadt 
^PerleVerg, die ihi>en Borger in Schutz nahm, und erst spä- 
ter fand eine friedliche: Ausgleichung statt *^^> Mit gleicher 
^ptschiedenheit sel^reibt der Markgraf Sigmund im Jahre 



468) Cf. Riedel, C. D. Br. L IX. S. 170, No. 221. 

469) Cf. Eiedel, C. D. Br. L VI. S. 144, No. 207 (1484). 

470) Cf. BiedeL C. D. Br. I. VIJI. S. 28. 

471) Cf. Bieder, C. D. Br. J. VI. S. 105, No. 147. 

472) Cf. Biedeh C. D, Br. L I. S. 189, No. 106. 
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1382: „Wisset Herr Bischof, dass vor uns gekommen ist, 
wie dass ihr unsere Städte bannet und zu Notgedinge bringt, 
so dass Ihr vor uns nie eure Klage angebracht habt; denn 
wir woHeuf selber riehter üb^r sie .Weibeno ißui^fguid.aiioK 
alle recht, Ritter und Ba»etrn: sie« Bötssen doch alle vor 
euren Official, wenn er ihnen gebietet. Nun wollen wir 
ernstlich, dass ihr davon lasset von Stund an: thut ihr das 
nicht, so haben wir befohlen, dass man euch uüd die euren 
stören soll, es sei euch lieb oder leid.** Ei^ blieb auch nicht 
bei leeren ' Drohungen. Der Abt von Lefeus war ebenfalls 
wegen der Jurisdiötion mit dem Eurfürsten in Zijrtespalt 
gefcoDrtmcn. Wegen eines Anspruches glaubte der Abt sich 
berechtigt die Ladung geistlichen Gerichtes fetgehen zu las- 
sen. Die Antwort darauf war di6 Pehdeankthldigung von 
22 Rittern, unter dienen äo ausgözeichti^ete Namen wie Han^ 
Küchemaieister, Claus von Buch, Hans Phul, Herman vo« 
Holtaendorfif, Peter SpälTfö, Thoms Von GreiflFenberg 'si6K 
befemden. Der BWef lautete etwa: ' ' ' '' 

Wisftet, Herr Abt von Leubes,' dass ich Peter Lange, 
will mit meinen Helfern eures Klost^rä Feind keiÄ, dia ihr 
mich mit Unrecht ausserhalb Lande» geladen -habt. 'Was 
i«h euch und eurem Kloster bei Tag imd Nadit kann ä« 
Schaden thun oder fügen, dess will ich mit meinen 'Helfern 
uÄfd Helfershelfern gegen euch und eu^r Kloster mseine Ehre^ 
verwahrt haben." Durch so deutliche Sprache wurde der 
Abt eingesohüchltert und versprach in eifeem Briefe an den 
Kurfürsten, den er um seinen Schulz bat-, in sehr deöaür- 
thigem Tone die Klage vor geistlichem Gerichte abam-' 
stellen. 4^«> 

Erst mit Einführung der Reformation hören diese Com- 
petenzconflicte zwischen weltlicher und geistlicher Jurisdic- 
tion auf. In der catholischen Zeit konnte es in dieser Hin- 
sicht au keiner Einigung koinmen, weil es an festen, von 

beiden Seiten anerkannten Grundsätzen gebrach. 

, • • •• ■ . 

' 47a) Of. Bredel C. D. Br. m. I. S. 346, 347, No. Ö29— 231. 
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129. 

2iiMmiiienfatt«fNie ErkMmnig der Stelle im Landbuch von 1375 

über die mürkisehen Gerichte. 

Nachdem alle Bildungeu von allgem^nen^ märiddchen 
Gerichten im Bisherigen wenigstens soweit behandelt wor- 
deU) dass ihr allgemeiner Charaoter erhellt , ist es müglich 
dei^ schon ^iehi*&ch besprochenen Stelle des Landbiichos 
ihren rechten Platz, an^uw^isen. Fast alle Ausleger dersel- 
ben sind in die Irre gegangen ^ weil sie in derselben eine 
systematisch^e Ordnung suchten, die nicht darin ist, und einen 
Zusammenhang mit der Gerichtsverfassung des sächsischen 
Rechtes, der wenigstens aus ihr allein nicht erkannt werden 
kann. Nur wenn man ganz objectiv dem Zeugnisse dei* 
Urkunden folgt, lass€fn sich die theils schwankenden, theils 
lückenhaften, theils widersprechenden Nar^richten des Land- 
buc^eq in qin sicheres Verhältniss unter einander und zum 
sächsischen Buchte: bringen. . 

Bekanntlich ist der Zweck des Landbuches nur der 
<^konomiscb.e die Einnahmen, die der Markgraf aus dem 
ganiieniL^de bezüeht, fest;sustellen. Von dies^em financiel- 
len, Standpunkte geschieht auch der Gerichte Erwähnung, die 
naturgem^s in solche unterschieden werden, deinen Gefälle 
in ^ die, uLarkgräftiche, Gasse fliessen, und in solche ^ deren 
Npjlzung in den Händen von Privatwerbern liegt Unter 
dieser Auffassung war es dem Verfasser des Lajidbuches 
gleichgiltig, welches Verhältniss die von ihm erwähnten Ge- 
richte in jurißdiQtiqneJiler Hinsicht hatten. Wenn er darüber 
Andeutungen gibt, so thut er es nur gelegentlich und ohne 
Büeksicht daurauf, ob sejne Angaben nach dieser Seite hin 
ypllständjg seien, oder nicht. Auf der andern Seite ist an- 
^nnehmen, dass, . wenn . trotz des. nur zur Seite liegMiden In- 
teresses Angaben über Art und Umfang einer Jurisdiction 
gemacht werden, diese jedenMls die significantesten Punkte 
der betrefifenden Gerichtsbarkeit hervorheben, dass sie also 
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vielleicht einseitig, oder unvollständig, aber doch richtig 
sind. Denn je weniger der Verfasser Veranlassang hatte 
sich darüber auszusprechen, um so mehr, wenn er es that, 
mnsste er ein deutliches,- praktisches Verhältriiss vor Äugen 
haben. 

Itn Zusammenhango lautet die auf die Gerichte der 

Mai*k bezügliche Stelle folgendermassen : 

De proventibus incertis sicnt de judiciis, de excessibus et 

eorum correctionibns, de Kgnornm vendicionibus , de im- 

pignoracionibus , de inpheudacionibus et quibusdam aliif*. 

Propter quod notandum, quod dominus habet in marohia 

qiradrupiex Judicium. 

Judicium curie, quod est super questionibus pheu^ 
dorum.' Et quia Judex curie personam domini representat, 
quilibet marchionista de et super pheudis coram eodem ju- 
dice respondere tenetur. 

Judicium advocatorum, quod est super debitis, 
q\iare in quaübet advoeacia unus depntatur Judex. Et quia 
ille personam advocati representat, extra eandem advoca- 
ciatn degentes coram illo respondere nori coguntur, nisi per 
modnm reconvendoBis. 

• Judicium injuriaram, quod requirit penam sangui- 
nis et est* super injuriis et violenciis. In quo Judicium Sep- 
tem villani ad hoc specialiter electi unä cum judice Presi- 
dent (resident), jus dictant et dif&niunt, coram quibus tarn 
miUtares quam alii quicnnque eiiilibet querulanti tenentur 
respondere. 

-Judicium supremum habet dominus in singuUs suis 
civitatibws et in quibusdam villis, nisi per vendicionem vel 
oMigacionem in allquibus esset alienatum. 

In primis tribus habet dominus taiA mulctas vel penas 
pecuniarias quam emendas, de quarto vero duas partes et 
prefectus terciam. Igitur judices omnium predictorum Judi- 
ciorum tenentur ad racionem.*"^ 

474) Cf. Fidicin, Landbuch Karls IV. S. 32. 
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Crestütat auf die frübeiret) JSrörterangen dieser 8(elle^7^> 
bedarf ea nur einer kuraefi Zusaiomenstellung der gefunde- 
nen Resultate» ... 

Da9. judiciuii cudae i8t>da9 Lehenbo^erieht; weldies 
ursprünglich das einzige war in der Mark, an dessen SteUe 
aber im 15. Jahrhundert Distriet-LehembofgerAchte treten. 
Das Judicium advocatorum ist das DiMriet-Hofgericht über 
]R.itterbürtige; namentlich in obligatorischen Streitigkeiten. 
Dass es dem sächsischen Gografengericht entaprach , hat 
Walter, der jene MeiniK^g aufgestellt, selbst wieder a^urück- 
genommen. ^^^^ i 

Das Judicium injuriarum ist eine ausserordentliche Mass- 
reg^l, deren treuestes Abbild dsm lebnser Femgericht dar- 
stellt. IR» war ein Glicht über Landfriedbruchsachen , ies 
umfasste alao nicht alle Griminaljurisdiction, so dass z. B. 
Betrug und dergl. nicht dorthin gebiert haben würde. 
Walter*'^^ und Eichboan^'^^ erblieken darin den Blutbann 
des ordentlichen Grafengeriebts nach säehsiseibem Recht. 
Sie meinen es habe .mit seiner Competenz die . ganze Crimir 
nai^uriadiction lumfasst. Die Worte des Landbuches steheü 
dem entgegen, denn da wird die Gom|>etenz nur au£ iü^ük^ 
riae et yiolentiae evstreokt, eine Einsebränkung^ welche oben 
hinreiebende Srkliiarung gefunden hat.: ff ach. der Auffassung 
von Eiobhom und Walter bleibt tbierdies rttthselhaHt,) waunni 
YJllani über militares (Bitterbürtige) zu Gericht sitzeai 
sollen. Im ordentlichen Landgerichte ist das niemals, ger 
schehen. 

Dais Judicium supremum ist der Antheil des Mark- 
grafen an den niederen Dorf- und Stadt - QeriehiiiQ^. 
Sehr oft war das niedere Gerichtx in lä/^ Hasid 
der Dorf- oder Stadtgemeinden, oft war es auch das 



475) Gf. oben über Judicium curiae und advocatorum §. 19 bei Kote 
358, über Judicium injuriarum §. 26 bei Note 420 ff., Über Judicium sn* 
premum §. 15 hinter Note 30 f. 

476^ Kechtsgesch. 1. Ausg. S. 579, 2. Ausg. §. 621. 

477) Rechtsgesch. 1. Ausg. |. ö79; 2. Ausg. §. 621. 

478) Staats- und Rechtsgescn. II. §. 302 ^ Anmerkung. 



Dlfi MACHRICHTBM DES LANDBUCHS VON 1375. §. 29. 889 

oberste Oericht. Das Letztere umfadste wol die JHrisd&ction 
über leichte Eörp^verletzongeu uud über bäuerliches oder 
bürgerliches Grundeigentlium. In der Regel scheint aber 
der Markgraf Jurisdiction und besonders GefiÜile des oberen 
Gerichtes besessen und, wie das Landbuch bezeugt, nur in 
einsseixieu Fällen verkauft und verpfändet zu haben. Abge* 
sehen also von der verwirrenden Einmischung des financiel- 
len Interesses, deutet das Judicium supremum in der ver^ 
fasaungsmässigen Staffel der Gerichte auf die Dorf- resp. 
Stadtgerichte. Nicht recht verständlich ist die Aeusserung 
Walters (in der ersten Ausgabe a. a. 0.), dads das judiciunl 
supremum auf einer Exemtion vom Judicium i^juriarum und 
dem Judicium advocatorum beruhe. Derselbe bat zwar jetzt 
jeae Meinung zurückgenommen, aber er ist im Unrecht, wenn 
er BItttbann im Judicium supremum enthalten glaubL Ge- 
rade Walter durfte diese Behauptujig nicht aufstellen,, weil 
er das judieium ii^uriarum als das ordentliche Landgericht 
über Blutbann ansieht. Wenn Blutbann im Landgerichte 
geübt wurde, so konnte der Markgraf, der ja schon das^ ju* 
dicium injuriarum hat, nicht in Gestalt des Judicium supre- 
mum noch ein besonderes Blutgericht in Dörfern haben. 

Ueberblickt man alle im Landbuche erwähnten Gerichte, 
so ist keine Zusammenstellung weniger geeignet, ein Bild 
von der märkischen Gerichtsverfassung zu gewähren. Das 
ludicium curiae und advocatorum repräsentiert das Hofgericht 
in seinen verschiedenen Formen, das Judicium injuriarum ist 
ein zur Zeit des Landbucfaes existierendes und der Pl^xis 
nach wol sehr hervortretendes Criminalgericht, das Judicium 
supremum gibt eine flüchtige Erinnerung an die Stadt- und 
Dorfgerichte. Das regelmässige, ordentliche Vogtgericht, 
die Grundlage der ganzen Gerichtsverfassung , ist ,gar nicht 
erwähnt. Der einseitig financielle . Standpunkt des Landbu- 
ches motiviert diese lückenhafte Aufzählui^ der Gerichte, 
aber auf der anderen Seite ist klar, dass dieselbe- vielnu^^« 
der Erklärung durch andere Quellenzeugnisse bedarf, als 
selbst eine gibt. 

Das Yerhältniss der märkischen Gerichtsverfassung zu 
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der des Sachsenspiegels musS; abgesehen von detn Land- 
buche, folgendermassen aufgestellt werden. 

Das Gericht des märkischen Vogtes (Landgericht) ent- 
spricht eigentlich dem sächsischen YogtgericHt (Sep. I. 2, 
§. 4). In Parallele kann es allenfalls auch gesetzt werden 
mit dem Schultheissengericht, welches auf Grund ron Ssp. 
ni. 52, §. 3 auch als Gericht über Blutbann anzusehen ist. 
Beide Gerichte haben es nicht mit schöffenbar freien, son* 
dem mit börigen Leuten zu thun."*'*) Als ausserordentliche 
und vorübergehende Nebenbildung des Vogtgerichtes fiir 
Landfriedensbrüiehe liiag man das Judicium injuriarum anse- 
hen, wolgemerkt, dass vor dem Letzteren kein Standesunter- 
schied Geltung hat. Das Judicium supremum oder vollstän- 
diger Judicium supremum et infimum ist als Dorfgericht mit 
dem sächsischen Gerichte des Bauermeisters zu vergleichen, 
als Stadtgericht hat es keine Analogie im Sachsenspiegel. 
Das Judicium curiae ist das Lehengericht des Sachsenspie^ 
gels, das Judicium advooatorum als Districthofgei*icht bat 
im Sacfasenspie^l keine Analogie. / 



IX. CA^PITEL. 

ADMINISTRATION DER JUSTIZ IN DER MARK, 



g. 30. • i . 

Veräusserlichkeit und Vererblichkeit des Richteramtes. 

Unter ^dei' Justizadministration versteht man den Inbe- 
griff der Massregeln und Einrichtungen, welche die Gerichts* 



479) Zwischen dem Yögtgerichte der Mark und demSchaltheissea- 
erichte des Sachsenspiegels besteht immer der begriffliche IJnterachied, 
ass das Letztere es mit'Per^mien, die in private Hörigkeit gerathen 
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Verfassung in Thätigkeit setzen und in gehörigem Gange 
erhalten sollen. Die Weise, wie der Richter in sein Amt 
eingesetsst, die Bedingungen, unter denen ihn^ die Befugnisse 
des Amte^ anvertraut werden, die ControUe endlich, welche 
über die gehörige Erfüllung der Amtspflichten geübt wird, 
sind die Hauptrichtungen, in denen eine gute Verwaltung 
der Justiz sich zu bewähren hat; 'Ohne sie ist an einen 
währen Nutzen der GerichtBverfessung nicht zu denken, nur 
mit ihrer Hilfe kann' das practische Ziel derselben err 
reicht weräeni 

Die Kunst des Regierens war aber im Mittelalter eine 
s^hr geringe. Nicht aJlein kannte man die Mittel sehr we- 
aig, die zur Erhöhung der Landes wolfahrt dienten, sondern 
.der grosse! Irrthum beherrschte die Regierungeoi, dasi^ man 
durch Veräusserung; VerpÖndung, oder sonstige privatrechtr 
liehe Disposition Staatshöheitsreohte zum Gegenstand des 
Verkehres und zumObjeet lucrativer Speculationen machtö. 
So lange, in einem Staatswesen noch nicht der Gedanke von 
der Wesentlich unr^räuisserlicfaen Natur deor Staatshoheitrechie 
klar geworden ist, kann von einer Staatsverwaltung, keine 
Rede sein. Veräuaserung jener BefUgsisse hat nicht 'allein 
den Nachtheil, dass die iCeAtralisierung der Staatsgewalt, 
d. h. die Sammlung aller Staatsbefugnisse in der Häind des 
obersten Heim unmöglich wird, sondern auch diej.en%en, 
welche dnrch Veräusserung das einzelne Amt, die einzelne 
Befugniss erworben haben, sehen dasselbe als Mittel lucra- 
tiven Erwerbes an und die Wolfahrt des Landes, wird der 
Rücksicht: auf die Einträglichkeit des Staatshoheitsr^htes 
untergeordnet. Kein Land hat die Gefahren, aus der fort- 
gesetzten Veräusserung von öffentlichen Aemtern bitterer 



gind, zu thun hat, das Erstere mit der grossen Masse der märkischen 
Bewohner, die in der landesherrlichen Gewalt (in landesfaerrlicher Vog- 
tei) sich befinden. Dies hat die Glosse zum S^p. im Auge, w^nn sie 
zu Ssp. IL 12, §. 5 sagt: in der Mark gebe es kein Schultheissthum. 
SoferB der Begnfif des Schultheissthums ah Gegensatz ein Gericht über 
schöffenbarfreie voraussetzt, konnte in der Mark, wo es keine Schöf- 
fenbarfreiheit gab, von eigentlichem Schultheissengerichte nicht die 
Rede sein. * 
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empfinden müssen als das deutsche Reich und auch in der 
Mark Brandenburg war eine ähnliche; politische Zersetzung 
dringend zu befiirchten. Wie es gesohab, dass hier eine 
etwas glücklichere Wendung eintrat , soll im Folgenden ge- 
zeigt werden. 

Es ist; wie eben angedeutet worden, ein Missgriff ge- 
wesen über öffentliche Rechte in privatrechtlichen Geschäf- 
ten Verfügung zu treffen. Das Privatinteresse mischte sich 
auf diese Weise in die Handhabung des öffentlichen Amtes 
und damit steht eine andere Erscheinung in Verbindung, 
nämlich das Streben wie jedes übrige Vermögensstück; so 
auch die nnter privatrechtüehem Titel erworbene öffentliche 
JSefugniss auf die Erben zu übertragen. Veränsserlichkeit 
und VererbUchkeit der richterlichen Aemter stehen überall 
im Gansalnextts mit einander. Das zeigt die Geschichte des 
deutschen Reiches augenscheinlich, insbesondere die des 
Lehenwesens, welches seine politisch-staatsrechtliche Beden- 
tnng verlor, seitdem durch die Erblichkeit der Lehen ein 
dinglich^privatrecfatliohes Interesse zur Herrschaft glom- 
men war. 

Aus diesem Gmnde wird es angemessen ' sein auch für 
die richterliehen Aemter der Mark Brandenburg deren Ver- 
äusserUehki^ und Vererbli<^eit im Zusamtnenhänge darzu- 
stellen. 

Die grundsätzliche Schranke, welche im Reiche fw die 
Veräiusserung des Blutgerichts galt, dass dasselbe nämlieh 
nicht an die Tiei^te Hand kommen sollte, bestand in der Mark 
Brandenburg nicht; wie oben (§. 4 hinter Note 43) gezeigt 
worden. 

Man sollte glauben, dass hier vermöge der principiell 
uneingeschränkten Veräusserungsfreiheit völlig willkürliche, 
rechtlose Zustände herbeigeführt worden seien. Dass eine 
solche Gefahr auch in der That für die Mark Brandenburg 
da war, . kann Niemand leugnen. Aber eiue glücklichere Pra- 
»8 vermied hier eine Klippe, an der da^ deutäcfae Reich 
scheiterte. Weniger kommt es nämlich darauf an, wenn 
überhaupt die Veräusserung von öffentlichen Rechten erkwbt 
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i«t, ob dieselbe vom Souverän, vom Landesherrn^ oder einem 
Privaierwerber vorgenomme» wird, alavielmebr darauf, wel- 
ches Amt zum Gegenstand der VeräÄSserung gemacht wird. 
Je wichtiger dieses ist, je weiter der Umfttng seiner Arot- 
befugnisse reicht, um so gefthrlicher ist es in seine Ver- 
waltung privatrechtliche Interessen eingemischt zu sehen. 
Vermöge des Grundsatzes aber, dass kein Blutgericht an 
die vierte Hand kommen solle, stand e9 im deutsche» Reiche 
gerade frei die obersten und wichtigsten Aemter im Wege 
lehenrechtlicher Beleihung wenigstens bis zur dritten Hand 
an Frivaterwerber gelangen zu la^sefn. Denn dem Souverän 
des Bleiches gegenüber müssen die einzelnen Herzoge, Gra- 
fen ursprünglich als Privaterw^ber angesehen werden^ weil 
sie staatsrechtlich nur als Unterthauen erseheinen. Ihnen 
würde- das ordentliche Richteramt des Grafen, dem Herzog 
^ogar die Oberaufsicht: über mehrere Richterämter übertra- 
gen und so bewirkt, dass sie anfiengen die Aemter in ihrem 
eigenen Namen auszuüben und zu vergessen, dä'ss sie Be- 
amte waren. Von den wichtigsten Aemtem gieng die' Ent- 
fremdung des Kaisers ron deü tinsselnen , landesherrlichen 
Territorien aus und war dies einmal geschehen, so konnte 
selbst dier Grundsatz, dass die Veräusserung nicht an die 
vierte Hand gehen dürfe, keine^ Aönderung mehr bewirken. 
Ganz anders entwickeln sich dagegen die Verhältnisse in 
der Mark Brandenburg'. Eine gewisse, halb unwillkürliche 
Praxis ersetzte wirksamer, w&s jener Grundsatz des Reiches 
vergebens anstrebte. Die wichtigsten, märkischen Aemter, 
namentlich das des Vogtes und von da an aufwärts wurden 
entweder gar nicht, oder doch unter solchen Bedingungen 
veräusseort, däss sie dauernd der ControUe der Markgrafen 
nicht entzogen und auch nicht in den privatrechtlicheü Ver- 
kehr hineingezogen werden konnten. Nur die unteren Stadt- 
und Dorfgerichte giengen im Wege des Verkaufe, der Ver- 
pfändung und ähnlicher Geschäfte von einer Hand, zur an- 
deren und auf dem platten Lande ist es den gi*össeren, 
herrschaftlichen Besitzern im . Wege der Exemtion, gehingen 
patrimoniale Landgerichte, die sie somit auch veräussem 
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konnten, zu erlangen,' aber nie sind sie dauernd iu den Be- 
sitz des ganz^i Vogtamtes mit allen seinen Befiigni&isen, 
oder Einktinften gekommen. Stets wurden die Vdgte ent- 
weder nur auf Lebenslänge, oder auf noch kürzere Zeit aor 
gestellt und wenn auch privatrechtliche Gesichtspunkte der 
Uebertragung von Yogtämtern insofern nicht fremd waren, 
als Gläub^r der Markgrafen zur Sicherung, s^bst zur Be- 
friedigung für ihre Forderungen in den Besitz derselben ge- 
setzt wurden, so geschah dies doch nur auf so lange Zeit, 
als das Schuldverhiltniss dauerte. Es wurde Soige dafür 
getragen, dass der Gläubiger, in dem Genüsse des Amtes 
sich nicht festsetzte und somit bald das normale Verhttltniss 
des Letzteren zu dem Gerichtsherm wieder hergestellt. Die 
Bestallungen von Vögten, Landeshauptleuten und Hofridi- 
tern, welche überliefert worden sind, beweisen das. Im 
Jahre 1409**^^ wird die.Vogtei ron Salzwedel an Fritz von 
Schulemburg fbr 300 Mark stendsder Währung zu Pfand ge- 
geben. Dabei wird ihm eingesdiärft, dass er die Vogtei 
inhaben, vorstehen ulid getreulich schützen und sdliirmexi 
solle, andrerseits aber auch dai Genuss aller Zinsen, Nutzun- 
gen, Gefiüle und Zubehörungen haben und des Amtes nicht 
eher entsetzt werden solle als bis zur Rückzahlung der 
300 Mark. Im Jahre 1414 sind die von der Schulemburg 
noch im Besitze der Vogtei, denn der Burggraf Friedrich 
von Nürnberg gelobt amen Anerkennung des Pfandschaft- 
besitzes.^'^ Aber im Jahre 1441 sind sie, wie es scheint, 



480) Cf. Biedel, C. D. Br. I. V. S. 375, No. 1^: Ich Bernhard und 
ich Fritz sein söhn, von der Schulemburg Bekennen — das uns — der 
Marggraf Jost dreyhündert mark stend. weringe schuldig bleiben und 
darumb, so hat myr Fritzen seine gnade seine foigtie zu Saltwedel mit 
allen tzinsen, nutzen, gefellen und mit aller seiner zubehoringe — In- 
gegeben, In Bulcher Masse, das ich die Innehäiku und vorsteen soll 
one allerley ufflage nnd die getrewlichen schützen und schirmen. Ouch 
so sol micn mein gnediger her solcher foigtie nicht entsetzen, sie haben 
mir denn, meinem vaier und meinen erben de — dreyhündert mark ~ 
betzalet und wen die betzalt, dann wil ich die foigtie wieder ab- 
treten 

481) Cf. BMdel,C. D. Br. lY. S. 379, No. 162. 
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schon befriedigt gewesen, weil die Vogtei Salzwedel im 
Pfandsohaftbesitze des Vicke von Büjow erscheint. *^> 

In einer ähnlichen Weise ist 1463 Jacob von Polenz 
für eine Summe von 5000 Gulden, die der Kurfürst ihm 
schuldete, auf die Vogtei Schivelbein und Dramburg und 
deren Amtsrevenüen angewiesen worden.*^) 1514 scheinen 
die Markgrafen wenigstens theilweis &eie Disposition über 
das Amt Schivelbein erlangt zu haben. Grcorg von Schu- 
lemburg wird mit der Schlosshauptmannschaft daselbst vom 
Kurförsten auf 8 Jahre unter Anweisung auf die Gefälle des 
Amtes Schivelbein betraut und das beweist, dass hier Be- 
freiung von dem Niessbrauche des Jacob von Polenz, der 
wenigstens die Hälfte der Gefälle umfasste, eingetreten 
war.*«) 

Soviel kann als feststehend betrachtet werden^ dass die 
Aemter des Vogtes nie in den dauernden, erblichen Besitz 
einer Familie gekommen sind und somit nie die Gefahr 
entstand, dass der Beamte, seiner Pflicht vergessen, die 
Amtsbefugnisse als eigene Rechte ausüben würde. Auch 
von den höheren Aemtern ist das wahr. Das oberste Hof- 
gericht zu Berlin wird dem Paul von Gonerstorff um 1450 
als rechtes Mannlehen auf Lebenszeit geliehen,*^) aber schon 
14Ö6 ist er Landvogt der Nenmark, 1458 Landvogt der Mit- 
telmark und 1467 wiederum Landvogt der Neumark. ""^^ 

Wie sehi* die Markgrafen es als ihr Interesse ansahen, 
dass die Aemter des Vogtes und Landhauptmannes nicht 
lange in einer Hand blieben, zeigt die häufig bei Verleihung 
eines Amtes vorkommende Bestimmung, dass der Beamte 
seine Stellung nur so lange behalten solle, ^als es dem Mark- 
grafen gefalle. Wai- daher der Inhaber des Amtes. ein Gläu- 
biger des Markgrafen, so fehlt nie die Clausel der Wieder- 

482) Cf. Eiedel, C. 1). Br. I. XIV. ö. 269, No. 343. 
4Sd) Cf. die interessante, die Amtspflichten sehr ausführlich ent- 
wickelnde Urkunde bei Biedel, C. D. Br. I. XVIII. S. 2Ö5 ff., No. 68. 

484) Cf. Biedd, C. D. Br. I. XVIIL S. 274, No. 79. 

485) Cf. von Baumer, C. D. Br. I. S. 176, No. 27. 

486) Cf. oben §. 11 bei Note 229—232. 

KÜHN», «BRJCHTS'VJiRrASSUMG. X9 
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einlösimg entweder auf freies Belieben, oder auf eine be- 
stimmte Kimdigonggfnst.^^) War dies nicht der Fall, so 
wird ausdrücklich hervoi^ehoben, das Amt solle nur verlie- ., 
h^i sein, so lange es dem Markgrafen ^eben^ sei.^^^ 

Freie Veräusserung dagegen ohne irgend welches er- 
kennbare Princip fiuid statt mit den Dorf- und Stadtgerichts- 
ämtem. Die Zahl solcher Veränssernngen ist so gross, dass 
diese Thatsaehe noch besonders unter Beweis zu stellen 
Yollkommen überflüssig erscheint Des Beispiels halber, um 
zu zeigen, in wie schneller Folge die Aemter aus einer Hand 
in die andere übei^engen, sei nur auf Frankfurt a. 0. hin- 
gewiesen. 1418 war daselbst Stadtrichter Gabriel Feister, 
derselbe war es noch im Jahre 1429, wo er wegen gewisser 
Ansprüche klagbar wird, 1468 wird Nickel Bamme 
mit dem Amte beliehen, 1482 geht dasselbe an Kerstan 
Buchholz über, 1498 an Gregorius Günther. *^^ Weil abei* 
im Allgemeinen bei den Dorf- und Stadtgerichten der pri- 
yatrechiliche Gesichtspunkt vorwaltend war, so findet sich 
hier auch die Erscheinung, dass das Amt in einer Eamilie 
dauernd verbleibt und somit erbrechtlich von Generation 
zu Generation übertragen wurde. Daher erklärt es sich, 
dass man nur von erblichen DorCrichtern und Stadtrichtern 
Ueberlieferung findet. - Lehenweise wurde das Amt übertra- 
gen und blieb oft lange im Besitze derselben Familie. Im 
Besitze des Niedergerichts zu Brandenburg erscheint die 
Familie Rauch 1398, 1399, 1403, 1465, 1472, 1487, 1489, 
1515, 1518, 1536, 1538, 1560, 1564, 1565,<««) also mit einer 



487) Cf. z. B. die Urkunde in Note 4S3. 

488) Z. B. bei Verleihung der Hauptmannschaft der Altmark 1421 
an Cuno von Lüderitz. Gf. von Baumer, C. D. Br. I. S. 136, No. III. 
Wir bevelhen im (das Amt) — also, das er dasselbe sloss und haupt- 
manschaft mit allen und iglichen iren Inwonem geistlichen und went- 
lichen eyn ganU Jar nach gebunge diss brieffs und da/mach als lange, 
als uns und im dtts ebene werdt oeyn. 

489) CtJUedel, C. D. Br. L XXIH. S. 160, No. 220; S. 191, No. 239 ; 
S. 252, No. 311; a 258, No. 318; S. 280, No. 347; 8. 302, No. 364. 

490) Cf. Riedel, C. D. Br, L IX. S. 77 , No. 121; S. 78, No. 123, 124; 
S. 81, No. 128; S. 198, No. 268 (1465); 8.206, No.272; 8.207, No. 273 
(1472); 8. 233, No. 306 (1487); 8. 239, No. 310 (1489); S. 266, No. 356 
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Unterbrechung in der ersten Hälfte des 15. Jahrhunderts, 
während fast voller 200 Jahre. 

Erbliche Richter finden sich auch in den Städten Prenz- 
lau, in Tangermünde, in Lebus und in Berlin. ^^*^ In Dör- 
fern geschieht häufig der sogenannten Erbschulzen Erwäh- 
nung, d. h. deren amtliche Functionen mit dem Besitze ge- 
wisser Schulzengüter in derselben Familie durch Erbgang 
übertragen wurde, «. B. in ScbWach bei Treuenbriezen.*^^^ 

Gewiss wai* es für die untere Jurisdiction in den Dorf- 
und Stadtgerichten kein besonderes Glück, dass durch Zu- 
lassung von privaten Erwerbungen die staatsrechtliche Natur 
des Amtes und der Pflicht in den Hintergrund gedrängt 
wurde. Eine hauptsächliche Folge davon war, dass bei Hand- 
habung der Justiz der financielle Gewinn von dem betrefienden 
Inhaber vorzugweise in das Auge gefasst wurde. Man be- 
stellt am Dorfgerichte ein Leibgedinge für die Wiitwe des 
Richters, wo gewiss an keine persönliche Ausübung der 
Amtspflichten zu denken ist.^^^^ Die Gumulation von Dorf- 
oder Stadtgeriohtsämtern findet in so hohem Grade statt, 
dass auch hier der beliehene Richter selbst den verschie- 
denen Aemtem nicht vorstehen konnte. So war Peter 
Brackow Hofrichter, Inhaber des Judicium infimum in Berlin 
und Göln und in Müncheberg während der Jahre 1485 bis 
1489.*^^ Auch verschiedenartige Aemter, nicht bloss Rich- 
terstellen, werden in derselben Person cumuliert. So war 
Johann Wolf gleichzeitig Zöllner und Richter in Lenzen 



(1Ö15): S. 268, No. 360 (1518 ; H. 275, No. 371 (1536); S. 276, No. 372 
(e. a.); 8. 277, No. 373, 374 (1538); S. 319. No. 413 (1560); S. 320, 
No. 414 (1564); No. 415 (1565); S. 321, No. 416 (1565). 

491) Vgl. örM»c?i»ann,Ukermärk. Adelshistorie Cap. 3, S. 129. In 
Tangermünde dieSchöttler ci. Biedel, C. D. Br. L XVI. S. 108, No. 127 
( 1472) Lebus, cf. Büdel, ibid. XX. S. 41, No. 48. Berlin, cf. von Bau- 
mer, C. D. Br. I. S. 13, No. 15 (1391). ^ 

492) Gf. Biedel, C. D. Br. I. IX. ». 394, No. (A (1401). 

493) Cf. Biedel, C. D. Br. I. m. S. 146, No. 63 (1544). 

494) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XX. S. 165. No. 60 (1486); S. 169, 
No. 63 (1489). (Die Urkunde von 1485 ist auch abgedruckt bei Oereken, 
C. D. Br. IV. S. 616, No. 312). Peter Brackow wird 1487 Unterrichter 
in Berlin und Cöln. Cf. van Baumer, C. D. Br. IL S. 80, No. 83 
(1487). 

' 19* 
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im Jatire 1491.**^' In der Person von Tyle Bragge findet 
sich vereinigt 1354 das Richteramt and Münzmeisteramt in 
Berlin und die Vogtei über Berlin, Cdln, Spandau und 
Nauen.***^ 



h 31. 
Anweisung des RicMers auf die Amtsgeflille. 

Ein fernerer Fehler in der Verwaltung der Justiz war, 
dass man es nicht vermied das Interesse des Richters an 
den Amtshandlungen zu betheiligen. Sobald der Beamte von 
den Ge&llen des Processes eine bestimmte Quote als seine 
Einnahme betrachtet, hat er an der Höhe jener Gefälle ein 
Interesse. Er wird deshalb lieber hohe Strafen als niedere 
verhängen, wird lieber langwierige, kostspielige Processe 
wünschen als weniger einträgliche und wird endlich die Letz- 
teren mit einer gewissen, parteiischen Missgunst behandeln, 
die nicht in der Sache selbst ihren Qnmd hat. Es scheint 
indessen, dass in der Mark wenigstens während der älteren Zeit 
der Grundsatz den Beamten auf einen Theil der Gefalle ans 
den einzelnen Amtshandlungen anzuweisen, nicht bestanden 
hatte. Wie es im Gegensatze zum deutschen Reiche die 
Verwaltung der Mark Brandenburg auszeichnet, dass wenig- 
stens die höheren und wichtigeren Aemter des Vogtes, Land- 
hauptmannes und Hofrichters nicht dauernd veräussert wur«* 
den, so scheint man auch bei ebendenselben die Gefahr ver- 
mieden z\i haben durch allzugefährliche Vermischung des 
Privatinteresses mit den öffentlichen Functionen des'Beam- 



496) Cf. wn Raumer, C. D. Br. II. S. 87, No. 94. 

496) Cf. Gercken, C. D. Br. V. S. 95, No. 69 (1364); 8.536, No. 127 
(1356). Biedel, C. D. Br. I. XI. S. 51, No. 72 (1356); 8. 231, No. 7 
(1361). Fidiemj" äipl Beitr. II. 8. 39, No. 33 (1845). Im Jahre 1345 
erhielt Tyle Bmgge Anwartschaft auf das Stadtgericht in Berlin, er be- 
sitzt es bis 1391. Noch 1374 besitzt er es, cf. Fidicin, ibid. IL S. 73. 
Im Landbuch von 1375 wird er als Inhaber des Judicium supremum 
erwähnt. Cf. Landbtich ed. Fididn, S. 32. Die Verkaufsurkunde an 
den Rath von 1391,. d Fidicin, dipl. Beitr. ü. S. 110, No. 88, auch bei 
von Raumerj C. D. Br. I. 8. 13, No. 15. 
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ten der geü'euen PflichterftUlung Hindernisse zu bereiten. 
Das Landbuch von 1375 hebt wenigstens von allen höheren 
Gerichten, die es anführt, nämlich dem Judicium curiae, ad- 
vocatorum und injuriarum hervor, dass der Richter die Ge- 
fälle dem Markgrafen abzulieförn habe und deshalb Rechen- 
schaft abzulegen verpflichtet sei.*^^^ Es sind auch keine äl- 
teren Fälle bekannt, in denen bei einfachen Verhältnissen 
die Amtsgefölle dem Vogte zugewiesen werden. Der Hof- 
richter im Lande Friedeberg Ludekin empfängt auf Lebens* 
zeit ein jährliches Gehalt aus dem consistorium der Stadt 
Friedeberg, von einer Betheiligung an den Amtseinkünften 
ist: aber keine Rede.*^^ Bei den Landhauptleuten kommt 
es bis spät in das 15. Jahrhundert vor, dass sie auf ein 
festes Gehalt gestellt wurden, das sie nicht aus den Amts- 
gefallen bezogen, sondern entweder direct aus der mark- 
gräfliehen Gasse, oder aus gewissen Privatpertinenzen , die 
ihnen zugewiesen wurden. Als Cuno Lüderitz zum Land- 
hauptmann der Altmark im Jahre 1421 ernannt wurde, wurde 
er im Betrage von 200 Schock bitJhmischer Groschen auf 
die Gefälle angewiesen und empfieng daneben den schmalen 
Zehent, Hühner, Eier, PfeflFer und andere Abgaben, Nutzung 
eines Sees zu SchellendcHrf, Holz aus dem Tanger und dem 
Walde bei Schellendorf. *^^ Der Hauptmann der Priegnitz 
Hans von Bohr bezieht 100 Mark Gehalt und aus den Amts- 
einkünften, soviel zu seinem Unterhalte gehört ohne Ge- 
fährde. *^^ Bernd von der Schulemburg als Hauptmann der 



497) Cf. Landb. v. 1375 ed. Fidicin, S. 32 : In primis tfibm (judi- 
ciis) höbet dominus tarn mulctas vel penas pecunianas miam emendaSj 
de ouarto vero duas partes et prefectus terciam. Igitur JudiceB omnium 
predictorum judtciorum tenentur ad racionem. 

498) Cf. Gercken, G. D. Br. III. S. 202, No. 96: Deputamus sibi 
(dem li^dekin) ob id, ut Judicium provinciale fideliter regat et diri^at, 
tres marcas argenti Brandenburgensis et ponderis in consistorio civita- 
tis nostre predicto (Friedeberg) singulis annis percipiendas et tollen das 
femporibus solummodo vite sue. 

499) Cf. van Baumer, C. D. Br. I. S. 136, No. 111. . 

500) Cf. Miedel, C. D. Br. I. H. S. 288, No. 28 (1432): Auch suUen 
und wollen wir, die weil er unser Haubtmann in der Priegnitz ist von 
gebunge dieses briefes, vart alle jar jerlichen hundert mark Stendali- 
scher^ Brandburgischer oder Berlinischer wertnge, y zwey pfunt für 



394 OBSCHICBTE DKR GeRICIIT8*VEKrAS8DXa. 

Altmark cmpfibigt 1439 fteineD Unterhalt ohne Geßkrde und 
Berechnmig ans den AmtspertinenzeB und 25 Maxk.^' 

Auf ganz festem (behalt Yon 100 rhein. Gtdden, halb- 
jährKeh zahlbar, nnd 30 Schodc miridsehen Oroadien von 
««einen Städten steht der Landhaaptmann der Priegnitz 
1487.^^ Die Amtsgemile soll er säbntUch dem Kastner za 
Tangermünde berechnen. 

Wenn der Beamte das zngesieherte Gehalt nicht direct 
bezog ans irgend einer landesherrlichen Gasse, so worden 
gewisse Pertinenzen des Amtes, sei es Grondstücke, sei es 
Hebungen ihm znr Nntznng überlassen« Vollkommen wurde 
damit der Zweck die Ausübung der Amtsfunctionnen völlig 
uninteressierten Händen zu übergeben nicht erreicht. Denn 
der Beamte musste von denen, welche seiner Amtsgewalt 
unterworfen waren, Natural- und Geldprästationen fordern, 
er musste den Ertrag seiner Grundstücke auf den städtischen 
Märkten seines Sprcngels veräussem und damit wurde eine 
Reihe von rechUichen Beziehungen des Vogtes, oder Land- 
hauptmannes zu den Eünsassen seines Sprengeis geschaffen, 
in denen derErstere als Partei erschien. Hier lag die Versu- 
chung nahe die Amtsgewalt zu Gunsten jener Privatan- 
sprüche anzuwenden, wenn dieselben auch mit der Rechts- 
pflege und anderen öffentlichen Befugnissen in keinem Zu- 
sammenhange standen. Daher schreiben sich wöl die vielen 
Bedrückungen der Vögte und auch wol der Landhauptleute, 
über welche so oft Klage geführt wird, daher die Neigung 
der höheren Beamten zu Ausschreitungen, gegen die der 
Markgraf sehr häufig seinen Beistand versprechen muss. 

Aber auch dem Markgrafen selbst gegenüber wurde 
durch Anweisung des Beamten auf gewisse Pertinenzen im 
Sprengel die Klarheit des staatsrechtlichen Verhältnisses 
alteriert. Sehr häufig veräusserte der Markgraf Dörfer, 



eine marck, geben und gntlichen beczalen ohne geverde. *— Vorher 
heisst es: er solle anf dem Amte seine eigene Kost und Zehrung be- 
reiten ohne Aufschlag- und Rechnung. 

501) Cf. von Mauwer, C. D. Br. I. S. 141, No. 119. 

502) Cf. Miedel, C. D. Br. L I. S. 317, No. 31. 
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deren Bewohner ihm, oder dem darauf angewiesenen Haupt- 
manne abgabepfliehtig waren, Grundstücke, von denen Ze- 
henten, oder andere Leistungen dem Vogte zuflössen. Jede 
solche Yeräusserung schmälerte das Einkommen des mark- 
gräflichen Beamten — war es ein Wunder, dass derselbe 
solche Yeräusserungen oder Exemtionen, die ihn beeinträch- 
tigten, häufig ignorierte und mit Unrecht nahm, was ihm 
früher mit Becht zugestanden hatte? 

Wie gering das Einkommen des Landhauptmannes, oder 
des Vogtes war, beweisen schon die oben angeführten Bei- 
si»ele. Von Arndt von Lüderitz, der als Landeshauptmann 
auf Amtspertinenzen der Altmark, seines Sprengeis, gewiesen 
war, wird Folgendes als seine Gesamteinnahme bezeugt :^^^ 
67 Scheffel Roggen, 4 Wispel 5 Scheffel Hafer, 4 Scheffel 
Gerste, 111 Hühner und an Geldabgaben 67 Schock 9 Gro- 
schen 2 Pfennige. Die obigen Kornprästationen, (den Schef- 
fel Boggen und Gerste je zu 3 Schilling, den Scheffel Hafer 
zu 12 Pfennigen gerechnet) ergeben als Werth 7 Schock 
24 Gr. 2 Pf., ferner 111 Hühner, das Huhn zu 6 Pfennigen, 
ergibt 1 Schock 23 Groschen 2 Pfennige. Alles zusammen 
ergibt : 

7 Seh. 24 Gr. 2 Pf. 
67 ^ 9 ^ 2 „ 

^ „ 23 ^ 2 „ 



75 Seh. 56 Gr. 6 Pf.«>*) 



503) Cf. v(m Baumer, C. D. Br. II. S. 15, No. 15 (1472). 

504) Die Urkunde selbst (Note 503) gibt als Gesamtsumme an 
46 Scb. 31 Gr. Das mnss falsch sein. Denn die einzelnen Posten nach 
der Urkunde selbst sind: 
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Transp. 56 S<5h. 18 Gr. 4 Pf. 
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Rechnet man hier einen vollgiltigen, rheinisch^ii Goldgulden 
gleich 44 Gr., so entsteht eine Gesamteinnahme von etwa 
102 rhein. Galden. Es lässt sich freilich annehmen, daas in 
älterer Zeit, wo die Yogteien durch mannigfache Exemtionen 
noch nicht geschwächt waren, das Einkommen des Yogtei- 
Vorstehers reichlicher war. Aber für die Zeit des 15. Jahr- 
hunderts wird man Klöden^^^ beistimmen müssen, dass nur 
wolhabendo Leute zur Uebemahme eines Yogtamtes im 
Stande waren. Denn selbst bei reichlichen Perceptionen 
waren bei den vielen, kriegerischen Unruhen Jener Zeit so 
viele Auslagen mit dem Amte verbünden, dass der Markgraf 
sie nicht immer zn ersetzen im Stande war. Wenigst^is 
hat der Ritter Friedrich von Lochen den Markgrafen mit 
Auslagen, die er als Hauptmann des Landes gethan, so tief 
in seine Schuld gebracht, dass er nur mit den ausgedehn- 
testen und aufiälligsten Privilegien ausreichendef Gaution 
empficng.^^^ 

Auf diese Weise erklärt sich auch die Erscheinung, dass 

Landhauptleute ihr Amt niederlegen und für sie nur mit 

Mühe ein williger Nachfolger gefunden werden kann. Im 

Jahre 1421 wird Gebhard von Alvensleben seines Amtes 

entlassen. Die interessante Urkunde lautet so:^^^ 

Da du uns mehrfach gebeten hast, schreibt der Markgraf, 

dass wir dich vom Amte möchten lassen und dasselbe mit 

einem anderen bestellen und da wir mit dir über Cune 

von Lüderitz, unsern lieben Getreuen, geredet haben und 

dir befohlen hatten mit ihm darum zu reden, was auch 

geschehen, aber zu keinem Ende mit ihm gekommen ist, 

so haben wir jetzt ihm geschiieben und ihn zu uns geb\)- 

Transp. 56 ScL 18 Gr. 4 Pf. 
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75 Seh. 56 Gr. 6 Pf. 

505) Cf. Waldemar I. S. 25. 

506) Cf. oben §. 2, Note 5. 

507) Cf. von JRaumer, C. I). Br. I. S. 137, No. 113. 
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ten und dem ehrwüi*digeii Herrn Johann Bischof ^u Lebus, 
Conrad Eben, unserem Kneehte, und anderen von unseren 
lieben (}ela*euen überlassen und ihnen Vollmacht gegeben 
eine bindende Abrede mit ihm zu treffen und ihm das Amt 
von unsertwegen zu befehlen, auf dass du dioh auch nach 
Beger desto besser und förderlicher zu dem Zug auf die 
Ketzer (Hussiten) mit uns zu ziehen richten (rüsten) mö- 
gest. Wir begehren an dich mit besonderem Fleisse, du 
wollest dem genannten Oune gütlich Ausweisung thmfi und 
ihm in unseres und unseres Landes Sachen förderlich, be-< 
hilflich, willig zum Rath und beiständig sein, falls er dei- 
ner bedürfen wird und auch unsere Mannen und Städte 
au ihn weisen und sie bitten, dass sie allen unseren und 
Laadessachen so tilauen, wie wir ihnen. 
Der abtretende Landhanptmann hatte offenbar das Amt als 
eine Bürae empfunden und der Nadifolger Cune von Lüde- 
ritz war nur schwer,, wie aus den Verhandlungen, die die 
Urkunde bezeugt, hervorgeht, zur Uebernahme desselben zu 
bewegen. 

Wenn das Amt des Vogtes oder Landhauptmannes schon 
so wenig luccativ war, so begreift man schwer, warum man 
dasselbe eifern Gläubiger zur Befriedigung ftir seine Eorde- 
rung pfand- oder kaufweise überlassien konnte und wie ein 
Gläubiger zar Uebernahme desselben trotz aller Mühwaltun- 
geia mit HinfaUck auf seine SichersteUung sich bereit erklä- 
ren konnte. Nur durch die Anweisung auf die Amtsgefiüle 
selb9t, also auf den Genuss der Strafgelder,. Sportein und 
dergL. lässt sich annehmen, dass dem Gläubiger eine hin- 
längliche Einnahme zugewendet werden kontito, um eilten 
Schuldbetrag tu tilgen. So wurde der Vogt von Driesen 
und Landvogt der' Neumark vonPolentz auf die Hälfte der 
Geriehtsgefime angewiesen. ^> . Hierin lag dann ein noch 
dringenderer Antrieb, dass der Vogt oder Landhauptmann 
weniger an getreue Wahrnehmung seiner Pflichten, als an 
die Ausbeute seiner amtlichen Rechte dachte. 

r 

S 

*- 

508) Cf. oben §. 30, Note 485, 486. 
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Dass jemals das Amt des Vogtes oder Landhauptman- 
nes als du Bbrenamt gegolten, ist wol nicht anzunehmen. 
Bei Ernennung des Hans von Bredow eum Hauptmann der 
Mittelmark 1420 wird nur von Ersate der Auslagen, nicht 
von anderen Einkünften gesprochen, die ihm zufallen soUen.'^^ 
Aber gewisse Pertinensen zum Amte in Ornndstücken, oder 
Privatabgaben waren gewiss so selbstverständlich, dass sie 
stillschweigend als vorhanden und mit ihrem Nutzen dem 
Beamten zustehend gedacht werden müssen. 

Im Gegensatze zu den Vögten und Landhauptleuten 
stehen die niederen Stadt* und Dorfrichter. Schon im vori- 
gen Paragraphen ist gezeigt worden, dass sie freier ver- 
änssert worden und der privatrechtliche Oesiditspunkt des 
Gewinnes dabei mehr hervortrat. Daher findet sich bei 
ihnen die EJrscheinung, dass der richterlidie Beamte auf der 
einen Seite gewisse Pertinenzen wie Abgaben und Grund- 
stücke, mit denen das Amt ausgestattet ist, geniesst, auf der 
anderen Seite aber auch an den Gefilllen aus den Amtshand- 
lungen in der Regel zu | betheiligt ist. Der Stadtriehter 
von Frankfurt a. O. z. B. Peter Bamme hat an Einkünfteu 
1 3 Wispel Mühlenpaoht, 20 Schock Groschen HufeDzins, drei 
kleine Seeen, drei Schock Groschen Rnthenzins, von jeder 
Klage eines Fremden 1 Groschen, von der eines Bürgers 
1 Pfennig, 1 Pfennig pro Stätte Stättegeld am Martinimarkte 
und den 3. Pfennig von den Einnahmen des Rathes von den 
Jahrmärkten, von den Schubinachem ein Paar Stiefel und 
jährlich drei Pfennige von jedem Schuhmacher, IS Scheffel 
Kleie von den Bäckern, 6 Ellen Gewand von den Tuchma- 
chern und 4 Pfennige von jedem Tuchmacher, 12 Groschen 
gabella hereditaria, und dazu Wettschuld und Missbandlung.^'^> 
In Dramburg hatte derselbe ein Drittel aller GeftUe, in 
Schivelbein fioss nur ein Drittel der Strafen in die Stadt- 



609) Cf. von JUhmfT, C. D. Br. I. S. 75, No. 36,. j 

610) Cf. van Haüiher, C. D. Br. I. S. 227, No. 90 (1454) und Ute- 
del, C. D. Br. I. XXni. S. 405. 
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kasse, von allen anderen Einkünften die Hälfte. ^^^^ Der 
Stadtrichter hat also wol die entsprechenden, übrig bleiben- 
den Quoten der Einnahmen für sich bezogen. 

Die Dorfriditer befanden sich in einer ähnlichen Lage. 
Dass sie die Tantieme gewisser Gerichtgefälle bezogen, wird 
allgemein bezeugt im Landbuche von 1375.*^^2> Die Regel 
ist, dass zum Schulzengericht die Nutzung gewisser Ackerhufen 
und andere dinglich radiderte Hebungen gehlen. Dieser Be- 
sitz hatte aber dem Gharacter bäuerlicher Belastung, so dass 
der Richter, dem kraft seines Amtes jene Einkünfte zustan^ 
den, zur Leistung gewisser Dienste und Abgaben an die 
Gutsberrschaft verpflichtet wurde. Um nur ein Beispiel an- 
zuführen, hatte der Dorfsdmlze von Rosenthal im Jahre 
1368 7 Hufen, die zu seinem Gerichte gehörten, davon 
musste er dem Abte (als Gutsherrn) für den Dienst eines 
Lehenpferdes 15 solidi in brandenburgischen Pfennigen zah- 
len, und ferner den Hofmeister zu Warin samt seinem G^ 
folge bei seinen Gerichtsreisen dreimal im Jahre mit einem 
Frühstück bewirthen. Andere Rechte des Schulzen sind, er 
solle ausser den 7 Hufen 5 Gärtchen haben ubd eine Sehaaf- 
heerde unbeschränkt halten.^^*^ 



511) Cf. Biedel, C. D. Br. L XVIII. S. 216, No. 4 (1297), S. 233, 
No. 29 (1378). 

512) Gf. Landb. von 1375 ed. Fidiein, S. 32: In primis tribUB (ju- 
diciis) habet dominus tarn mulctas vel penas pecuniarias quam emenaas, 
de qua^o (jud. supremum) /vero duas partes et prefectus terciam. Cf. 
Wohlbrücky Gesch. v. Lebns I. S. ^21. 

513) Cf. Biedel, C. D. Br. I. XX. S. 234, No.70: Petrus de Beren- 
velde, scultetus in Kosintal^ habere debeat Septem mansos libere ad suum 
ibidem in Ros^tal Judicium pertinentes, de qnibus domino Abbati ra- 
tione servitii unius equi pheodalis quindeeim solides denariorum Bran- 
denburgensium dabit in festo beati Martini annis singttlis et debet ma- 
gistmm curie in Warin cum decenti familia nno prandio ter in anno 
quolibet procurare, cnm voluerit in Rosintal provmcialibus vel magnis 
judiciis presidere. Insu^er idem Petrus de Berenvelde de tribus mansis 

rusticalibus quos in Rosintal 4io\it Item super predictis mansis 

tenebit qoinqüe tantummodo ortulanos. Item tenebit gregem ovium libe- 
rum. — lieber die wirthschaftliche Stellung der Dor^chulzen vgl. die 
gute Ausführung bei WoMbrück, Gesch. v. Lebus, I. S. 209 #. bes. 
S. 221. Die in der Urkunde erwähnten ortulani scheinen als kleine 
Gärtchen verstanden werden zu müssen, die ausser den 7 mansi dem 
Schulzen zustehen. 
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1 



g. 32. 

Beginnende Scheidung des rioMerlichen Amtes von der 

Adnrinistratton. 

Der Grundsatz richterliche und adminiatratiive Functionen 
in der Hand eines Beamten zu vereinigen^ ftogt an im Laufe 
des 15. Jahrhunderts modificiert zu werden. Es ist eine 
natürliche Richtung, die jede geordnete Staatsverwaltung 
nimmt, durch Theilung der Arbeit nach ihren verschiedenen 
Arten eine bessere und leichtere Ausübung der betreffenden 
Functionen zu erstreben. Je verwickelter im Laufe der Zeit 
die Verhältnisse des Privatrechtes werden, je grössere Mühe 
und Nachdenken der Richter auf die einzelnen Rechtshändel 
verwenden muas, je mehr auf der anderen Seite. die Zahl 
und Schwierigkeit rein administrativer Geschäfte steigt, um ' 

so deutlicher tritt die Unzulänglichkeit eines Einzigen für 
so verschiedenartige (Geschäfte an den Tag und der Gedanke 
die besondere Art richterlicher Geschäfte einem besonderen 
Richter, die besonderen Verwaltui^angelegenheiten einem 
anderen Beamten zu übertragen, geht mit Nothwendig- 
keit aus der Natur der Verhältnisse hervor. Eine Noth- 
wendigkeit igt es, dass je mehr das Mittelalter den moder- 
nen Zeiten sieh nähert, um so vollständiger auch die Schei- 
dung der Administration von der Justiz zu Tage tritt. Ein- 
fachere Zeiten bedürfen nur einer einfachen Einrichtung der 
Aerater und darum darf man auf die/ Zustände des Mittel- 
alters, das eine heute so geläufige Unterscheidung noch 
nicht kannte, nicht mit Geringschätzung zurückblicken. Dass 
man früher Administration und Justiz nicht unterschied, 
^erhielt damals frei von dem Uebel der Competenzconflicte, 
die im modernen Staatsrechte eine so bedenkliche Rolle ^ 

spielen. 

Bis zum Ablauf des 15. Jahrhunderts findet sich noch 
kein tiefgreifendes Princip über das Verhältniss des richter- 
lichen Amtes zu dem des Verwaltungbeamten. Der allge- 
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möine Charaoter ist immer der einer Mischung beider ver- 
schiedenen Funktionen in demselben Amte^ erst dem 16. und 
späteren Jahrhunderten war es vorbehalten jene Scheidung 
vollständiger durchzuführen.*"^ Nur sehr bescheiden sind 
die Anfänge, in denen eine Unterscheidung des eigentlichen 
Rechtsprechens von anderen Anordnungen hervortritt. Sie 
zeigt sich auch in einer Richtung, welche später nicht 
zur weiteren Durchbildung gelangte, nämlich in d^ Unter- 
scheidung von Rechtsprechung und £xecution. 

Es ist oben §. 19 Note 364b. darauf hingewiesen worden, 
dass der Districthofrichter nur das Urtheil spricht, die Exe- 
cution aber dem Vogte anheimföllt. Hier erscheint also im 
Hofrichter ein Beamter, dei* neben seiner richterlichen Func- 
tion keine administrativen, oder executiven besitzt. Mit diesem 
practischen Beispiele ist also der Oedanke von der Vermi- 
schung , verschiedener, staatsrechtlicher Elemente in einem 
Amte gebrochen. Wenn daher auch später sich findet, dass 
die Hofgerichte, namentlich in der zweiten Hälfte des 
15. Jahrhunderts in ihrer Organisation so weit vorgeschrit- 
ten sind, dass sie eine selbständige Execution besitzen, so 
ist doch jene frühere Erscheinung, dass ihnen jene Execu* 
tion fehlt, ein Zeichen einer beginnenden Scheidung von 
Elementen, die im Mittelalter stets in Verbindung mit einan- 
der vorkommen. Auch verschwindet dieselbe nicht wieder. 
Denn als das Eammergericht entstanden war, nimmt es zu 
den ihm untergeordneten Hof- und Vogtgerichten keinen an- 
deren Standpunkt ein, als ehedem der Districthofrichter zum 
Vogt. Wenn es sich bei Erkenntnissen, oder Verfügungen 
des KammergQricbts um Vollstreckung derselben handelt, 
werden die betreflfenden Hofgerichte, oder Landhauptleute 
zu der Ausfährung derselben veranlasst. Im Jahre 1483 



514) Es wäre für einen geschichtlich gebildeten Yerwaltungkundigen 
eine vortreffliche, lohnende Aufgabe von etwa dem 16. Jahrhundert ab 
die Geschichte der inneren Verwaltung von einem unserer grösseren 
Staaten, z. 6. in Prcussen zu schreiben. Die allmählig vorschreitende 
Scheidung der Administration von der Justiz nach allen Richtungen zu 
verfolgen wäre von höchstem Interesse und grösster Wichtigkeit. 



302 OESCHICBTE DBR GBRICHTÜ-TERFABSUNG. 

wird die Einweisung in den Besitz streitiger Güter auf Er- 
kenntnias des Eammergerichts (der Bithe des Markgrafen) 
dem Landhauptmann des Ukerlandes aufgegeben. Also auch 
das Kammergericht vollstreckte seine Sentenzen nicht. '^^^^ 
Beim Kammergerichte, das seit seiner bestimmteren Organi- 
sation den Hof* and den Landgerichten übergeordnet war 
and in die Gompetenzsphire von jedem derselben hinüber- 
greifen konnte, findet jene Erscheinung ihre Erklärung, denn 
wie auch heute noch das höhere Gericht sich bei Ladungen, 
oder Execution des untergeordneten Gerichtes zu bedienen 
pflegt, so konnte das Gleiche auch damals geschehen, ohne 
dass man an eine principielle Scheidung der Rechtsprechung 
und der Execution zu denken hätte. Anders aber verhält 
es sich beim HoMchter gegenüber dem Vogt. Das Hofge- 
rieht mit seiner Gompetenz über Ritterbürtige steht nicht 
direct über dem Yogtgerichte als ein höheres , sondern es 
bewegt sich in einer ganz anderen Sphäre. Um innerhalb 
dieser Letzteren allen jurisdictionellen Bedürfnissen zu ge- 
nügen, bedient der Hofrichter sich der executivischen Hilfe 
des Vogtes und weil auf diese Weise zwei Beamte mit we- 
sentlich verschiedener Aufgabe und Rechtstellung sich er- 
gänzend die Hand reichten, so scheint deutlich ersichtlich, 
dass der Ho&ichter im Gegensatze zu älteren Verwaltungs- 
maximen der administrativen und der damit zusammenhän- 
genden Befngniss der Executive entbehrt hat. Im Sinne 
römischer Terminologie würde man sagen können, dass dem 
Hofrichter das Imperium gefehlt habe. 

515) Cf. van Baumer, C. D. Br. II. S. 192, No. 144. 
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